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Yorwort. 



Infolge der Auffordernngen von selten einiger werten Freunde, 
die ich mir durch meine Lehrproben ttber geschichtliche^) und 
erdkundliche^) Stoffe und durch andere Arbeiten erworben habe, 
gestatte ich mir meinen engeren Eachgenossen in beifolgendem 
Buche darzulegen, wie nach meiner Auffassung die Belehrungen 
Ifber wirtschaftliche und gesellschaftliche Fragen auf der Oberstufe 
am förderlichsten vorzunehmen seien. „Viele Wege führen nach 
Bom'^; vielleicht habe ich die Freude zu sehen, dafs manchem 
Kollegen der von mir angegebene gangbar, ja bequem erscheint. 

Ich mufs zuvörderst gestehen^), dafs ich die Forderungen der 
neuen preufsischen Lehrpläne und Lehraufgaben vom 6. Januar 1892, 
was den geschichtlichen Unterricht anbetrifft, ftlr durch- 
aus sach- und zeitgemäfs erkläre. Das kommende Jahrhundert 
bedarf ganzer Männer, voller Einsicht in die politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Zeitalters, Männer von poli- 
tischer Durchbildung und geschichtlicher Schulung. Darum ist es 
notwendig, die Geschichte (vorerst) bis zum Dreikaiser jähr zu 
ftlhren, in den Schülern „das Verständnis für den pragmatischen 
Zusammenhang der Ereignisse*', „die Fähigkeit zum Begreifen der 
Gegenwart aus der Vergangenheit" zu wecken, sie frei von jeder 
Tendenz in objektiver Weise, in ethischem und geschichtlichem 
Sinne, mit den sozialen Forderungen der Gegenwart bekannt zu 
machen. Und zwar halte ich hierfür die ableitende und ver- 
gleichende Methode für besonders zweckentsprechend. Ein junger 
Mann, welcher augeleitet ist, selbständig Schlüsse zu ziehen, 
sich ein eigenes Urteil zu bilden, wird auch in der Lage sein, 
sich aus eigenem Nachdenken, durch eigene Geistesarbeit eine 
tüchtige Meinung über die brennendsten Fragen der Zeit zu bilden. 



1) „Lehrproben und Lehrgänge**, Halle a. S., Waisenhans, Heft 39; 
„Centralorgan für die Interessen des Bealschulwesens" , 1894, Heft 9. 
2) „Lehrpr. u. Lehrgänge**, Heft 41 u. 42. 3) Ausführlicher in meinem 
Aufsatze in der „Zeitschrift für das Gymnasialwesen**, 1895, Dezemberheft. 



IV Vorwort. 

Mit nichten wird, wie man zu München und Leipzig 
befürchtete, die neue Weise des Geschichtsunterrichts, wenn 
mit Takt und Einsicht vorgegangen wird, die Historie in den 
Schmutz des Parteihaders hinabziehen, mit nichten wird diese, 
tendenziös entstellt, „durch Gesinnungsdrill" entwürdigt werden. 
Klio bleibt die stolze Muse, die strenge Förderin der Wahrheit, 
als die wir sie verehren und hochhalten, ja, sie wird mehr als 
bisher „die Lehrerin der Völker" werden und Tausenden eine 
sichere Ftihrerin auf den dunkeln Pfaden der Zukunft sein. Denn 
bisher, Hand aufs Herz, traf fast immer Hegels Wort ein: „Die 
Geschichte lehrt nur, dafs sie die Leute nie etwas lehrte". Blofse 
gßschichtliche Kenntnisse, durch den Vortrag des Lehrers und das 
Lehrbuch vermittelt, genügen nicht länger. Der Schüler soll 
niebt mehr, wenn er die Prima verläfst, dastehen vor dem Ge- 
triebe unseres Zeitalters wie der europamüde Schwarzwäldler, der 
keine Verwandten oder Bekannten jenseits des Ozeans besitzt, am 
Tage der Landung in Castle Garden! Wer wird einen Blinden 
ohne Führung hinausstofsen in das Getümmel der Friedrichs- 
strafse Berlins! 

Bezüglich der Behandlung der sozialen Frage stimme ich 
darin mit Karl Fischer (Grundzüge einer Sozialpädagogik und 
Sozialpolitik! S. 310) überein, „dafs ein Kampf gegen die Sozial- 
demokratie nicht von der Schule gefordert wird". Jegliches 
Purcbschimmem einer absichtlichen Bekämpfang einer Partei, 
sei es welche es wolle, im Unterricht wird übrigens nicht wenigen 
Schülern als ein» parteiische, ungeschichtliche Handlungsweise 
und Lehrart erscheinen. Sie wird dazu anregen, von Leuten, 
die der Schüler für parteiloser hält, oder als Gegenstück zu dem 
in der Klasse Gebotenen, aus dem Munde eines ihm bekannten 
überzeugten Sozialdemokraten andere Belehrung zu suchen. Denn 
auch jener kennt den Satz: Audiatur et altera pars! Auch aus 
diesem Grunde will ich, dß.fs in objektivster, nämlich in geschicht- 
licher Weise die betreffenden Verhältnisse angeschaut, betrachtet, 
verglichen und beurteilt werden. 

In meinen Betrachtungen und Erörterungen glaubte ich 
mich mm nicht lediglich auf die letzten drei Jahrhunderte be- 
schränken zu mtlssen, sondern ich zog auch das Altertum und das 
Mittelalter in den Kreis derselben.^) Die auf jenes bezüglichen 



1) „Erzähle mir die Vergangenheit, und ich werde die Zukunft er- 
kennen.'* ConfaciuB. — „Der grofse Nutzen der geschichtlichen That- 
sachen des Altertums liegt darin, sie mit den modernen zu ver- 
gleichen, die Ursachen darzulegen, wekhe Umwälzungen hervorgebracht 
haben." Friedrich der Grofse. 



Vorwort. V 

Abscimitte können mtthelos schon in der Obenekanda erörtert 
werden. Das Altertum halte ich fdr besonders geeignet daza zu 
dienen^ den Schülern in ableitender Form jene Belehrungen über 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Fragen auf geschichtlicher 
Orondlage zu teil werden zu lassen. Dies zumal darum, weil die 
griechische und römische Geschichte gleichsam neutraler Boden 
ist. Will ich z. B. über KomzöUe und Kapitalismus sprechen, so 
werde ich nicht befürchten müssen, von irgend welcher Seite 
den Vorwurf parteiischer Befangenheit und Voreingenommenheit 
zu erhalten, wenp ich um jener Begriffe willen ein gröfseres, zu- 
sammenhängendes Kapitel eines grofsen Historikers, der die römische 
Geschichte dargestellt hat, durchnehme, zumal wenn er jederzeit 
ein Vertreter und Wortführer der Fortschrittspartei gewesen ist. 
Solche Berücksichtigung der alten Zeit setzt aufserdem den Lehrer 
in den Stand, die „geschichtliche Kontinuität" aufzuweisen, zu 
zeigen, dafs die Probleme unseres Europa in vielen PuiÜLten 
auch die der alten Kulturvölker waren. Die ferne Zeit, die, 
national gesprochen, fremden Nationen, die fremden Interessen 
ermöglichen es dem Fabrikanten- und Bankiersohn wie dem des 
Arbeiters und Landmanns leidenschaftslos zu urteilen. Das Mittel- 
alter darf aber darum nicht aufser acht gelassen werden, weil 
andernfalls der Primaner die Zustände des 17. Jahrhunderts nicht 
als „historisch gewordene*^ verstehen kann. 

Die in meinem Buch angezogenen Stücke verschiedenster 
Herkunft sind von der verehrlichen Verlagsbuchhandlung nebst 
einigen von mir verfafsten Stücken in einem für die Hand des 
Schülers berechneten Büchlein besonders sum Abdruck gebracht 
worden, damit sie dem Unterricht zu Grunde gelegt werden können.^) 

Geradezu überraschend wirkte auf mich die Wahrnehmung, 
dafs sich die allgemeine Gesamtmeinung der fünften Direktoren- 
Versammlung der ßheinprovinz*) (vom J. 1893) mit meiner Auf- 
fassung über die Behandlnngsweise jener schwierigen Stoffe fast ganz 
deckt. Mit Vergnügen las ich auch Leitsatz 9: „Nur der Unter- 
richt in der Erdkimde ist seiner Natur nach berufen, im Sinne 
des Themas positive Kenntnisse zu geben." Abgesehen von 
dem Worte „nur*', statt dessen ich lieber „auch" gesehen hätte, 
stimme ich dieser These aus aufrichtigem Herzen zu. In meiner 
erdkundlichen Lehrprobe (Teil H, Lehrproben und Lehrgänge, 
Jan. 1895) findet man eine schulgemäfse Behandlung der Kolonial- 
frage ausgeführt. Sollte man allgemein den erdkundlichen Unter- 



1) „Hilfsbach zu den Belehrungen über wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Fragen im Unterricht auf der Oberstufe.** 2) Bericht über 
die VerhandluDgen, S. 249 f. 



VI Vorwort. 

riebt zu solchen Besprechungen heranziehen, so müTste, was 
auch sonst wahrlich not thut, das geographische Fach bis in 
I* selbständig betrieben werden. Keine andere Disziplin vermag 
mehr als die Erdkunde, die hierin der Geschichte und dem 
Deutschen gleichkommt, die in verschiedenen Einzelfächem gesam- 
melten Wissensstoffe mit einander in einer für den Schüler äuTserst 
lehrreichen Weise in Beziehung zu bringen.^) 

Den Verwaltungen der Königlichen Bibliothek (am Platze 
beim Opemhause) zu Berlin, der Grofsherzoglichen Universitäts- 
bibliothek zu Rostock und der Grofsherzoglichen Begierungsbibliothek 
zu Schwerin gestatte ich mir auch an dieser Stelle für das mir 
gezeigte Entgegenkommen wärmsten Dank auszusprechen. 

Grabow i. M., den 29. Juli 1895. 

Dr. Selienk. 

1) Da nicht jedem, der dieses Buch zur Hand nimmt, in bequemer 
Weise der Abdruck jener rheinischen Verhandlungen zu Gebote steht, 
führe ich die wichtigsten der von jener Konferenz angenommenen Leit- 
sätze hier an: 

1. Die in den Lehrplänen geforderten Belehrungen über die Entwicklung 
unserer gesellschafblichen und wirtschaftlichen Zustände haben den 
Zweck, in organischem Anschlüsse an den Geschichtsunterricht der 
W> und I»: 

a) einen Einblick zu geben in den Aufbau unseres staatlichen Körpers 
und das Verständnis zu erschliefsen für die Entwicklung des sozialen 
Lebens insbesondere in Deutschland vom Ende des 30jährigen 
Krieges bis zur Gregenwart; 

b) dem Willen Anstofs und Richtung zu geben, im Sinne der ge- 
wonnenen Erkenntnis an den sozialen Aufgaben der Gegenwart 
im Leben mitzuarbeiten. 

2. Mit diesen Belehrungen wird nicht etwa eine neue Schuldisziplin 
eingeführt, sondern es soll das Verständnis für die wirtschaftlichen 
und sozialen Aufgaben der Gegenwart auf Grund ihrer geschicht- 
lichen Entwicklung angebahnt werden. 

3. Zur Unterstützung dieser Aufgabe geht auch der übrige Geschichts- 
unterricht auf die einschlägigen Verhältnisse früherer Zeiten ein. 

4. Insbesondere sind zur Veranschaulichung unserer wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Entwicklung auch die nach den Lehrplänen in 11* 
stärker zu betonenden Kulturverhältnisse des Altertums fruchtbar 
zu machen. 

6. Durch den Gang dieses Unterrichtes werden die Schüler auch in die 
historische Entwicklung der Wirtschaftslehre eingeführt in 
allmählicher Erkenntnis ihrer allerwichtigsten Grundbegriffe. 

6. In der aufserdeutschen Geschichte ist die französische Revolution mit 
ihrer Einwirkung auf die politischen und sozialen Anschauungen in 
Deutschland besonders auf der Oberstufe ausführlich darzustellen. 



Vorwort. VII 

7. Die Verdienste der HohenzoUem und die Förderung des Volkswobles 
sind geschichtlich in ihrem natürlichen Verlaufe und Znsammenhang 
mit der Machtentwicklnng des Staates vorzufahren. 

8. Auch der übrige Unterricht wird bei gebotener Gelegenheit das Ver- 
ständnis für soziale Probleme wecken nnd den Blick für die nähere 
und fernere Umgebung schärfen. 

9. Nur der Unterricht in der Erdkunde ist seiner Natur nach berufen, 
im Sinne des Themas positive Kenntnisse zu geben. Insbe- 
sondere fällt ihm die Aufgabe zu, die Grundformen menschlichen 
Gemeinschaftslebens und die wichtigsten Thatsachen aus der Ver- 
fassung und Verwaltung des preulsischen Staates und des deutschen 
Reiches zur Anschauung und Kenntnis zu bringen und wirtschaft- 
liche Thatsachen aus der physischen Beschaffenheit der Länder zu 
erklären. 

12. Die Yorgeschriebenen Belehrungen über sozialpolitische Fragen 
sind auf der Mittelstufe knapp und mehr thatsächlich, in 
Prima eingehender und mehr pragmatisch zu gestalten. 

13. Insbesondere bleiben der Oberstufe vorbehalten: 

a) Die Berücksiclitigung der sozialpolitischen Mafsnahmen der euro- 
päischen Kulturstaaten während der beiden letzten Jahrhunderte ; 

b) die Darlegung der Ursachen und Wirkungen der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Erscheinungen und ihr Zusammenhang mit 
den geistigen Strömungen der Zeit; 

c) die Erhebung von Einzelheiten in die Sphäre des Begrifflichen. 

15. In Ol ist die Aufgabe weniger eine direkte Bekämpfung sozia- 
listischer Irrlehren als die Eröffnung des Verstöndnisses für den 
Ernst der Lage und für die der bürgerlichen Gesellschaft daraus er- 
wachsenden Aufgaben; in eine nähere Erörterung sozialistischer 
Theorien wird nicht eingetreten. 

16. Die Methode ist die vergleichende und besonders darauf ge- 
richtet, die Schüler zur Mitarbeit anzuregen durch Anknüpfung an 
bereits gewonnene Anschauungen. 

17. Zur Vermittlung klarer Anschauungen und Begriffe ist die stetige 
Anwendung von Beispielen geboten. 

18. Dringend zu empfehlen ist die zusammenfassende Wiederholung des 
nach bestimmten Gesichtspunkten gruppierten Stoffes. 

19. Die Belehrungen können durch die Verwendung passender An- 
schauungsmittel, z. B. den Besuch gewerblicher Anlagen 
unterstützt werden. 

20. Der deutsche Aufsatz kann ein geeignetes Mittel werden, die Schüler 
der oberen Klassen durch Beispiele aus der Vergangenheit zum 
Nachdenken über soziale und wirtschaftliche Fragen anzuregen. 
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Erstes Kapitel. 

Einleitung. 
A. 

. . red-. f^i^.a- 

Nachdem icn limen im Laufe des Schuljahres in den ge- 
schichtlichen Stunden die wichtigsten Begehenheiten der Neuzeit 
vom Ende des unglückseligen dreifsigj ährigen Eoieges vorgetragen 
und erläutert habe, will ich nun die nächsten Stunden darauf 
verwenden, in gemeinsamer Besprechung mit Ihnen die der Ent- 
wicklung unseres Volkes, überhaupt der europäischen Menschheit 
zu Grunde liegenden allgemeinen Ideen herauszufinden. Wir 
wollen femer herauszubekommen suchen, wie weit es der Mensch 
in politischer und wirtschaftlicher Beziehung eigentlich gebracht 
hat, und uns endlich darüber Klarheit verschaffen, ob es wahr ist, 
dafs die Welt vorwärts komme, in erfreulicher Weise fortschreite, 
oder ob die Erde, wie viele zuversichtlich behaupten, ein hoffnungs- 
loses JammerthartMdt. 

Frage: Fassen wir vorerst den letzten Gedanken ins Auge! 
Sind die heutigen Kulturvölker der Meinung, dafs sie erheblich 
aufwärts gestiegen sind auf der Leiter menschlicher Vervoll- 
kommnung und besserer Lebensbedingungen, oder glaubt man, 
gegründeten Anlafs zu haben, am Fortschritt der Menschheit zu 
verzweifeln und besonders auch mit den bestehenden Verhältnissen 
unzufrieden zu sein? — Antwort: In unserer Zeit herrscht fast 
tiberall allgemeine Unzufriedenheit. 

Fr.: Woraus schliefsen Sie das? — A,: Die fast allgemeine 
Unzufriedenheit unserer Zeit ergiebt sich schon aus den stehenden 
Bedensarten: „Die Zeiten sind schlecht.^^ „Schlimmer kann es 
nicht werden.^^ „Bei den schlechten Zeiten kann es nicht anders 
sein." Ganze Stände sind mit ihrem Einkommen, mit dem Ertrag 
ihrer Arbeit nicht zufrieden, so besonders die Landwirtschaft, 
gewisse Zweige des Gewerbfleifses, viele Beamtenklassen. Der 
Pessimismus greift mehr und mehr um sich. 

Fr.: Welcher Stand ist mit den Verhältnissen am wenigsten 
zufrieden? — A.: Der Arbeiterstand. 

schenk, Belehrungen. 1 
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Fr.: Welche politische Partei bildet derselbe wesentlich? ^— 
A.: Die sozialdemokratische Partei. 

Fr.: Ist dieselbe gering an Anhang und Einflufs? — A.: Nein, 
sie zählt im Reichstage eine bedeutende Anzahl Vertreter, die 
Parteigenossen belaufen sich im Reiche auf weit mehr als eine 
Million Wähler, 

Fr.: Ist es nur unserm Volke eigentlich, so unendlich viele 
unzufriedene Mitbürger zu haben? — A.: Nein, dies ist in allen 
europäischen und amerikanischen Kulturstaaten der Fall. 

Fr.: Gab es in vergangenen Jahrhunderten ähnliche Er- 
scheinungen? — A.: Ja. 

Fr.: Nennen Sie mir solche! — A.: Grofse allgemeine Un- 
zufriedenheit herrschte z. B. in Sparta und Athen vor der lykurgi- 
schen und solonischen Verfassung, in Rom besonders vor der 
Auswanderung der Plebs auf den heiligen Berg, vor dem Dezem- 
virat, der lizinischen Gesetzgebung, zur Zeit der Gracchen und 
Katilinas. 

Fr.: Auch im Mittelalter? — A.: Ja, z. B. im kleinen Lehns- 
adel zur Zeit Konrads II., unter den Bauern im 14. und 15. Jahr- 
hundert. 

Fr.: In der Neuzeit? — A.: Zur Zeit der Bauernkriege in 
Deutschland und Ungarn, dann vor der ersten französischen Staats- 
umwälzung in Frankreich. 

Fr.: Steigert sich die allgemeine Unzufriedenheit jedesmal 
zu Aufständen und alles ergreifenden, blutigen Revolutionen? — 
A.: Nein, in Sparta und Athen und in Rom in den Jahren 494, 
451, 366 flofs kein Bürgerblut. 

Fr.: Wie kam das? — A.: Man fand Männer, welchen es 
durch ihre Thatkraft, ihre Klugheit, ihr staatsmännisches Geschick, 
infolge des allgemeinen Vertrauens, das sie besafsen, gelang, die 
Geister der Zwietracht und der Unzufriedenheit in Schranken zu 
halten und durch Reformen auf gesetzlichem Wege neue, 
bessere Ordnungen zu schaffen und die Zuversicht zu wecken. 

Fr.: Inwiefern wurden sie von den Staatsbürgern unterstützt? 
— A.: Vor allem scheuten damals die Unzufriedenen gewaltsames 
Vorgehen, die Besitzenden und Bevorrechtigten aber gaben aus 
Vaterlandsliebe einen Teil ihrer Vorrechte und ihres Besitzes auf. 

Fr.: Ist nun lediglich Neid, Eifersucht, Genufs- und Gewinn- 
sucht die Ursache des inneren Mifsbehagens gewesen? — A.: Nein; 
meist waren innere Übelstände ganzer Bevölkerungsschichten schuld, 
zum Teil auch das Bestreben, emporzusteigen zu Besitz und Ansehen. 

Fr.: Was ist davon zu halten, dafs man gesagt hat, Un* 
Zufriedenheit sei zum Fortschritt der Menschheit notwendig? — 
A.: Wenn alle Menschen immer zufrieden mit ihrem Schicksal und 
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ihrer Lebenslage wären, so würden sich kaum welche finden, die 
sich veranlafst fühlten, zum Heile des Ganzen oder auch nur zur 
Verbesserung ihrer eigenen Verhältnisse etwas zu ersinnen, zu 
erstreben und durchzusetzen. 

Fr.: Demnach ist also wirklich „allgemeine Unzufriedenheit" 
gleichsam ein notwendiges Mittel zu allgemeinem Fortschritt? — 
A.: Nein, bei allgemeiner Unzufriedenheit, zumal schwerlich 
alle Staatsbürger aus gleichem Grunde, vielmehr häufig aus ent- 
gegengesetzten Ursachen unzufrieden sind, kann sehr leicht Blut- 
vergiefsen und entsetzliche Verwirrung entstehen. 

Fr.: Kennen Sie solch eine schreckliche Zeit? — A.: Ja, eine 
sokhe war das Zeitalter der Anarchie in Frankreich 1789 — 1799. 

Fr.: Welche Stände waren gewöhnlich voll Mifsbehagen? 
— A.: Die unteren. 

Fr.: Und welche hatten dann den Vorteil? — A.: Dieselben. 

Fr.: Inbezug auf das Staatswohl gedacht, ganz allein 
diese? — A.: Auch die oberen, denn wenn Zufriedenheit wieder 
einkehrt, beseelt den ganzen Staat neue Spannkraft, häufig ent- 
steht neues gegenseitiges Vertrauen der Stände zu einander; Einig- 
keit aber macht die stark, welche einig sind. 

Fr.: Wir wollen das, was wir soeben erörtert haben, einmal 
im Zusammenhang hören. — A.: Im ganzen Verlauf der Geschichte, 
in Hellas, in Altitalien, im Mittelalter und während der Eeformation, 
besonders aber vor 110 Jahren, war häufig allgemeinste Un- 
zufriedenheit genau wie heutzutage in Europa und Amerika zu 
beobachten. Nationale wirtschaftliche Zustände waren zumeist die 
Beweggründe zu derselben. Leicht entzündeten sich Aufruhr und 
Staatsumwälzung aus ihr. Oft aber gelang es Männern von be- 
sonderer Staatsklugheit und Volksbeliebtheit und grofser Vaterlands- 
liebe, neue, bessere, ansprechendere Änderungen auf gesetzlichem 
Wege herbeizuführen. Das war aber allein nur dann möglich, 
wenn die unzufriedenen Massen jegliche Gewaltthat scheuten, und 
die oberen Klassen bereit waren, um der salus publica willen, 
weitgehende Zugeständnisse zu machen. Nur in solchem Falle 
ist mangelnde Zufriedenheit ein Anlafs zu einem Kulturfortschritt 



Fr.: Worin liegt der Fortschritt der Menschheit? — A.: Je 
mehr Einzelwesen, je mehr ganze Stände zu besseren Lebens- 
bedingungen gelangen, je mehr Menschen sich wohl oder mindestens 
einigermafsen zufrieden fühlen, um so mehr ist ein Staat, und, 
gar, wenn es sich um mehrere handelt, die Menschheit vorwärts 
gekommen. Dann wird sie sich wieder mehr idealen und huma- 
nitären Bestrebungen zuwenden. 
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B. 



Fr.: Gab es zu allen Zeiten, bei allen Völkern verschiedene 
Stände von verschiedenem Besitzstand, Einflufs und Ansehen? — 
A.: In den Urzeiten, als die Menschen nur Jäger und Fischer 
waren, gab es wohl keine Standesunterschiede, wenigstens keine 
bedeutenden; damals bildete jeder Stamm ein einheitliches, gleich- 
artiges Ganze. 

Fr.: Waren damals aach die Einzelmenschen einander in 
allem völlig gleich, z. B. an Einflufs und Ansehen? — A.: Es 
werden gewifs die kräftigeren und klügeren Männer mehr Einflufs 
erlangt haben als die Masse. 

Fr.: Wie kommt das? — A. : Das beruht auf den Natur- 
gesetzen. 

Fr.: Ist es demnach richtig, wenn behauptet wird, „von 
Natur seien alle Menschen einander gleich"? — A.: Das ist falsch. 
An Geist und Körper herrscht die aufserordentlichste natürliche 
Verschiedenheit. Die einen sind stärker und gewandter, andere 
listig, andere verständiger, diese fleifsiger, jene schöner, viele 
wiederum sind falsch und gemein, etliche edel und treu. 

Fr.: Nehmen nun bei aufsteigender Kulturentwickelung eines 
Volkes die Unterschiede zu oder ab? — A.: Sie nehmen zu. Bei 
steigender Kultur steigt auch der Besitz einzelner, und Eeichtum 
bedeutet gröfseres Ansehen und Macht. 

Fr.: Was geschah in den ältesten Zeiten mit denen, welche 
"körperlich und geistig und inbezug auf Besitztümer bedeutend 
zurückstanden? — A.: Sie gingen unter oder gerieten in zweite 
Linie oder in Abhängigkeit. 

Fr.: Wir wollen uns einmal die Zustände ins Gedächtnis 
zurückrufen, die uns der älteste und zugleich^ der gröfste hellenische 
Dichter malt. Wie stand es damals in politischem und ständischem 
Sinne in Althellas? — A.: Zu Homers Zeiten herrschte in jedem 
Staat ein König, der sein Geschlecht wenigstens im dritten Grade 
auf einen Gott oder Halbgott zurückführte. Ihm standen be- 
ratend die ältesten angesehensten Männer zur Seite. Das Volk 
galt politisch noch nichts. Selten wurde es zu einer Versammlung 
berufen. 

Fr.: Doch weifs ich einen Versuch eines Mannes aus dem 
Volke, „mit drein zu reden''. Aber es bekam ihm schlecht. — 
A.: Es war Thersites. 

Fr.: Auf wessen Seite stand der Dichter, der diese Szene 
schuf? Vergegenwärtigen Sie sich, wie er Thersites darstellt! — 
A.: Der Dichter stand auf der Seite der Könige. Denn einerseits 
läfst er Thersites durch Odysseus eine elende Behandlung zu teil 
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werden, andererseits schildert er jenen als einen sehr häfslichen, 
unnützen Menschen. 

Fr.: Wie war damals wohl „das Volk" gesinnt? — A.: Es 
stand auf Seiten der Fürsten. Es freute sich der Hiebe, die auf 
Thersites herabfielen. 

Fr.: Besafs der König despotische Machtflllle? — A.: Nein, 
die Könige des heroischen Zeitalters waren lediglich oberste Bichter, 
Priester und Heerführer ihres Volkes. 

Fr.: Welches waren nun die Stande jenes Zeitalters der 
Hellenen? — A.: Die Fürstenfamilien, die Edeln, das freie Volk 
und die Sklaven. 

Fr.: Stand damit die Götterwelt in Parallele? — A.: Zum 
Teil; es gab zwölf Hauptgottheiten, dann eine Schar anderer 
voller Götter und Göttinnen, aber auch Nymphen, Dryaden, Meer- 
jungfrauen, neue Götter wie Herakles und Leukothea (in der 
Odyssee). 

Fr.: Haben Sie einen Überblick über die damaligen Besitz- 
verhältnisse? — A.: Die Anakten besafsen Landgüter, Weinberge, 
grofse Herden, einen Königsschatz, in der Stadt einen Palast. Der 
Adel war ebenfalls im Besitze landwirtschaftlichen Beichtums. 
Das Volk lebte vom Ertrag seiner Feld- und Viehwirtschaft oder 
von der Arbeit der Hände. Der Sklave besafs kein Eigentum, 
er war durch Seeraub, Kauf, Schenkung oder Unterjochung er- 
worben. 

Fr.: Welches waren also die fast ausschliefslichen Erwerbs- 
arten? — A.: Ackerbau und Viehzucht. 

Fr.: Wie nennt man jetzt eine solche Volkswirtschaft, die 
auf diesen natürlichen Erwerbsarten beruht? — A.: Natural- 
wirtschaft. 

Fr.: Welches sind die Gegensätze hierzu? — A.: Gewerbfleifs, 
Handel, also Geldwirtschaft und Kreditwirtschaft. 

Fr.: War damals besonders Unzufriedenheit, allgemeine Un- 
zufriedenheit vorhanden? — A.: Nein. 

Fr.: Worauf beruhte die Zufriedenheit der Stände? — A.: Es 
war zwar ein Königtum und ein Adel sowie grofser Vermögens- 
unterschied vorhanden, aber jenes, weil es sich göttlicher Ab- 
stammung rühmte, wurde hochgeachtet, man folgte ihm willig. 
Ferner war die Lebensführung, die Art des Verkehrs natürlich 
und einfach. Odysseus nennt z. B. seine Leute eratQoi (Gefährten). 
Auch der Sklave wurde menschlich behandelt, zuweilen wie Eumäus 
von Odysseus und seiner Familie als Freund lieb und wert gehalten. 

Fr.: Wie half aber ein Fürst oder auch ein ganzes Volk 
etwaigem Mangel ab? — A.: Man fuhr als Seeräuber hinaus, 
raubte Menschen und Vieh und vermehrte so seinen Besitz. 
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Fr.: In welcher Wertschätzung stand die körperliche Arbeit? 
— A.: Sie galt überall als ehrenhaft. Odysseus baut sich selbst 
eine Lagerstatt, ein Boot, föUt Bäume, Penelope webt und spinnt, 
Nausikaa wäscht im Strandwasser die Gewänder der königlichen 
Familie. 

Ziehen wir nun die Summe des Gehörten! — Das griechische 
Volk zur Zeit der Entstehung der homerischen Gesänge war in- 
bezug auf politische Macht und Besitz sehr verschieden. Es gab 
sogar besitzlose Menschen, die selbst Besitzgegenstand anderer 
waren. Aber es herrschte allgemeine Zufriedenheit in sozialer 
Hinsicht, weil alle einfach lebten, alle körperliche Arbeit fttr 
ehrenvoll galt, der Verkehr zwischen den Ständen schlicht und 
natürlich war, und selbst der Unfreie als Mensch behandelt wurde. 

Fr.: Waren diesen griechischen Zuständen römische und 
germanische gleich? — A.: Über die altrömische Königszeit be- 
sitzen wir keine zuverlässigen Nachrichten. In fast allen Punkten 
ähnelt aber jenes heroische Zeitalter dem der Germanen zur Zeit 
(des Tacitus und) der Völkerwanderung, ja bis Karl d. Gr., der 
Normannen zur Wikingerzeit. 

Fr.: Welche Ihnen bekannten deutschen Bomandichter stellen 
in geschichtlicher Treue die Zustände dieser germanischen Zeiten 
dar? Und welcher nordische Dichter die Wikingerzeit? (Schüler- 
bibliothek l) — A.: Gustav Freytag in den Ahnen (1. Bd.), Felix 
Dahn („Ein Kampf um Rom" und „Bis zum Tode getreu"). Elias 
Tegn6r in der Frithjofssage. 

Fr.: Worauf beruhte jene Ähnlichkeit in den Zuständen der 
ältesten Griechen und Germanen? — A.: Beide Völker waren 
einem gemeinsamen Urvolke, den Ariern oder Indogermanen, ent- 
sprossen, sie waren Vettern. 

Fr.: Durch welche Vorkommnisse wurde eine Änderung, eine 
Verschlechterung der einfachen, zufriedenstellenden Verhältnisse 
hervorgebracht? — A.: Politisch durch das Emporkommen der 
Adelsherrschaft, die das Königtum föUte, durch die Unterdrückung 
eindringender Siegervölker gegenüber den Besiegten, aufserdem 
durch Aufkommen neuer Sitten und Gebräuche bei den oberen 
Ständen, die Verbreitung des Handels, die Anwendung von Münzen. 

Fr.: Gab es denn bis dahin kein eigentliches Geld? — 
A.: Nein, der Verkehr beruhte auf Tausch, das Rind galt als 
Tauscheinheit. 

Fr.: Die Etymologie eines Ihnen bekannten Wortes, das „Geld" 
bedeutete, berichtet uns, dafs dies auch noch wo anders der Fall 
war. — A.: In Altitalien, das Wort pecu-nia verrät es. 

Fr.: Nach welchen Ereignissen trat die Herrschaft der Edeln 
als eine Aristokratie in Hellas, Rom und Deutschland ein? — 
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A.: In Hellas nach der dorischen Wanderung, in Born nach der 
Verjagung des fremden Königsgeschlechts, in Deutschland durch 
Ausrichtung des Lehnsstaates. 

Fr.: In welchem griechischen Staate war das aristokratische 
Moment so scharf ausgeprägt, dafs er gewöhnlich als Typus eines 
aristokratisch regierten Staates gilt? — A.: In Sparta seit der 
Lykurgischen Gesetzgebung. 



Zweites Kapitel. 
Spartas Einriclitnngeii. 

Betrachten wir jetzt, wie die sogen. Lykurgische Verfassung 
das dorische Sparta politisch und sozial gebildet hat!^) 

Durch gemeinsame Arbeit wird das Folgende gewonnen. 

Lakonlen politisoli und sozial. 

a. Vorgeschichte. 

Der spartanische Staat war entstanden durch Eroberung. 
Es war Lakonien durch zwei oder drei^) dorische Stämme in 
Besitz genommen wie das Bhoneland und Italien durch die 
Stämme der Burgunder und Langobarden, wie England durch 
den Einbruch der Angeln und Sachsen, das Gebiet des späteren 
Kalifats von Korduba durch die Araber, Palästina durch die 
Kreuzfahrer, Bufsland durch die ViTaräger. Die einheitliche 
Eurotasebene und der Zwang, inmitten einer weit zahlreicheren 
achäischen und Urbevölkerung zusammenzuhalten, veranlafste 
baldige Schaffung der Staatseinheit. (In England, wo die an 
Kopfzahl stärkeren Eroberer die Briten ausrotteten oder zur 
Auswanderung zwangen, trat die Staatseinheit erst zur Zeit 
Karls d. Gr. durch Egbert ein.) Die Eroberer, unter sich wegen 
der Beuteanteile uneinig, und die wiederholt aufständische alte 
Bevölkerung rufen Unruhen hervor. Die politischen und sozialen 
Verhältnisse regelt der Überlieferung nach endgiltig und wahrt 
die altdorische Lebensweise Lykurg. 

b. Politische Einrichtungen. 

Es herrscht allein der erobernde Stamm, der der Dorier, 
gleichsam als Adel. (So auch z. B. in Altitalien der italische 
Stamm, in England, Irland und Süditalien die Normannen, in 
China die Mandschu.) Nur die Dorier sind Vollbürger. 

1) Die ableitende Besprechung ist sehr leicht zu gewinnen, wenn 
man die Teilinschrifben zur Fragestellung benutzt. 2) Vgl. Herodot. 
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Staatsgewalten. 

1. Das Königtum (, weil keiner der Stammesfürsten den andern 
überwinden konnte, der 3., der Sage nach Theras genannt, 
aber auszog,) ein Doppelkönigtum. Anfangs war es in 
homerischer Weise nur durch 

2. die Gerusia beschränkt, dann noch 

3. in den wichtigsten Angelegenheiten (Krieg, Frieden, Bünd- 
nisse, Beamtenwahl) durch die Vollbürger-Versammlung^), 

4. Die Ephoren, jährlich gewählt, reifsen in der Zeit der Zu- 
nahme der Volksgewalt (der Adelsgemeinde) die ganze 
Exekutive an sich (; ähnlich in Rom später durch das Inter- 
cessionsrecht und Anklagerecht die Volkstribunen), beauf- 
sichtigen dazu alle Beamten, selbst die Könige. So wird 
aus der beschränkten Monarchie die Aristokratie eines 
Eroberervolkes. 

c. Ständische Gliederung. 
1. Die Spartiaten. 

Dies sind die Eroberer, die Dorier. Sie alle, abgesehen 
von der königlichen Familie, sind einander völlig gleich. 
Jeder kann jedes Amt bekleiden. Jeder erhält durch Lykurg 
gleichen Beuteanteil, ein unveräufserliches Gut in der besten 
Gegend in Lakonien, im Eurotasthai, ein Haus in der Stadt 
und freie Jagd im Taygetos. Der Hausrat, die Vorräte, 
auch Waffenstücke der Dorier waren insofern Allgemeingut, 
als man im Falle der Not Gebrauch von dem Besitz des 
Nächsten machen konnte.^) Der älteste Sohn, in Ermangelung 
von männlichen Sprossen der älteste güterlose männliche 
Verwandte erbt das Gut. Im Falle, dafs auch solche fehlen, 
erhält es mit der Hand der Erbtochter ein jüngerer Sohn 
einer anderen Familie. Etwa vorhandene Brüder werden 
auf dem Gut des ältesten Sohnes, aber ohne heiraten zu 
dürfen, mit durchgehalten. (Mai o rat.) Als die Zahl der 
besitzlosen Spartiaten stieg, gründete man die Pflanzstadt 
Tarent und eroberte (wie auch die Germanen „aus Land- 
not" auszogen, vgl. femer das italische ver sacrum — von 
ühland besungen — dem der Überlieferung nach die Samniten 
und ihre Nachbarn ihr nationales Sonderdasein verdankten, und 
die Auswanderung deutscher Bauern nach Amerika), Messenien. 
Auf höchstens 6—- 8000 darf man zur Zeit der gröfsten 
Blüte die Zahl der dorischen Männer anschlagen. Zur Zeit 
der gröfsten Kraft und Kraftanspannung fochten in der 



1) Das Volk wurde jedoch durch allerlei Mittelchen geleitet. 
2) Vgl. Xenophon, de rep. Lac. VI, 3—4. 
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Schlacht von Platää ihrer 5000 (neben 10 000 Periöken und 
35 000 Heloten).^) Infolge der gesetzwidrigen Häufung des 
Grandbesitzes in einigen Familien sank diese Zahl im 4. Jahr- 
hundert V. Chr. G. auf 1000. 

2. Die Periöken. 

Diese waren die freien, zum Kriegsdienst verpflichteten, 
aber von allen Versammlungen, Ämtern und Offizierstellen 
ausgeschlossenen Bewohner der Landstädte und des flachen 
Landes aufserhalb des der Bitterschaft gehörigen Flufsthales. 
Sie trieben Ackerbau, Viehzucht und Handwerk. (Klein- 
bauern und Kleinbürger, vgl. die Plebejer der älteren Zeit.) 
Nach der Schilderung der Landlosverteilung waren es im 
9. Jahrhundert 30000 Familien. Sie sind die Nachkonmien 
des früher herrschenden achäischen Stammes. 

3. Die Heloten. 

Die Urbevölkerung und die achäischen Elemente, die 
erst nach mehrfachem Aufstande gebändigt wurden. Die 
kühnsten und glücklichsten der mit der dorischen Herr- 
schaft unzufriedenen Achäer zogen in die Fremde (, vgl. den 
Auszug der Britannier nach Aremorica (Bretagne)). Als 
gemeinsame Eriegsbeute wurden die Heloten als Staats- 
sklaven auf die Majoratsgüter der Eroberer, die, ursprüng- 
lich ein Bergvolk, wohl erst nur wenig Knechte hatten, 
gewiesen, nämlich auf jedes sieben Familien. (Wie grofs 
war demnach ein Gut? Wieviel Boden vermögen 7 Tage- 
löhnerfamilien zu bestellen?) Ihnen gehörte die halbe 
Ernte. ^) Im Kriege waren sie Schildknappen und Schleuderer. 
Die Messenier, nach der ersten Niederwerfung Pächter, 
werden nach dem zweiten Kriege ebenfalls Staatsknechte, 
einzelnen zur Arbeitsleistung übergeben. (Vergleich mit den 
Sklaven Roms, den Hörigen und Knechten der Germanen, 
den Leibeigenen des Mittelalters und Bufslands, besonders 
mit der unterjochten wendischen*) Landbevölkerung der ost- 
elbischen Lande; ähnliche Lage der irischen Bauern mit der 
der Messenier nach dem ersten Kriege. Cromwell schickte 
ferner Tausende aufständischer Männer „der grünen Insel** 
nach Jamaica als Plantagenknechte. Im 19. Jahrhundert stellte 
man rebellische Tasmanier vor die Kanonen und „blies sie 
hinweg". So ward das Land frei für die Söhne Albions. 



1) Herodot 9,28. 2) Noch zur Zeit Maria Theresias mufste in 
Niederösterreich der Bauer durchschnittlich die Hälfte des Reinertrages 
an den Grundherrn abliefern. 3) Die Deutschen des Mittelalters machten 
wendische, slavische Leute zu Knechten. So wurde der Stammesname 
Slave (griechisch SxXaßtvog) zur Standesbezeichnung Sklave. 
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Wie die Iren nach Amerika, zogen die Messenier nach 
Ehegion (ßeggio), Zankle-Messana (Messina) und Naupaktos 
(Lepanto). — Wird den Iren einmal ein Epaminondas er- 
stehen?) 

d. Zustand. 

Aus den beiden Thatsachen, dafs die Dorier als Eroberer- 
volk ihre Beute, das Land, die Bjiechte und die Herrschaft, 
behaupten wollten, und sie an Kopfzahl in so aufserordentlicher 
Minderheit waren (, erst 1 : 21, später 1 : 60 — 70), ergab sich, 
dafs die Spartiaten ununterbrochen auf der Hut sein mufsten. 
Aus Klugheit behandelte man die Periöken gut und gab ihnen 
Plebejerstellung. Sparta befand sich im Zustande fortwährenden 
Belagerungszustandes, jeden Augenblick bereit, die Erhebung 
eines inneren Feindes niederzuwerfen. Die Heloten waren ihrer 
Lage wegen dauernd unzufrieden. Darum denkt Pausanias an sie, 
als er mit persischem Beistand die Königswürde erwerben will, 
darum Aufstände. In barbarischer Weise hält man sie nieder: 
Jährliche Aussendung dolchbewaffneter Jünglinge zur heimlichen 
Ermordung angesehener und unruhiger Heloten; Niedermetzlung 
(im Tempel) von 2000, die sich zum Kriegsdienst freiwillig 
gemeldet hatten. Die dauernde Sorge vor den Heloten verursacht 

1. soldatisches Leben der Dorier (, Erziehung, Sussittien, Mahl- 
zeiten und Schlafstätten in den Kasernen, Auswanderung = 
Desertion, Fremdenaustreibung,) und als Folge hiervon 

2. Verachtung jeglicher bürgerlichen Arbeit, stete Femhaltung 
jeglicher höheren Kultur, der Künste und der Wissenschaften, 
Verharren in dem Zustande des 9. Jahrhunderts, aber ohne 
die heitere Lebensfreude der homerischen Griechen. 

Die Spartiaten bleiben ein rohes, kriegerisches Bergvolk. 

Der Staat, auf gewaltsame Weise einer Überzahl gegen- 
über ins Leben gerufen, konnte nur durch gewaltsame Mittel 
erhalten werden. So sagt schon Sallust: Nam imperium 
facile eis artibus retinetur, quibus initio partum est. (De 
coniurat. Cat. II, 4.) 

e. Geist der Verfassung. Sparta stellt dar: 
1. Geschichtlich: 

Die Herrschaft eines kleinen Eroberer Volkes über zahl- 
reiche Unterworfene fremden Stammes. Um die zur Güter- 
bewirtschaftung nötige Sklavenbevölkerung im Zaum halten 
zu können, behandelt man die freien Kleinbauern und Klein- 
bürger erträglich. Die stete Sorge vor Unruhen erzwingt 
stete Kriegsbereitschaft; die Spartaner, wie Soldaten einer 
belagerten Festung, waren „toujours en vedette". Dies be- 
dingte eine lediglich soldatische Erziehung und Lebensweise 
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der Herrschenden, Abkehr von allem, „was eigentlich das 
Leben erst lebenswert macht", Abschlufs vom Verkehr 
(auTser auf politischem und religiösem Gebiete) und Handel 
mit anderen Staaten. 

2. Politisch: 

Der Gesamtbevölkerung gegenüber anfangs ein heroisches 
Doppelkönigtum, dann, als das SelbstbewuTstsein der dorischen 
Gemeinde stieg, einen aristokratischen Freistaat mit nomi- 
neller monarchischer Spitze. (Vgl, die Republik Polen.) 

3. Ständisch: 

Bücksich tslose Dreigliederung in Bevorzugte, die zum 
Teil in kommunistischen Formen leben, Zurückgesetzte 
und barbarisch behandelte Staatsknechte. 

4. Wirtschaftlich: 

a. Naturalwirtschaft mit geringer Gewerbthätigkeit und noch 

geringerem Handel. (Vgl. Deutschland zur Karolinger- 

und Sachsen zeit.) 
ß. Die materielle ISxistenz der Spartiaten beruht auf dem 

Arbeitsertrag einer dem Gesamtstaat gehörenden unfreien 

Bauernschaft. 
y. Die Arbeit gilt ftir eine des Vollbürgers unwürdige 

Thätigkeit. (Der römische Patrizier der alten Zeit griff 

aber selbst mit zu auf dem Felde.) 

5. Sittlich: 

Die Spartiaten ein einseitiges Soldaten- und Herrscher- 
volk mit allen seinen guten und schlechten Seiten. Gehor- 
sam, Gesetzlichkeit^), der Staat alles, der Adel hart, 
roh, ungebildet, hochmütig, wirtschaftlich wertlos, keine 
Güter erzeugend, nur solche verbrauchend, 
f. Folgen aus dieser Verfassung für Sparta selbst: 

1. Geschichtlich: 

Die stete Kriegsübung und Kriegsbereitschaft, sowie 
die zahlreiche periökische Gefolgschaft machte die Spartiaten 
militärisch mächtig, verschaffte ihnen zweimal die hellenische 
Vorherrschaft. 

2. Politisch: 

Die Aristokratie verwandelt sich in eine Oligarchie, 
da die Majoratsinhaber, dem menschlichen Gefühl der Freude 
über Besitz nachgebend, erfolgreich danach streben, ihre 
Güter (durch Heiraten von Erbtöchtern und andere un- 
gesetzliche Mittel) zu vergröfsem. 



1) Nicht immer und später immer weniger wahre Gesetzes- 
erfüllung um des Gesetzes willen. 
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3. Ständisch: 

Damit sondert sich der Adel in einen besitzenden 
eigentlichen Adel und einen unzufriedenen Kleinadel. (Kylons 
Verschwörung.) Fortwährende starke Unzufriedenheit der 
Heloten. Kein wahrer Frieden, keine innere Eintracht und 
kein Vertrauen. Den Spartiaten fehlt der feste Glaube an 
ihre Sicherheit im eigenen Lande. 

4. Wirtschaftlich: 

Ansammlung grofser Gtiterkomplexe in der Hand weniger 
spartanischer Familien. Sparta nimmt kaum am hellenischen 
Handel, gar nicht am Mittelmeerhandel teil, der National- 
wohlstand nimmt nicht zu, Lakonien bleibt um Jahrhunderte 
zurück. Wären die lakedämonischen Zustände gesunder 
Natur gewesen, so wäre wohl Gythion ein grofser Stapel- 
platz gewesen, weil alle vom Ostbecken nach dem West- 
becken des Mittelmeeres fahrenden Schiffe um Kap Malea 
herumfahren mufsten. (Die Holzschienenbahn für Schiffe 
über den Isthmus vermochte nur einen mäfsigen Verkehr 
zu bewältigen. Phönizier, die den Kurs auf Karthago hielten, 
fuhren überhaupt nicht über die korinthischen Häfen.) 

5. Sittlich: 

Hingebendste Vaterlandsliebe (Leonidas), stolze Mann- 
haftigkeit, einfache Lebensweise. Die schwächeren Charaktere 
verlieren bei der Berührung mit dem Ausland ihre sittliche 
Kraft: Zur Herrschsucht der Regierenden (Lysander) tritt 
Goldgier und elende Bestechlichkeit (Kleomenes, Gylippus), 
ja Landesverrat (Demarat, Pausanias). 

Spruch^) am ötafelsen zu Thermopylä: & ^6tv% &yyeX' 
ketv . . . 
g. Spartas Wert für Hellas. 

1. Nach aufsen: 

Nur selten eine zu Schutz und Schirm bereite Vor- 
macht wider auswärtige Gefahr. (Im Jahre 500 lassen sie 
lonien im Stich, 490 kommen sie zu spät, 480 geben sie 
Leonidas ein viel zu schwaches Heer, denkt Eurybiades 
mehr an Lakonien als an Hellas oder gar Mittelhellas, 
479 wacker, 477 Verrat des Pausanias, 413 Bund mit dem 
Nationalfeiod Persien, 394 verraten sie lonien; wo waren 
sie 338?) 

2. Nach innen: 

Ein herrschsüchtiges, innerlich fremdartiges Volk inner- 



1) Herod. VIT, 228. Kaibel spricht in dem Jahrb. f. Phil. 1872, 801 
dies Epigramm Simonides ab. 
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halb der stammverwandten Nation, öfters benutzt, um in 
Nachbarfehden Hilfe zu gewähren. 
3. An sich: 

Ein unhellenisches Bauernadelvolk, geistig und wirt- 
schaftlich unproduktiv, zuletzt auch politisch eine Null, der 
gerade Gegensatz zu allem, dem Griechenland seine kulturelle 
Bedeutung und seinen ewigen Ruhm verdankt. (Vergleich 
zu den auch dorischen Städten Eorinth, Sjrakus, Tarent, 
Bhodos, Byzanz, zu den ionischen Milet und Athen, zu 
dem äoli sehen Smyma.) Ohne Spartas Existenz hätte 
vielleicht Athen Hellas in bundesstaatlicher Form halbwegs 
geeint. (Perikles' Vorschlag, gemeinsam die in den Perser- 
kriegen zerstörten Tempel wieder herzustellen, zielte nach 
jenem Plane.) 
h. War Lykurgs Idee erfüllt? Im grofsen und ganzen 
lautet die Antwort: „Ja!" 

Denn auf Jahrhunderte verblieb den lakonischen Doriern 
Herrschaft und Besitz, bewahrten sie in den Hauptsachen 
die ständische Gliederung der alten Zeit, auch die Begierungs- 
weise und die Lebensweise. Freilich trat politische, soziale 
und sittliche Entartung ein: Oligarchie, Häufung von Gtiter- 
massen, Hab- und Herrschgier, Bestechlichkeit der höchsten 
Personen, 
i. War Sparta ein Faktor zum menschlichen Fort- 
schritt? Nein. 

Ein Fortschritt auf der Bahn hellenischer und damit mensch- 
licher Entwicklung wäre nur dann möglich gewesen, wenn die 
Periöken den Plebejern Eoms gleichartig gewesen wären, 
k. War nach alledem die spartanische Verfassung „die 
beste"? 

a. In Hellas und für Hellenen? Nein. 

b. Überhaupt? Nein. 

Fr.: Welches ist denn übrigens „die beste" Verfassung, 
„die beste" Staats- und ßegierungsform? 

Fr.: Was sagte dazu der Spartiat? — A.: Die aristokratische 
(in Lykurgs Sinne). 

Fr.: Der athenische Bürger zur Zeit des Perikles? — A.: Die 
Demokratie. ' 

Fr.: Die meisten Deutschen? — A.: Die Monarchie. 

Fr.: Die Nordamerikaner? — A.: Der demokratische Bundes- 
staat. 

Fr.: Woher kommt denn solche Verschiedenheit der An- 
sichten? — A.: Die betreffenden Völker loben häufig gerade die 
Verfassung, die sie haben. 
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Fr.: Ist dies wirklich immer der Fall? — A.: Nein, immer 
nicht, denn es kommen Aufstände und Verfassungsänderungen vor. 

Fr.: Also ist es nicht lediglich die Gewohnheit und die 
daraus hervorgegangene Anhänglichkeit, welche jene Völker zu 
ihrem Urteil bewog. Hatten denn die Spartaner blofs wegen ihrer 
Vorliebe flir die gemäfsigte Monarchie, dann für die Aristokratie 
mit scheinbar monarchischer Doppelspitze gerade ihre Staats- 
formen? — A.: Nein, ihre Verfassung entsprach zum grofsen 
Teile von ihrem Standpunkte aus den politischen und ständischen 
Verhältnissen. 

Fr.: Welche Gefahr hätte z. B. nahe gelegen, wenn die 
Könige in der Zeit der Tyrannen ihre Macht nicht nur behauptet, 
sondern vermehrt hätten? — A.: Es lag die Gefahr vor, dafs 
die Könige, nach Tyrannenarfc auf den Mittelstand, die sehr zahl- 
reichen, kriegstüchtigen Periöken gestützt, die spartiatische Adels- 
macht und die Vorrechte der Dorer brachen, zumal sie sich selbst 
achäischer Abstammung (also der gleichen wie die Periöken) 
rühmten. 

Fr.: Entspricht auch die deutsche, die nordamerikanische 
Verfassung der Jetztzeit den thatsächlichen Verhältnissen? — A.: Ja. 

Fr.: Kann demnach eine Staatsform allein die beste sein? 

— A.: Nein, denn die Staatsform mufs in Übereinstimmung mit 
den politischen und sozialen Zuständen des betreffenden Landes, 
den Neigungen und Idealen der Bewohner stehen, und fast alle 
Länder sind in alledem verschieden von einander, und auch in 
ein und demselben Staat ändert sich allmählich alles. 

Fr.? Kann es aber für ein bestimmtes Land eine „beste" 
Form der Verfassung zu einer bestimmten Zeit geben? — A.: Ja; 
es müssen dann jene Voraussetzungen in ihr erfüllt sein. 

Fr.: Die spartanische Verfassung hatte viele Freunde und 
Lobredner besonders in alter Zeit gefunden. Plato, der grofse 
athenische Philosoph, entlehnte viele Züge derselben, als er in 
seinem Buche „tJber die Politeia" das Ideal einer Staatsverfassung 
aufstellte. War nun die Verfassung wenigstens trefflich, war 
sie nachahmenswert? — A.: Nein, denn sie entsprach ganz und 
gar nur dem Vorteile des ersten Standes. 

Fr.: Dachte man damals überhaupt an die untersten Stände? 

— A.: Nein. 

Fr.: Viel an die mittleren? — A.: Nein; die Mittelstände 
muTsten sich Beachtung erst erzwingen. 

Fr.: Wo z. B.? — A.: In Athen und Rom. 

Fr.: Wie kam das? — A.: Die einflufsreichen Stände waren 
egoistisch, sie richteten den Staat, so lange es ging, nach ihren 
Interessen ein. 
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Fr.: War demnach der lakedämonische Staat nach Ansicht 
der Spartiaten in Besitz einer trefflichen Verfassung? — 
A.: Ja. 

Fr.: Warum also? — A.: Weil sie ihnen ausschliefslich 
Macht, reichen Besitz und Ansehen gewährte. 

Fr.: Wie urteilen wir vom heutigen Standpunkt aus? — 
A.: Die Staatsverfassung kann nur dann gut und trefflich genannt 
werden, wenn sie alle Stände berücksichtigt, ohne einen auf 
Kosten der anderen zu bevorzugen. 

Fr.: Welche Tugend verkörpert damit der Idealstaat unserer 
Zeit? — A.: Die Gerechtigkeit. 

Fr.: Wie lautet der einem solchen Ideal entsprechende 
preufsische Wahlspruch? — A.: Suum cuique. (1701.) 

Fr.: Welches Wort ist besonders zu betonen? — A.: cuique. 
Fr.: Wie ist es nun zu erklären, dafs tüchtige Männer 
die spartanische Verfassung als trefiTlich und nachahmenswert 
rühmten? — A.: Sie gehörten in ihrer Heimat auch dem ersten 
Stande an oder waren der Meinung, das Volk müsse in drei 
(oder mehr) in Besitz, Macht und Ansehen verschiedene Klassen 
zerfallen. 

1. Gewinn unserer Betrachtung der lakonischen Verhält- 
nisse für die politische und soziale Erkenntnis. 
I. Thatsachen, Einrichtungen. 
1. Politische: 

a. Der Staatsbegriff in spartanischem Sinne. 

Der Staat alles; der einzelne, der ihm alles ver- 
dankt, ist ihm alles schuldig, das Staatsinteresse die 
alleinige Eichtschnur. Mit dem Staat fällt die Einzel- 
existenz unabänderlich. 
j3. Monarchie. 

Sparta hat zuerst die beschränkte, erbliche (Doppel-) 
Monarchie homerischer Art, dann ein Scheinkönigtum. 
Vergleich mit Gleichem oder Ähnlichem. Zuerst: 
Das makedonische Königtum Philipps und Alexanders, 
das servianische regnum, die germanischen Heer- 
könige, auch die neueren konstitutionellen Monarchien. 
Dann: Das polnische, das englisch - hannoverische 
Königtum. 

Vergleich mit Ungleichem, Unähnlichem und Ent- 
gegengesetztem: Die Despotie der orientalischen 
Staaten, die absolute Monarchie der romanischen 
Völker, Eufslands der Jetztzeit. Die Tyrannis in 
Althellas, in der Zeit der grofsen Konzilien in Italien, 
der Bonaparte. Die Priesterherrschaft. 
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y, Adelsherrschaft. Aristokratie: 

[Hier nicht die edelsten Familien im Volke 
gleicher Nationalität der Adel, sondern ein ganzer 
eingedrungener Stamm.] Republikanische Herrschaft 
und bevorzugte Stellung auf politischem und wirt- 
schaftlichem Gebiete des Adels, der auf alte Abkunft 
stolzen, besitzreichen mehr oder weniger geschlossenen 
Gemeinschaft angesehener Familien, ofb Abkömmlinge 
von Eroberem. (Vgl. die patricii Roms, den römischen 
Amtsadel (die nobilitas), den Lehnsadel, die Ge- 
schlechter im deutschen Mittelalter, die nobili von 
Genua und Venedig, die Geldaristokratie Karthagos 
und Hollands, den Amtsadel in Bufsland, den bona- 
partischen Adel, die neue mehr internationale Geld- 
aristokratie.) 
Abart: Oligarchie. 

Herrschaft in den Händen weniger Familien. 
(Vgl. Rom in der zweiten Hälfte des 2. und ersten 
Hälfte des 1. Jahrh. vor Chr. G.) 
(¥. Beamtenwahl. 

Durch Zuruf seitens der über 30 Jahr alten 
zur Volksversammlung zusammengetretenen Vollbürger. 
(Direkte Wahl.) (Anders in Athen: Durch Handempor- 
strecken {^zi^oxovia)^ Die Kontrolle über alle Beamte 
fahrt das Ephorat. 
£. Erobererstaat. 

(Vgl. Perser- und Makedonierstaat, die Germanen- 
reiche auf römischem Boden, die Kolonialreiche Spaniens, 
Englands, Hollands.) 
f. Vorherrschaft. 

Herrschaft eines mächtigen Staats oder Stammes 
über mindermächtige Staaten oder Stämme gleicher 
Nationalität oder Kultur. (Athen, Theben, Makedonien; 
Österreich und Preufsen; — Frankreich 1680, 1810, 
annähernd 1859, Österreich in Italien bis 1859.) 
7}. Staatseigentum: 

Staatsknechte in Niefsbraueh der Majoratsherm. 
^. Kolonie. 

Tarent. Der Überschufs der Bevölkerung wird 
(abgesehen von der Eroberung benachbarten Gebietes) 
durch Auswanderung in überseeische Lande abgeleitet. 
(Vgl. Phönizien, Athen, Karthago, Rom, Europa.) 
Bleiben die Kolonisten in staatlichem Zusammenhang 
mit; dem Mutterlande, so mehren sie dessen Macht 
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(Rom), andernfalls verliert das Mutterland ungeheure 
Mittel an Gut und Blut. (VgL Deutschland!) Dem 
Zweck nach, den man überhaupt bei Koloniegründungen 
verfolgt, unterscheidet man: Ackerbau-, Handels-, Aus- 
beutungs-, Militär-, Pflanzungs- und Zufluchtskolonien. 
Meist sind mehrere Zwecke zusammen mafsgebend; 
z. B. waren die römischen Kolonien zugleich Ackerbau- 
und Militärkolonien, sind die holländischen und deut- 
schen Handels- und Pflanzungsstätten. 
2. Soziale: 

a. Adel. 

In Sparta, wie schon oben gesagt, nicht wie der 
attische und germanische historisch aus dem Volke 
emporgewachsen, sondern der gesamte Erobererstamm. 

ß. Kleinbürger und Freibauern. 

y. Knechte, und zwar Staatsknechte. 

Auf dem Sklavenwesen beruhte die antike Kultur. 
Aufser in den ärmeren (Gebirg8-)Ländern stellt das 
Sklaventum die städtischen und ländlichen Arbeiter 
und Tagelöhner unserer Zeit dar. 

d, Majorat (Zweck!) 

6. Nationaler Wohlstand. 

Ist ein Volk in seiner Gesamtheit wohlhabend 
(vgl. heute Holland und England, auch Frankreich), 
dann spricht man von nationalem Wohlstand. Er 
beruht auf reichlichem Überschufs der Landwirtschaft, 
des Handels, des Gewerbfleifses, oder zweier oder aller 
drei Faktoren. Der Überschufs wird im Lande selbst 
behalten oder verbraucht oder ans Ausland verhandelt. 
Steigende Ausfuhr bedeutet im wesentlichen steigenden 
Nationalwohlstand, steigende Einfuhr auswärtiger 
Gegenstände bei fallender Ausfuhr läfst auf dessen 
Bückgang schliefsen. Irrig aber ist es, nach der Höhe 
des Bestandes an Edelmetall den Wohlstand eines 
Volkes zu schätzen. Künstliche Steigerung der 
Ausfuhr verursacht selbst öfters empfindliche Rück- 
schläge. 

?. Sinken der Wertschätzung der Arbeit. 

Dies eine Folge der aristokratischen Verfassung 
und Lebensführung. 

1]. Kommunismus. 
Fr.: Jeder spartanische Majoratsinhaber hatte sieben Heloten- 
familien auf seinem Hofe. Durfte er sie töten, verkaufen, ver- 
schenken? — A.: Nein; denn sie gehörten nicht ihm als Privat- 

Schenk, Belehrungen. 2 
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eigentum, sondern dem Staate, d. h. der gesamten dorischen 
Adelsgemeinde. 

F.: Genau gesprochen, wenn sie dem Staate gehörten, wem 
gehörten sie damit auch? — A.: Auch ihm seiher. 

Fr.: Welches Recht stand ihm nun ihnen gegenüber zu? — 
A.: Den sieben Familien aus dem Helotenvolk gegenüber hatte 
er das Becht des Niefsbrauches ihrer Arbeitskraft, das Besitzrecht 
auf die Hälfte der Ernte. 

Fr.: Was hätte geschehen müssen, wenn er die sieben 
Familien als Privateigentum hätte betrachten dürfen? — A.: Ver- 
teilung der Staatsknechte und deren Familien als Privatbesitz- 
gegenstände an die Majoratsherm. 

Fr.: Ist nun jene Besitzart den Heloten gegenüber dasselbe 
wie heutzutage Staats- und Gemeindeeigentum (Domänen, Berg- 
werke, öffentlichen Zwecken gewidmete Gebäude, Wälder, An- 
lagen u. s.w.)? — A.: Nein, in letzterem Falle gehört der Besitz- 
gegenstand wohl auch der Gesamtheit, aber ohne dafs dem einzelnen 
das Becht des Niefsbrauches auf das Ganze oder einen Teil des- 
selben zustände. Aus öffentlichen Anlagen darf man (ohne be- 
sondere Erlaubnis) kein Holz, keine Früchte wegnehmen; dies 
wird als Diebstahl der Gesamtheit gegenüber angesehen und ge- 
ahndet. 

Fr.: Hatten ehedem oder auch heute irgendwelche Völker in 
ähnlicher Weise wie die Spartiaten beweglichen oder unbeweglichen 
Besitz? — A.: Ja, ehedem die Sueben. (Caesar, de b. g., IV, 1.) 
Diese hatten die Einrichtung, dafs jeder Hausvater jährlich 
wechselnd Land zur Bebauung, also zum Niefsbrauch erhielt. 
Deutsche Dörfer hatten Gerne in de wiesen, auf die jeder sein Vieh 
treiben durfte, oder auch Gemeindewald, aus dem er sein Brenn- 
und Bauholz holte, aber nicht mehr, als er brauchte. 

Fr.: Indem im letzteren Falle die Gemeinde die Besitzerin, 
und die Gemeindemitglieder die besitzenden Niefsbraucher sind, 
kann man mit Hilfe des französischen Ausdruckes für Gemeinde 
diese eigentümliche Art des Besitzrechtes bezeichnen. (Man denke 
bei der Bildung des Wortes an den Ausdruck für allzu grofse 
Demut und Dienstbeflissenheit: Servilismus.) — A.: Man kann 
sie mit Hilfe des Wortes commune „Kommunismus" nennen. 

Fr.: Gehört das Anwesen, der Besitz der Gemeinde mit dem 
Bechte des Niefsbrauches der einzelnen Gemeindemitglieder auf 
das Ganze oder einen Teil desselben auf einige Zeit oder auf 
Lebenszeit, so ist „Kommunismus" in des Wortes eigentlichster 
Bedeutung vorhanden. Wenn nun dasselbe der Fall seitens einer 
ganzen Nation ist? Wenn ein ganzes, grofses Volk Gesamt- 
besitzer eines Landes mit allem, was dazu gehört, in obigem 
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Sinne ist, nnd die einzelnen Familien Niefsbraucher darin und davon 
sind? — A.: Dann spricht man von nationalem Kommunismus. 

Fr.: Falls nun sämtliche Völker des imperium Bomannm 
Gesamtbesitzer z. B. von Dacien oder dem Zehntland gewesen 
wären, und jeder Staatsbürger das Becht des Niefsbrauches gehabt 
und ausgeübt hätte, wie kann man dann einen solchen Kommunismus 
bezeichnen? — A.: Als internationalen Kommunismus. 

Fr.: In welchem Fall kann man diesen Ausdruck auch 
wählen? — A.: Wenn jede Nation für sich den Kommunismus 
einführt und die Nationen, also gleichartig, mit emander in Ver- 
bindung treten. 

Fr.: Welches wäre nun, von heutigen Verhältnissen ge- 
sprochen, die reinste, den Begriff am umfassendsten wiedergebende 
Art desselben? — A.: Wenn die ganze Erde mit allem beweg- 
lichen und unbeweglichen Eigentum und jeglichem Arbeitsertrage 
gemeinsamer Besitz aller Völker, aller Einzelwesen und jedes der 
letzteren in rechtlichem Besitz des Niefsbrauches des Ganzen und 
in Ausübung dieses Bechtes auf gewisse Teile jenes wäre. 

Fr.: Welche politischen und ständischen Einrichtungen setzte 
dies voraus? — A.: Bepublik, absolute Demokratie, absolute 
Gleichheit aller. 

Fr.: Was ist demnach ein Kommunist? — A.: Ein Mann, 
der auf dem Grundsatz voller republikanischer Gleichheit und 
Gleichberechtigung aller alles Besitztum und den Gesamtarbeits- 
ertrag aller als das der Gesamtheit gehörige Eigentum, das 
man (in bestimmten Fällen) gemeinsam oder in Teilen geniefst, 
hinstellt und der darauf hinarbeitet, dafs solche Lehre ver- 
wirklicht werde. 

Fr.: Wer ist ein internationaler Kommunist? — A.: Wer 
die ganze Erde seinen Lehren unterwerfen will oder wer mit 
Gleichgesinnten aller Völker, wenigstens der Kulturvölker kauka- 
sischer Basse, zusammenarbeitet. 

Fr.: Wie stand es nun inbezug auf den Kommunismus in 
Sparta? — A.: In Sparta bestand eine Art aristokratischer Kom- 
munismus, indem die Ackersklaven dorisches Allgemeingut, die 
Majoratsinhaber aber in rechtlichem Besitze des Niefsbrauches 
der Arbeitskraft und der halben Ernte waren, indem die Wälder 
der Gesamtheit des Adels gehörten, und jeder Vollbürger Holz 
und Jagdwild nach Bedarf daraus entnehmen konnte, indem man 
im Falle der Not aus den Gütern der Standesgenossen Lebens- 
mittel und Jagdgerät ohne weiteres holen durfte. 
IL Folgerungen von dauerndem Werte: 
1. Politische: 

a. Ist in einem Staate ein mächtiger, zahlreicher Adel vor- 

2* 
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banden, dessen Selbstbewafstsein zu sebr gesteigert ist, 
so bedeutet dies für ein bescbränktes Königtum eine 
grofse Gefabr. Es wird mebr und mebr seiner Macbt 
entkleidet, zuletzt wobl aucb ganz bei Seite gescboben. 
(Sparta, Atben; das beilige römische Beich deutscher 
Nation, Polen; England.) 

ß. Das beschränkte Königtum ist aber in der hellenischen 
und germanischen Nation das frühere. 

y. In republikanischen Staaten, in denen eine Aristokratie 
herrscht, tritt, sobald es einzelnen Familien gelingt, be- 
sonders viel Besitz zu erwerben, eine Herrschaft dieser 
wenigen Adelsfamilien ein. (Sparta, Bom, Venedig, bis 
zu einem gewissen Teile früher England.) Diese ent- 
artete Aristokratie nennt man Oligarchie. 

ö. Eine Verfassung war nach Auffassung der Alten gut, 
wenn sie den Interessen der herrschenden Klassen ent- 
sprach, nach unserer ist sie es, wenn sie das Wohl aller 
Stände sorgfältig berücksichtigt und nach dem Grundsatz 
eingerichtet ist: „suum cuique!^' 

£. Eine Verfassung ist niemals an sich trefflich; die ist 
„die beste", welche am besten den eigentümlichen Ver- 
hältnissen des betreffenden Landes zu einer bestinmiten 
Zeit entspricht. 

^. Ein Staatswesen ist krank, in dem ein ganzer Stand, 
zumal wenn er wie in Sparta über ^3 ^^^ gesamten 
Bevölkerung umfafst, mit Becht dauernd unzu- 
frieden ist. 
2. Soziale: 

a. Ständische und Besitzunterschiede sind besonders die 
Folge politischer Verhältnisse. 

ß. Eroberervölker haben öfters teilweise kommunistische Ein- 
richtungen. 

y^ Wehe dem Bauernstände, der, der Waffenführung durch 
Besiegung (Heloten) oder freiwillige Entsagung (Deutsch- 
land im Mittelalter) beraubt, unter die Faust einer 
Aristokratie kommt (oder der gesetzlich „an die Scholle 
gebunden" ist)!^) 



1) Der russische Muschik war ursprünglich vollkommen frei und 
erfreute sich auch des Hechtes der Freizügigkeit. Als letzteres ihm 
i. J. 1593 nnter Fäodor genoiumen wurde, um das abenteuernde Umher- 
treiben des dem Wandertrieb zu sehr nachgebenden Grofsrussenvolkes 
zu unterdrücken^ verlor er nach und nach alle bürgerlichen Rechte und 
ward schliefblich Eigentum des Gutsherrn. 
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ö. Überschüssige BevOlkernng wird durch neue Erobeningen 
oder Auswanderungen mit Kolonialbildnng (Ackerbaa- 
kolonien) versorgt. 



Drittes Kapitel. 
Athen. 

Wenden wir uns den attischen Verhältnissen zu! Frage: 
Welches war lange Zeit hindurch die mafsgebende Verfassung und 
Gesetzgebung zu Athen? — Antwort: Die Solonische. 

Fr.: Gab es schon vordem eine andere? — A.: Ja, die des 
Drakon um 620. 

Fr.: Wie fafste man bis vor kurzem dieselbe auf, als eine 
vollständige Gesetzgebung und Verfassung? — A.: Nein, nur 
als eine Aufzeichnung des Strafrechts. 

Ich teilte Ihnen mit, dafs man nach Auf&ndung- der Schrift 
des grofsen Aristoteles über den Staat der Athener, die bruchstück- 
artig auf einem ägyptischen Papyrus steht, bestimmt weifs, dafs 
auch Drakon eine Verfassung gab. 

Fr.: Ist es jemand von Ihnen bekannt, wie Cicero einmal 
von den drakontischen Gesetzen spricht? — A.: Er sagt, sie seien 
mit Blut geschrieben. 

Fr.: Wie kommt er zu diesem Ausspruch? — A.: Auf vielen 
Verbrechen und Vergehen stand als Strafe der Tod. 

Fr.: Ist daraus Drakon ein Vorwurf zu machen? — A.: Nein, 
in den alten Zeiten waren die Völker strenger, darum auch die 
Strafen schwerer. Mit der steigenden Kultur nehmen die härteren 
Strafen ab oder hören auf. 

Fr.: Bei Gelegenheit ftthrte ich hierzu zwei besonders be- 
zeichnende Beispiele an. Weifs sie noch jemand zu nennen? — 
A.: Noch vor 240 Jahren band man in einigen Stellen Thüringens 
Wilddiebe an das Geweih eines Hirsches, damit sie dieser an den 
Bäumen zerschmetterte. Um 1829 wurde noch in England (als 
letzter) ein Knabe gehenkt, weil er gestohlen hatte. 

Fr.: Nehmen mit der Kulturhöhe und der dadurch erfolgten 
humanen Straferleichteruhg auch die Verbrechen und die Vergehen 
unter den Kulturvölkern ab? Denken Sie an das kaiserliche Rom, 
vielleicht haben Sie auch etwas von unsem jetzigen Verhältnissen 
gelesen oder gehört. — A.: Nein, niit der Steigerung und Ver- 
breitung der Kultur nehmen die Verbrechen und Vergehen ge- 
wöhnlich nicht ab, da der steigende Reichtum und die zunehmende 
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Herrsch- nnd Genufssucht häufig Sittenlosigkeit und Mangel an 
Achtung vor dem Gesetz befördern. 

Fr.: Vermögen Sie diese That Sachen in Verhältnis zu der 
Milderung der Strafen zu bringen? — A.: Infolge der Milderung 
der Straf bestimmungen werden die gewaltthätigen Menschen dreister. 

Fr.: Wie kam es, dafs gerade Drakon auch eine Aufzeichnung 
der Strafbestimmungen vornahm? — A.: Das Volk wollte, weil 
es Anlafs hatte, willkürliche Auslegung der bisher mündlich über- 
lieferten Gesetze seitens der adligen Richter zu fürchten, die Ge- 
setze schriftlich, für jedermann erreichbar, fixiert sehen, um stets 
zu wissen, was Bechtens sei, und um die richterliche Thätigkeit 
kontrollieren zu können. 

Fr.: Welcher Kunst mufste daher das attische Volk damals 
teilhaftig sein? — A.: Der Kunst des Lesens, auch des 
Schreibens. 

Fr.: Warum also waren die athenischen Gesetze nicht eher 
niedergeschrieben? — A.: Weil in früherer Zeit nur wenige lesen 
oder gar auch schreiben konnten. 

Fr.: Wann vollzog man die Aufzeichnung der Gesetze in 
Rom? — A.: 451 — 449 thaten dies die decemviri. 

Fr.: Um wieviel Zeit war also Athen voraus? — A.: Um 
bald zwei Jahrhunderte. 

Bevor wir in die Betrachtung der solonischen Gesetzgebung 
eintreten, will ich noch die neuen Nachrichten aus Aristoteles' 
Politeia der Athener, so weit sie die attischen Zustände vor 
Solon kennzeichnen, andeuten. Aristoteles berichtet^): 

„Der ganze Grundbesitz befand ^ sich in der Hand einiger 
weniger reicher Leute, denen die verarmten Bauern mit Weib 
und Kind dienstbar waren. Sie hiefsen Hörige (neXccvat) und 
Sechstier, weil sie nur ein Sechstel des Ertrages als Lohn für 
die Feldbestellung erhielten. Fünf Sechstel mufsten sie abliefern, 
und wenn sie im Rü<)kstande blieben, verfielen sie mit Leib und 
Leben dem Grundbesitzer, sie selbst wie ihre Söhne.'^ lA^ 
schwersten und schmerzlichsten lastete auf der Menge eben dieser 
Zustand der Dienstbarkeit, aber es gab noch manches andere, was 
sie empörte: denn im Grunde hatte das Volk überhaupt keine 
Rechte."^) „Die Ausübung der politischen Rechte ruhte ausschliefs- 
lich in den Händen derer, welche eine volle Waffenrüstung stellen 
konnten. Die neuen Archonten sowie auch der Schatzmeister 
wurden aus denen gewählt, die ein schuldenfreies Vermögen von 



1) Aristoteles Schrift vom Staatswesen der Athener, verdeutscht von 
G. Kaibel und A. Kiefsling. 2. Aufl. (Strafaburg bei Trübner, 1891.) S. If. 

2) Ebendort S. 6 f. 
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mindestens 10 Minen ^) Wert besafsen. Die Feldherm und die 
Beiterobersten mufsten ein schuldenfreies Vermögen von mindestens 
5 Minen Wert nachweisen und mufsten Söhne haben, die von 
einer athenischen Mutter in gesetzmäfsiger Ehe geboren und über 
10 Jahre alt waren. . . . Der Bat bestand aus 401 Mitgliedern, 
die aus der ganzen Vollbürgerschaft er lost waren." Alters- 
grenze für alle erlosten Beamten war nach unten das 30. Lebens- 
jahr; „keiner von diesen durfte zum zweiten Male dasselbe Amt 
bekleiden, bevor nicht alle übrigen darangewesen waren." „Zum 
Wächter über das Gesetz war der Areopag gesetzt, der darauf zu 
sehen hatte, dafs die Beamten genau nach Gesetzes Vorschrift 
ihres Amtes walteten." 

„Diese Zustände und besonders dies Verhältnis der Knecht- 
schaft, in welchem die grofse Masse zu den wenigen Beichen stand, 
trieb das Volk zur Empörung." 

Endlich wird Selon „zum Schiedsrichter und zugleich zum 
Archon" gewählt und „ihm die Ordnung der Verfassung anvertraut". 

Dieser „schiebt die hauptsächliche Schuld an dem Parteizwist 
stets den Beichen in die Schuhe" und bezeichnet die „schnöde 
Geldgier und den Übermut" als die besorgniserregende „Quelle 
alles Haders". 

(Von den eigentlichen Sklaven spricht Aristoteles nicht.) 

Ziehen wir die Summa: 

Wie stand es um 595 in Athen? 

a. Ständisch. 

1. a. Wenige adlige Grofsgrundbesitzer im Besitz reicher 
Güter. 

b. Ihnen gesellen sich die begüterten adligen Bitter familien zu. 
2^ Der freie Mittelstand, so weit er sich selbst als 

Fufskämpfer auszurüsten vermochte. (Mäfsig an 

Kopfzahl.) 

3. Die überwiegend grofse Zahl der Sech stier, bei kärg- 
lichstem Arbeitsertrag stets von dem Schicksal der Schuld- 
knechte bedroht. 

4. Die noch nicht besonders zahlreiche Sklavenschaft. 

b. Dem Besitz entsprechen die politischen Bechte. 

1. a. Die Grofsgrundbesitzer haben die höchsten Ämter inne. 

(Vgl. Spartiaten, patricii.) 
b. Die Bitter bekleiden auch militärische Oberstellen. 

2. Der Mittelstand ratsföhig, gelangt auch zu den niederen 



1) Die vorsolonische Mine ungefähr gleich 75 Mark, aber weil das 
Silber heute zehnmal weniger gilt als damals, entspricht ein Vermögen 
von 10 Minen einer heutigen Summe von 7500 Mark. 
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Ämtern. (Also politisch einflufsreicher als die Periöken 
und die Plebejer der ersten Zeit.) 

1 — 2 bilden den durchs Los zusammengesetzten Bat 
der 401. 

3. Die Sechstier politisch und militärisch machtlos. 

4. Die Sklaven als Sache, Privateigentum ohne jede Spur 
von Eechten. 

Fr.: Welche Verfassung ähnelt dieser vorsolonischen sehr? 

— A.: Die Servianische. 

Fr.: Welches ist in beiden der leitende Grundsatz? — A.: Nach 
der Gröfse des Grundbesitzes und dem Ertrag aus demselben ist 
die Berechtigung zum Heerdienst und zu den Ämtern festgesetzt. 

Fr.: Ist Ihnen in einem deutschen Bundesstaat eine ähnliche 
Scheidung der Bürger je nach der Höhe des Einkommens (freilich 
hier des Einkommens aus allen Arten des Erwerbs und Ertrags) 
bekannt? — A.: Ja, in Preufsen besteht das Dreiklassensystem 
bei den städtischen und Landtagswahlen. 

Fr.: Wie steht der Stand der Sechstier in Athen im Ver- 
hältnis zu den Heloten? — A.: Der Helot war völlig unfrei, aber 
Staatseigentum, also unveräufserlich und blieb in seinem Familien- 
verband. Der Sechstier war zwar frei, konnte aber leicht Privat- 
sklave und als solcher überallhin verkaufbar werden. Er hatte 
nur den 3. Teil des Heloteneinkommens, sein Leben war eitel 
Not und Sorge. 

Fr.: Wie ist es denkbai-, dafs in Attika der weitaus gröfste 
Teil der Bevölkerung ein solch elendes Schicksal ertragen mufste? 

— A.: Vielleicht waren die Sechstier oder Pelatai die von den 
loniem bei der Einnahme Attikas unterworfenen Urbewohner. 

Fr.: Oder anders und wohl eher? — A.: Die waffenlose 
Landbevölkerung, die wie im mittelalterlichen Deutschland politisch 
und sozial von Stufe zu Stufe sinkt. 

Fr.: Waren die Sechstier berechtigt, Unzufriedenheit zu zeigen? 

— A.: Ja, zumal die ersten beiden Klassen (la und Ib) ihre 
Macht in gewinnsüchtiger Weise rücksichtlos ausnützten. 

Fr.: Welcher Stand hat nun besonders die Verfassungsänderung 
erzwungen? — A.: Der der Sechstier. 

Fr.: Wie war das möglich? Er war doch ohne Waffenrüstung! 

— A.: Einerseits war er an Kopfzahl allen Ständen zusammen weit 
überlegen, andererseits war ihm wohl der Mittelstand günstig gesinnt. 

Fr.: Warum wohl? — A.: Derselbe erstrebte gröfsere poli- 
tische Rechte. 

Es trat nun in Athen der äufserst günstige, seltene 
Fall ein, dafs man nicht zu Mord und Brand seine Zu- 
flucht nahm, sondern dafs die Parteien einem als Staats- 
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mann, Feldherrn (Salamis!) und Menschen hochgehaltenen 
Manne, dem alle Welt vertraute, die Neuordnung, und 
zwar mit unbeschränkter Vollmacht, übertrugen. 

Fr.: Wie kam es, dafs der Adel Solon vertraute? — A.: Solon 
stammte selbst aus altem Adel, er war nämlich ein Sprols des 
alten Königsgeschlechtes des Kodnis. 

Fr.: Welches waren allem Anschein nach die Beweggründe des 
Adels, einen Vermittler aufstellen zu helfen? — A.: Entweder war 
es die Angst und Sorge vor schlimmer Empörung oder patriotische 
Opferwilligkeit oder beides, indem die Gutgesinnten diese bewiesen, 
die selbstsüchtigen und leicht verzagten Elemente jene empfanden. 

Die Grundzüge der Solonischen Verfassung sind Ihnen 
bekannt. Geben Sie dieselben jetzt an: 
L Sozialer Natur: 

a. Erleichterungen: 

1. Die Schuldsklaverei wird abgeschafft. (Vgl. die lex 
Poetelia in Bom.) 

Alle erreichbaren Schuldknechte werden auf Staats- 
kosten losgekauft. 

2. Der allgemeine Schuldenerlafs für alle an Private oder 
an den Staat zahlbaren Schulden. (Vgl. die licinischen 
Gesetze.) 

Aus 72y2 alten Drachmen werden 100 neue Drachmen 
geschlagen. Zwangskurs der neuen Drachmen im alten 
Werte. 

3. Jedem ward das Recht zugesprochen, für einen anderen, 
der geschädigt war, Klage zu erheben. (Vgl. die Befug- 
nisse der beiden Volkstribunen v. J. 494.) 

4. Von der Entscheidung der Behörde konnte man Berufung 
an das Gemeindegericht einlegen. 

b. Ständeordnung nach dem Grundertrag: 

1. Die Fünfhundert- Scheffler. 

2. Die Ritter. 

3. Die Kleinbauern. 

1 — 3 sind voll militärberechtigt und -pflichtig. 

4. Die Häusler, Handarbeiter, Matrosen, Handwerker, Kauf- 
leute. Zum Besuch der Volksversammlung berechtigt, 
im Kriege als Leichtbewaffnete benutzt. Dazu kommen 
endlich 

5. Die Sklaven. 
IL Politisch. 

1. Die 9 Archonten, auf ein Jahr aus der 1. Klasse gewählt. 

2. Der Rat der 400 aus der 1.— 3. Klasse. Er leitet die 
Verwaltung. 
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3. Die Volksversammlung ans der 1. — 3. Klasse. Altersgrenze 
nach unten das 20. Lebensjahr. Es entscheidet dieselbe als 
der eigentliche Souverän über alle wichtigen Angelegenheiten, 
wie Krieg, Frieden, Bündnisse, neue Gesetze. 

4. Der Areopag, aus den Archonten bestehend, die ihr Amt 
tadellos verwaltet haben. Er hatte das Blutgericht, die 
Aufsicht über die Befolgung der Gesetze, die Sittenkontrolle. 

Eigentliche Steuern^) werden von den Bürgern nicht ge- 
zahlt; dafür waren die Ämter unbesoldet, lagen die mili- 
tärischen Lasten auf den Waffenpflichtigen, mufste Schiffs- 
ausrüstung, Choraufstellung und -einübung von den Gliedern 
der 1. Klasse abwechselnd getragen werden. Staatseinkünfte: 
Zoll, Domänen, Bufsgelder, Kopfsteuer der Fremden. 
Fr.: Wer trug denn gleichsam die Kosten der neuen Ver- 
fassung? — A.: 1. Materiell: Der Gesamtstaat. 2. Politisch: 
Der Adel. 

Fr.: Wer hatte den Vorteil? — A.: 1. Materiell: Alle Klassen, 
besonders die Sechstier. 2. Politisch: Der Mittelstand. 

Fr.: War eigentlich allen Bevölkerungsschichten geholfen? 

— A.: Nein, an die Sklaven, als an belebte Gegenstände, war 
nicht gedacht. 

Dabei will ich bemerken, dafs die Sklavenschafk, als Athen 
später Handels- und Fabrikstadt wurde, y^ bis */§ aller Menschen 
ausmachte. 

Fr.: Was bedeutet eigentlich die Umprägung von 72% alten 
Drachmen zu 100 neuen, die nun den Zwangskurs von 100 alten 
hatten? — A.: Das war eine Seh ein -Bereicherung des ganzen 
Volkes, der verschuldeten Sechstier sowohl wie besonders des Adels, 
denn dieser hatte wohl am meisten geprägtes Geld. Die Sechstier 
waren vermittels derselben in der Lage, ihren Verpflichtungen eher 
nachzukommen. 

Fr.: Wie stand es nun bei Bezahlung ausländischer Waren? 

— A.: Bei Bezahlung eingeführter Waren haben gewifslich 
100 Drachmen neuer Prägung nur den Wert von li^/^ alten 
Drachmen gehabt, das Ausland ging nach dem Münzgewicht, 
nicht nach der Aufschrift. 

Fr.: Könnte der Fall eintreten, dafs man heutzutage das 
Verfahren des Solon nachahmte? — A.: Ja, wenn man z. B. in 
Italien, das in Bedrängnis ist, 100 neue Lire aus dem Metall 
von 72y2 bisherigen schlüge und den neuen Zwangskurs verliehe. 
Oder wenn man es, um einem besonders bedrängten Stand aufzu- 
helfen, z. B. im Deutschen Reiche thäte. 



1) in Friedenszeiten. 
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Fr.: Würde dadurch der italienische oder deutsche Nation al- 
wohlstand zunehmen? — A.: Nein, es wäre nur eine scheinbare 
Vermehrung des Besitzes, denn im übrigen Europa gälte das neue 
um 277^% leichtere Geldstück doch nur 7272 7o ^ös Nennwertes. 

Fr.: Würde innerhalb der Grenzen des betreffenden neu- 
prägenden Staates eine Zunahme des Wohlstandes eintreten? Jeder, 
der Münzgeld hätte, würde doch auf einen Schlag gewaltigen 
Vorteil erhalten. — A.: Die allermeisten Menschen haben aber 
wenig bares Geld in Besitz. Bankiers und Bentner hätten wesent- 
lich den Vorteil. Wenn femer das Geld plötzlich dermafsen an 
Sc he in wert zunimmt, steigen bestimmt die Preise für alle Gegen- 
stände und die Löhne. 

Fr.: Ist Ihnen aus der Geschichte bekannt, dafs ein Fürst zu 
Gunsten der Staatskasse in Zeiten der Not in solonischer Art auf 
dem Gebiete des Münzwesens vorging? — A.: Ja, Friedrich d. Gr. 
kürzte im siebenjährigen Kriege das Silbergewicht der Münzen. 
Diese hiefsen nach seinem Helfershelfer Ephraimiten. 

Fr.: Brachte dies Nutzen? — A.: Ihm selbst eine Zeit lang, 
weil er seinen Unterthanen befahl, die Ephraimiten als Vollmünze 
anzunehmen, aber im Handel und Verkehr innerhalb und aulser- 
halb hülsten nun die Preufsen unendlich viel ein, und Tausende 
gingen darunter zu Grunde. 

Fr.: Haben wir jetzt in Deutschland vielleicht eine Münze, 
welcher staatlich ein höherer Wert gegeben wird, als ihm dem 
Metallwert nach eigentlich zukommt? — A.: Ja, der alte Thaler 
ist eigentlich nicht 3 Mark sondern nur 1,60 Mark wert, weil 
das Silber billiger geworden ist. 

Fr.: Hat demnach die Geldmünze einen stetigen Wert? — 
A.: Nein, er richtet sich nach dem Metallpreis. > 

Fr.: Wovon aber hängt dieser ab? Denken Sie daran, wie 
es an Markttagen mit der Butter geht. Wie es mit deren Preise 
steht, wenn die Bauerfrauen einmal, noch dazu in einer Zeit, wo 
man viel Obst oder Mus geniefst, 1000 Stück auf den Markt 
bringen, und ein andermal, wenn man gerade in der Stadt vor 
einem Feste viel braucht, nur 200. — A.: Je mehr Silber und 
Gold gewonnen werden, um so billiger wird es. 

Fr.: Wie steht es dann mit den Gegenständen und den Löhnen, 
die man kaufen und bezahlen mufs? — A.: Diese werten teurer und 
höher, wenn die Menge des Silbers und Goldes zu sehr wächst. 

Fr.: Sind Ihnen Zeiten bekannt, in denen besonders starke 
Preisstürze der Münzmetalle und damit Preiserhöhung der Lebens- 
mittel, Löhne u. s. w. stattfanden? — A.: Ja, nach der Eroberung 
der metallreichen Länder Mexiko und Peru, in diesem Jahrhundert 
nach Entdeckung der kalifornischen Goldfelder. 
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Fr.: Wo kommt wohl heute das meiste Gold und Silber her? 

— A.; Aus Amerika, dem Eapland und Australien. 

Fr.: Welches ist nun der Mafsstab für den wahren Wert der 
Edelmetalle? — A.: Wieviel man Waren und Arbeitsleistung für 
sie bekommt. 

Fr.: Welches ist denn das Grundmetall? — A.: Das Gold. 

Fr.: War es das immer? — A.: Nein, früher war es das Silber. 

Fr.: Von welcher Währung spricht man demnach jetzt? — 
A.: Von der Goldwährung. 

Fr.: Wäre es nun zu empfehlen, dafs man die Silbermünzen 
zu dem Nennwerte etwa der Thaler im Beiche sehr vermehrte? 

— A.: Nein. Es wäre dies keine den wirklichen Verhältnissen 
entsprechende Handlung, keine Vermehrung des Nationalreichtums. 
Das Ausland würde die Nennwerterhöhung mifsachten, im Lande 
selbst stiegen die Preise. 

Fr.: Welcherlei Unannehmlichkeiten könnten dann im Aus- 
lände den Beichsdeutschen entstehen? Erinnern will ich daran, 
dafs Hunderttausende unserer Beichangehörigen im Ausland weilen 
oder mit ihm zu thun haben. — A.: Es würde der Fall eintreten, 
dafs jemand ein Gut gekauft hat, aber später wegen Erbteilung 
wieder verkaufen mufs. Er würde viel mit Silbergeld bezahlt 
werden. Gründet sich dann einer der Söhne dieses Mannes im 
Ausland ein Geschäft oder wandert er überhaupt aus, dann, hat er 
gewaltigen Schaden. 

Bedenken Sie femer die gewöhnlichen Handelsverkehrs- 
verhältnisse mit dem Ausland! — A.: Unzählige Geschäfte beziehen 
vom Auslande Waren, die sie in Gold bezahlen müssen. Dafür 
bekommen sie dann vom kaufenden Publikum minderwertiges 
Silbergeld. Das Geschäft wird dadurch ein- oder sehr zurück- 
gehen, denn entweder mufs es fast ohne Gewinn arbeiten, oder 
die Preise steigen so sehr, dafs sie den Käufern zu hoch erscheinen. 

Fr.: Auf welche Weise allein wäre solchen Übelständen vor- 
zubeugen? — A.: Wenn alle Kulturvölker zugleich den Münz- 
wert des Silbers im Verhältnis zum Golde dauernd erhöhten. 

Fr.: Geht das an? — A.: Das wäre auch wieder nur ein 
Scheingewinn wegen des das frühere relative Verhältnis zwischen 
Gold und Silber stetig weit überschreitenden Jahresertrages der 
Silberbergwerke gegenüber dem der Goldgewinnung. Darum wäre 
eine solche Höherfestsetzung des Silberpreises auf die Dauer doch 
unhaltbar. 

Fr.: Inwiefern? — A.: Es würde ein Übermafs von Silbev- 
münzen eintreten. Dann würden auch dadurch die Preise für 
alles steigen, also niemand Nutzen haben aufser den Minenbesitzern. 

Fr.: Könnte man aber im Einvernehmen mit den tonangebenden 
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Handelsstaaten die Anzahl der im Lande umlaufenden Silbermünzen 
im Werte des wirklichen Silberpreises ganz bedeutend vermehren? 
— A.: Ja. 

Fr.: Wenn nun aber der Jahresertrag der Silbergewinnung 
und auch der des Goldes mit der Zeit grofse Schwankungen er- 
litte? — A.: Dann mlifsten die Handelsmächte zu bestimmten 
Zeiten das relative Verhältnis zwischen Gold- und Silberpreis oder 
-Münzwert von neuem einheitlich festsetzen.') 

Fr.: Wie war es wohl möglich, dafs Solon damals zu einer 
solchen Münzpolitik schritt? — A.: In jenen Zeiten hatte Athen 
noch wenig auswärtigen Handel. Es ist die Zeit vor Themistokles, 
um die es sich handelt. 

Fr.: Welche Form der Verfassung bildete der solonische 
Staat? — A.: Eine Form, nach der nach dem Ertrag des Grund 
und Bodens die Rechte bemessen sind; auch der Kriegsdienst 
steht nur den Besitzenden offen. 

Fr.: Welcher andern antiken Verfassung aufserhalb Griechen- 
lands ähnelt auch Solons Werk? — A.: Der des Servius in Rom. 

Fr.: Warum liefs man den nichts oder wenig besitzenden 
freien Mann nicht unter die eigentlichen Krieger eintreten? — 
A.: Man mufste damals Waffen und Zehrung selbst bestreiten. 
Das hätte jener nicht vermocht. Aufserdem sicherte man sich so 
gegen etwaige bewaffnete Aufstände der zahlreichen schwach be- 
güterten Masse. 

Fr.: Wer weifs es, wie man (nach dem griechischen Worte 
Tifti} = census) eine solche solonische und servianische Staats- 
einrichtung nennt? — A.: Man nennt sie Timokratie (des Grund- 



Fr.: Wer hatte den Haupteinflufs? — A.: Der adlige Grofs- 
grundbesitzer, zumal die Ämter unbesoldet waren. 

Fr.: Welches wäre aber die richtigste Bezeichnung für jene 
Verfassungen, wenn man die von Jahr zu Jahr zunehmende 
Sklavenmasse mit berücksichtigt? — A.: Dann ist der Name timo- 
kratische Aristokratie zu wählen. Zur timokratischen Aristo- 
kratie gehören die an Kopfzahl nicht so zahlreichen drei Oberklassen. 

Fr.: Also, was versteht man unter einer antiken Timokratie? 
— A.: Eine Timokratie ist diejenige republikanische Verfassungs- 
form, nach der die Rechte der verschiedenen Klassen im Ver- 
hältnis zur Höhe ihres Grundertrages und zu ihren Staatslasten 
stehen. Die Grundbesitzer genügenden Ertrages setzen das Heer 
zusammen, je reicher sie sind, desto besser müssen sie gerüstet 



1) Es gilt hier, für die Schule, nur zum Nachdenken in Münz- 
fragen anzuregen, nicht aber, volkswirtschaftliche Theorien vorzutragen. 
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sein. Thatsächlich bat der adlige Grofsgrondbesitz die Fübrong. 
Die Ämter sind Ebrenämter. Politiscb scbwacb und aufserbalb 
der eigentlicben Heeresgemeinde sind die Häusler, Handwerker, 
Scbiffer, Lobnarbeiter. Da die Zabl der Sklaven rascb zunimmt, 
gewinnt die Timokratie von uns er m Standpunkt aus den Cbarakter 
einer abgestuften Aristokratie des Grundbesitzes. 

Fr.: Hat nun ßolon vor dem Richtersprucbe der Welt- 
gescbicbte den auf ibn gesetzten grofsen Erwartungen entsprocben? 
— A.: Voll und ganz. Er hat in mafsvoUer Weise, in gerecbtem 
Bemüben sozial und politiscb den Staat der Atbener neu aufge- 
ricbtet Dabei bätte er bei der ibm anvertrauten grofsen Macht- 
fülle leicht eine Gewaltherrschaft gründen können. 

Fr.: War man in Athen Solon für sein herrliches Werk 
dankbar? — A.: Er begegnete vielfachem Undank. Viele im 
Volke glaubten nicht genug erhalten, viele vom Adel meinten 
zuviel Vorrechte verloren zu haben. Ärgerlich darüber, ging 
Solon auf Beisen. 

Fr.: War das überhaupt möglich, dafs er es allen zu Ge- 
fallen, oder dafs überhaupt ein Gesetzgeber etwas allen zu Ge- 
fallen, nach Wunsch und Hofftmng einrichten kann? — A : Nein, 
das ist unmöglich, weil die Interessen zu verschiedener Art sind, 
und die allermeisten Menschen der Selbstsucht frönen. 

Fr.: Darf deshalb ein Gesetzgeber zu grofse Bücksicht auf 
Stimmungen und Wünsche der einzelnen Parteien nehmen? — 
A.: Nein; er hat ja nicht den Vorteil irgend einer Partei oder 
mehrerer derselben, sondern die Wohlfahrt des gesamten Staates 
im Auge zu behalten. 

Fr.: Nach welchem Grundsatz geht er vor, wenn bei solchen 
Änderungen im Staatswesen einer oder mehrere Stände oder Berufs- 
klassen Opfer bringen müssen? — A.: Wenn es das allgemeine 
Beste erheischt, mufs er dem oder jenem Stande Opfer auferlegen, 
aber er darf niemals einen Stand nur zu Gunsten eines anderen 
belasten, er darf nie einen bevorzugen. 

SoloD selbst war sich seiner guten Absichten und seiner 
tüchtigen Leistung voll bewufst. Er bat sich über sein Wirken 
in folgenden Versen ausgesprochen:^) 

„Ansehen hab' ich dem Volke verliehen, so viel ihm gebührte, 
Seiner Würde gemäfs, mehr nicht und weniger nicht. 
Doch den Mächtigen auch und die da prunkten im Reichtum, 
Ihnen auch klugen Bedachts gab ich nicht über Gebühr. 
Beiden stand ich zur Seite mit kräftig schützendem Schilde, 
Nimmer, nicht hier, nicht dort, gönnt' ich dem Unrecht den Sieg." 



1) S. Aristoteles' Schrift vom Staatswesen der Athener, S. 15 f, 
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Femer: 

„Mit gutem Grand haV ich nicht alles das erftillt, 

Was in der bittren Not das Volk von mir begehrt: 

Des sei dereinst mir vor dem Bichterthron der Zeit 

Die beste Zeugin aller Götter gröfseste, 

Die Mutter Erde, du, mein dunkelschollig Land. 

Doch manchen Zinspfahl festgefügt baV ich gelöst, 

In Knechtschaft lag das Land: nun hab' ich's frei gemacht. 

So manchen hab' ins gottgeschenkte Vaterland 

Ich heimgeführt, den Willkür oder hartes Recht 

In fremden Enechtdienst schickte. Mancher unmutsvoll 

Entfloh dem Schuldzwang, irrte fem von Land zu Land, 

Der eigenen Sprache Laut vergessend, heimatlos. 

Auch in der Heimat, wer der Knechtschaft Fessel trug, 

In Furcht sich beugend vor dem harten Sinn des Herrn, 

Den hab' ich freigemacht. Mir war die Macht verliehen, 

Und klug Gewalt mit Recht verbindend, nützt ich sie. 

Ich kam zum Ziel: was ich gewollt, das war gethan. 

Dann schrieb ich das Gesetz, für alle strenges Recht, 

Für gute wie flir böse, wie sich's jedem schickt. 

Manch andrer, hättet ihr den Stab ihm anvertraut. 

Ein schlechtberatener, eigennütziger Mann, fürwahr. 

Er hätte nicht das Volk gezähmt. Hätt' ich erfüllt. 

Was alles meine Gegner damals kühn begehrt, 

Und was die andern jenen übles zugedacht. 

Manch Opfer hat in langem Zwist die Stadt beklagt. 

Drum hab' von allen Seiten klug ich mich geschirmt 

Und ging, ein Wolf in dichter Meute, meine Wege." 

Wie er sich bemüht hat, über den Parteien zu stehen, nur 
das allgemeine Wohl im Auge behaltend, bezeugt er mit den 
Worten*): 

Wenn irgend einem anderen das Ehrenamt der Neuordnung 
des Staatswesens anvertraut worden wäre, 

„Er hätte nicht das Volk gezähmt und nicht geruht. 

Bis von der Milch im Fafs das Fett er abgeschöpft. 

Doch ich, dem Grenzpfahl gleich auf strittigem Gebiet, 

Stand zwischen den Parteien." 

Fr.: Welches ist die Idee, der geistige Gehalt der 
athenischen Verfassung, wie sie Solon gab? — A.: Die freien 
Stände sollen, je nach den Leistungen und Pflichten mit Rechten 
bedacht, ohne dafs der eine den anderen aussaugt, frei neben 
einander ihren Verrichtungen nachgehen und ein einiges, gerecht 



1) Ebendort S. 18. 
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geordnetes, tüchtiges Gemeinwesen freier Hellenen ausmachen. 
Die Sklaven gelten für höher organisierte Hanstiere, sind aber gat 
zu behandeln. (Ihr Eecht, durch gelungene Flucht in den Theseus- 
tempel den Verkauf an einen anderen Herrn zu erzwingen.) 

Hindernde Ereignisse während der Fortentwicklung 
der Verfassung im demokratischen Sinne. 

Fr.: War mit Solons Werk die ersehnte Buhe imd Eintracht 
ins Land gezogen? — A.: Nach kurzer Buhepause begann die 
Zwietracht von neuem ihr Haupt zu erheben. 

Fr.: Führte sie zu einem Bürgerkriege? — A.: Nein. 

Fr.: Blieb die solonische Verfassung, der nach Aristoteles' 
Mitteilung der Gresetzgeber selbst eine hundertjährige Giltigkeit 
sichern wollte, ein Jahrhundert unverändeii bestehen? — A.: Nein, 
sie wurde von 594 — 494 nach verschiedenen Bichtungen mehr- 
mals verändert. 

Fr.: Ist überhaupt eine solch lange Dauer einer Verfassung 
in einem Freistaat eines so lebhaften Volkes ohne Änderungen 
denkbar? — A.: Nicht leicht. 

Fr.: Nur in welchem Fall wäre dies möglich gewesen? — 
A.: Wenn alle Stände dauernd völlig mit ihr zu&ieden gewesen 
wären und gemeinsam jeden ehrgeizigen unruhigen Kopf in Ordnung 
gehalten hätten. 

Fr,: Oder, hätte es wohl irgend etwas geben können, das 
die erregten Gemüter in Buhe gehalten hätte, bis sich alle ans 
neue Werk gewöhnten? — A.: Es hätte eine über den Parteien 
stehende feste Macht im Staate vorhanden sein müssen, welche 
umsichtig und kraftvoll zugleich verfahren wäre. Aber eine 
solche war in jenem timokratischen Staatswesen nicht möglich. 

Fr.: Wäre eine solche in anders regierten Ländern denkbar? 

— A.: Ja, z. B. in einem Staate mit erblicher Monarchie, wie in 
Preufsen zur Zeit der Stein-Hardenbergschen Periode. 

Fr.: Nach welchen Bichtungen hin fanden im sechsten Jahr- 
hundert Änderungen statt? — A.: Erstens im Sinne der Auf- 
richtung und Erhaltung einer Gewaltherrschaft durch Pisistratus 
und sein Haus, zweitens (509) durch Kleisthenes in demo- 
kratischer Art. 

Fr.: Kamen noch weitere demokratische Abänderungen hinzu? 

— A.: Ja, durch Aristides nach dem dritten Perserkrieg, durch 
Themistokles, Ephialtes und Perikles. Li den schlimmsten Zeiten 
des peloponnesischen Krieges trat in der HofEhung auf persische 
Hilfe, die man dadurch eher zu erlangen glaubte, i. J. 411 eine 
kurze oligarchische Bückbildung ein, die 404 — 403 durch die 
Dreifsig wiederholt wurde. 

Fr.: Wie war nach der Vertreibung der Dreifsig die athenische 



Athen. 33 

Verfassung beschaffen? — A.: Da galt wieder die solonische Ver- 
fassung mit späteren demokratischen Weiterbildungen. 

Fr.: Wie ist geschichtlich die Entstehung der Tyrannis der 
Pisistratiden zu erklären? — A.: Im 6. Jahrhundert hatte in allen 
Seestädten von Alt- und Neuhellas die Bürgerschaft durch den 
zunehmenden Handel und Gewerbfleifs an Wohlhabenheit und 
Selbstbevmfstsein zugenommen. Darum strebte sie nach gröfserer 
Teilnahme am Stadtregiment. So kam es zu Beibimgen zwischen 
Adel und Bürgerschaft Kühne Eriegsmänner wie Poljkrates oder 
ehrgeizige Edelleute wie Pisistratus stellten sich an die Spitze der 
letzteren und erlangten, anfangs von letzterer unterstützt, weil man 
glaubte, mit ihrer Hilfe die Aristokraten beschränken zu können, 
dann durch gemietete Söldlinge und auswärtige Bündnisse die 
Herrschaft, aber ohne den königlichen Kamen. 

Fr.: Wann fand dies in Attika statt? — A. : Im Jahre 560 
nahm Pisistratus die erste Stellung in Athen ein, er wurde zwei- 
mal vertrieben, kehrte siegreich zurück und starb im Besitze der 
Macht 627. 

Fr.: War sein Eegiment verhafst? — A.: Nein, er trat mafs- 
yoll auf und liefs im ganzen die Bestimmungen der solonischen 
Verfassung in Erafb. 

Fr.: Ward die Regierung seiner Familie aus politischen 
Gründen gestürzt? — A.: Anfänglich stiftete man aus persön- 
lichen Gründen eine Verschwörung. Infolge der Ermordung des 
Hipparch trat eine argwöhnische, mifstrauische Regierungsweise des 
Hippias ein. Dadurch wurde die Tyrannis verhafst. 510 wurde 
Hippias auf Betreiben der Alkmäoniden durch die vom Orakel 
beeinflufsten Spartaner vertrieben. 

Fr.: Warum traten die letzteren häufig wider die Tyrannen 
auf? — A.: Wurden alle Tyrannen gestürzt, dann schwand auch 
die Gefahr, dafs, durch deren Beispiel angelockt, die Könige 
Spartas Gelüste nach Machterweiterung verspürten. Gerade damals 
wurden die Machtbefugnisse der Könige geschmälert. 

Fr.: Wer hätte sicherlich mit Freuden und Begeisterung den 
spartanischen Königen auf deren Ruf beigestanden? — A.: Die 
Heloten. 

Fr.: Und ferner, wer wohl auch?. — A.: Die Periöken. 

Fr.: Durch welche Politik hätten sie die Heloten und 
Periöken sofort für sich gewonnen? — A.: Sie hätten den Periöken 
volle politische Rechte und den Heloten persönliche Freiheit und 
die Verteilung der spartiatischen Majorate versprechen müssen. 

Fr.: Wer wandelte in der That später einmal in ähnlicher 
Bahn? — A.: Pausanias, der Vormund eines zu jungen Königs, 
da er zu gern dauernd die königliche Gewalt erlangt hätte. 

Schenk, Belehrungen. 3 
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Fr.: Mit wessen Beistand hofifte er sein Ziel zu erreichen? 

— A.: Mit Hilfe der persischen Grofskönige. 

In den Zeiten der römischen Kaiser deutscher Nation trat 
auch einmal an einen Kaiser die Frage heran , ob er sich etwa 
mit Hilfe des Landvolks zum wahren Herrn in Deutschland er- 
heben wollte unter Demütigung des Adels und der Fürsten. — 
A.: Zur Zeit des grofsen Bauernkrieges um 1525 an Kaiser Karl Y. 

Bestimmen wir den Begriff eines Tyrannen l — A.: Der Tyrann 
ist ein Herrscher, der, anfangs gestützt auf das Volk, dann auf 
bewaffnete Fremdlinge, die Herrschaft ausübt, die er auf gewalt- 
same, also gesetzwidrige Weise erlangt hat. 

Fr.: Wie war demgemäfs das Fundament einer solchen Herr- 
schaft beschaffen? — A.: Schwach, wankend. Der Adel blieb 
unversöhnlich. Der gesetzwidrige Ursprung der Gewalt trieb zur 
Anwendung gesetzwidriger Mittel, um sie zu behaupten. 

Fr.: Wie war also der Ausgang mit gröfster Regelmäfsigkeit? 

— A.: Die Tyranngeschlechter wurden meist in der 2. oder 
3. Generation gestürzt. 

Fr.: Waren die Tyrannen lediglich finstere, grausame, 
„tyrannische" Männer? — A.: Nein, sie waren vielmehr, wie z. B. 
die Pisistratiden, wie Periander von Korinth und Polykrates von 
Samos, eifrige Freunde der Künste und freigebige Gönner der 
Jünger derselben, sie waren für Prachtentfaltung, führten 
grofse Bauten aus, forderten die materielle Lage des Volkes, 
knüpften gewinnreiche überseeische Verbindungen (Polykrates mit 
Ägypten) an. 

Einige deutsche Gedichte erzählen von solchen Tyrannen. — 
Arion von Fr. Schlegel, der Ring des Polykrates und die Bürg- 
schaft von Schiller. 

Fr.: Sind die Tyrannen, obwohl Willkürherrscher, rein will- 
kürlich, nur aus ihrem unbändigen Drange nach Alleinherrschaft 
heraus entstanden? — A.: Nein, das Tyrannentum lag damals in 
der Luft. Es entsteht leicht da, wo Ständekampf waltet. 

Fr.: Wie kam es, dafs die Tyrannenherrschaften bald zu- 
sammenbrachen? — A.: Stets vom Adel gehafst, ohne gesetzliche 
Basis, mufsten sie häufig um ihrer Sicherheit und der Sicherung 
ihrer Gewalt willen zu den gewaltsamsten Mitteln greifen. So 
wurden sie allgemein verhafst. Nun gelang es dem Adel, das 
indes verstärkte Bürgertum aufzuwiegeln. So brach die Tyrannis 
zusammen. 

Fr.: Welches allgemein menschliche Sittengesetz trat damit 
sieghaft in ErfftUung? — A.: Was unrecht und ungesetzmäfsig 
ist, ist auf Sand gebaut; früher oder später geht es zu Grunde. 

Herrscher gleicher oder ähnlicher Art finden wir noch häufig 
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in der Geschichte. Zählen wir solche auf! — A.: In Rom: Die 
Cäsaren. Im Italien der Benaissance: Die Visconti, die Sforza in 
Mailand, die Doria in Genua, die Medici in Florenz. Ähnliche 
Ziele hatte Fiesko. (Schillers Drama.) In neuerer Zeit: Bonaparte. 
(Boulanger.) 

Fr.: Wer hätte gar wohl in Athen Gelegenheit gehabt, eine 
Tyrannis aufzurichten? Aber seine sittliche Tüchtigkeit hielt ihn 
davon ab? — A.: Selon. 

Fr.: Wer gehört aber nicht mit zu den „Tyrannen", obwohl 
man es bei oberflächlicher Geschichtsbetrachtung annehmen könnte? 

— A.: Die Dreifsig von Athen. Denn diese waren durch den 
Friedensvertrag mit Sparta eingesetzt, also ^uf gesetzlichem Wege 
in den Besitz der Eegierung gelangt. AuTserdem waren es 
dreifsig. 

Fr.: (Für Gymnasiasten:) Wie bezeichnet sie Xenophon in 
seinen Memorabilien? — A.: Bei ihm heifsen sie ot tQiccKovra. 

Fr.: Können Sie sich auf den Schriftsteller besinnen, in dessen 
Werk Ihnen früher einmal der Name „tyranni" für die Dreifsig 
begegnet ist? — A.: Cornelius Nepos. 

Fr.: Wie kam es wohl, dafs dieser jene „tyrannos" nannte? 

— A.: Sie regierten ganz nach Art der Tyrannen, die ihre wankende 
Herrschaft um jeden Preis halten wollten, nämlich rücksichtlos 
grausam, und zeigten dazu grofses Mifstrauen und eine seltene 
Habgier. 

Fr.: Welche Kenntnis schöpfen wir damit in Bezug auf die 
Änderung des Sprachgebrauchs? — A.: Zur Zeit des Cornelius 
Nepos hatte das Wort tyrannus bereits die heutige Bedeutung, 
nicht mehr die altgriechische. ^) 

Die verschiedenen Arten monarchischen Regiments wollen wir 
jetzt zusammenfassen: 
1. Erbliche Monarchie: 

a. Das beschränkte monarchische Königtum in Hellas, das im 
ganzen gleichartige Heerkönigtum in Makedonien und 
Germanien, 

b. das spätere Scheinkönigtum in Sparta, 

c. die konstitutionelle Monarchie der Neuzeit, 

d. die Despotie des Orients, 

e. das (geistliche) Kalifat, 

f. der Absolutismus im 17. und 18. Jahrhundert und heute 
noch in Rufsland. 



1) Vgl. zu diesem Abschnitt über die Tyrannen meine Lehrprobe 
in der Zeitschrift „Lehrproben und Lehrgänge", 1894, Aprilheft, 
S. 80—104. 

3* 
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2. Wahlmonarchie: 



heschränkt durch 
den hohen Lehns- 
adel nnd die 
Hierarchie. 



a. Das römische Kaisertum deutscher Nation, 
das Wahlkönigtum in der „Republik" Polen, 
eine Zeit lang in Böhmen, 

b. das Papsttum. 

3. Die Tyrannis: 

Die Gewaltherrschaft der hellenischen Tyrannen, der Caesaren, 
der italienischen, der Bonaparte. 

4. Usurpatoren: 

Pipin. 

Nachdem wir die Hinderung, die seitens der Tyrannis der 
solonischen Verfassung verursacht worden ist, besprochen haben, 
werden wir die Fortbildung der attischen Verfassung kurz betrachten. 

Wir hatten schon gefunden, nach welcher Seite hin sich nun 
im wesentlichen die athenische Verfassung entwickelte. — A. : Nach 
der demokratischen Seite. 

Fr.: Aus blofser Neigung des Hauptteils der Athener? — 
A.: Nein, aus geschichtlichem Zwang. Denn die attische Volks- 
gemeinde nahm nach Selon, besonders seit der Seepolitik des 
Themistokles durch Handel und Gewerbfleifs sehr zu an Besitz, 
Selbstbewurstsein und Herrschlust. 

Fr.: Blieben die ständischen Verhältnisse dieselben? — 
A.: Es trat noch ein neuer Stand hinzu, die Metöken oder 
Schutzbürger, d. h. die fremden Geschäftsleute, die sich in Attika, 
zumal in den Stadthäfen, niedergelassen hatten. 

Fr.: Welche politische und soziale Stellung hatten dieselben? 
— A.: Sie waren persönlich frei, durften ungehindert ihren Ge- 
schäften nachgehen, waren, weil Athen ihren Schutz übernahm, 
zum persönlichen Kriegsdienst verpflichtet, hatten aber keinen 
Anteil an Verwaltung und Gesetzgebung. Ein patronus (Ttqoar^ris) 
vertrat sie vor Gericht. 

Fr.: Welcher andern Stellung ähnelt diese metökische? — 
A.: Der der Periöken. 

Fr.: Und insofern sie von auswärts gekommen sind? — 
A.: Der der Plebejer und Pfahlbürger. 

Fr.: Was war auf politischem Felde die Folge davon, dafs 
Handel und Gewerbfleifs zunahmen? — A.: Nicht mehr der Grund- 
ertrag, jeder Ertrag ward eingeschätzt und berechtigt seitens der 
athenischen Bürger zur Teilnahme am Staatsleben. 

Fr.: Weiche Männer bauten Ihres Wissens die demokratische 
Seite der Verfassung aus? — A.: Kleisthenes nach des Hippias 
Vertreibung, Aristides, Themistokles, Ephialtes und Perikles. 
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Fr.: Ist es jemand bekannt, wie die Edelleate Eleisthenes 
nnd Perikles zu solchem Thtm gelangten? — A.: Sie waren ehr- 
geizige Männer und ohne Aussicht, die Leitung der aristokratischen 
Partei zu erlangen, darum hielten sie sich politisch zum Mittelstand. 

Fr.: Was wissen Sie von den Sklaven jener Zeit? — A.: Diese 
nahmen in Athen ungeheuer zu, weil man in den Geschäfiien, 
Fabriken, auf den Werften und Ruderbänken viele Arbeiter brauchte. 
Freie Arbeiter in dieser Anzahl waren nicht vorhanden, der freie 
Arbeiter blieb auch lieber auf dem Lande. 

Fr.: Welches war jetzt, um 440, die ständische Oliedemng 
der attsichen Bevölkerung? 
A.: I. Die Freien. 

1. Die Bürger. 

a. Der Grofsgrundbesitz und Ghrofshandel. 

b. Die Bitter und Fabrikherm. 

c. Die Kleinbauern und Gewerbtreibenden. 

d. Die freien Arbeiter, die ärmeren Bauern und Geschäfts- 
leute. 

2. Die Schutzbürger (und Freigelassenen). 
n. Die Sklaven. 

Fr.: Welchem Manne gebührt seitens der Athener im allge- 
meinen imd im demokratischen Sinne der wärmste Dank? — 
A.; Themistokles. Er vor allem machte Athen zu einer gewaltigen 
Seemacht, schuf die grofsen Häfen, die neue Stadtumwallung, legte 
den Grund zur Vormachtstellung. So konnte nach dem Wiederauf- 
bau der Stadt der Bürger seine Thätigkeit wieder au&ehmen, frei 
vom Barbarenjoch, stolz auf die Machtstellung der Vaterstadt, froh 
über die Zunahme des Wohlstandes. Sodann stürzte Themistokles 
zusammen mit Ephialtes den Areopag, der bis dahin eine Art 
Oberaufsichtsrechte im gesamten Staatsleben inne gehabt hatte. 

Fr.: War eigentlich ein solcher Areopag, der das Einspruchs- 
recht bei allen Neuerungen, der die Aufgabe hatte, über das ge- 
sellschaftliche Leben, über Zucht und Sitte zu wachen, wertvoll 
und dar am an sich berechtigt? — A«: Ja, in hohem Mafse, denn 
er war ein Gegengewicht gegen die allzu heftige, allzu lebhafte 
Art der Volksversammlungen. 

Er.: War aber doch etwas an ihm auszusetzen? — A.: Es safsen 
nur frühere Archonten darin, also hauptsächlich nur Männer des ersten 
Standes. Erst seit 457 ^) gelangte der dritte Stand zimi Archontat. 

Fr.: Haben heutige Staatsverfassungen auch Einrichtungen 
hemmender und mäfsigender Art? — A.: Die preufsische Ver- 
fassung das Herrenhaus, die französische den Senat. 



1) Vgl. Aristoteles, S. 44. 
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Fr.: Bezogen die Archonten oder überhaupt die höheren Be- 
amten Gehälter? — A.: Nein, alle höheren Ämter waren Ehrenämter. 

Fr.: Wie steht es in dieser Sache jetzt? — A.: Jetzt sind 
fast alle Ämter besoldet. Doch giebt es z. B. in der G-emeinde- 
Verwaltung Ehrenämter, wie die der Stadtverordneten, der unbe- 
soldeten Stadträte, der Schiedsrichter. 

Fr.: Auch im Gerichts- und Staatsleben? — A.: Ja, die 
Geschworenen und Schöffen sowie die Reichstagsmitglieder erhalten 
keine Entschädigung. 

Fr.: Ist die Gehaltszahlung als im demokratischen oder 
aristokratischen Sinne eingerichtet aufzufassen? — A.: Als eine 
demokratische Errungenschaft. Denn wenn auskömmliche Gehälter 
gezahlt werden, und das Gehaltempfangen als ehrenwert angesehen 
wird, dann kann jeder, der die Mittel zur Erlangung der vorge- 
schriebenen Vorbildung aufzutreiben vermochte, also mit BLilfe von 
Unterstützungen oft auch ganz Arme, zu hohen Ämtern gelangen. 
Bei Mangel oder Bemängelung des Gehaltzahlens steht nur den 
Wohlhabenden das Amt bedeutungsvoller Art offen. 

Fr.: Wissen Sie, welcher athenische Staatsmann die ersten 
Zahlungen dieser Art einführte? — A.: Perikles. Er setzte näm- 
lich durch: Tagegelder für die Ratsherren, die Teilnehmer an 
der Volksversammlung, die Mitglieder der Volksgerichte, die im 
Felde stehenden Bürger, ja sogar für den Theaterbesuch. 

Fr.: Wie ist letzteres zu erklären? — A.: Jedem attischen 
Bürger sollte ermöglicht werden, die Kunst auf sich wirken zu lassen. 

Fr.: Inwiefern tritt damit eine Erweiterung des hellenischen 
Staatsbegriffs ein? — A.: Der Staat soll auch für die Berück- 
sichtigung der geistigen, nicht gerade religiösen, Interessen seiner 
Bürger sorgen. Aber nicht allein, indem er nur Kunstwerke^) 
herstellen läfst, sondern jedem Bürger auch deren Genufs 
verschafft. 

Fr.: Ist jemand von Ihnen im Gegensatz zu der perikleischen 
Auffassung über die sittliche Bedeutung des Gehalt- oder Tage- 
gelder-Empfangens die des Aristoteles bekannt? — A.: Er nennt 
alle, die gegen Soldzahlung und Entgelt arbeiten, Mietlinge. 

Fr.: War das athenische Volk imstande und gewillt, die 
Summen, welche die Soldzahlungen erforderten, durch Steuern auf- 
zubringen? — A.: Das Volk von Athen zahlte darum keine 
neuen Steuern, sondern jene Beträge wurden aus den Tribut- 
geldem der Bundesgenossen entnommen. 

Fr.: Wie konnte man dies verteidigen? — A.: Die Athener 



1) Über die Bedeutung der perikleischen Kunstpolitik für Handel 
und Wandel in Athen s. Curtius, Griechische Geschichte, IP, S. 366 f. 
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schützten die Bundesgenossen gegen persische Angriffe und Unter- 
werfung, dafür gebührte ihnen ein Lohn. 

Fr.: Waren jene Soldzahlungen schon geradezu ein festes, 
persönliches Gehalt? — A.: Nein, es waren diese Zahlungen Tag 
für Tag berechnet als Entgelt für die dem Gemeinwesen auf diese 
oder jene Weise gewidmete Zeit. 

Fr.: Giebt es Ähnliches heute? — A.: Die Zeugengebühren, 
die Diäten der Landtagsabgeordneten. 

Fr.: Inwiefern ging der attische Staat femer noch, ganz im 
Geiste unseres Jahrhunderts, über das damalige staatliche Wirken 
hinaus? — A.: Man zahlte dauernd arbeitsunfähigen Bürgern eine 
Pension, desgl. den Familien Gefallener, man unterstützte Witwen und 
Waisen. Der Staat trat also für die Armen und Unglücklichen ein. 
Fr.: Welche Folge hatten die Tagegelder-Zahlungen für die 
Athener der unteren Klassen? — A.: Sie waren eher in den 
Stand gesetzt, sich mehr mit dem Staatsleben zu beschäftigen. 

Fr.: Ist dies ein Gewinn für den Staat? — A.: Ja, wenn 
viele tüchtige Männer darunter sind; sonst ist es ein Schaden, 
zumal viele hierdurch das Interesse für ihre Berufsarbeit verlieren 
und somit ihr Geschäft vernachlässigen. 

Fr.: Wie stand es nun mit der Schätzung der körperlichen 
Arbeit in Athen? — A.: Weil die Verfassung demokratisch war, 
galt sie höher als in Sparta, aber man sah doch auf sie herab, 
man überliefs sie gern Armen und Sklaven. 

Fr.: Es ist vielfach behauptet worden, dafs durch die demo- 
kratischen Neuerungen eine Entartung der Yerfassungsverhältnisse 
Athens verursacht sei. Ist dies wirklich der Fall gewesen? — 
A.: Ja, zuweilen wenigstens. Denn mitunter wurde aus der 
Demokratie, in der das Gesetz herrscht, Willkürherrschaft der 
Massen, die sich über das Gesetz zu setzen suchten. 

Ein Beispiel hierfür! — A.: Die Geschichte des Arginussen- 
prozesses 406. 

Fr.: Also in normalen Zeiten hervorgegangen? — A.: Nein, 
in der Zeit des schweren Krieges. 

Kennzeichnen Sie kurz die Sachlage l — A,: Die Feldherm 
hatten nach dem Siege zweien ihrer Kollegen den Auftrag gegeben, 
die Schiffbrüchigen zu retten; es war dies aber des hohen Wogen- 
ganges wegen unmöglich. Trotzdem wurden die sechs Feldherrn, 
die sich gestellt hatten, vor das Volk gestellt und hingerichtet. 
Gerade dem schuldigsten Manne, Theramenes, gelang es, durch 
seine Ränke und den Beistand seiner Partei, der Oligarchen, sich 
zu sichern. Er war gerade einer der beiden Feldherrn gewesen, 
denen der Auftrag zur Bettung von den andern gegeben war. 
Dennoch hatte er besonders die Anklage eifrig betrieben. 
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Fr.: Inwiefern war aber damals etwas von Volks- Willkür- 
herrschaft zu spüren? — A.: Das Volk wollte, dafs die sechs, 
wenn die Sache untersucht würde, nicht vor den für solche Fälle 
festgesetzten Gerichtshof, sondern vor ein Ausnahmegericht, nämlich 
die Volksversammlung selbst, gelangten. 

Im Gymnasium: Hier, X, habe ich Xenophons Hellenika 
mitgebracht; wo jener Prozefs geschildert ist. Xenophon ist be- 
kanntlich der Fortsetzer des Werkes des Thukydides. Im ersten 
Buche (7, 12) lesen Sie, wie sich das Volk vermifst, selbst thun 
und lassen zu können, was ihm beliebe. — 2% di nXii&og ißöa 
dstvbv elvcti el fi^ij rig iatSBi xhv dfjfiov nq&txBiv o ctv ßovXrircii, 
(Die Menge aber rief, dafs es schrecklich wäre, wenn jemand das 
Volk hindern wolle zu thun, was ihm beliebe.) 

Sie erkennen aus der kurzen Darstellung jener Vorgänge 
selbst, wen die Verantwortung für jenen Frevel trifft. — A.: Die 
oligarchische Partei. 

Fr.: Warum regte sie das Volk in dieser Weise bis zur Unvernimft 
auf? — A.: Vielleicht, um Theramenes, ihren Genossen, zu retten. 

Dann hätte man eher die Erhebung der Anklage verhindert. 
— A.: Man wollte Athen der sechs tüchtigen, siegreichen Feldherm 
berauben und zur Niederlage bringen. 

Das wäre geradezu Landesverrat! — A.: Die oligarchische 
Partei war stets zum Landesverrat bereit, z. B. Isagoras nach der 
Vertreibung des Hippias. Jener Theramenes selbst verzögerte in 
verräterischer Weise im Jahre 404 den Abschlufs des Friedens- 
vertrags, wozu er nach Sparta gesandt war. Die Parteiherrschaft 
war ihnen das allerhöchste Ziel; um dies zu erreichen, erkannten 
sie lieber fremde Herrschaft an als die demokratische Mitherrschaft 
ihrer eigenen Mitbürger. 

Auch in der thebanischen Nachbarstadt kam solches Denken 
und Thun zu Tage. — A.: Die thebanischen Oligarchen spielten 
Phöbidas die Kadmea in die Hände, stürzten mit jenes Hilfe die 
demokratische Partei und bemächtigten sich, mit Preisgebung der 
Unabhängigkeit der Stadt, der Eegierung. 

Fr.: Welches war in Hellas die Folge solch blinder Partei- 
wut? — A.: Die demokratischen Parteien wollten möglichst in 
Bündnis mit demokratisch regierten Städten treten, die Oligarchen 
hielten es mit Sparta, verrieten an dieses ihr Vaterland, ja, nahmen 
bereitwillig lacedämonische Besatzungen auf. 

Nennen Sie mir einen Staat aus der neueren Zeit, in dem 
ebenfalls Adelsparteien aus Parteileidenschaft mit dem Ausland 
in Verbindung traten I — A.: Polen. 

Fr.: Ist Ihnen ein Gleiches vom heiligen römischen Reich 
deutscher Nation bekannt? — A.: Ja, die Lehnsfttrsten des Mittel- 
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alters traten oft in Verbindung mit Rom wider ihren Herrn und 
Kaiser, z. B. wider Heinrich IV. Der Rheinbund, den deutsche 
Fürsten mit Ludwig XIV. und dann mit Napoleon bildeten, war 
gleichfalls Verrat an der Nation aus selbstsüchtigen Interessen. 

Fr.: Welches war die beiden Staaten gemeinsame Staatsform? 
— A.: Anfangs die Wahlmonarchie, nachher Aristokratie mit 
scheinbarer monarchischer Spitze. 

Nachdem wir die athenischen Zustände betrachtet haben, 
müssen wir nun wie vorher bei den spartanischen Einrichtungen 
die attischen Verhältnisse nach dem Gesamteindruck, den sie 
auf uns machen, nach jeder uns interessierenden Seite hin ab- 
schätzen. 

Wesen der attischen Verfassnng. 

L Athen stellt dar: 

1. Geschichtlich: 

Einen Staat aus einem Gufs, einheitlicher Stammes- 
art, entstanden durch Einwanderung ionischer Hellenen in 
Attika, vollständigster Assimilierung etwaiger Ureinwohner 
und späterer Vereinigung der alten selbständigen politischen 
Gemeinden zu einem Ganzen. (Nicht -Assimilation fand 
dagegen in Lakonien statt.) Diese geschlossene innere und 
äufsere Einheitlichkeit gab dem Staate Festigkeit und Selbst- 
vertrauen auf die eigene KrafL Die eigenartige Halbinsel- 
natur des Landes (Lage in Hellas^) dieselbe, wie Italiens 
im Mittelmeergebiet) imd das Klima desselben begünstigten 
eine mächtige, in mancher Beziehung jedoch mafsvoUe Ent- 
wicklung der ionischen Stammeigenschaften. Grofse Männer 
finden Zustimmung bei dem durch keine klimatischen Mifs- 
stände erschlafften, stets regsamen Volke und fähren Athen 
wirtschaftlich, politisch und geistig zu ungeahnter Höhe 
empor. Zur Zeit der dorischen Wanderung werden fremde 
Eroberer zurückgewiesen. Die völlige Niederwerfung vom 
Jahre 404 ward nicht zum mindesten durch Verrat der 
heimischen Oligarcben herbeigeführt. Im Jahre 338 besiegt, 
erkennt Athen Jahrzehnte hindurch mit ZwischenföUen die 
makedonische Vorherrschaft an. Es rettet eine Art Selbständig- 
keit bis in die römische Kaiserzeit hinein. Athen ein Gemein- 
wesen (Stadtstaat) voll eigener grofser Spannkraft. 

2. Politisch: 

Erst heroisches Königtum, in der Zeit des allgemeinen 
Aufstrebens des Adels Aristokratie, später durch Solon 



1) Militärisch ähnlich der Englands. 
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Timokratie des Grundbesitzes, vorübergehend Tyrannis. Da 
das Volk, das während und durch dieselbe gestärkt war, 
dann noch mehr dnrch den infolge des Handels und Gewerb - 
fleifses steigenden Besitz und die in den Freiheitskriegen 
bewiesene Tüchtigkeit an kraftvollem Selbstbewnfstsein zu- 
genommen hatte, erfolgt eine um sich greifende Demo- 
kratisierung des ganzen Staates. Oligarchische BückMle 
werden (411 und 403) überwunden. Während die demo- 
kratische Verfassung eine Entfesselung der gesamten Volks- 
kraft innerhalb der vom Gesetz vorgeschriebenen Grenzen 
herbeiführt, die ungeheure Leistungen auf allen Gebieten 
menschlicher Kulturthätigkeit hervorruft, ist sie andererseits 
in schwerer Zeit mit Schuld daran, dafs Männer wie Alkibiades, 
Theramenes und die makedonische Partei den Staat ins Un- 
glück führen konnten. Wie fast überall in Hellas ist die 
attische Oligarchenpartei bereit, das Land an den Feind zu ver- 
raten und die staatliche Unabhängigkeit preiszugeben, wenn 
nur die Partei über ihre inneren Gegner triumphiert. 

3. Ständisch: 

Vierfache Gliederung der Bevölkerung. Das mafslose 
Übergewicht des grofsgrundbesitzenden Adels weicht einer 
den Verhältnissen entsprechenderen gerechteren Wertschätzung 
des Mittelstandes und des nach Eechten und Pflichten ge- 
steigerten politischen und sozialen Einflusses desselben. 
Trotz der Demokratie bleibt der Adel lange Zeit äufserst 
mächtig: (Vgl. England.) Der Areopag, Miltiades, Xanthippus, 
Themistokles, Kimon, Perikles. Athens Charakter als See- 
und Handelsstadt bringt einen neuen Stand hervor, der 
langsam mit dem Staate zusammenwächst: Die Schutzbürger. 
Der mehr imd mehr zunehmende Sklavenstand ist rechtlos, 
wird aber menschlich behandelt. Die Sklaverei dann die 
Vorbedingung der attischen Eulturblüte. 

4. Wirtschaftlich: 

Erst Natural-, dann Geldwirtschaft. Die Drachme 
(g. % Mark) durch den attischen Handel eine Art „Welt- 
münze". Die Kleinheit Attikas bewirkt, dafs die Erzeugnisse 
der attischen Landwirtschaft zu deren Nutzen abgesetzt 
werden, die ungeheuere Steigerung der Bevölkerung ver- 
langt Komzufohr (aus den Pontusländem, aus Sizilien, 
Ägypten). (Vgl. England.) Handel und Gewerbfleifs, durch 
die alle Kräfte von jeder Fessel befreiende Demokratie 
und die politische Machtstellung des Staates befördert, 
machen Athen reich. Durch Kolonieaussendungen wird die 
ärmere Bürgerschaft sozial (und politisch) aufgebessert. 
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5. Sittlich: 

Durch Solon stellt das Staatswesen lange Zeit den Be- 
griff der politischen und ständischen Gerechtigkeit — in 
hellenischer Beschränkung — dar: Jeder galt, was er leistete. 
Die Demokratie gab gröfsere Freiheit und Ungebundenheit, 
aber auch Anlafs zu Ausschreitungen und Neuerungssucht. 
Der Athener war durchschnittlich hochgebildet, empfönglich 
fUr alles menschlich Grofse, für alles Schöne, fär die Wissen- 
schaft; er neigte zu höherem Lebensgenüsse. Dabei war 
er zu thatkräftigem Handeln und zum Wagen bereit und 
war in widerwärtigen Zeitläuften nicht leicht verzagt und 
mutlos. Darum war er bedeutend auch auf den Gebieten 
des Handels und der Politik. (Gegensatz zu dem rohen, 
bäuerischen Eriegsadel Spartas, zu dem stets bedächtigen, 
zuweilen geradezu feigen Staat am Eurotas.) Stets ist der 
Athener bereit, ftir die Gröfse seiner Stadt Gut und Blut 
einzusetzen. 

6. Geistig: 

Grofse geistige Regsamkeit in allen Schichten der freien 
Bevölkerung. Alle Künste und Wissenschaften streben empor. 
Die Athener das geistig hervorragendste Yolk von Hellas. 
(Vergleich mit Holland und England. Dabei ist nicht zu 
vergessen, dafS; wie Athens Lebensgeister durch die in den 
Perserkämpfen erregte vaterländische Begeisterung angeregt 
wurden, Holland durch den Unabhängigkeitskrieg gegen 
Spanien und England durch die Überwindung der katho- 
lischen Gegenbestrebungen im 16. Jahrhundert neue Spann- 
kraft empfing.) 
IL Folgen: 

1. Geschichtlich: 

Die einheitliche Geschlossenheit des Staates und des 
Volkscharakters sowie der glückliche Umstand, gerade in 
jeder Zeit tüchtige Männer als Führer zu haben, erhalten 
Athen 490 und 480 — 479 die Freiheit und gewinnen ihm 
die Seeherrschaft. Der delische Bund erst Staatenbund, 
dann straff centralisierter Bundesstaat. (Vgl. Deutschland 
1815 — 1866 und 1871, die Schweiz vor der französischen 
Revolution und zur Zeit Napoleons L und nach 1848, die 
Amerikanische Union.) Es entstehen in Athen panhellenische 
Gedanken, es versucht sogar einmal, Hellas (unter seiner 
Führung) zu einigen: Perikles' Vorschlag, alle Staaten sollten 
nach Athen Gesandte senden, um gemeinsam über den 
Wiederaufbau der in den Perserkriegen zerstörten Tempel 
zu beraten. (Eine kirchliche Einigung wäre dann die 
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Vorstufe zur politischen Einigung geworden, wie im 
Deutschen Reich der Zollverein die Vorstufe der staatlichen 
Einheit war.) 

2. Politisch: 

Die demoki-atische Verfassung verwächst mit dem 
Volke. Athen der Typus 1. einer Demokratie, der Vor- 
kämpfer der demokratischen Staaten imd Parteien in Griechen- 
lan(^, 2. der Typus eines Stadtstaates, der zweimal mehrere 
Jahrzehnte hindurch ein Bundesreich regiert. (Vgl. Born 
bis 88 V. Chr. Geb.) 

3. Ständisch: 

Unter den freien Ständen herrscht im ganzen Zufrieden- 
heit. Von Sklavenunruhen ist nichts bekannt. That- 
sächlich ist, von unserm modernen Standpunkt aus be- 
trachtet, Athen wegen der zahlreichen Sklavenschafb ein 
aristokratischer Staat. 

4. Wirtschaftlich: 

Gute landwirtschaftliche Verhältnisse. Athen der Haupt- 
handelsplatz im hellenischen Mittelmeergebiet. (Im west- 
lichen Mittelmeer ist es Karthago.) Die Ostphönizier werden 
mehr und mehr verdrängt. Später wird Alexandria ein 
überlegener Nebenbuhler Athens. 

Der attische Staat ist vor allem thätig fdr Eunstent- 
faltung, er tritt zugleich für die Bedrängten und Verlassenen 
in der Bürgerschaft ein. 

5. Sittlich: 

Die Athener im ganzen hochherzig, aber zu beweglich, 
darum öfters leicht zu beeinflussen. Dann gehen sie auch 
den schlimmsten Batgebem ins Garn, (Eleon, Alcibiades, 
Arginussenschlacht, makedonische Partei,) darum ihre Un- 
dankbarkeit gegen ihre grofsen Männer. 

6. Geistig: 

Athen der Hauptvertreter hellenischer Art auf allen 
Gebieten. Athen eine Hochburg der Künste und Wissen- 
schaften. 
III. Athens Wert für Hellas: 
1. Nach aufsen: 

Es war stets bereit Hellenen zu helfen, für Hellas 
„vorzukämpfen". (500 in Sardes, 490 Marathon, 480 die 
Errettung vor asiatischem Despotismus und vor Fremd- 
herrschaft, rettet 338 und 323 die Ehre der Nation. 
Demosthenes.) Athen trägt die mindeste Schuld, dafs 
Griechenland unter fremde Herrschaft gerUt. Es leidet 
darum fast unschuldig unter dem Fluche nationaler Un- 
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einigkeit. (Mit der makedonischen Partei in Athen vgl. die 
rassische in Polen vor den Teilungen; die französische in 
Deutschland war schlimmer. Nnr grofse, starke, einige 
Völker vermögen auf die Daner ihre Unabhängigkeit zn 
wahren; solche, die nationalem Hader nachgehend, sich 
selbst zerfleischen oder auseinanderfallen, werden eine Beute 
geschlossener nachbarlicher Übermacht: Hellas, Polen, Deutsch- 
land 1802—1813, Italien. Im Jahre 1829 hatte Bufsland, 
obwohl Nikolai L der Schwiegersohn des preuTsischen Königs 
war, mit Frankreich eine Art Teilungsvertrag inbezug auf 
Deutschland abgeschlossen: Eufsland sollte vorläufig das 
Land bis zur Weichsel, Frankreich bis zum Rhein erobern 
und behalten. Ähnlich der 1. polnische Teilungsvertrag.) 
2. Nach innen: 

Athen Haupthandels-, Hauptindustrieplatz, der Brenn- 
punkt aller geistigen Interessen, der Tempel von Hellas.^) 
Athen die Stadt, welche Entwickelung freier menschlicher 
Persönlichkeit ermöglicht und sichert.*) 

Danach war es nach jeder Richtung hin berufen, die 
erste Stadt von Hellas zu sein. (Vergleich mit Sparta, 
Korinth, Syrakus, Sybaris, Milet. — Vergleich mit Rom.) 
Auch als es politisch besiegt war, bleibt Athen Leiter der 
geistigen Kultur bis in die Kaiserzeit. Der Glanz seines 
Namens bewirkt seine Wiedergeburt nach der türkischen 
Zwingherrschaft als Hauptstadt von Neuhellas. 
IV. Trug Athen zum menschlichen Fortschritt bei? Ja. 

1. Besonders Athen wehrte asiatische Eroberung ab, (Marathoo, 
Salamis = Katalaunische Grefilde imd Karl Martells Mauren- 
schlacht BS Schi, bei Liegnitz 1241,) sicherte damit die 
organische Entwicklung der hellenischen Nationalität. 

2. Wie von einer Weltleuchte strahlte von Athen Humanität, 
Kunst und Wissenschaft aus, Athen die Lehrerin der Völker 
in alter und neuer Zeit: 

a. Aristoteles — Alexander d. Gr. — die hellenistischen 
Reiche — griechische Sprache des neuen Testaments. 
(Dafs Luther das neue Testament aus der griechischen 
Sprache übersetzte, ist auf Athen und Alexander d. Gr. 
zurückzuführen.) Athen Hochschule für die Römer. Ost- 
rom schliefslich (seit Maurakios) ein griechisches Reich. 

b. Nach 1453 in Westeuropa die Renaissance. Humanisten. 
Lessing, Vofs, Goethe, Schiller. 



1) Thucydides läfst Perikles in der Leichenrede sagen: Aiym xriv xs 
naaav noUv tru ^EkXddoi notldsvaiv slvcti (II, 41). 2) Thucyd., II, 37. 



46 Drittes Kapitel. 

3. Athen beweist die Möglichkeit der Entstehung und den 
Wert eigenster freier Individualität. 
y. Gewinn unserer attischen Betrachtungen für die 
politische und soziale Erkenntnis. 
Thatsachen und Einrichtungen: 
1. Politische: 
a. Der attische Staatsbegriff. 

Auch in Athen der Staat alles, des Bürgers Wohl 
dem Staatswohl vollständig untergeordnet. Nur der Voll- 
bürger berechtigt. Schwierigkeit, in Athen wie überhaupt 
in Hellas das Bürgerrecht zu erlangen. Aber der Staat 
beginnt bereits fürsorgend sich der Armen und 
Verlassenen anzunehmen. (Vgl. unsere soziale Ge- 
setzgebung. — Gegensatz zur antiken Härte inbezug auf 
Verleihung des Bürgerrechts die Freizügigkeit im Reiche; 
in der amerikanischen Union erlangt man nach drei- 
jährigem Aufenthalt das Bürgerrecht.) 
ß. Tyrannis. 
y. Timokratie. 

(Vgl. Dreiklassensystem in Preufsen. Census bei 
den Parlaments wählen in England, bisher bei denselben 
Wahlen in Belgien.) 
d. Demokratie. 

Entartimg Ochlokratie = Pöbelherrschaft. 

Heutige Demokratie in Amerika, Frankreich, Schweiz. 

Bepublikanische Verfassungen: 

Aristokratie. Timokratie. Demokratie. 

I I 

Entartungen: Oligarchie Ochlokratie 

(in Frankreich 1791 — 1795) 
s, Verfassungsmäfsiger politischer Hemmschuh: 

Areopag. 
t Persönliche Erfüllung aller politischen Pflichten. 
Nur im Stadtstaat möglich. (Noch keine Wahlen 
von Stellvertretern hierfür.) 
t}. Seestaat, Seemacht. 

(Vgl. Karthago, Syrakus, Venedig, Genua, Holland, 
England, Amerikanische Union.) 
-Ö". Staatenbund — Bundesstaat. 

Jenes Deutschland vor 1866, letzteres der delische 
Bund um 440, jetzt das Deutsche Eeich, die Schweiz, 
die Union. Vgl. den attischen Bimd mit dem lombardi- 
schen Städtebund, mit der Hansa. Eigenart des britischen 
Reiches in unserer Zeit. 
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i. Kolonien. 

1. Versorgungsanstalt ftir ärmere Bürger, Elemchien 
(Chalkis, Melos, Sinope), 

2. zugleich Militärposten zur Sicherung unterworfener 
Landschaften oder wichtiger Punkte (Amphipolis) , 

3. panhellenische Kolonie ohne Nutzen fCLr den Staat 
selbst: Thurii. (Vgl. die römischen Kolonien vor 266 
in Italien, welche 1. und 2. zugleich darstellten.) 

X. Athen ein Kulturstaat durch und durch. 
2. Soziale: 

a. Neu sind die Schutzbürger, die Metöken. 

Ihre Stellung ähnelt der der Plebs vor der Aus- 
wanderung auf den heiligen Berg und der der Pfahl- 
bürger. 

ß. Sozialer Friede in Stadt und Land. 

Dem Reichtum lag, was seinen Wert etwas schmälerte, 
die Verpflichtung der kostspieligen Leiturgien ob (Chor- 
aufstellung und -Ausbildung, Ausrüstung eines Kriegs- 
schiffes, Bestreitung von Gesandtschaften); dazu kam das 
unangenehme Gesetz, dafs, wenn einem diese Ausgaben 
zu hoch dünkten, derselbe gezwungen wurde ^ mit dem 
sein Vermögen zu tauschen, der erklärte, er werde diese 
mit dem betreffenden Besitz übernehmen können. 

y, Steuern und Zölle. 

a. Steuern. 

1. Der attischen Bürger, aber nur in Notzeiten. 

2. Kopfsteuer der Metöken. 

b. Tribute der Bundesgenossen. 

c. Finanzzölle (Hafenzoll). 

d. Bergwerksertrag. (Laurion.) 

Aufstellung der Jahreseinnahme und -ausgäbe des 
Staats heifst heute Etat. 
d. Tagegelder. ' , 

Noch nicht Gehälter für die höheren Beamtet^ Folge: 
Darum bis auf Perikles der* alte Adel noch sehr in An- 
sehen und Machtfülle. 
€. Soziale Arbeit des Staates. 

Ackerbaukolonien zur Versorgung der ärmeren Klassen, 
Schutz der Invaliden und Hinterlassenen. 
f. Grofsartige nationale Thätigkeit auf dem Ge- 
biete der Kunst mit Heranziehung von Künstlern aus 
allen hellenischen Gauen. 
71. Wertschätzung der körperlichen Arbeit. 

Im demokratischen Staat, wo viele Bürger selbst 
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körperlich arbeiten, gilt diese Art der Arbeit höher als 
in Sparta; anf jede Arbeit, die gegen Bezahlnng er- 
folgt, wird auch in Athen von den oberen Klassen herab- 
gesehen. 

Folgerungen von dauerndem Werte. 

1. Politische: 

a. Allgemeine grofse Unzufriedenheit auf politisch- sozialem 
Gebiet vermag nur durch eine bedeutende Persönlichkeit, 
die allgemeines Vertrauen und gröfste Achtung besitzt, auf ge- 
setzlichem Wege gehoben zu werden. Solon. (Die Gracchen 
gingen nicht immer gesetzlich vor; ihnen fehlte auch die 
Zustimmung der senatorischen Partei.) 

|3. Solons Werk hätte sofort dauernderen Bestand gehabt, 
wenn ein gesetzlicher staatlicher Machtfaktor vorhanden ge- 
wesen wäre. (Heutzutage wäre in ähnlichem Falle ein 
konstitutionelles, aber doch starkes soziales Erbkönigtum 
notwendig.) 

y. Politischer Dank ist selten, zumal in Freistaaten. (Solon, 
Miltiades, Themistokles, Scipio major.) 

h. National einheitliche Völker besitzen starke Widerstands- 
kraft, national zerrissene Völker werden eine Beute starker 
Nachbarn. 

€. Trotz vorzüglicher Anlagen des Volkscharakters bedurfte 
Athen grofser Männer, um vorwärts zu kommen. (Solon, 
Themistokles, Perikles.) 

i, Oligarchien und Ochlokratien die schlimmsten Verfassungs- 
formen. Die Oligarchie denkt nur an das Wohl ihrer 
Parteigenossen, ihrer Herrsch- und Habsucht opfert sie 
Ehre, Gesetz, Vaterland auf. (Isagoras, Eritias, die römische 
Oligarchie zur Zeit des Jugurtha (Sallust!), die deutsche 
1076 und 1806.) 

1}. Demokratien bergen die Gefahr in sich, dafs es ehr- 
geizigen Männern oder Parteien gelingt, durch ihre Bänke 
und ihre Beredsamkeit den Staat zu falschen und schäd- 
lichen Mafsregeln zu verleiten, die dann nachträgliche 
Änderung der Stimmung nicht immer rückgängig machen 
kann. (Arginussenprozefs, Kieon und Mytilene.) Nicht 
minder bedenklich ist der Umstand, dafs in Demokratien, 
zumal in denen, welche keinen politischen Hemmschuh be- 
sitzen oder die ihn beseitigt haben, die „Minoritäten'' dauernd 
„niedergestimmt'' werden können. Daraus würde sich eine 
Vergewaltigung der an Kopfzahl, vielleicht aber nicht an 
Einsicht und Patriotismus schwächeren Partei ergeben. 
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2. Soziale: 

a. Bei durchschnittlich gater Behandlung ertragen die Sklaven, 
besonders wenn sie verschiedenen Stämmen entnommen sind, 
selbst bei sehr grofser Überzahl lange rahig ihr Geschick. 
Gemeinsame Nationalität (Heloten) und schlechte Behand- 
lung erzeugen dagegen Aufstände. (Spartacus, die sizilischen 
Sklavenkämpfe.) 

ß. Eine solche allgemeine Hingabe an politische und geistige 
Interessen seitens aller freien Männer wie in Athen ist nur 
auf der Basis einer starken Sklavenschaft möglich. (Ähn- 
liches in den nordamerikanischen Sklavenstaaten vor 1860.) 

y. Selbst in Demokratien ist die körperliche Arbeit nicht an- 
gesehen, wenn ein reicher Adel oder eine reiche Kaufmann- 
schaft vorhanden ist. 

d. Die Demokratie neigt, um auch ärmeren Bürgern ohne deren 
Schädigung Beschäftigung mit allgemeinen Angelegenheiten 
zu ermöglichen, zur Zahlung von Entschädigungsgeldem für 
dem Staate gewidmete Zeit. 

£. Entfesselung der menschlichen Kräfte führt bei gesitteten 
Völkern zu höherer Kultur, aber auch zu gröfserem Einzel- 
reichtum und damit zur Abnahme der allgemeinen Sittlich- 
keit, zu schweren Schäden auf allen Gebieten. 

£*. Die ständischen Verhältnisse stehen mit den politischen in 
Wechselbeziehung. 

ij. Der Ackerbau in sehr kleinen Staatsgebieten reicher, starker 
Handelsvölker bleibt in Blüte. (Attika — Karthago — 
Holland.) 

-ö-. Ein Staatswesen ist gesund und stärkster Opfer föhig, wenn 
die (freien) Stände in Zufriedenheit und Eintracht bei einander 
wohnen. 

3. Allgemein: 

Die antike Vaterlandsliebe ist fast allgemein (aufser bei 
den Oligarchen) so gewaltig, weil in jenen Zeiten nur der Staat, 
dem man als freier Bürger angehörte, alles gab, alles gewähr- 
leistete: Freiheit, Staatsbtirgerr echte, Besitz, Schutz, Ansehen, 
Ehre. Im Ausland war man nichts, zuweilen Metöke. Fiel 
der Staat, dann fielen auch die Einzelexistenzen und verloren 
alles. (Vgl. Olynth, Platää, Theben.) 

Weit anders der heutige Staat, das heutige Kriegsrecht, 
das heutige Niederlassungsrecht! Darum ist der heutige 
Patriotismus reicher an innerem Werte, er ist idealer, zumal 
es nicht mehr Beute für die einzelnen und dergleichen giebt. 
(Letzteres noch im siebenjährigen Kriege der Fall. Vgl. Lessing, 
Minna von Bamhelm, III, 4: „Er (Paul Werner) hat drei Meilen 

Schenk, Belehrungen. 4 
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von hier ein schönes Freischulzengericht. Der hat Beute ge- 
macht im Kriege!" I, 9: Justs Yater hat vom Major zwei 
Beutepferde geschenkt erhalten.) 



Aufgaben zu Aufsätzen und kleineren Bearbeitungen 
in der Klasse. 

1. Vergleich zwischen Sparta und Athen. 

2. Athen und Hellas. 

3. Athen und die Menschheit. 

4. Tyrannis und Tyrannen. 

5. Die Arten der Monarchie. 

6. Die soziale Gliederung in Althellas. 

7. Das hellenische Sklaventum. 



Viertes Kapitel. 
Karthago. 

Während im östlichen Mittelmeerbecken die Hellenen die 
Kanaaniter (griechisch Phöniker), die Bewohner der syiischen 
Niederung am Meere, („Niederländer",) gröfstenteils verdrängten, 
breitete sich deren Handel und Macht im wesentlichen gar be- 
deutend aus, und zwar durch die Pflanzstadt Karthago (, Karthada 
„Neustadt"), das um das Jahr 150 noch 600 000 Einwohner 
zählen mochte. (Poeni Phönizier, punicus phönizisch. Ygl. die 
westlich von England angesiedelten „Neuengländer" der Union 
mit den Westphöniziem; Karthada = Neustadt, vgl. New -York, 
New- Hampshire.) 

ürsaclien des gewaltigen Aufstrebens und Oedeihens Karthagos. 

a. Die kluge, zähe, dabei wagende Natur des kanaanitischen See- 
und Handelsvolkes, die 

a. dadurch verstärkt ist, dafs meist nur mutvolle und körper- 
lich tüchtige Leute auf Kolonialboden sind; die schwäch- 
lichen gehen durch die Beschwerden der Auswanderung und 
der ersten Ansiedlung in der 1. oder 2. Generation unter, 
die feigen und ängstlichen bleiben lieber daheim. 

b. Die beispiellos günstige Lage des Ortes (, die von den Phöniziern 
klug erkannt war): 

a. An einem grofsen Meerbusen mit dem bei Karthago besten 
Ankergrund und gutem Trinkwasser am Strande selbst. 
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ß. Gesunde, fruchtbare Gegend; das Hinterland die sehr getreide- 
reiche Bagradas-(Med^cherda-)Ebene. 

y. Die Nahe Siziliens. Bei klarem Wetter kann man von 
Sizilien aus die afrikanische Küste sehen. Sizilien die Brücke 
nach Italien. 

6. Wegen der Küstenschiffahrt Haltestelle vieler von Spanien 
und West-Nordafrika nach Sizilien, Griechenland, Ägypten 
und Asien und umgekehrt gehender Schiffe. 

6. Damit seebeherrschende Position. 

^. Kein zu grofses, gefahrbringendes Barbarenreich im Bücken. 
(Ideal eines Kolonialbodens l) 
I. Ständische Gliederung. 

(Typus einer antiken nichthellenischen reinen Handelsstadt.) 

a. Yollbürger. 

1. Sehr reicher Kapitalistenstand. Grofshändler , Reeder, 
Grofsindustrielle, Grofsgrundbesitz mit Feldsklavenbetrieb. 
(Weit anders der spartanische Majoratsadel, der attische 
Grofsgrundbesitz, ähnlich der attische Kapitalistenstand 
nach den Perserkriegen.) 

2. Besitzloser Kleinbürger- (Krämer, Handwerker) und 
Arbeiterstand. (Ygl. den städtischen Teil des 4. Standes 
in Athen, die Theten, vor 500.) 

b. Unterworfene. 

1. Die Bewohner der zinspflichtigen phönizischen Städte 
(Hadrumetum, Leptis u. s. w.). (Vgl. die attischen Bundes- 
genossen vor 404 aufser Chios, Lesbos, Akarnanien, Kor- 
cyra und die Periöken.) 

2. Die Nomaden der Oasen und die sefshaften Stämme des 
Binnenlandes. 

c. Unfreie. 

1. Hörige. Die benachbarten, geknechteten libyschen Bauern, 
die y^ der Ernte abzuliefern und zur Rekrutenstellung ver- 
pflichtet waren. (Vgl. die Heloten, nicht die freien 
Sechstier Attikas, zumal letztere wohl auch ionischen 
Stammes waren.) 

2. Sklaven. 

a. In den städtischen Betrieben, 
ß. Haussklaven, 

y. Feldsklaven in den Plantagen der Bagradasebene. 
IL Politische Gliederung. 

1. Der Kapitalistenstand im Besitz sämtlicher Ämter. 

2. Es wählt die ganze Yollbürgerschaft (vgl. Sparta, Athen). 
Bestechungen (vgl. Rom). 

3. Die unterworfenen Phönizierstädte werden durch Vögte 

4* 
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regiert. Es findet also keine Selbstverwaltung wiö in den 
römischen Municipien nnd in Deutschland statt. Die Yögte 
sind oftmals herabgekommene Grofshändler u. dgl.(!), denen 
man auf diese Weise wieder aufhelfen will. Zugleich ver- 
hindert man damit, dafs dieselben sich (nach Art des Pisi- 
stratus, Kypselus von Korinth) an die Spitze der Kleinbürger 
stellen, um Neuerungen herbeizuführen. 
Regierungsgewalten : 

a. Die beiden Oberrichter oder Könige, ein Jahr im 
Amt, Vorsitzende des 

b. Rates der 28, die auch auf ein Jahr gewählt waren. 
(Ähnliche Zusammensetzung der spartanischen Gerusia.) 

c. Später kam dazu der Rat der 104 mit längerer, öfters 
lebenslänglicher Amtsdauer seiner Mitglieder. Hannibal 
setzt eine solche von zwei Jahren durch. Der Rat der 
104 führt wie die Ephoren die Kontrolle. 

III. Wesen des karthagischen Staates. 

a. Charakter: 

Kaufmanns- und Kapitalisten-Republik auf besonders 
günstigem, nämlich kolonialem Boden. (Kein Adel!) (Vgl. die 
„Amerikanische Union".) 

b. Geist der Verfassung: 

Engherzigste Kaufmannspolitik, rücksichtsloseste Aus- 
nutzung der minder begüterten Vollbürgerklassen, grausame 
Aussaugung der Unterthanen und Hörigen. 

c. Folgen 

1. politischer Art: 

of. Handel, Erwerb, Aufhäufung grofser Reichtümer 
oberstes Ziel. 

ß, Krieg nur, wenn Handelsstörung durch mächtige Kon- 
kurrenzstädte oder Angriffe drohen. (Um freien Zutritt 
zu den Häfen des persischen Reiches zu behalten, 
scheint man sehr lange Zeit Tribut nach Susa bezahlt 
zu haben.) 

y. Um der Sicherung und Ausbreitung des Handels willen 
Gründung eines weiten Reiches. 

d. Koloniegründung nur zur Ausbeutung von Handels- 
vorteilen (Faktoreien) oder von Bergwerken (Neu- 
karthago), also nicht Militärstationen oder Ackerbau- 
kolonien. 

e. Da der Kaufmann nicht gern Kriegsdienste that, 
Söldnerheere, also Unsicherheit der Existenz des 
Staates. Söldneraufstand. 

f. Die Kenntnis der Gesinnung der Unterthanen und der 
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Unzuverlässigkeit der Söldnerheere führt zu mifs- 
trauischer Beobachtung beider und der Feldherm 
selbst; daher viel Schlaffheit und Unentschlossenheit 
in der Kriegführung. 

^. Unfreundliche Behandlung der phönizischen Schwester- 
städte. (Vgl. Athen und die ionischen Bundesgenossen, 
dagegen Eom und die latinischen Städte nach 338.) 

-ö". Tödlicher Hafs der libyschen Hörigen und der Nomaden- 
stämme. Damit hatte jedes in Afrika gelandete Heer 
sofort eifrigste Unterstützung zu erwarten. (Die 
libyschen Weiber gaben 240 — 238 den aufständischen 
Söldnern aus freien Stücken ihren Schmuck, um ihn 
als Wertgegenstand zur Waffenbeschaffung im Kriege 
gegen die Herrenstadt zu verwenden.) 

2. Ständischer Art: 

a. Entsittlichung der Bürgerschaft durch reiche Wahl- 
bestechungen. (Eom um 110 — 50.) 

ß. Sittliche Untttchtigkeit der Statthalter, der Yögte, 
indem man mit Vorliebe heruntergekommenen Kauf- 
leuten u. dgl. die Leitung und Überwachung der 
Unterthanenstädte übergab, wobei sicher von denselben 
besonders an Bereicherung gedacht wurde. 

y. Weder durch Ackerbau- und Pflanzungs-Kolonien (wie 
Athen und Rom), noch durch irgend welche anderen 
Mittel sorgte Karthago für die Verbesserung der 
sozialen Lage der unteren Bürgerklasse. 

ö. Derselbe Bürgerstand konnte nicht aufkommen, weil 
ihm die Kapitalien fehlten. 

6. Zu grofser Standesunterschied innerhalb der Voll- 
bürgerschaft, und zwar lediglich auf den Geldsack 
gegründet. Es fehlt ein rechter Mittelstand nebst Über- 
gangsschichten. Gröfste Verschiedenheit der Lebens- 
weise. 

f. Kein wahrer innerer Friede, vielmehr denkbar stärkste 
Unzufriedenheit im karthagischen Staate. 

3. Wirtschaftliche Ergebnisse: 

a. Karthago die reichste Stadt durch Verbindung von 
Natural- und Geldwirtschaft in grofskapitalistischer 
Weise. ^) 



1) Kapitalisten sind vorzugsweise diejenigen, welche von den 
Zinsen oder Einkünften ihrer nutzbaren Kapitalien ohne eigene Arbeit 
leben, im weiteren nationalökonomischen Sinne alle die, welche „Güter^* 
in grofser Menge besitzen, welche zur weiteren Hervorbringung von 
„Gütern" dienen, und die sie auch hierzu verwenden. Sie sind imstande. 
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ß. Ausbildung ungeheurer Geschäftserfahrung^) auch in 

Westphönizien. 
y. Die Orofsstadt erzeugte auf ihrem eigenen Boden im 



alles in gröfserem oder gröfstem Malsstabe zu treiben, werden, indem 
sie bei Grofsbetrieb billiger liefern können, die Feinde des kleinen Ge- 
werbes und gewinnen leichter als andere grolsen Reichtum, Einflufs, 
Macht. Je mehr Grofskapitalisten ein Staat besitzt, um so schlimmer 
sieht es mit dem Mittelstand desselb^' aus. — Kapital wird (im volks- 
wirtschaftlichen Sinne) hervorgebracht durch die Natur und durch 
Arbeit. Meist mufs der Mensch auch im ersteren Falle mit thätig sein. 
Es stellt die angesammelte Menge des Oberschusses, also dessen dar, 
was nicht verbraucht worden ist und nun zur weiteren Erseugung von 
GegenslÄnden verhilft. Frivatkapital, Volkskapital. Dazu gehören Werk- 
zeuge, Maschinen, Geräte, Arbeits-, Zuchttiere, Gebäude aller Art, Eisen- 
bahnen, Telegraphen, Kunststrafsen, Brücken, SchifPe, Hafenanlageu, die 
Anstalten zur Verbesserung des Bodens, Rohstoffe, aus denen neue Er- 
zeugnisse hergestellt werden, Hilfsstoffe, welche hierzu notwendig sind 
(z. B. Kohle, Holz, Öl, Chemikalien, Düngemittel), dann das Geld (als 
Tauschmittel). Man unterscheidet Anlage- und Betriebskapital. Der 
Oberschufs, den ein produktiv angelegtes Kapital seinem Eigentümer 
in einer gewissen Zeit bringt, bildet den Kapitalgewinn oder die Kapital- 
rente. Diese sinkt, da sie von dem Verhältnis des Angebots zur Nach- 
frage abhängig ist, mit dem zunehmenden Wohlstand eines Volkes, weil 
sich in diesem Falle das Angebot der Kapitalien steigert. Viele Kapital- 
eigner wenden ihre Kapitalien nicht selbst produktiv an, sondern über- 
lassen sie gegen eine bestimmte Summe als Kapitalrente (Zins) zu jenem 
Zwecke an andere. Durch eigene Thätigkeit oder Glückszu^lle (Erb- 
schaft, Börsenspiel, Lotteriegewinn, Wetten u. s. w.) erwirbt oder ver- 
mehrt der einzelne Kapital. — Gewaltige Kapitalanhäufimg in den 
Händen einiger Staatsbürger ist republikanischen Verfassungen gefahrlich 
(Crassus, die Medici) un<^ wird selbst von Sozialisten respektiert: 1871 
blieb inmitten der brennenden Staatspaläste das Haus Rothschilds in 
Paris unversehrt. 

1) Die Karthager brachten selbst sehr viele Waren hervor. Den 
Überschufs über den eigenen Bedarf suchten sie aufserhalb abzusetzen 
(Export, Ausfuhr), wogegen sie Waren, die sie nicht selbst herzustellen 
vermochten, und Rohstoffe, deren sie bedurften, von auswärts bezogen 
(Import, Einfuhr). Steigt die Ausfuhr dauernd, ohne dafs die Einfuhr 
zu sehr wächst, und steigen mit jener die Löhne, die Lebensführung 
und das Kapital des Ausfuhrstaates, dann nimmt dessen Nationalwohl- 
stand zu. Steigende Ausfuhr allein ist kein Merkmal hierfür. Die 
Grrofshändler vertrieben entweder in eigener Fabrik hergestellte oder 
sonst in Karthago erzeugte, von ihnen zusammengekaufte Waren oder 
im Ausland erworbene, und zwar an karthagische Kleinhänder oder 
im Ausland. Alle diejenigen, welche demselben Betrieb obliegen, 
sind einander Konkurrenten. Die stärkste Konkurrenz fand Kar- 
thago in den Hellenen und auch in den Etruskem. Beiden trat man 
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Hinterland ihren Getreidebedarf, konnte also nicht wie 
Athen (404) und Eom (Seeräuber, Sextus Pompejns) 



zuweilen mit gewaffneter Hand entgegen, um auf friedlichem Wege 
einander die Käufer abspenstig zn machen, suchen die Firmen die Preise 
möglichst billig zu gestalten, wodurch Öfters die Güte der Ware leidet, 
oder auch Herabsetzung der Arbeitslöhne herbeigeführt wird. (Vgl. die 
heute leider so üblichen „Schund**- und „Ramsch"- Waren.) Der Käufer 
will möglichst gute, haltbare ttftd dabei billige Ware haben. Steigt 
der Betrieb ins Grofse, wird von einem Fabrikanten ungeheuer viel 
Ware hergestellt und verkauft, so schädigt er seine Konkurrenten 
kleineren Betriebs, da der billigere Einkauf sehr grofser Massen von 
Rohstoffen ihn in den Stand setzt, billiger zu verkaufen. Den Preis 
setzen folgende Faktoren zusammen: Zins für Anlage- und Betriebs- 
kapital, Arbeitslöhne, Rohproduktenpreis, Abnutzung der Gebäude und 
Werkzeuge, Reklame, Fracht und Porto, Steuern, Zölle (bei den Selbst- 
verkäufem der Seehandelsvölker noch das Schiff mit der ganzen Aus- 
rüstung, Gefahr des Schiffsverlustes durch Naturereignisse und See- 
räuber, Gefahr des Warenverlustes durch beides und wilde Völker,) und 
Unternehmergewinn. Der Gesamtpreis, unter dem die Ware vom 
Käufer entnommen wird, ist der Marktpreis. Dieser regelt sich nach 
Angebot und Nachfrage. Ist eine Ware in Menge am Orte oder 
bald daselbst zu liefern, die Anzahl der Käufer aber, überhaupt das 
Bedürfnis nach ihr, gering, so sinkt der Preis; ist sie in geringer Menge 
am Platze, der Bedarf und die Kauflust dagegen grofs, so steigt der 
Preis. Gebt der Kaufpreis unter die Selbstkosten herunter, so arbeitet 
der Unternehmer mit Verlust und steht in Gefahr der Verarmung und 
Betriebseinstellung. Um den Marktpreis zu heben, erzeugt man zuweilen 
weniger Waren. Dann müssen Arbeiterentlassungen eintreten oder Ver- 
kürzung der Arbeitszeit. Somit mufs dem Arbeiter daran liegen, dafs 
normale Preise bestehen, und nicht zu viel Waren derselben Art hervor- 
gebracht werden, da die Masse derselben jene herabdrückt. Je höher 
nun die Preise, um so geringer ist das „Risiko" des Unternehmers, um 
so gröfser sein Gewinn. Nehmen die Vorräte bestimmter Arten von 
Gegenständen ab, so hebt sich der Preis wiederum. Je nach der Ver- 
schiedenheit der Höhe der einzelnen Faktoren, die den Preis zusammen- 
setzen, ist in den verschiedenen Ländern derselbe geringer. Wer die 
geringsten Produktionskosten hat und nahe dem Verbrauchsorte wohnt, 
schlägt die Konkurrenz. Der Kaufmann mit grofser, zahlfähiger Kund- 
schaft kann eher den Preis ermäfsigen als der Geschäftsmann mit kleinem 
Umsatz. (Versandge Schäfte, Magazine, Konsumvereine sind darum der 
Tod für die kleinen Betriebe.) Je nach der Kulturhöhe der betreffenden 
Völker trieben die Karthager Tauschhandel oder verkauften und kauften 
gegen Zahlung in Münzen. Es mufste den Karthagern daran liegen, 
gute Waren zu liefern, um sich die Kundschaft zu erb alten. Selbstver- 
ständlich mufsten sie sich, und dies verstanden sie vortrefflich, dem Ge- 
schmack und den Bedürfnissen ihrer Käufer anpassen, und zwar in Luxus- 
sachen besonders unter Erfindung neuer Muster, die die Kauflust erregten. 
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in die Gefahr des Aushungerns versetzt werden, indem 
man seine Flotte vernichtete. 

d. In Karthago gab es ein dem Stoffe nach wertloses 
Zeichengeld (vgl. unser Papiergeld), auch Staatsanleihen 
seitens auswärtiger Mächte. 

s. Die gewöhnliche Arbeit wird in einem Handelsstaat 
zwar höher geschätzt als in einer Adels- Oligarchie, 
aber doch noch ziemlich gering geachtet; andere Wert- 
schätzung erfährt dagegen die Thätigkeit des Reeders, 
Grofshändlers, Bankiers. 

4. Geistig. 

cc. Alles höhere, rein geistige, wissenschaftliche Streben 

fehlt. (Gegensatz zu den Handelsstaaten Athen, Holland, 

England.) 
ß. Nur materielle Interessen veranlassen Schriftstellerei: 

Magos Buch über die Landwirtschaft, Hannos Fahrt 

im Westen Afrikas. 
y. In schwerer Not furchtbarster religiöser Fanatismus. 

(Feueropferung von 300 schönen, edlen Kindern zur 

Zeit, als Agathokles die Stadt bedrängte.) 

Doch bringt Karthago auch einen Haimibal 

hervor. 

5. Nach alledem in Karthago „der Dollar" alles. Karthago 
ein Kolofs auf thönemen Füfsen. Seine Unterthanen, ja, 
zuweilen seine eigenen Heere seine schlimmsten Gegner. 
Die Eigenart Karthagos auf ständischem (nicht blofs 
in bezug auf die eigentliche Stadt) und militärischem Ge- 
biete die Hauptursachen der Möglichkeit seines Unterganges. 

Fr.: Warum wurde es zerstört? 
A.: 1. Aus Furcht und Hafs wegen des hannibalischen 
Krieges. (Catos Worte. Blücher — Napoleon L: 
„Er mufs herunter!") 
2. Aus Konkurrenzneid seitens des Grofshändlerstandes, 
der equites. 

6. Trug Karthago zum Fortschritt der Menschheit bei? 
— A.: Es verbreitete phönizische Kultur in Nordafrika 
und Spanien. — Dem steht entgegen, dafs es in Sizilien 
viele herrliche hellenische Pflanzstädte zerstörte. — 

Vergleich 

Karthagos mit Athen, Holland und England. 

1. Lauter grofse See- und Handelmächte, reich an Kapitalien. 

2. In Karthago, Holland, England grofse Fürsorge für Entwicklung 
der Landwirtschaft. 



Karthago. 
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3. Alle vier grofse Eolonialstaaten. Alle aafser Athen begannen 
die Kolonialpolitik mit Anlegung von Faktoreien. 

4. Überall grofse Seetüchtigkeit, Kriegsflotte, aber (auch in Athen 
später) Landsöldner. 

5. In allen Ausbeutung der Bundesgenossen und ünterthanen, in 
allen (aufser in Holland) deshalb Kriege. 

6. Alle verfallen (aufser Athen) einer engherzigen Kanfmanns- 
und Krämerpolitik: 

Hanno. Euklides. de Witt. Opiumkrieg mit 

China (1) 

7. In Karthago lediglich Pflege materieller Interessen, in den 
andern freilich auch der rein geistigen. In allen mehr 
äufserliche Frömmigkeit. 

8. Aufstreben bedeutender kriegerischer Geschlechter: 
die Barka Miltiades, Die Oranier. 
(Hamilkar, Kimon; Xan- 

Hasdrubal, thippus, Peri- 
Hannibal *), kies, Alkibiades. 
Hasdrubal, 
Mago). 



9. Was für Kar- das war für 
thago Eom Athen Sparta, 
war. 



10. 



11 



Vgl. Sagunt 
und Ebro- 

linie. 
Vgl. Spanien, 
Gades, Neu- 
karthago. 
12. Offene Wun- 
de am Staats- 
körper: Die 
Haltung der 
Libyer. Ab- 
fall der Li- 



(Platää). 



Amphipolis, 
Crenidä. 

Die Unzufrie- 
denheit der Bun- 
desgenossen. 



fllr Holland 
Spanien und 

Frankreich 
(1672undl795 

—1814), 
Niederländ. Bar- 
rierefestungen. 

Malayischen 
Inseln, Batavia. 

(1815—1830 
Belgien). 



ist noch für Eng- 
land Frank- 
reich, inAsien 
Bufsland. 

Afganistan, 
Hindukusch- 
länder. 
Ostindien, Ma- 
dras, Kalkutta. 

Die irische 
Frage. Ost- 
indiensHaltung. 

Unabhängig- 
keitspartei in 
Kanada und 



1) Hannibal, sieghaft in Spanien, im Bunde mit den eben unter- 
worfenen Galliern, befreit die Poebene und sucht die Römer in Italien 
selbst auf. — Wellington, siegreich in Indien, befreit Portugal und 
Spanien und fallt in Frankreich ein. Beides grofse Landfeldherrn grofser 
Seemächte. 
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byer, sobald Ähnlich der 

feindliche loniens. 

Landung in 
Afrika er- 
folgt. 



13. Stadtstaat 
mit Unter- 
thanen und 
Bundesgenos- 
sen (Utica). 



Dasselbe. 



Australien, auch 
am Kap. 
MalayischeAuf- Irische Auf- 
stände, stände. 

Der indische 

Aufstand 1859. 

Bis 1795 Bun- Einheitliches 

desstaat mit Beich, aber mit 

thatsächlicher gröfster Selb- 

LeitungderPro- ständigkeit der 

yinz Holland. Einzelglieder 

im Innern. 

14. In allen keine nationale oder Stamm es einheit. 
Lehre: 

Handclsstaaten mit rücksichtsloser Ausbeutung der Unter- 
thanen und Hörigen (oder Pächter) womöglich fremder Nationalität 
sind dauernd in Gefahr oder gehen unter, wenn ein einheitlicher, 
mächtiger Staat mit einheitlichen Heeren eigener Bürger ihnen 
energisch entgegentritt. — Nichts ist trügerischer als ein Pochen, 
ein festes Vertrauen auf alte Seevorherrschaft und besondere See- 
tüchtigkeit. Das meerbeherrschende Athen ward im Handumdrehen 
im Hafen von Syrakus, dann bei Notion und am Hellespont be- 
siegt, das seegewaltige Karthago von der Landmacht Rom gleich 
in der ersten grofsen Seeschlacht bei Mylä (260) geschlagen, 
dann wieder bei Eknomus und den ägatischen Inseln, wie vormals 
seine nicht minder seetüchtigen Stammesgenossen des Ostens (die 
Kanaaniter), von den Hellenen bei den beiden Salamis, bei Mykale 
und am Eurymedon. Ähnlich erging es Holland zur Zeit der 
Navigationsakte Cromwells. 
Logischer Schlufs: 

Keine Seemacht, wenn auch noch so grofs und angesehen, 
vernachlässige das Landheer! (Ygl. Holland 1672 und Venedig 1796.) 
Cave, Albionl 



Fünftes Kapitel. 
Rom. 

Erster Teil. 

OescMclitliclie Vorbemerkungen. 

Eom ist in unbekannter Zeit von Latinern gegründet worden, 
und zwar als eine Art Handelsplatz der wesentlich ackerbau- 
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treibenden latinischen Landschaft in wenig fruchtbarer Gegend an 
der Stelle des Tiber, wo derselbe für kleinere Seeschiffe fahrbar 
wird. Ein ähnliches, kleineres sabinisches Emporium verschmolz 
mit jenem zu einem Ganzen. Ein etmskisches Herrengeschlecht 
gewinnt ein Jahrhundert lang die Herrschaft und bringt aus der 
höher entwickelten Heimat gröfsere Kultur mit. Es regiert nach 
Art der hellenischen Tyrannen, aber mit dem Unterschied, dafs 
es im Gegensatz zu diesen das Volk zu Fronen gezwungen haben 
soll. Wie jene findet es, zumal es ausländisch ist, ein jähes Ende: 
510 Bom Bepublik. Hierbei vorübergehendes Zusammengehen der 
beiden Hauptstände, wie in Athen 510 die Alkmäoniden und der 
Demos im Bunde waren. Ebenfalls wie in Athen beginnt sofort 
nach der Sicherung der neuen Freiheit (derPorsena(?) — Kleomenes) 
der Kampf der Stände, das Bingen der Mittelklasse um bessere 
soziale (seitens der Ärmeren) and (seitens der Wohlhabenden) um 
gleiche politische Stellung mit dem ersten Stand. (Vgl. Isagoras.)^) 
2. Innerhalb des letzteren wiederum findet das Bestreben statt, 
die Befugnisse der obersten Beamten im aristokratischen Sinne zu 
mindern und zu teilen, die Exekutive in die Hand des Senats 
zu bringen. 3. Zu gleicher Zeit fängt der Kampf um die Vor- 
herrschaft in Latium an^ an den sich die Kriege um die Begemonie 
erst über Italien, dann über die Mittelmeerländer anschliefsen. Zu- 
letzt das Mittelmeer mare nostrum. („Civis Bomanus sum!'') 

Erste Zeit der Republik. 

1. Politisches. Staatsgewalten. 

a. Zwei Jahresherrscher, patrizischen Standes, praetores, iudices, 
zuletzt consules genannt. 

Amtsbefugnisse : Volle königliche Gewalt auf ein Jahr, 
d. h. das imperium, oberste Gewalt in Krieg und Frieden, 
auspicia publica, Befragung der Götter von Staatswegen, 
Berufung des Senats und der Volksversammlung, Ernennung 
der Beamten, der Senatoren. (Vgl. die spartanischen Könige 
in der Zeit der Machtfülle. Vgl. ferner die Archonten 
Athens.) 

b. Der patrizische Senat, in den nach der Bevolution auch 
einige wohlhabende Männer aus dem Mittelstande gelangen: 
Patres (et)conscripti, eine im wesentlichen beratend e Behörde. 

c. Die Volksversammlung der Heergemeinde, der Kriegerschaft, 
die sich fast nur aus den grundbesitzenden Klassen zusammen- 
setzt, nämlich aus 

1) Wie Isagoraa Spartaner wider den Demos herbeiführt, so der Sage 
nach Coriolan Volsker. 
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6 reinen (?) patrizischen, 12 meist plebejischen Eittercenturien, 
80 Centurien Vollhufner, 
20 „ % Hufner, 

20 „ % „ 

20 „ 'U „ 

28 ?; /s w 

5 „ Pioniere, Spielleute und Ersatzmannschaften. 

Übergewicht der Eitter und Vollhufner: 98:95. Yor- 
stimmrecht der sechs adligen Eittercenturien. Alle vier 
Jahre findet ein neuer census statt. 

Eechte der Centuriatcomitien: 
a. Befragung bei einem Angriffskrieg, 
§, Entscheidung über die nicht nach dem Kriegsrecht ge- 
fällten Todesurteile, wenn der Verurteilte „Berufung 
ans Volk" einlegt. 
y. Annahme oder Verwerfung der Gesetze, 
d. Wahl der Konsuhi. 
d. Diktator. 

In schwerer Zeit ernennt einer der Konsuln einen solchen 
(Amtsdauer höchstens sechs Monate), der volle königliche 
Gewalt hat. Dieser ernennt aus eigener Machtvollkommenheit 
den Magister equitum. 
Alle diese politischen Bestimmungen bis auf die hinter c j3 — S 
und d angegebenen fanden sich schon in der letzten Verfassung 
aus der Königszeit, der servianischen Verfassung, vor. In der 
republikanischen Zeit begann sofort eine Steigerung der Macht 
der Heergemeinde, der Kriegerschaft. 
2. Stände. 

a. Patrizier. 

Die Vollbürger. „Vaterkinder". Nachkommen der ursprüng- 
lichen Ansiedler aus ebenbürtiger Ehe. Sie sind im Besitz 
der Ämter und Friesterstellen , Nutzniefser des Gemeinde- 
landes. (Vgl. Spartiaten, die attischen adligen Stände vor 
Solon, die deutschen Patrizier.) 

b. Plebejer, 

(Pleo, plebs, „Menge".) Nachkommen der Schutzverwandten, 
welche als Klienten einen Patronus haben müssen (wie die 
Metöken Attikas), und der ehemaligen Bürgerschaften unter- 
worfener latinischer Gemeinden. (Mit ihnen vgl. den dritten 
attischen Stand und die Zünfte.) Darum unter ihnen viele 
wohlhabende Familien, aus denen die conscripti des Senats 
und die plebejischen Eeitercenturien kommen: 

Plebejischer Grofsgrundbesitz und Kleinbesitzer- nebst 
Pächterstand. 
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c. Aerarier. 

Die nicht oder fast nicht grandbesitzende Plebs. (Nnr mit 
zwei Centnrien im Heer vertreten.) Ohne alle politischen Bechte. 

d. Sklaven. (Ware.) 

3. Steuerverhältnisse. 

a und b zahlen das tributmn, die Kriegs Steuer, c nur 
ein Schutzgeld. Keine Gehälter (honores), Folge davon! 

4. Handelsvertrag^) zwischen Bom und Karthago. 

5. Charakter der Verfassung: 

Timokratie mit Vorherrschaft besonders des adligen Grofs- 
grundbesitzes. (Vgl. die Solonische Verfassung.) 
Fr.: Konnte diese Verfassung lange Bestand haben? 
— A.: Nein. Nach der menschlichen Natur mufste es kommen, 
dafs die plebejischen Bitter für sich und alle übiigen Plebejer 
der HeergemeLnde nach Gleichberechtigung mit dem Patriziat 
strebten. 



1) In einem Handelsvertrag werden die Bedingungen festgesetzt, 
unter denen die BewohDer zweier Staaten mit einander in geschäftlichen 
Verkehr treten können, z. B. an welchen Orten man Handel treiben und 
Waren einführen kann (vgl. China), wie hoch die Zölle für jeden Einfuhr- 
Artikel sind, wo die Kaufleute bei Prozessen Recht nehmen. Vgl, den 
Handelsvertrag des deutschen Reiches mit Österreich-Ungarn und ßufs- 
land. Die Vertreter jedes Vertrag schliefsenden Staates suchen für den 
ihrigen möglichst grofse Vorteile zu erwerben. Wie Ungarn und Rufs- 
land viel Getreide übrig haben, das Reich aber mehr braucht, als es 
selbst hervorbringt, suchten die Unterhändler beider Staaten möglichst 
bevorzugende Einfahrbedingungen (niedrigsten Zollsatz u. s. w.) zu er- 
langen. Während dies den Interessen der industriellen Bevölkerung des 
deutschen Reiches förderlich war, schädigte es die der Komproduzenten, 
die viel lieber ihre Erzeugnisse durch hohe Schutzzölle im Preise ge- 
steigert sähen. Umgekehrt trachtete man deutscherseits danach, für 
unsere industrielle Ausfuhr die geringsten Einfuhrzölle in die fremden 
Länder durchzusetzen, was wieder den russischen und österreichischen 
Industriellen unerfreulich war. Bei Abschlufs von Handelsverträgen 
müssen die Diplomaten sorgfältig darauf achten, daljs nicht eine Erwerbs- 
klasse für die andere geopfert wird. — Handelsverträge leiten Öfters 
angenehmere politische Verhältnisse von Staat zu Staat ein oder be- 
festigen dieselben. Vgl. die Handelsverträge des Reiches mit Österreich- 
Ungarn und Italien. — Ungesunde Verhältnisse walten ob, wenn eine 
Industrie all zu viel Waren erzeugt, so dafs sie, die im Innenlande gar 
nicht entfernt aufgebraucht werden können, um im Auslande durch recht 
niedrigen Preis die Käufer an sich zu locken, beispiellos billig verkauft 
werden müssen, viel billiger als im eigenen Lande, und die Verkäufer, 
um dies ermöglichen zu können, vom Ausfuhrstaat auch noch Ansfnhr- 
pi^mien empfangen. Solche Ausfuhrprämien steigern noch das Wachs- 
tum eines solchen „Wasserkopfes". 
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Fr.: War ein solches Streben politisch berechtigt? — 
A.: Die Plebs trug die gröfeten Lasten, daher gebührte ihr auch 
gleiches Recht. 

Fr.: Wie kam die soziale Seite des Ständekampfes zu 
stände? — A.: Durch die zahlreichen, gerade im Frühjahr und 
Sommer ausgefochtenen Kriege kamen viele Kleinbesitzer und 
Pächter herunter und leicht in Schulden und gar in Schuldknecht- 
scb&ft. Bald nahm auch die Bewirtschaftung grofser Güter durch 
Feldsklaven seinen Anfang, so dafs viele Pächter brotlos wnrden. 
Diese beiden Schichten der plebejischen Bevölkerung waren dem- 
gemäfs äuTserst unzufrieden. Die durch Eroberung, also auch 
durch plebejisches Blut gewonnenen Staatsdomänen waren aber 
fast sämtlich in Niefsbrauch der Patrizier, die mit der Zeit sogar 
thatsächliche Besitzer des „ager publicus'^ werden. 

Fr.: Welches sind die wichtigsten Thatsachen des 
Ständekampfes? 

A.: Um 494. Auswanderung der Plebs auf den heiligen Berg. 
Um 494. Einsetzung des Tribunats und der plebejischen Ädilität 
(Marktpolizei). Erstere unverletzlich (sacrosancti), 
haben das Recht des Schutzes (ins auxilii) für jeden 
Plebejer; daraus entstand das Recht des Einschreitens 
gegen jeden Akt der Rechtsvollstreckung und der 
Verwaltung innerhalb der Bannmeile, aufser gegen 
den Diktator. Die Tribunen berufen die Plebs zu 
den comitia tributa und sind berechtigt, Kriminal- 
urteile zu beantragen. Später können sie, im Senate 
zugelassen, jeden Senatsbeschlufs durch ihr Veto in 
ein Senatsgutachten herabdrücken, auch haben sie 
später das Recht der Vogelschau. (Vgl., wie inner- 
halb der Spartiaten die Ephoren nach und nach alle 
Gewalt an sich reifsen.) — In den Tributkomitien, 
in denen die plebs (dann auch die patricii), nach 
den 21 (zuletzt 35) tribus (Bezirken), nicht nach 
Vermögensklassen eingeteilt, stimmt, sondern inner- 
halb jeder tribus nach Stimmenmehrheit, giebt es kein 
Vorstimmrecht des Adels und der Wohlhabenden, 
c. 491. Coriolanus (Shakespeare) zieht wider seine Vaterstadt 
mit einem Heere eines feindlichen Nachbarvolkes. 
(Vgl. Isagoras von Athen, Kritias, Leontiades von 
Theben.) 
472. Die Volksbeamten werden in den Tributkomitien 
gewählt: lex Publilia. 
451 — 449. Die Dezemvim stellen das Land- und Stadtrecht auf 
12 Kupfertafeln zusammen und zu dauernder Kennt- 
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nisnahme öffentlich auf. Die patrizische Rechtsprecbnng steht 
von nun ab unter jedermanns Überwachung. (Versuch der 
Dezemvim, eine oligarchische Regierung — nach Art der 
Dreifsig von Athen — herzustellen.) 

445. Lex Canuleia: Ehen zwischen Patriziern und Plebejern sind 
rechtmäfsig. Die Kinder folgen dem Stande des Yaters. 
e. 400. Soldzahlung aus der Staatskasse während der Belagerung 
von Veji. 

367. Annahme der licinischen Gesetze: 

a. Abzug der gezahlten Zinsen vom Kapital. (Vgl. die 
Seisachtheia Solons.) 

b. Niemand soll mehr als 500 Morgen Gemeindeland be- 
sitzen. 

c. Ein Konsul soll aus der plebs genommen werden. 
Zwischen 356 und 300. Die Diktatur und die vom Konsulat 

mit der Zeit abgezweigten Ämter sowie die Priestertümer 
der plebs zugänglich geworden. 
326 oder 313. Lex Poetelia: Die Schuldhaft wird auf- 
gehoben. 
300. Politische, priesterliche, rechtliche Gleichstellung der 
Plebs mit dem Patriziat. 
Folgen: 

a. Aus den Patriziern und den wohlhabenden Plebejer- 
Familien, welche imstande sind, die hohen Staatsämter 
zu übernehmen, und die dadurch in den Senat gelangen, 
entwickelt sich ein neuer, ein Amtsadel: (Optimates, 
nobiles.) Die Nobilität. Zuweilen steigen tüchtige Elemente 
von unten zu jenen auf: Homines novi, Emporkömmlinge. 
(Marius, Cicero.) 

b. Die Volkstribunen werden nach Wegfall der Kampfobjekte 
und Erlangung von Sitz und Stimme im Senat, den sie auch 
berufen dürfen, eine friedliche Behörde, behalten aber eine 
Art Aufsicht über die Vorgänge im Staate. 

c. Der Senat gewinnt fast die ganze Exekutive. Die Senatoren, 
vom Censor auf Lebenszeit ernannt, müssen sich jedoch aller 
vier Jahre einer Ausstofsung aus demselben gewärtigen. 

d. Die beiden Volksversammlungen, comitia centuriata und 
tributa stellen den Souverän dar. Sie beschliefsen über 
Krieg und Frieden, Bündnisse, Verträge, wählen die Be- 
amten u. a. m. 

e. Das bewegliche Vermögen wird bei der Festsetzung des 
Vermögens dem Grundbesitz voll gleichwertig gerechnet. 

Die neue ständische Gliederung gestaltete sich demnach 
folgendermafsen : 
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A. Bömische Bevölkerung. 

I. Freie: 

1. Der Amtsadel. 

2. Die Bürgerschaft (mit und ohne Grundbesitz). 

3. Die Freigelassenen. 

II. Unfreie: Die Sklaven. Im ganzen erträgliche Verhältnisse 
bis nach den punischen Erlegen.^) 

B. Italische Bevölkerung. Dreiteilung der freien Gemeinden Italiens: 

1. Municipia, Gemeinden mit römischem Bürgerrecht ohne 
Stimmrecht und Anrecht auf ein Staatsamt in Born, 

a. aber mit Anrecht auf die eigenen Gemeindeämter, 

b. auch ohne Anrecht auf solche. 

2. Colonien 

a. angesiedelter römischer Vollbürger. Diese hier der erste 
Stand, die bisherige Bevölkerung die neue plebs. (Vgl. 
den Erobererstaat am Eurotas: Spartiaten/Periöken.) 

b. latinischen Rechts, ohne Recht auf Abstimmung und 
Amt in Rom. 

3. Bundesgenossen (wie anfangs die attischen) 

a. mit völlig selbständiger Verwaltung und Rechtsprechung, 

b. ohne diese. Beide stellen Schiffe und Hilfstruppen. — Dazu 

4. Unt e r w r f e n e , (wie die Karthagos von Vögten) von römischen 
Beamten regiert. 

1) Übrigens fand im Jahre 311 in Rom die erste mir bekannte 
Arbeitseinstellung statt. Die Schilderang derselben lasse ich hier 
folgen (Liv., IX, 30, 5 ff.): Eiusdem anni rem dictu paryam praeterirem, 
ni ad religionem visa esset pertinere. Tibi ein es, quia prohibiti a 
proximis censoribns erant in aede levis vesci, qnod traditum antiquitns 
erat, aegre passi Tibnr uno agmine abiemnt, adeo ut nemo in urbe 
esset, qui sacrificiis praecineret. Eins rei religio tennit senatum, legatos- 
que Tibur misemnt, ut darent operam, ut ii homines Eomanis resti- 
tuerentur. Tiburtini benigne polliciti primum accitos in curiam hortati 
sunt, uti reverterentur Romam; postquam perpelli nequibant, consilio 
haud abhorrente ab ingeniis hominum eos adgrediuntur. Die festo alii 
alios per speciem celebrandarum cantu epularum invitant et vino, 
cuius avidum ferme genus est, oneratos sopiunt, atque ita in 
plaustra somno vinctos coniciunt ac Romam deportant. Nee prius 
sensere, quam plaustris in foro relictis plenos crapulae eos lux oppressit. 
Tunc concursus populi factus, impetratoque, ut manerent, datum, ut 
triduum quotannis omati cum cantu atque hac, quae nunc sollemnis est, 
licentia per urbem vagarentur, restitutumque in aede ^escendi ius iis, 
qui sacris praecinerent. Uaec inter duornm ingentium bellorum curam 
gerebantur. — (Hoffentlich ist diese köstliche Erzählung nicht erst nach- 
träglich erfunden worden, um die Entstehung der Rechte der Stadt- 
musikanten Roms zu erklären.) — Die Flötenbläser errangen somit voll- 
ständigen Sieg über den Staat als Arbeitgeber. 
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Zweiter Teil. 
Rom tmd Italien im zweiten Jalirliundert vor Ghristns. 

Dadurch, dafs Born nach der Zerstörung Karthagos die Herr- 
schaft über die Mittelmeerländer erlangte und auf das eifrigste 
an Handel und Verkehr teilnahm, veränderten sich die römischen 
Verhältnisse auch auf wirtschaftlichem und gesellschaft- 
lichem Gebiete. Die Kenntnis der neuen Zustände ist nun nicht 
allein ftlr den Geschichtsforscher und den, der gerade römische 
Geschichte genauer betrachtet, sondern für alle Zeiten äufserst 
wertvoll, weil sich damals in und um Italien eine ähnliche Ver- 
schiebung in bezug auf Besitz, Gütererzeugung und Güteraustausch 
vollzog wie in unserem Jahrhundert. Darum lesen wir zusammen 
aus Mommsens römischer Geschichte im ersten Bande [8. Aufl. 
S. 830—860] die Darstellung, welche über „Boden- und Geld- 
wirtschaft^^ gegeben wird. Gerade Mommsens, des fort- 
schrittlich gesinnten Historikers, Auseinandersetzung bevorzuge 
ich, um nicht Gefahr zu laufen, mangelnder Objektivität geziehen 
zu werden, wenn ich die im zweiten Jahrhundert der vorchrist- 
lichen Zeit in Born zu Tage tretende und bald herrschende 
Kapitalistenwirtschaft von einem konservativen Schriftsteller er- 
örtern lasse. Dazu ist Mommsen ein ausgezeichneter Geschichts- 
schreiber von schärfster Beobachtungsgabe. Unser Ziel ist, über 
allen Parteien stehend, die Wirklichkeit des Geschehenen, die 
Wahrheit zu suchen! 



Th. Mommsen, Rom. Gesch., III. Buch, Kap. XII. 

Boden- und Geldwirtsohaft. 

Wie mit dem sechsten Jahrhundert der Stadt zuerst eine Römische 
einigermafsen pragmatisch zusammenhängende Geschichte derselben ^°^®°**®- 
möglich wird, so treten auch in dieser Zeit zuerst die ökonomischen 
Zustände mit gröfserer Bestimmtheit und Anschaulichkeit hervor. 
Zugleich stellt die Grofswirtschaft im Ackerbau wie im Geld- 
wesen in ihrer späteren Weise und Ausdehnung jetzt zuerst sich 
fest, ohne dafs sich genau scheiden liefse, was darin auf älteres 
Herkommen, was auf Nachahmung der Boden- und Geldwirtschaft 
der fiüher civilisierten Nationen, namentlich der Phöniker, was 
auf die steigende Kapitalmasse und die steigende Intelligenz der 
Nation zurückgeht. Zur richtigen Einsicht in die innere Geschichte 
Eoms wird es beitragen diese wirtschaftlichen Verhältnisse hier 
zusammen&issend zu schildern. 

Schenk, Belehrangen. 5 
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Die Bodenwirtscbaft^) war entweder Guts- oder Weide- oder 
Kleinwirtschaft, wovon die erste in der von Cato entworfenen 
Schilderung uns mit grofser Anschaulichkeit entgegentritt. 
Gutswirt- Die römischen Landgüter waren, als gröfserer Grundbesitz 

Schaft^ ^ betrachtet, durchgängig von beschranktem Umfang. Das von Cato 
Güter, beschriebene hatte ein Areal von 240 Morgen; ein sehr gewöhn- 
liches Mafs war die sogenannte Centuria von 200 Morgen. Wo 
die mühsame Rebenzucht betrieben ward, wurde die Wirtschafts- 
einheit noch kleiner gemacht; Cato setzt für diesen Fall einen 
Flächeninhalt von 100 Morgen voraus. Wer mehr Kapital in die 
Landwirtschaft stecken wollte, Vergröfserte nicht sein Gut, sondern 



1) Um übrigens von dem alten Italien ein richtiges Bild za ge- 
winnen, ist es notwendig sich zu erinnern, welche grofse Veränderungen 
auch hier durch die neuere Knitor entstanden sind. Von den Getreide- 
arten ward im Altertum Roggen nicht gebaut und des als Unkraut 
wohlbekannten Hafers sah man in der Kaiserzeit mit Verwunderung die 
Deutschen sich zum Brei bedienen. Der Reis ward in Italien zuerst am 
Ende des fünfzehnten, der Mais daselbst zuerst am Anfang des sieb- 
zehnten Jahrhunderts kultiviert. Die Kartoffeln und Tomaten stammen 
aus Amerika; die Artischocken scheinen nichts als eine durch Kultur 
entstandene Varietät der den Römern bekannten Gardonen, aber doch 
in ihrer Eigentümlichkeit neueren Ursprungs zu sein. Die Mandel 
dagegen oder die 'griechische Nufs', die Pfirsich oder die 'persische', 
auch die 'weiche Nufs' (nux moUusca) sind zwar Italien ursprünglich 
fremd, aber begegnen wenigstens schon hundertfünfzig Jahre vor Christus. 
Die Dattelpalme, in Italien aus Griechenland, wie in Griechenland aus 
dem Orient eingeführt und ein lebendiger Zeuge des uralten kommer- 
ciell-religiösen Verkehrs des Occidents mit den Orientalen, ward in 
Italien bereits dreihundert Jahre TOr Christus gezogen (Liv. 10, 47), 
nicht der Früchte wegen (Plin. h. n. 18, 4, 26), sondern eben wie heut- 
zutage, als Frachtgewächs und um der Blätter bei öffentlichen Festlich- 
keiten sich zu bedienen. Jünger ist die Kirsche oder die Frucht von 
Kerasus am Schwarzen Meer, die erst in der ciceronischen Zeit in Italien 
gepflanzt zu werden anfing, obwohl der wilde Kirschbaum daselbst ein- 
heimisch ist; noch jünger vielleicht die Aprikose oder die 'armenische 
Pflaume'. Der Citronenbaum ward erst in der späteren Kaiserzeit in 
Italien kultiviert; die Orange kam gar erst durch die Mauren im zwölften 
oder dreizehnten Jahrhundert dahin, ebenso erst im sechzehnten von 
Amerika die Aloe (Agave americana). Die Baumwolle ist in Europa 
zuerst von den Arabern gebaut worden. Auch der Büffel und der Seiden- 
wurm sind nur dem neuen, nicht dem alten Italien eigen. — Wie man 
sieht, sind die. mangelnden grofsenteils eben diejenigen Produkte, die 
uns recht 'italienisch' scheinen; und wenn das heutige Deutschland, ver- 
glichen mit demjenigen, welches Cäsar betrat, ein südliches Land ge- 
nannt werden kann, so ist auch Italien in nicht minderem Grade seitdem 
'südlicher' geworden. 
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erwarb mehrere Güter; wie denn wohl schon der Maximalsatz des 
Okkupationsbesitzes von 500 Morgen (S. 295) als Inbegriff von 
zwei oder drei Landgütern gedacht worden ist. — Yererbpachtung 
ist der italischen Privat- wie der römischen Gemeindewirtschafb Leitung der 
fremd; mir bei den abhängigen Gemeinden kam sie vor. Ver- Wirtschaft. 
Pachtung auf kürzere Zeit, sowohl gegen eine feste Geldsumme, 
als auch in der Art, dafs der Pächter alle Betriebskosten trug 
und dafür einen Anteil, in der Begel wohl die Hälfte der Früchte 
empfingt), war nicht unbekannt, aber Ausnahme und Notbehelf; 
ein eigener Pächterstand hat sich deshalb in Italien nicht ge- 
bildet.^) Kegelmäfsig leitete also der Eigentümer selber den Be- 
trieb seiner Güter; indes wirtschaftete er nicht eigentlich selbst, 
sondern erschien nur von Zeit zu Zeit auf dem Gute, um den 
Wirtschaftsplan festzustellen, die Ausführung zu beaufsichtigen 
und seinen Leuten die Rechnung abzunehmen, wodurch es ihm 
möglich ward teils eine Anzahl Güter gleichzeitig zu nutzen, teils 
sich nach Umständen den Staatsgeschäften zu widmen. — Von 
Getreide wurden namentlich Spelt und Weizen, auch Gerste und Wirt- 
Hirse gebaut; daneben Rüben, ßettige, Knoblauch, Mohn und, be- ■°**.*^^^" 
sonders zum Yiehfutter, Lupinen, Bohnen, Erbsen, Wicken und 
andere Futterkräuter. In der Regel ward im Herbst, nur aus- 
nahmsweise im Frühjahr gesäet. Für die Bewässerung und Ent- 
wässerung war man sehr tbätig, und zum Beispiel die Drainage 
durch geblendete Gräben früh im Gebrauch. Auch Wiesen zur 
Heugewinnung fehlten nicht und schon zu Catos Zeit wurden sie 
häufig künstlich berieselt. Von gleicher, wo nicht von gröfserer 
wirtschaftlicher Bedeutung« als Korn und Kraut waren der Öl- 
baum und der Rebstock, von denen jener zwischen die Saaten, 
dieser für sich auf eigenen Weinbergen gepflanzt ward.^) Auch 



1) Nach Cato de rebus rusticis 137 wird bei der Teilpacht der 
Bruttoertrag des Gutes, nach Abzug des für die Pflugstiere benötigten 
Futters, zwischen Verpächter und Pächter (colonus partiarins) zu den 
zwischen ihnen ausgemachten Teilen geteilt. Dafs die Teile in der 
Regel gleich waren, läfst die Analogie des französischen bail k cheptel 
und der ähnlichen italienischen Pachtung auf halb und halb sowie die 
Abwesenheit jeder Spar andrer Quotenteilung vermuten. 

2) Eigentliche Bedeutung hat die Pacht erst gewonnen, als die 
römischen Kapitalisten anfingen überseeische Besitzungen in grofsem 
Umfang zu erwerben; wo man es denn auch zu schätzen wufste, wenn 
eine Zeitpacht durch mehrere Generationen fortging. 

3) Dafs zwischen den ßebstöcken kein Getreide gebaut ward, sondern 
höchstens leicht im Schatten fortkommende Futterkräuter, geht aus Cato 
hervor; und darum rechnet auch Golumella 8, 3 bei dem Weinberg 
keinen anderen Nebengewinn als den Ertrag der verkauften Ableger. 

ö* 
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Feigen-, Apfel-, Birn- und andere Frucbtbäume wurden gezogen 
und ebenso teils zum Holzschlag, teils wegen des zur Streu und 
zum Viebfatter nützlicben Laubes, Ulmen, Pappeln und andere 
Laubbäume und Büsche. Dagegen hat bei den Italikem, bei 
denen durchgängig Yegetabilien, Fleischspeisen nur ausnahmsweise 
und dann fast nur Schweine- und Lammfleisch auf den Tisch 
kamen, die Viehzucht eine weit geringere Bolle gespielt als in 
der heutigen Ökonomie. Obwohl man den ökonomischen Zu- 
sammenhang des Ackerbaus und der Viehzucht und namentlich 
die Wichtigkeit der Düngerproduktion nicht verkannte, so war 
doch die heutige Verbindung von Acker- und Viehwirtschaft dem 
Altertum fremd. An Grofsvieh ward nur gehalten, was zur Be- 
stellung des Ackers erforderlich war und dasselbe nicht auf 
eigenem Weideland, sondern im Sommer durchaus und meistens 
auch im Winter im Stall gefüttert. Dagegen wurden auf die 
Stoppelweide Schafe aufgetrieben, von denen Cato 100 Stück auf 
240 Morgen rechnet; häufig indes zog der Eigentümer es vor, 
die Winterweide an einen grofsen Herdenbesitzer in Pacht zu 
geben oder auch seine Schafherde einem Teilpächter gegen Ab- 
lieferung einer bestimmten Anzahl von Lämmern und eines ge- 
wissen Mafses von Käse und Milch zu überlassen. Schweine — 
Cato rechnet auf das gröfsere Landgut zehn Ställe — , Hühner, 
Tauben wurden auf dem Hofe gehalten und nach Bedürfnis ge- 
mästet, auch, wo Gelegenheit dazu war, eine kleine Hasenschonung 
und ein Fischkasten eingerichtet — die bescheidenen Anfänge der 
später so unermefslich sich ausdehnenden Wild- und Fischhegung 
wixt- und Züchtung. — Die Feldarbeit war^ beschafft mit Ochsen, die 
mmti. ^^^ Pflügen, und Eseln, die besonders zum Düngerschleppen und 
Vieh, zum Treiben der Mühle verwandt wurden; auch ward wohl noch, 
wie es scheint, für den Herrn, ein Pferd gehalten. Man zog diese 
Tiere nicht auf dem Gut, sondern kaufte sie; durchgängig waren 
wenigstens Ochsen und Pferde verschnitten. Auf das Gut von 
100 Morgen rechnet Cato ein, auf das von 240 drei Joch Ochsen, 
ein jüngerer Landwirt Sasema auf 200 Morgen zwei Joch; 
Esel wurden nach Catos Anschlag für das kleinere Grundstück 
drei, für das gröfsere vier erfordert. — Die Menschenarbeit ward 
Guts- regelmäfsig durch Sklaven beschafft. An der Spitze der Guts- 
skiaven. g^lavenschaft (familia rustica) stand der Wirtschafter (vilicus, von 
villa), der einnimmt und ausgiebt, kauft und verkauft, die In- 
struktionen des Herrn entgegennimmt und in dessen Abwesenheit 



Dagegen die Baumpflanzung (arbustum) wird wie jedes Getreidefeld be- 
säet. Nur wo der Wein an lebendigen Bäumen gezogen wird, baut man 
auch zwischen diesen Getreide. 
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anordnet und straft. Unter ihm stehen die Wirtschafterin (vilica), 
die Haus, Küche und Speisekammer, Hühnerhof nnd Taubenschlag 
besorgt; eine Anzahl Pflüger (bubulci) und gemeiner Knechte, ein 
Eseltreiber, ein Schweine- und, wo es eine Schafherde gab, ein 
Schafhirt. Die Zahl schwankte natürlich je nach der Bewirt- 
schaftungsweise. Auf ein Ackergut von 200 Morgen ohne Baum- 
pflanzungen werden zwei Pflüger und sechs Knechte, auf ein 
gleiches mit Baumpflanzungen zwei Pflüger und neun Knechte, auf 
ein Gut von 240 Morgen mit Olivenpflanzungen und Schafherde 
drei Pflüger, fünf Knechte und drei Hirten gerechnet. Für den 
Weinberg brauchte man natürlich mehr Arbeitskräfte: auf ein 
Out von 100 Morgen mit Bebpflanzungen kommen ein Pflüger, 
elf Knechte und zwei Hirten. Der Wirtschafter stand natürlich 
freier als die übrigen Knechte; die magonischen Bücher rieten, 
ihm Ehe, Kinderzeugung und eigene Kasse zu gestatten, und Cato, 
ihn mit der Wirtschafterin zu yerheiraten; er allein wird auch 
Aussicht gehabt haben, im Fall des Wohlverhaltens von dem 
Herrn die Freiheit zu erlangen. Im übrigen bildeten alle einen 
gemeinschaftlichen Hausstand. Die Knechte wurden eben wie das 
Grofsvieh nicht auf dem Gut gezogen, sondern in arbeitsfähigem 
Alter auf dem Sklavenmarkt gekauft, auch wohl, wenn sie durch 
Alter oder Krankheit arbeitsunfähig geworden waren, mit anderem 
Ausschufs wieder auf den Markt geschickt.^) Das Wirtschafts- 
gebäude (villa rustica) war zugleich Stallung für das Vieh, Speicher 
für die Früchte und Wohnung des Wirtschafters wie der Knechte; 
wogegen für den Herrn häuflg auf dem Gut ein abgesondertes 
Landhaus (villa urbana) eingerichtet war. Ein jeder Sklave, auch 
der Wirtschafter selbst, erhielt seine Bedürfnisse auf Rechnung 
des Herrn in gewissen Fristen nach festen Sätzen geliefert, womit 
er dann auszukommen hatte; so Kleider und Schuhzeug, die auf 



1) Mago oder sein Übersetzer (bei Varro r. r. 1, 17, 3) rät, die 
Sklaven nicht zu züchteu, soudem nicht jünger als zweiundzwanzigjährig 
zu kaufen; und ein ähnliches Verfahren mufs auch Cato im Sinne gehabt 
haben, wie der Personalbestand seiner Musterwirtschaft deutlich beweist, 
obwohl er es nicht geradezu sagt. Den Verkauf der alten und kranken 
Sklaven rät Cato (2) ausdrücklich an. Die Sklavenzüchtung, wie sie 
Columella 1, 8 beschreibt, wobei die Sklavinnen, welche drei Söhne 
haben, von der Arbeit befreit, die Mütter von vier Söhnen sogar frei- 
gelassen werden, ist wohl mehr eine selbständige Spekulation als ein 
Teil des regelmäfsigen Gutsbetriebes, ähnlich wie das von Cato selbst 
betriebene Geschäft Sklaven zur Abrichtung und zum Wiederverkauf 
aufzukaufen (Plutarch Cat. mai. 21). Die ebendaselbst erwähnte charakte- 
ristische Besteuerung bezieht sich wohl auf die eigentliche Dienerschaft 
(familia urbana). 
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dem Markte gekauft wurden und von denen die Empfänger nur 
die Instandhaltung selber beschafften; so monatlich eine Quantität 
Weizen, die jeder selbst zu mahlen hatte, femer Salz, Zukost — 
Oliven oder Salzfisch — , Wein und öl. Die Quantität richtete 
sich nach der Arbeit, weshalb zum Beispiel der Wirtschafter, der 
leichtere Arbeit hat als die Knechte, knapperes MaTs als diese 
empfing. Alles Backen und Kochen besorgte die Wirtschafterin, 
und alle afsen gemeinschaftlich dieselbe Kost. Es war nicht 
Begel die Sklaven zu fesseln; wer aber Strafe verwirkt hatte oder 
einen Entweichungsversuch befürchten liefs, ward angeschlossen 
auf die Arbeit geschickt und des Nachts in den Sklavenkerker 
gesperrt.^) Regelmäfsig reichten diese Gutssklaven hin; im Not- 
fall halfen, wie sich von selbst versteht, die Nachbarn mit ihren 
Fremde Sklaven gegen Tagelohn einer dem andern aus. Fremde Arbeiter 
Arbeiter, ^n^deu soust für gewöhnlich nicht verwandt, aufser in besonders 
ungesunden Gegenden, wo man es vorteilhaft fand, den Sklaven- 
stand zu beschränken und dafür gemietdte Leute zu verwenden, 
und zur Einbringung der Ernte, für welche die stehenden Arbeits- 
kräfte nirgends genügten. Bei der Korn- und Heuernte nahm 
man gedungene Schnitter hinzu, die oft an Lohnes statt von 
ihrem Eingebrachten die sechste bis neunte Garbe oder, wenn sie 
auch draschen, das fünfte Korn empfingen — so zum Beispiel 
gingen jährlich umbrische Arbeiter in grofser Zahl in das Thal 
von Bieti, um hier die Ernte einbringen zu helfen. Die Trauben- 



1) In dieser Beschränkung ist die Fesselung der Sklaven und selbst 
der Haussöhne uralt; und also als Ausnahme erscheinen auch bei Cato 
die gefesselten Feldarbeiter, denen, da sie nicht selbst mahlen können, 
statt des Kornes Brot verabreicht werden mufs (66>. Sogar in der 
Kaiserzeit tritt die Fesselung der Sklaven durchgängig noch auf als 
eine definitiv von dem Herrn, provisorisch von dem Wirtschafter zu- 
erkannte Bestrafung. Wenn dennoch die Bestellung der Felder durch 
gefesselte Sklaven in späterer Zeit als eigenes Wirtschaftssystem vor- 
kommt, und der Arbeiterzwinger (ergastulum), ein Kellergeschofs mit 
vielen, aber schmalen und nicht vom Boden aus mit der Hand zu er- 
reichenden Fensteröffimngen (Golum. 1, 6), ein notwendiges Stück des 
Wirtschaftsgebäudes wird, so vermittelt sich dies dadurch, dafs die 
Lage der Gutssklaven härter war als die der übrigen Knechte, und 
darum vorwiegend diejenigen Sklaven dazu genommen wurden, welche 
sich vergangen hatten oder zu haben schienen. Dafs grausame Herren 
übrigens auch ohne jeden Anlafs die Fesselung eintreten liefsen, soll 
damit nicht geleugnet werden und liegt auch klar darin angedeutet, 
dafs die Rechtsbüoher die den Yerbrechersklaven treffenden Kachteile 
nicht über die Gefesselten, sondern die Strafe halber Gefesselten ver- 
hängen. Ganz ebenso stand es mit der Brandmarkung; sie sollte eigent- 
lich Strafe sein; aber es wurde auch wohl die ganze Herde gezeichnet. 
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und Olivenemte ward in der Begel einem Unternehmer in Akkord 
gegeben, welcher durch seine Mannschaften, gedungene Freie oder 
auch Fremde oder eigene Sklaven, unter Aufsicht einiger vom 
Gutsbesitzer dazu angestellter Leute das Lesen und Pressen be- 
sorgte und den Ertrag an den Herrn ablieferte^); sehr häufig 
verkaufte auch der Gutsbesitzer die Ernte auf dem Stock oder 
Zweig und liefs den Käufer die Einbringung besorgen. — Die 
ganze Wirtschaft ist durchdrungen von der unbedingten Bück- Geist dieser 
sichtslosigkeit der Kapitalmacht. Kiiecht und Vieh stehen auf^^*^®^*"' 
einer Linie; ein guter Kettenhund, heifst es bei einem römischen 
Landwirt, mufs nicht zu freundlich gegen seine ^Mitsklaven' sein. 
Man nährt gehörig den Knecht wie den Stier, so lange sie arbeiten 
können, weil es nicht wirtschaftlich wäre sie hungern zu lassen; 
und man verkauft sie wie die abgängige Pflugschar, wenn sie 
arbeitsunfähig geworden sind, weil es ebenfalls nicht wirtschaftlich 
wäre sie länger zu behalten. In älterer Zeit hatten religiöse 
Rücksichten auch hier mildernd eingegriffen und den Knecht wie 
den Pflugstier an den gebotenen Fest- und Rasttagen^) von der 
Arbeit entbunden; nichts ist bezeichnender für den Geist Catos 
und seiner Gesinnungsgenossen als die Art, wie sie die Heiligung 
des Feiertags dem Buchstaben nach einschärften und der Sache 
nach umgingen, nämlich anrieten, den Pflug an jenen Tagen aller- 
dings ruhen zu lassen, aber mit anderen nicht ausdrücklich ver- 
pönten Arbeiten auch an diesen Tagen die Sklavenschaft rastlos 
zu beschäftigen. Grundsätzlich ward ihr keinerlei freie Begung 
gestattet — der Sklave, lautet einer von Catos Wahrsprüchen, 
mufs entweder arbeiten oder schlafen — und durch menschliche 
Beziehungen die Knechte an das Gut oder an den Herrn zu 



1) Von der Weinlese sagt dies Gate nicht ausdrücklich, wohl aber 
Varro (1, 17), und es liegt auch in der Sache. Es wäre Ökonomisch 
fehlerhaft gewesen, den Stand der Gutssklavenschaft nach dem Mafs der 
Emtearbeiten einzurichten, und am wenigsten würde man, wenn es 
dennoch geschehen wäre, die Trauben auf dem Stock verkauft haben, 
was doch häufig vorkam (Gate 147). 

2) Golumelia (2, 12, 9) rechnet auf das Jahr durchschnittlich 
45 Regen- und Feiertage; und damit stimmt überein, dafs nach Ter- 
tullian (de idolol. 14) die Zahl der heidnischen Festtage noch nicht die 
fünfzig Tage der christlichen Freudenzeit von Ostern bis Pfingsten er- 
reicht. Dazu kommt dann die Rastzeit des Mittwinters nach vollbrachter 
Herbstsaat, welche Golumelia auf dreifsig Tage anschlägt. In diese fiel 
ohne Zweifel durchgängig das wandelbare ^Saatfest' (feriae sementivae; 
vgl. Ovid fast. 1, 661). Mit den Gerichtsferien in der Ernte- (Plin. 
ep. 8, 21, 2 und sonst) und Weinlesezeit darf dieser Rastmonat nicht 
verwechselt werden. 
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knüpfen ward nicht einmal versucht. Der Eechtsbuchstabe waltete 
in onverhüUter Schenfslichkeit, und man machte sich keine Illusionen 
über die Folgen. 'So viel Sklaven, so viel Feinde', sagt ein 
römisches Sprüchwort. Es war ein Ökonomischer Grundsatz, Spal- 
tungen innerhalb der Sklavenschaft eher zu hegen als zu unter- 
drücken; in demselben Sinne warnten schon Piaton und Aristoteles 
und nicht minder das Orakel der Ackerwirte, der Karthager Mago 
davor, Sklaven gleicher Nationalität zusammenzubringen, am nicht 
landsmannschaftliche Yerbindongen und vielleicht Komplotte her- 
beizuführen. Es ward, wie schon gesagt, die Sklavenschaft von 
dem Gutsherrn ganz ebenso regiert, wie die römische Gemeinde 
die Unterthanenschaften regierte in den 'Landgütern des römischen 
Volkes', den Provinzen; und die Welt hat es empfunden, dafs der 
herrschende Staat sein neues Eegierungs- nach dem Sklavenhalter- 
system entwickelte. Wenn man übrigens sich zu jener wenig 
beneidenswerten Höhe des Denkens emporgeschwungen hat, wo 
in der Wirtschaft durchaus nichts gilt als das darin steckende 
Kapital, so kann man der römischen Gutswirtschaft das Lob der 
Folgerichtigkeit, Thätigkeit, Pünktlichkeit, Sparsamkeit imd Soli- 
dität nicht versagen. Der kernige, praktische Landmann spiegelt 
sich in der catonischen Schilderung des Wirtschafters wie er sein 
soll, der zuerst im Hofe auf und zuletzt im Bette ist, der streng 
gegen sich ist wie gegen seine Leute und vor allem die Wirt- 
schafterin in Eespekt zu halten weifs, aber auch die Arbeiter 
und das Vieh, insbesondere den Pflugstier wohl versorgt, der oft 
und bei jeder Arbeit mit anfafst, aber sich nie wie ein Knecht 
müde arbeitet, der stets zu Hause ist, nicht borgt noch verborgt, 
keine Gastereien giebt, um keinen andern Gottesdienst als um 
den der eignen Haus- und Feldgötter sich kümmert und als 
rechter Sklave allen Verkehr mit den Göttern wie mit den 
Menschen dem Herrn anheimstellt, der endlich und vor allen 
Dingen demselben bescheiden begegnet und den von ihm empfangenen 
Instruktionen, ohne zu wenig und ohne zu viel zu denken, getreu- 
lich und einfach nachlebt. Der ist ein schlechter Landmann, 
heifst es anderswo, der das kauft, was er auf seinem Gute er- 
zeugen kann; ein schlechter Hausvater, welcher bei Tage vor- 
nimmt, was bei Licht sich beschaffen läfst, es sei denn, dafs das 
Wetter schlecht ist; ein noch schlechterer, welcher am Werkeltag 
thut, was am Feiertag gethan werden kann; der schlechteste von 
allen aber der, welcher bei gutem Wetter zu Hause statt im 
Freien arbeiten läfst. Auch die charakteristische Düngerbegeisterung 
mangelt nicht; imd wohl sind es goldene Regeln, dafs für den 
Landmann der Boden nicht da ist zum Scheuem und Fegen, 
sondern zum Säen und Ernten, dafs man also zuvor Reben und 
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Olbänme pflanzen und erst nachher und nicht in allzu früher 
Jugend ein Landhaus sich einrichten soll. Eine gewisse Bauern- 
haftigkeit ist der Wirtschaft freilich eigen, und anstatt der 
rationellen Ermittelung der Ursachen und Wirkungen treten 
durchgängig die bekannten bäurischen Erfahrungssätze auf; doch 
ist man sichtbar bestrebt sich fremde Erfahrungen und aus- 
ländische Produkte anzueignen, wie denn schon in Catos Verzeich- 
nis der Fruchtbaumsorten griechische, afrikanische und spanische 
erscheinen. 

Die Bauern Wirtschaft war von der des Gutsbesitzers haupt- Bauern- 
sächlich nur verschieden durch den kleineren MaTsstab. d^j. ^»^irtschaft. 
Eigenttbner selbst und seine Kinder arbeiteten hier mit den Sklaven 
oder auch an deren Statt. Der Yiehstand zog sich zusammen, und 
wo das Out nicht länger die Kosten des Pfluges und seiner Be- 
spannung deckte, trat dafür die Hacke ein. Ol- und Weinbau 
traten zurtlck oder fielen ganz weg. — In der Nähe Roms oder 
eines anderen gröfseren Absatzplatzes bestanden auch sorgfältig 
berieselte Blumen- und Gemüsegärten, ähnlich etwa wie man sie 
jetzt um Neapel sieht, und gaben sehr reichlichen Ertrag. 

Die Weidewirtschaft ward bei weitem mehr ins Grofse ge- weide- 
trieben als der Feldbau. Das Weidelandgut (saltus) mufste auf '^'*'^'^- 
jeden Fall beträchtlich mehr Flächenraum haben als das Acker- 
gut — man rechnete mindestens 800 Morgen — und konnte mit 
Vorteil für das Geschäft fast ins Unendliche ausgedehnt werden. 
Nach den klimatischen Verhältnissen Italiens ergänzen sich daselbst 
gegenseitig die Sommerweide in den Bergen und die Winterweide 
in den Ebenen; schon in jener Zeit wurden, eben wie jetzt noch 
und grofsenteils wohl auf denselben Pfaden, die Herden im Früh- 
jahr von Apulien nach Samnium und im Herbst wieder zurück 
von da nach Apulien getrieben. Die Winterweide indes fand, wie 
schon bemerkt ist, nicht durchaus auf besonderem Weideland statt, 
sondern war zum Teil Stoppelweide. Man zog Pferde, Binder, 
Esel, Maulesel, hauptsächlich um den Gutsbesitzern, Frachtführern, 
Soldaten und so weiter die benötigten Tiere zu liefern; auch 
Schweine- und Ziegenherden fehlten nicht. Weit selbständiger 
aber und weit höher entwickelt war infolge des fast durchgängigen 
Tragens von Wollstoffen die Schafzucht. Der Betrieb ward durch 
Sklaven beschafft und war im ganzen dem Gutsbetrieb ähnlich, 
so dafs der Viehmeister (magister pecoris) an die Stelle des Wirt- 
schafters trat. Den Sommer über kamen die Hirtensklaven meisten- 
teils nicht unter Dach, sondern hausten, oft meilenweit von 
menschlichen Wohnungen entfernt, unter Schuppen und Hürden; 
es lag also in den Verhältnissen, dafs man die kräftigsten Männer 
dazu auslas, ihnen Pferde und Waffen gab und ihnen eine bei 
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weitem freiere Bewegung gestattete, als dies bei der Gutsmann- 
schaft geschah. 

Resultate. Um die ökonomischen Resultate dieser Bodenwirtsehaffc einiger- 

mafsen zu würdigen, sind die Preisverhältnisse und namentlich 
die Kompreise dieser Zeit zu erwägen. Durchschnittlich sind 
dieselben zum Erschrecken gering, und zum guten Teil durch 
Schuld der römischen Regierung, welche in dieser wichtigen Frage, 
nicht so sehr durch ihre Kurzsichtigkeit, als durch eine unver- 
zeihliche BegtlnstiguDg des hauptstädtischen Proletariats auf Kosten 
der italischen Bauerschaft, zu den furchtbarsten Fehlgriffen ge- 
ft^hrt worden ist. Es handelt sich hier vor allem um den Konflikt 
des überseeischen und des italischen Korns. Das Getreide, das 
von den Proyinzialen teils unentgeltlich, teils gegen eine mälsige 
Vergütigung der römischen Regierung geliefert ward, wurde von 
dieser teils an Ort und Stelle zur Verpflegung des römischen 
Beamtenpersonals und der römischen Heere verwandt, teils an die 
Zehntpächter in der Art abgetreten, dafs diese dafür entweder 
Geldzahlung leisteten oder auch es übernahmen, gewisse Quantitäten 
Getreide nach Rom, oder wohin es sonst erforderlich war zu 
liefern. Seit dem zweiten makedonischen Kriege wurden die 
römischen Heere durchgängig mit überseeischem Korne unter- 
halten und wenn dies auch der römischen Staatskasse zum Vorteil 
gereichte, so verschlofs sich doch damit eine wichtige Absatz - 
quelle für den italischen Landmann. Indes dies war das Geringste. 
Der Regierung, welche längst wie billig auf die Kompreise ein 
wachsames Auge gehabt hatte und bei drohenden Teuerungen 
durch rechtzeitigen Einkauf im Ausland eingeschritten war, lag 
es nahe, seit die Komlieferungen der Unterthanen ihr alljährlich 
grofse Getreidemassen und wahrscheinlich gröfsere, als man in 
Friedenszeiten brauchte, in die Hände führten, und seit ihr über- 
dies die Gelegenheit geboten war, ausländisches Getreide in fast 
unbegrenzter Quantität zu mäfsigen Preisen zu erwerben, mit 
solchem Getreide die hauptstädtischen Märkte zu überführen und 
dasselbe zu Sätzen abzugeben, die entweder an sich oder doch 
verglichen mit den italischen Schleuderpreise waren. Schon in 

208-200 den Jahren 551 — 554, und, wie es scheint, zunächst auf Ver- 
anstaltung Scipios, wurde in Rom der preufsische Scheffel (sechs 
Modii) spanischen und afrikanischen Weizens von Gemeinde wegen 
an die Bürger zu 24, ja zu 12 Assen (17 — S% Gr.) abgegeben; 
196 einige Jahre nachher (558) kamen über 160000 Scheffel sizilischen 
Getreides zu dem letzteren Spottpreis in der Hauptstadt zur Ver- 
teilung. Umsonst eiferte Cato gegen diese kurzsichtige Politik; 
die beginnende Demagogie mischte sich hinein, und diese aufser- 
ord^ntUchen, aber vermutlich sehr häufigen Austeilungen von Korn 
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unter dem Marktpreis durch die Begierung oder einzelne Beamte 
sind der Keim der späteren Getreidegesetze geworden. Aber auch 
wenn das überseeische Korn nicht auf diesem aufserordentlichen 
Wege an die Konsumenten gelangte, drückte es auf den italischen 
Ackerbau. Nicht blofs wurden die Getreidemassen, die der Staat 
an die ZehntpSchter losschlug, ohne Zweifel in der Begel von 
diesen so billig erworben, dafs sie beim Wiederverkauf unter dem 
Produktionspreis weggegeben werden konnten; sondern wahrschein- 
lich war auch in den Provinzen, namentlich in Sizilien, teils in- 
folge der günstigen Bodenverhältnisse, teils der ausgedehnten 
Grofs- und Sklavenwirtschaffc nach karthagischem System (S. 490), 
der Produktionspreis überhaupt beträchtlich niedriger als in Italien, 
der Transport aber des sizilischen und sardinischen Getreides nach 
Latium wenigstens ebenso billig, wenn nicht billiger wie der 
Transport dahin aus Etrurien, Campanien oder gar Norditalien. 
Es mufste also schon im natürlichen Laufe der Dinge das über- 
seeische Korn nach der Halbinsel strömen und das dort erzeugte 
im Preise herabdrücken. Unter diesen durch die leidige Sklaven- 
wirtschaft unnatürlich verschobenen Verhältnissen wäre es viel- 
leicht gerechtfertigt gewesen zu Gunsten des italischen Getreides 
auf das überseeische einen Schutzzoll zu legen; aber es scheint 
vielmehr das umgekehrte geschehen und zu Gunsten der Einfuhr 
des überseeischen Korns nach Italien in den Provinzen ein 
Prohibitivsystem in Anwendung gebracht zu sein — denn wenn 
die Ausfuhr einer Quantität Getreide aus Sizilien den Rhodiem 
als besondere Vergünstigung gestattet ward, so mufs wohl der 
Regel nach die Komausfuhr aus den Provinzen nur nach Italien 
hin frei gewesen, und also das überseeische Korn für das Mutter- 
land monopolisiert worden sein. Die Wirkungen dieser Wirt- italische 
Schaft liegen deutlich vor. Ein Jahr aufserordentlicher Fruchtbar- ^''"'p""''- 
keit wie 504 , wo man in der Hauptstadt für 6 römische Modii 250 
(= 1 preufs. Scheffel) Spelt nicht mehr als Ys Denar (4 Gr.) 
zahlte und zu demselben Preise 180 römische Pfund (zu 22 Lot 
preufsisch) trockene Feigen, 60 Pfund öl, 72 Pfund Fleisch und 
6 Congii (= 17 preufs. Quart) Wein verkauft wurden, kommt 
freilich eben seiner Aufserordentlichkeit wegen wenig in Betracht; 
aber bestimmter sprechen andere Thatsachen. Schon zu Catos 
Zeit heifst Sizilien die Kornkammer Boms. In fruchtbaren Jahren 
wurde in den italischen Häfen das sizilische und sardinische Korn 
um die Fracht losgeschlagen. In den reichsten Kornlandschaften 
der Halbinsel, in der heutigen Bomagoa und Lombardei, zahlte 
man zu Polybios Zeit für Kost und Nachtquartier im Wirtshaus 
durchschnittlich den Tag einen halben As (Vj Gr.); der preufsische 
Scheffel Weizen galt hier einen halben Denar (sy^ Gr.). Der 
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letztere Durchschnittspreis, etwa der zwölfte Teil des sonstigen 
Normalpreises^), zeigt mit unwidersprechlicher Deutlichkeit, dafs es 
der italischen Getreideproduktion an Absatzquellen völlig mangelte, 
und infolgedessen das Korn wie das Eomland daselbst so gut wie 
umge- entwertet war. — In einem grofsen Industriestaat, dessen Acker- 

''r^Sschen' ^*^^ ^^® Bevölkerung nicht zu ernähren vermag, hätte ein solches 
Boden- Ergebnis als nützlich oder doch nicht unbedingt als nachteilig 

wirtiohaft. betrachtet werden mögen; ein Land wie Italien, wo die Industrie 
unbedeutend, die Landwirtschaft durchaus Hauptsache war, ward 
auf diesem Wege systematisch ruiniert und den Interessen der 
wesentlich unproduktiven hauptstädtischen Bevölkerung, der freilich 
das Brot nicht billig genug werden konnte, das Wohl des Ganzen 
auf die schmählichste Weise geopfert. Nirgends vielleicht liegt 
es so deutlich wie hier zu Tage, wie schlecht die Verfassung und 
wie unfähig die Verwaltung dieser sogenannten goldenen Zeit der 
Eepublik war. Das dürftigste Eepräsentativsystem hätte wenigstens 
zu ernstlichen Beschwerden und zur Einsicht in den Sitz des Übels 
geführt; aber in jenen Urversammlungen der Bürgerschaft machte 
alles andere eher sich geltend als die warnende Stimme des vor- 
ahnenden Patrioten. Jede Regierung, die diesen Namen verdiente, 
würde von selber eingeschritten sein; aber die Masse des römischen 
Senats mag in gutem Köhlerglauben in den niedrigen Kornpreisen 
das wahre Glück des Volkes gesehen haben, und die Scipionen 
und Flaminine hatten ja wichtigere Dinge zu thun, die Griechen 
zu emanzipieren und die republikanische Königskontrolle zu be- 

1) Als hauptstädtischer Mittelpreis des Getreides kann wenigstens 
für das siebente und achte Jahrhundert Roms angenommen werden 
1 Denar für den römischen Modius oder V/^ Thlr. für den preufsischen 
Scheffel Weizen, wofür heutzutage (nach dem Durchschnitt der Preise 
in den Provinzen Brandenburg und Pommern von 1816—1841) ungefähr 
1 Thlr. 24 Sgr. gezahlt wird. Ob diese nicht sehr bedeutende Differenz 
der römischen und der heutigen Preise auf dem Steigen des Korn- oder 
dem Sinken des Silberwertes beruht, läfst sich schwerlich entscheiden. 
— Übrigens dürfte es sehr zweifelhaft sein, ob in dem Rom dieser und 
der späteren Zeit die Kornpreise wirklich stärker geschwankt haben, als 
dies heutzutage der Fall ist. Vergleicht man Preise wie die oben an- 
geführten von 4 und 7 Gr. den preufsischen Scheffel mit denen der 
ärgsten Kriegsteuerung und Hungersnot, wo zum Beispiel im hanni- 
balischen Kriege der preufs. Scheffel auf 99 (1 Medimnos = 16 Drachmen: 
Polyb. 9, 44), im Bürgerkriege auf 198 (1 Modius = 6 Denare: Cic. 
Verr. 3, 92, 214), in der grofsen Teuerung unter Augustus gar auf 
218 Groschen (6 Modii = 27 Vj Denare: Euseb. chron. p, Chr. 7 Seal,) 
stieg, so ist der Abstand freilich ungeheuer; allein solche Extreme sind 
wenig belehrend und könnten nach beiden Seiten hin unter gleichen 
Bedingungen auch heute noch sich wiederholen. 
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sorgen — so trieb das Schiff ungeliindert in die Brandung hinein. 
— Seit der kleine Grundbesitz keinen wesentlichen Reinertrag verfau 
mehr lieferte, war die Bauerschaft rettungslos verloren, und um ^^cJir' 
so mehr, als allmählich auch aus ihr, wenn gleich langsamer als 
aus den übrigen Ständen, die sittliche Haltung und sparsame 
Wirtschaft der früheren republikanischen Zeit entwich. Es war 
nur noch eine Zeitfrage, wie rasch die italischen Bauerhufen 
durch Aufkaufen und Niederlegen in den gröfseren Grundbesitz 
aufgehen würden. — Eher als der Bauer war der Gutsbesitzer 
im stände sich zu behaupten. Derselbe produzierte an sich schon 
billiger als jener, wenn er sein Land nicht nach dem älteren 
System an kleinere Zeitpächter abgab, sondern es nach dem neueren 
durch seine Knechte bewirtschaften liefs; wo dies also nicht schon 
früher geschehen war, zwang die Konkurrenz des sizilischen Sklaven- 
korns den italischen Gutsherrn zu folgen und anstatt mit freien 
Arbeiterfamilien mit Sklaven ohne Weib und Kind zu wirtschaften. 
Es konnte der Gutsbesitzer femer sich eher durch Steigerung oder 
auch durch Änderung der Kultur den Konkurrenten gegenüber 
halten und eher auch mit einer geringeren Bodenrente sich be- 
gnügen als der Bauer, dem Kapital wie Intelligenz mangelten und 
der nur eben hatte, was er brauchte, um zu leben. Hierauf be- 
ruht in der römischen Gutswirtschaffc das Zurücktreten des Ge- 
treidebaus, der vielfach sich auf die Gewinnung der für das 
Arbeiterpersonal erforderlichen Quantität beschränkt zu haben 
scheint^), und die Steigerung der öl- und Weinproduktion so wie 
der Viehzucht. Diese hatten bei den günstigen klimatischen Ver- öi- und 
hältnissen Italiens die ausländische Konkurrenz nicht zu fürchten: J^^^^eh- 
der italische Wein, das italische Öl, die italische Wolle beherrschten zucht. 
nicht blofs die eigenen Märkte, sondern gingen bald auch ins 
Ausland; das Pothal, das sein Getreide nicht abzusetzen vermochte, 
versorgte halb Italien mit Schweinen und Schinken. Dazu stimmt 
recht wohl, was uns über die ökonomischen Resultate der römi- 
schen Bodenwirtschaft berichtet wird. Es ist einiger Grund zu 



1) Darum nennt Oato die beiden Güter, die er schildert, kurzweg 
Olivenpflanzung {oUvetum) und Weinberg (vtnea)^ obwohl darauf keines- 
wegs blofs Wein und Ol, sondern auch Getreide und anderes mehr ge- 
baut ward. Wären freilich die 800 culei, auf die der Besitzer des Wein- 
bergs angewiesen wird, sich mit Fässern zu versehen, das Maximum 
einer Jahresernte, so müfsten alle 100 Morgen mit Reben bepflanzt ge- 
wesen sein, da der Ertrag von 8 ctdei für den Morgen schon ein fast 
unerhörter war (Colum. 8, 8); allein Varro (1, 22) verstand, und offenbar 
mit Recht, die Angabe dahin, dafs der Weinbergbesitzer in den Fall 
kommen kann die neue Lese einthun zu müssen, bevor die alte ver- 
kauft ist. 
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der Annahme vorhanden, dafs das in Grundstücken angelegte 
Kapital mit sechs Prozent sich gut zu verzinsen schien; was auch 
der damaligen um das Doppelte höheren durchschnittlichen Kapital- 
rente angemessen erscheint. Die Viehzucht lieferte im ganzen 
bessere Ergebnisse als die Feldwirtschaft; in dieser rentierte am 
besten der Weinberg, demnächst der Gemüsegarten und die Oliven- 
pflanzung, am wenigsten Wiese und Kornfeld^). Natürlich wird 

1) Dafs der römische Landwirt von seinem Kapital darchschnittlich 
sechs Prozent machte, läfst Golamella 3, 3, 9 schliefsen. Einen genaueren 
Anschlag für Kosten und Ertrag haben wir nur für den Weinberg, wofür 
Golamella anf den Morgen folgende Kostenberechnung aufstellt: 

Kau^reis des Bodens 1000 Sesterzen 

Kaufpreis der Arbeitssklaven auf den 

Morgen repartiert 1143 „ 

Reben und Pfähle 2000 „ 

Verlorene Zinsen während der ersten 

zwei Jahre 497 „ 

zusammen 4640 Sesterzen « 336 Thlr. 
Den Ertrag berechnet er auf wenigstens 60 Amphoren von mindestens 
900 Sesterzen (65 Thlr.) Wert, was also eine Rente von 17 Prozent 
darstellen würde. Indes ist dieselbe zum Teil illusorisch, da, auch von 
Mifsernten abgesehen, die Kosten der Einbringung (S. 835) und die für 
Instandhaltung der Reben, Pfähle und Sklaven aus dem Ansatz gelassen 
worden sind. — Den Bruttoertrag von Wiese, Weide und Wald berechnet 
derselbe Landwirt auf höchstens 100 Sesterzen den Morgen und den des 
Getreidefeldes eher auf weniger als auf mehr; wie denn ja auch der 
Durchschnittsertrag von 25 römischen Scheffeln Weizen auf den Morgen 
schon nach dem hauptstädtischen Durchschnittspreis von 1 Denar den 
Scheffel nicht mehr als 100 Sesterzen Bruttoertrag giebt und am Pro- 
duktionsplatz der Preis noch niedriger gestanden haben mufs. Varro 
(3, 2) rechnet als gewöhnlichen guten Bruttoertrag eines gröfseren Gutes 
150 Sesterzen vom Morgen. Entsprechende Kostenanschläge sind hierfür 
nicht überliefert; dafs die Bewirtschaftung hier bei weitem weniger 
Kosten machte als bei dem Weinberg, versteht sich von selbst. — AUe 
diese Angaben fallen übrigens ein Jahrhundert und länger nach Catos 
Tod. Von ihm haben wir nur die allgemeine Angabe, dafs Viehwirt- 
schaft besser rentiere als Ackerbau (bei Cicero de off. 2, 25, 89; Colu- 
mella 6 praef, 4, vgl. 2, 16, 2; Plin. h. n. 18, 5, 30; Plutarch Cat. 21); 
was natürlich nicht heifsen soll, dafs es überall rätlich ist, Ackerland 
in Weide zu verwandeln, sondern relativ zu verstehen ist dahin, dafs 
das für die Herdenwirtschaft auf Bergweiden und sonst geeignetem 
Weideland angelegte Kapital, verglichen mit dem in die Feldwirtschaft 
auf geeignetem Kornland gesteckten, höhere Zinsen trage. Vielleicht 
ist dabei auch noch darauf Rücksicht genommen, dafs die mangelnde 
Thätigkeit und Intelligenz des Grundherrn bei Weideland weniger nach- 
teilig wirkt als bei der hoch gesteigerten Reben- und Olivenkultur. Inner- 
halb des Ackergutes stellt sich nach Gato die Bodenrente folgend ermafsen 
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die Betreibung einer jeden Wirtscbaftsgattnng unter den ihr an- 
gemessenen Verhältnissen und auf ihrem naturgemäfsen Boden 
vorausgesetzt. Diese Verhältnisse reichten an sich schon aus, am 
allmählich an die Stelle der Bauemwirtschaft überall die Grofs- 
wirtschafb zu setzen; und auf dem Wege der Gesetzgebung ihnen 
entgegenzuwirken war schwer. Aber arg war es, dafs man durch 
das später noch zu erwähnende claudische Gesetz (kurz vor 536) »is 
die senatorischen Häuser von der Spekulation ausschlofs und 
dadurch deren ungeheure Kapitalien künstlich zwang voi*zugsweise 
in Grund und Boden sich anzulegen, das heifst die alten Bauer- 
stellen durch Meierhöfe und Viehweiden zu ersetzen. Es kamen 
femer der dem Staat weit nachteiligeren Viehwirtschaft, gegenüber 
dem Gutsbetrieb, noch besondere Förderungen zu statten. Einmal 
entsprach sie als die einzige Art der Bodennutzung, welche in 
der That den Betrieb im grofsen erheischte und lohnte, allein der 
Kapitalienmasse und dem Kapitalistensinn dieser Zeit. Die Guts- 
wirtschaft forderte zwar nicht die dauernde Anwesenheit des Herrn 
auf dem Gut, aber doch sein häufiges Erscheinen daselbst und 
gestattete die Erweiterung der Güter nicht wohl und die Verviel- 
fältigung des Besitzes nur in beschränkten Grenzen; wogegen das 
Weidegut sich unbegrenzt ausdehnen liefs und den Eigentümer 
wenig in Anspruch nahm. Aus diesem Grunde fing man schon 
an, gutes Ackerland selbst mit ökonomischem Verlust in Weide 
zu verwandeln — was die Gesetzgebung freilich, wir wissen nicht 
wann, vielleicht um diese Zeit, aber schwerlich mit Erfolg unter- 
sagte. Dazu kamen die Folgen der Domänenokkupation. Durch 
dieselbe entstanden nicht blofs, da regelmäfsig in gröfseren Stücken 
okkupiert ward, ausschliefslich grofse Güter, sondern es scheuten 
sich auch die Besitzer in diesen auf beliebigen WideiTuf stehenden 
und rechtlich immer unsicheren Besitz bedeutende Bestellungskosten 
zu stecken, namentlich Reben und Ölbäume zu pflanzen; wovon 
denn die Folge war, dafs man diese Ländereien vorwiegend als 
Viehweide nutzte. 

Von der römischen Geldwirtschaft in ähnlicher Weise eine Feldwirt- 
schaft. 



in absteigender Reihe: 1) Weinberg; 2) Gemüsegarten; 3) Weidenbusch, 
der infolge der Rebenkultur hohen Ertrag abwarf; 4) Olivenpflanzung; 
ö) Wiese zur Heugewinnung; 6) Kornfeld; 7) Busch; 8) Schlagforst; 
9) Eichenwald zur Viehfütterung — welche neun Bestandteile in dem 
Wirtschaftsplan der catonischen Mustergüter sämtlich wiederkehren. — 
Von dem höheren Reinertrag des Weinbaues gegenüber dem Kombau 
zeugt auch, dafs nach dem im Jahre 637 zwischen der Stadt Genua und n? 
den ihr zinspflichtigen Dörfern ausgeföllten Schiedsspruch die Stadt von 
dem Wein den Sechsten, von dem Getreide den Zwanzigsten als Erb- 
zins empfängt. 
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zusammenfassende Darstellung zu geben verbietet teils der Mangel 
von Fachschriften aus dem römischen Altertum über dieselbe, 
teils ihre Natur selbst, die bei weitem mannigfaltiger und viel- 
seitiger ist als die Bodennutzung. Was sich ermitteln läfst, ge- 
hört seinen Grundzügen nach vielleicht weniger noch als die 
Bodenwirtschaft den Bömem eigentümlich an, sondern ist vielmehr 
Gemeingut der gesamten antiken Civilisation, deren Grofswirtschaft 
begreiflicher Weise eben wie die heutige überall zusammenfiel. 
Im Geldwesen namentlich scheint das kaufmännische Schema 
zunächst von den Griechen festgestellt und von den Bömem nur 
aufgenommen worden zu sein. Dennoch sind die Schärfe der 
Durchführung und die Weite des Mafsstabes eben hier so eigen- 
tümlich römisch, dafs der Geist der römischen Ökonomie und ihre 
Grofsartigkeit im guten wie im schlimmen vor allem in der Geld- 
wirtschaft sich offenbart. 
Leih- Der Ausgangspunkt der römischen Geldwirtschaft war natür- 

geachaft. j-^j^ ^^^ Lcihgeschäft, und kein Zweig der kommerziellen Industrie 
ist von den Bömem eifriger gepflegt worden als das Geschäft des 
gewerblichen Geldverleihers (fenerator) und des Geldhändlers oder 
des Bankiers (argentarius). Das Kennzeichen einer entwickelten 
Geldwirtschaft, der Übergang der gröfseren Kasseführung von den 
einzelnen Kapitalisten auf den vermittelnden Bankier, der für seine 
Kunden Zahlung empfängt und leistet, Gelder belegt und auf- 
nimmt und im In- und Ausland ihre Geldgeschäfte vermittelt, ist 
schon in der catonischen Zeit vollständig entwickelt. Aber die 
Bankiers machten nicht blofs die Kassierer der Beichen in Born, 
sondern drangen schon überall in die kleinen Geschäfte ein und 
liefsen immer häufiger in den Provinzen und Klientelstaaten sich 
nieder. Den Geld suchenden vorzuschiefsen fing schon im ganzen 
Umfange des Beiches an so zu sagen Monopol der Bömer zu 
Entrepriae. werden. — Eng damit verwandt war das unermefsliche Gebiet 
der Entreprise. Das System der mittelbaren Geschäftsführung 
durchdrang den ganzen römischen Verkehr. Der Staat ging voran, 
indem er all seine komplizierteren Hebungen, alle Lieferungen, 
Leistungen und Bauten gegen eine feste zu empfangende oder zu 
zahlende Summe an Kapitalisten oder Kapitalistengesellschaften 
abgab. Aber auch Private gaben durchgängig in Akkord, was 
irgend in Akkord sich geben Hefs: die Bauten und die Ein- 
bringung der Emte (S. 835) und sogar die Begulierung der Erb- 
schafts- und der Konkursmasse, wobei der Unternehmer — ge- 
wöhnlich ein Bankier — die sämtlichen Aktiva erhielt und 
dagegen sich verpflichtete, die Passiva vollständig oder bis zu einem 
gewissen Prozentsatz zu berichtigen und nach Umständen noch 

Handel, darauf zu zahlen. — Welche hervorragende Bolle in der römischen 
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Volkswirtschaft der überseeische Handel bereits früh gespielt hatte, 
ist seiner Zeit gezeigt worden; von dem weiteren Aufschwung, 
den derselbe in dieser Periode nahm, zeugt die steigende Be- 
deutung der italischen Hafenzölle in der römischen Finanzwirt- 
schaft. Aufser den keiner weiteren Auseinandersetzung bedürfenden 
Ursachen, durch die die Bedeutung des überseeischen Handels 
stieg, ward derselbe noch künstlich gesteigert durch die bevor- 
rechtete Stellung, die die herrschende italische Nation in den 
Provinzen einnahm, und durch die wohl jetzt schon in vielen 
Elientelstaaten den Bömem und Latinern vertragsmäfsig zustehende 
Zollfreiheit. — Dagegen blieb die Industrie verhältnismäfsig zurück. Industrie. 
Die Gewerke waren freilich unentbehrlich, und es zeigen sich wohl 
auch Spuren, dafs sie bis zu einem gewissen Grade in Bom sich 
konzentrierten, wie denn Cato dem campanischen Landwirt anrät, 
seinen Bedarf an Sklavenkleidung und Schuhzeug, an Pflügen, 
Fässern und Schlössern in Bom zu kaufen. Auch kann bei dem 
starken Verbrauch von Wollstoffen die Ausdehnung und Einträg- 
lichkeit der Tuchfabrikation nicht bezweifelt werden.^) Doch 
zeigen sich keine Versuche, die gewerbmäfsige Industrie, wie sie 
in Ägypten und Syrien bestand, nach Italien zu verpflanzen oder 
auch nur sie im Auslande mit italischem Kapital zu betreiben. 
Zwar wurde auch in Italien Flachs gebaut und Purpur bereitet, 
aber wenigstens die letztere Industrie gehörte wesentlich dem 
griechischen Tarent an, und überall überwog hier wohl schon jetzt 
die Einfuhr von ägyptischem Linnen und milesischem oder tyrischem 
Purpur die einheimische Fabrikation. — Dagegen gehört gewisser- 
mafsen hieher die Pachtung oder der Kauf auf seritalischer Ländereien 
durch römische Kapitalisten, um daselbst den Kornbau und die 
Viehzucht im grofsen zu betreiben. Die Anfänge dieser späterhin 
in so enormen Verhältnissen sich entwickelnden Spekulation fallen, 
namentlich auf Sizilien, wahrscheinlich schon in diese Zeit; zumal 
da die den Sikelioten auferlegten Verkehrsbeschränkungen, wenn 
sie nicht dazu eingeführt waren, doch wenigstens dahin wirken 
mufsten, den davon befreiten römischen Spekulanten eine Art von 
Monopol für den Grundbesitzerwerb in die Hände zu legen. 

Der Geschäftsbetrieb in all diesen verschiedenen Zweigen sliaven- 
erfolgte durchgängig durch Sklaven. Der Geldverleiher und der ^ö*neb. 
Bankier richteten, so weit ihr Geschäftskreis reichte, Nebencomptoire 
und Zweigbanken unter Direktion ihrer Sklaven und Freigelassenen 



1) Die industrielle Bedeutung des römischen Tuchgewerks ergiebt 
sich schon aus der merkwürdigen Rolle, die die Walker in der römischen 
Komödie spielen. Die Einträglichkeit der Walkergruben bezeugt Cato 
(bei Plutarch Cat. 21). 

Schenk, Belehrangen. 6 
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ein. Die Gesellschaft, die vom Staate Hafenzölle gepachtet hatte, 
stellte für das Hebegeschäft in jedem Burean hauptsächlich ihre 
Sklaven und Freigelasseneu an. Wer in Banunternehmungen 
machte, kaufte sich Architekten skia ven; wer sich damit abgab, die 
Schauspiele oder Fechterspiele für Rechnung der Beikommenden 
zu besorgen, erhandelte oder erzog sich eine spielkundige Sklaven- 
truppe oder eine Bande zum Fechtnandwerk abgerichteter Knechte. 
Der Kaufmann liefs sich seine Waren auf eigenen Schiffen unter 
der Führung von Sklaven oder Freigelassenen kommen und ver- 
trieb sie wieder in derselben Weise im Grofs- oder Kleinverkehr. 
Dafs der Betrieb der Bergwerke und der Fabriken lediglich durch 
Sklaven erfolgte, braucht danach kaum gesagt zu werden. Die 
Lage dieser Sklaven war freilich auch nicht beneidenswert und 
durchgängig ungünstiger als die der griechischen; dennoch be- 
fanden, wenn von den letzten Klassen abgesehen wird, die Industrie- 
Sklaven sich im ganzen erträglicher als die Gutsknechte. Sie 
hatten häufiger Familie und faktisch selbständige Wirtschaft und 
die Möglichkeit Freiheit und eigenes Vermögen zu erwerben 
lag ihnen nicht fem. Daher waren diese Verhältnisse die rechte 
Pflanzschule der Emporkömmlinge aus dem Sklavenstand, welche 
durch Bediententugend und oft durch Bedientenlaster in die 
Reihen der römischen Bürger und nicht selten zu grofsem Wohl- 
stand gelangten und sittlich, ökonomisch und politisch wenigstens 
ebenso viel wie die Sklaven selbst zum Ruin des römischen Gemein- 
wesens beigetragen haben. 
Umfang des Der römische Geschäftsverkehr dieser Epoche ist der gleich- 

v"i^*h^° zeitigen politischen Machtentwicklung vollkommen ebenbürtig und 
in seiner Art nicht minder grofsartig. Wer ein anschauliches 
Bild von der Lebendigkeit des Verkehrs mit dem Ausland zu haben 
wünscht, braucht nur die Litteratur, namentlich die Lustspiele dieser 
Zeit aufzuschlagen, in denen der phönikische Handelsmann phönikisch 
redend auf die Bühne gebracht wird und der Dialog von griechischen 
und halbgriechischen Worten und Phrasen wimmelt. Am be- 
Münz- und stimmtestcu aber läfst sich die Ausdehnung und Intensität des 
Geldwesen, römischen Geschäftsverkehrs in den Münz- und Geldverhältnissen 
verfolgen. Der römische Denar hielt völlig Schritt mit den 
römischen Legionen. Dafs die sizilischen Münzstätten, zuletzt im 
212 Jahre 542 die syrakusanische, infolge der römischen Eroberung 
geschlossen oder doch auf Kleinmünze beschränkt wurden und in 
Sizilien und Sardinien der Denar wenigstens neben dem älteren 
Silbercourant und wahrscheinlich sehr bald ausschliefslich gesetz- 
lichen Kurs erhielt, wurde schon gesagt (S. 546). Ebenso rasch, 
wo nicht noch rascher, drang die römische Silbermünze in Spanien 
ein, wo die grofsen Silbergruben bestanden und eine ältere Landes- 
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münze so gut wie nicht vorhanden war; sehr früh haben die 
spanischen Städte sogar angefangen auf römischen Fufs zu münzen. 
Überhaupt bestand , da Karthago nur in beschränktem Umfang 
münzte (S. öOl), aufser der römischen keine einzige bedeutende 
Münzstätte im westlichen Mittelmeergebiet mit Ausnahme der- 
jenigen von Massalia und etwa noch der Münzstätten der illjri sehen 
Griechen in Apollonia und Dyrrhachion. Diese wurden demnach, 
als die Römer anfingen sich im Pogebiet festzusetzen, um 525 229 
dem römischen Fufs in der Art unterworfen, dafs ihnen zwar die 
Silberprägang blieb, sie aber durchgängig, namentlich die Massa- 
lioten, veranlafst wurden ihre Drachme auf das Gewicht des 
römischen Dreivierteldenars zu regulieren, den dann auch die 
römische Regierung ihrerseits unter dem Namen der Viktoria- 
münze (victoriatus) zunächst für Oberitalien zu prägen begann. 
Dieses neue von dem römischen abhängige System beherrschte 
nicht blofs das massaliotische, oberitalische und illjrische Gebiet, 
sondern es gingen auch diese Münzen in die nördlichen Barbaren- 
landschaften, namentlich die massaliotischen in die Alpengegenden 
das ganze Rhonegebiet hinauf und die illyrischen bis hinein in das 
heutige Siebenbürgen. Auf die östliche Hälfte des Mittelmeer- 
gebiets erstreckte in dieser Epoche wie die unmittelbare römische 
Herrschaft so auch die römische Münze sich noch nicht; dafür 
aber trat hier der rechte und naturgemäfse Vermittler des inter- 
nationalen und überseeischen Handels, das Gold ein. Zwar die 
römische Regierung hielt in ihrer streng konservativen Art, ab- 
gesehen von einer vorübergehenden durch die Finanzbedrängnis 
während des hannibalischen Krieges veranlafsten Goldprägung, 
unwandelbar daran fest, aufser dem national -italischen Kupfer 
nichts als Silber zu schlagen; aber der Verkehr hatte bereits 
solche Verhältnisse angenommen, dafs er auch ohne Münze mit 
dem Golde nach dem Gewicht auszukommen vermochte. Von dem 
Barbestande, der im Jahre 597 in der römischen Staatskasse lag, 
war kaum ein Sechstel geprägtes oder ungeprägtes Silber, ßinf 
Sechstel Gold in Barren^) und ohne Zweifel fanden sich in allen 
Kassen- der gröfseren römischen Kapitalisten die edlen Metalle 
wesentlich in dem gleichen Verhältnisse. Bereits damals also 
nahm das Gold im Grofsverkehr die erste Stelle ein und überwog, 
wie hieraus weiter geschlossen werden darf, im ^Jlgemeinen Verkehr 
derjenige mit dem Ausland und namentlich mit dem seit Philipp 
und Alexander dem Grofsen zum Goldcourant übergegangenen Osten. 



1) Es lagen in der Kasse 17 410 römische Pfund Gold, 22 070 Pfund 
nngeprägteu, 18 230 Pfund geprägten Silbers. Das Legal Verhältnis des 
Goldes zum Silber war 1 Pfund Gold « 4000 Sesterzen oder 1 : 11 . 91. 

6* 
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Bömischer Der Gesamtgewiiui ans diesem ungeheuren Oeschäftsverkehr 

Beichtum. ^^j. römischen Kapitalisten flofs über kurz oder lang in Rom zu- 
sammen; denn soviel dieselben auch ins Ausland gingen, siedelten 
sie doch sich dort nicht leicht dauernd an, sondern kehrten früher 
oder später zurück nach Rom, indem sie ihr gewonnenes Ver- 
mögen entweder realisierten und in Italien anlegten oder auch 
mit den erworbenen Kapitalien und Verbindungen den Geschäfts- 
betrieb von Rom aus fortsetzten. Die Geldübermacht Roms gegen 
die übrige civilisierte Welt war denn auch vollkommen ebenso 
entschieden wie seine politische und militärische. Rom stand in 
dieser Beziehung den übrigen Ländern ähnlich gegenüber wie heut- 
zutage England dem Kontinent — wie denn ein Grieche von dem 
jüngeren Scipio Africanus sagt, dafs er „für einen Römer" nicht 
reich gewesen sei. Was man in dem damaligen Rom unter 
Reichtum verstand, kann man ungefähr danach abnehmen, dafs 
Lucius PauUus bei einem Vermögen von 100 000 Thalem (60 Tal.) 
nicht für einen reichen Senator galt, und dafs eine Mitgift, wie 
jede der Töchter des älteren Scipio Africanus sie erhielt, von 
90 000 Thalem (50 Tal.) als angemessene Aussteuer eines vor- 
nehmen Mädchens angesehen ward, während der reichste Grieche 
dieses Jahrhunderts nicht mehr als eine halbe Million Thaler 
(300 Tal.) im Vermögen hatte. 
Kauf- Es war denn auch kein Wunder, dafs der kaufmännische 

mannsgeiBt. (j^ig^ gi^h der Natiou bemächtigte oder vielmehr — denn er war 
nicht neu in Rom — dafs daselbst das Kapitalistentum jetzt alle 
übrigen Richtungen und Stellungen des Lebens durchdrang und 
verschlang und der Ackerbau wie das Staatsregiment anlGjigen 
Kapitalistenentreprisen zu werden. Die Erhaltung und Mehrung 
des Vermögens war durchaus ein Teil der öffentlichen und der 
Privatmoral. „Einer Witwe Habe mag sich mindern"; schrieb 
Cato in dem für seinen Sobn aufgesetzten Lebenskatechismus, „der 
Mann mufs sein Vermögen mehren und derjenige ist ruhmwürdig 
und göttlichen Geistes voll, dessen Rechnungsbücher bei seinem 
Tode nachweisen, dafs er mehr hinzuerworben als ererbt hat." 
Wo darum Leistung und Gegenleistung sich gegenüberstehen, wird 
jedes auch ohne irgend welche Förmlichkeit abgeschlossene Ge- 
schäft respektiert, und wenn nicht durch das Gesetz, doch durch 
kaufmännische Ggwohnheit und Gerichtsgebrauch erforderlichen 
Falls dem verletzten Teil das Klagerecht zugestanden^); aber das 
formlose Schenkungsversprechen ist nichtig in der rechtlichen 



1) Darauf beruht die Klagbarkeit des Kauf-, Miet-, Gesellschafba- 
vertrags und überhaupt die ganze Lehre von den nicht formalen klag- 
baren Verträgen. 
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Theorie wie in der Praxis. In Rom, sagt Polybios, schenkt keiner 
keinem, wenn er nicht mufs, und niemand zahlt einen Pfennig vor 
dem Verfalltag, auch unter nahen Angehörigen nicht. Sogar die 
Gesetzgebung ging ein auf diese kauftnännische Moral, die in allem 
Weggeben ohne Entgelt eine Verschleuderung findet; das Geben 
von Geschenken und Vermächtnissen, die Übernahme von Büi-g- 
schaften wurden in dieser Zeit durch Bürgerschaftsschlufs be- 
schränkt, die Erbschaften, wenn sie nicht an die nächsten Ver- 
wandten fielen, wenigstens besteuert. Im engsten Zusammenhang 
damit durchdrang die kaufmännische Pünktlichkeit, Ehrlichkeit 
und Respektabilität das ganze römische Leben. Buch über seine 
Ausgabe und Einnahme zu führen ist jeder ordentliche Mann sitt- 
lich verpflichtet — wie es denn auch in jedem wohleingerichteten 
Hause ein besonderes Rechnungszimmer (tablinum) gab — und 
jeder trägt Sorge, dafs er nicht ohne letzten Willen aus der Welt 
scheide; es gehörte zu den drei Dingen, die Cato in seinem Leben 
bereut zu haben bekennt, dafs er einen Tag ohne Testament ge- 
wesen sei. Die gerichtliche Beweiskraft, ungefähr wie wir sie den 
kaufmännischen Büchern beizulegen pflegen, kam nach römischer 
Übung jenen Hausbüchern durchgängig zu. Das Wort des unbe- 
scholtenen Mannes galt nicht blofs gegen ihn, sondern auch zu 
seinen eigenen Gunsten; bei Differenzen unter rechtschaffenen 
Leuten war nichts gewöhnlicher als sie durch einen von der einen 
Partei geforderten und von der anderen geleisteten Eid zu schlichten, 
womit sie sogar rechtlich als erledigt galten; und den Geschworenen 
schrieb eine traditionelle Regel vor in Ermangelung von Beweisen 
zunächst für den unbescholtenen gegen den bescholtenen Mann 
und nur bei gleicher Reputierlichkeit beider Parteien für den Be- 
klagten zu sprechen.^) Die konventionelle Respektabilität tritt 
namentlich in der scharfen und immer schärferen Ausprägung des 
Satzes hervor, dafs kein anständiger Mann sich für persönliche 
Dienstleistungen bezahlen lassen dürfe. Darum erhielten denn 
nicht blofs Beamte, Offiziere, Geschwome, Vormünder und über- 
haupt alle mit öffentlichen Verrichtungen beauftragten anständigen 
Männer keine andere Vergütung für ihre Dienstleistungen als 

1) Die Hauptstelle darüber ist das Fragment Gates bei Gellius 14, 2. 
Auch für den Litteralkontrakt , das heifst die lediglich auf die Ein- 
tragung des Schuldpostens in das Rechnungsbuch des Gläubigers basierte 
Forderung, giebt diese rechtliche Berücksichtigung der persönlichen 
Glaubwürdigkeit der Partei, selbst wo es sich um ihr Zeugnis in eigener 
Sache handelt, den Schlüssel, und daher ist auch, als später diese kauf- 
männische Reputierlichkeit aus dem römischen Leben entwich, der 
Litteralkontrakt nicht gerade abgeschafft worden, aber von selber ver- 
schwunden. 
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höchstens den Ersatz ihrer Auslagen; sondern es wurden auch 
die Dienste, welche Bekannte (amici) sich unter einander leisten: 
Verbürgung, Vertretung im Prozefs, Aufbewahrung (depositum), 
Gebrauchsüberlassung der nickt zum Vermieten bestimmten Gegen- 
stände (commodatum) , überhaupt Geschäfts Verwaltung und Be- 
sorgung (procuratio) nach demselben Grundsatz behandelt, so dafs 
es unschicklich war dafür eine Vergütung zu empfangen und eine 
Klage selbst auf die versprochene nicht gestattet ward. Wie voll- 
ständig der Mensch im Kaufmann aufging, zeigt wohl am schärfsten 
die Ersetzung des Duells, auch des politischen, in dem römischen 
Leben dieser Zeit durch die Geld wette und den Prozefs. Die ge- 
wöhnliche Form, um persönliche Ehrenfragen zu erledigen, war 
die, dafs zwischen dem Beleidiger und dem Beleidigten um die 
Wahrheit oder Falschheit der beleidigenden Behauptung gewettet 
und im Wege der Einklagung der Wettsumme die Thatfrage in 
aller Form Rechtens vor den Geschwornen gebracht ward; die 
Annahme einer solchen von dem Beleidigten oder dem Beleidiger 
angebotenen Wette war, ganz wie heutzutage die der Ausforderung 
zum Zweikampf, rechtlich freigestellt, aber ehrenhafter Weise oft 
AsBociatio- nicht ZU vermeiden. — Eine der wichtigsten Folgen dieses mit 
^^^' einer dem Nichtgeschäftsmann schwer fafslichen Intensität auf- 
tretenden Kaufmannstums war die ungemeine Steigerung des 
Associationswesens. In Bom erhielt dasselbe noch besondere 
Nahrung durch das schon oft erwähnte System der Regierung 
ihre Geschäfte durch Mittelsmänner beschaffen zu lassen; denn bei 
dem Umfang dieser Verrichtungen war es natürlich und wohl 
auch der gröfseren Sicherheit wegen oft vom Staate vorgeschrieben, 
dafs nicht einzelne Kapitalisten, sondern Kapitalistengesellschaften 
diese Pachtungen und Lieferungen übernahmen. Nach dem Muster 
dieser Unternehmungen organisierte sich der gesamte Grofsverkehr. 
Es finden sogar sich Spuren, dafs das fdr das Associationswesen 
so charakteristische Zusammentreten der konkurrierenden Gesell- 
schaften zur gemeinschaftlichen Aufstellung von Monopolpreisen 
auch bei den Römern vorgekommen ist.^) Namentlich in den 

1) In den merkwürdigen Musterkontrakt Catos (144) für den wegen 
der Olivenlese abzuschliefsenden Akkord findet sich folgender Paragraph: 
„Es soll [bei der Lizitation von den UntemehmungBlustigen] niemand 
zurücktreten, um zu bewirken, dafs die Olivenlese und Presse teurer ver- 
dungen werde; aufser wenn [der Mitbieter den andern Bieter] sofort als 
seinen Compagnon uamhaft macht. Wenn dagegen gefehlt zu sein 
scheint, so sollen auf Verlangen des Gutsherrn oder des von ihm be- 
stellten Aufsehers alle Compagnons [derjenigen Association, mit welcher 
der Akkord abgeschlossen worden ist,] beschwören, [nicht zu jener Be- 
seitigung der Konkurrenz mitgewirkt zu haben]. Wenn sie den Eid 
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überseeischen und den sonst mit bedeutendem Bisiko verbundenen 
Geschäften nahm das Associationswesen eine solche Ausdehnung 
an, dafs es praktisch an die Stelle der dem Altertum unbekannten 
Assekuranzen trat. Nichts war gewöhnlicher als das sogenannte 
Seedarlehn, das heutige Grofsaventurgeschäft, wodurch Gefahr und 
Gewinn des überseeischen Handels sich auf die Eigentümer von 
Schiff und Ladung und die sämtlichen für diese Fahrt kredi- 
tierenden Kapitalisten verhältnismäfsig verteilt. Es war aber 
überhaupt römische Wirtschaftsregel sich lieber bei vielen Speku- 
lationen mit kleinen Parten zu beteiligen als selbständig zu 
spekulieren; Cato riet dem Kapitalisten nicht ein einzelnes Schiff 
mit seinem Gelde auszurüsten, sondern mit neunundvierzig andern 
Kapitalisten zusammen fünfzig Schiffe auszusenden und an jedem 
zum fünfzigsten Teil sich zu interessieren. Die hierdurch herbei- 
geführte gröfsere Verwicklung der Geschäftsführung übertmg der 
römische Kaufmann durch seine pünktliche Arbeitsamkeit und 
seine — vom reinen Kapitalisten Standpunkt aus freilich unserem 
Comptoirwesen bei weitem vorzuziehende — Sklaven- und Frei- 
gelassenenwirtschaft. So griffen diese kaufmännischen Associa- 
tionen mit hundertfachen Fäden in die Ökonomie eines jeden an- 
gesehenen Römers ein. Es gab nach Poljbios' Zeugnis kaum 
einen vermögenden Mann in Rom, der nicht als offener oder stiller 
Gesellschafter bei den Staatspachtungen beteiligt gewesen wäre; 
und um so viel mehr wird ein jeder durchschnittlich einen an- 
sehnlichen Teil seines Kapitals in den kau&iännischen Associationen 
überhaupt stecken gehabt haben. — Auf allem diesem aber beruht 
die Dauer der römischen Vermögen, die vielleicht noch merk- 
würdiger ist als deren Gröfse. Die früher (S. 793) hervorgehobene 
in dieser Art vielleicht einzige Erscheinung, dafs der Bestand 
der grofsen Geschlechter durch mehrere Jahrhunderte sich fast 
gleich bleibt, findet hier, in den einigermafsen engen, aber soliden 
Grundsätzen der kaufmännischen Vermögensverwaltung ihre Er- 
klärung. 

Bei der einseitigen Hervorhebung des Kapitals in der römischen Geidariato- 
ökonomie konnten die von der reinen Kapitalistenwirtschaft un- ^**^®* 
zertrennlichen Übelstände nicht ausbleiben. — Die bürgerliche 
Gleichheit, welche bereits durch das Emporkommen des regierenden 
Herrenstandes eine tödliche Wunde empfangen hatte, erlitt einen 
gleich schweren Schlag durch die scharf und immer schärfer sich 
zeichnende soziale Abgrenzung der Reichen und der Armen. Für 



nicht schwören, wird der Akkordpreis nicht gezahlt.'* Dafs der Unter- 
nehmer eine Gesellschaft, nicht ein einzelner Kapitalist ist, wird still- 
schweigend vorausgesetzt. 
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die Scheidung nach unten hin ist nichts folgenreicher geworden 
als der schon erwähnte anscheinend gleichgültige, in der That 
einen Abgrund von Kapitalistenübermut und Kapitalistenfrevel in 
sich schliefsende Satz, dafs es schimpflich sei für die Arbeit Geld 
zu nehmen — es zog sich damit die Scheidewand nicht blofs 
zwischen dem gemeinen Tagelöhner und Handwerker und dem 
respektablen Guts- und Fabrikbesitzer, sondern ebenso auch zwischen 
dem Soldaten und Unteroffizier und dem Kriegstribun, zwischen 
dem Schreiber und Boten und dem Beamten. Nach oben hin zog 
eine ähnliche Schranke das von Gaius Flaminius veranlafste clau- 
218 dische Gesetz (kurz vor 536), welches Senatoren und Senatoren- 
söhnen untersagte, Seeschiffe aufser zum Transport des Ertrags 
ihrer Landgüter zu besitzen und wahrscheinlich auch sich bei den 
öffentlichen Lizitationen zu beteiligen, überhaupt ihnen alles das 
zu betreiben verbot, was die Bömer unter 'Spekulation' (quaestus) 
verstanden.^) Zwar ward diese Bestimmung nicht von den Sena- 
toren hervorgerufen, sondern war ein Werk der demokratischen 
Opposition, welche damit zunächst wohl nur den Übelstand be- 
seitigen wollte, dafs Regierungsmitglieder mit der Regierung selbst 
Geschäfte machten; es kann auch sein, dafs die Kapitalisten hier 
schon, wie später so oft, mit der demokratischen Partei gemein- 
schaftliche Sache gemacht und die Gelegenheit wahrgenommen 
haben, durch den Ausschlufs der Senatoren die Konkurrenz zu 
vermindern. Jener Zweck ward natürlich nur sehr unvollkommen 
erreicht, da das Associationswesen den Senatoren Wege genug 
eröffnete, im stillen weiter zu spekulieren; aber wohl hat dieser 
Volksschlufs eine gezetzliche Grenze zwischen den nicht oder doch 
nicht offen spekulierenden und den spekulierenden Vornehmen ge- 
zogen und der zunächst politischen eine reine Finanzaristokratie 
an die Seite gestellt, den später sogenannten Ritterstand, dessen 
Rivalitäten mit dem Herrenstand die Geschichte des folgenden 
Sterilität Jahrhunderts erfüllen. — Eine weitere Folge der einseitigen 
"^^li^en-** Kapitalmacht war das unverhältnismäfsige Hervortreten eben der 
Wirtschaft, sterilstcu Und für die Yolkswirtschaft im ganzen und grofsen am 
wenigsten produktiven Verkehrszweige. Die Lidustrie, die in 
erster Stelle hätte erscheinen sollen, stand vielmehr an der letzten. 
Der Handel blühte; aber er war durchgängig passiv. Nicht ein- 



1) Livius 21, 63 (vgl. Cic. Verr. 6, 18, 46) spricht nur von der 
Verordnung über die Seeschiffe; aber dafs auch die Staatsentreprisen 
(redemptiones) dem Senator gesetzlich untersagt waren, sagen Asconius 
in or. in toga cand. p. 94 Orell. und Die 55, 10, 5, und da nach Livius 
'jede Spekulation für den Senator unschicklich gefunden ward', so hat 
das claudische Gesetz wahrscheinlich weiter gereicht. 
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mal an der Nordgrenze scheint man imstande gewesen zu sein 
f&r die Sklaven, welche aus den keltischen und wohl auch schon 
aus den deutschen Ländern nach Ariminum und den andern nord- 
italischen Märkten strömten, mit Waren Deckung zu gehen; 
wenigstens wurde schon 523 die Ausfuhr des Silhergeldes in das 231 
Keltenland von der römischen Regierung untersagt. In dem Ver- 
kehr nun gar mit Griechenland, Syrien, Ägypten, Kyrene, Kar- 
thago mufste die Bilanz notwendig zum Nachteil Italiens sich 
stellen. Rom fing an die Hauptstadt der Mittelmeerstaaten und 
Italien Roms Weichhild zu werden; mehr wollte man eben auch 
nicht sein und liefs den Passivhandel, wie jede Stadt, die nichts 
weiter als Hauptstadt ist, notwendig ihn führt, mit opulenter 
Gleichgültigkeit sich gefallen — hesafs man 'doch Geld genug, 
um damit alles zu bezahlen, was man brauchte und nicht brauchte. 
Dagegen die unproduktivsten aller Geschäfte, der Geldhandel und 
das Hebungswesen, waren der rechte Sitz und die feste Burg der 
römischen Ökonomie. Was endlich in dieser noch an Elementen 
zur Emporbringung eines wohlhabenden Mittel- und auskömmlichen 
Kleinstandes enthalten war, verkümmerte unter dem unseligen 
Sklavenbetrieb oder steuerte im besten Fall zur Vermehrung des 
leidigen Freigelassenenstandes bei. — Aber vor allem zehrte die Die Kapita- 
tiefe XJnsittlichkeit, welche der reinen Kapital Wirtschaft in wohnt, ^J^^^^^^^ 
an dem Marke der Gesellschaft und des Gemeinwesens und er- uche Mei- 
setzte die Menschen- und die Vaterlandsliebe durch den unbe- ''^8- 
dingten Egoismus. Der bessere Teil der Nation empfand es sehr 
lebendig, welche Saat des Verderbens in jenem Spekulantentreiben 
lag; und vor allem richteten sich der instinktmäfsige Hafs des 
grofsen Haufens wie die Abneigung des wohlgesinnten Staats- 
manns gegen das seit langem von den Gesetzen verfolgte und 
dem Buchstaben des Rechtes nach immer noch verpönte ^ewerbs- 
mäfsige Leihgeschäft. Es heifst in einem Lustspiel dieser Zeit: 

Wahrhaftig gleich eracht' ich ganz die Kupplef und euch Wuchrer; 
Wenn jene feilstehn insgeheim, thut ihr's auf offnem Markte. 
Mit Kneipen die, mit Zinsen ihr schindet die LeuV ihr beide. 
Gesetze genug hat earetbalb die Bürgerschaft erlassen; 
Ihr bracht sie, wie man sie erliefs; ein Schlupf ist stets gefunden. 
Wie heifses Wasser, das verkühlt, so achtet das Gesetz ihr. 

Energischer noch als der Lustspieldichter sprach der Führer der 
Reformpartei Cato sich aus. „Es hat manches für sich", heifst 
es in der Vorrede seiner Anweisung zum Ackerbau, „Geld auf 
Zinsen zu leihen; aber es ist nicht ehrenhaft. Unsere Vorfahren 
haben also geordnet und in dem Gesetze geschrieben, dafs der 
Dieb zwiefachen, der Zinsnehmer vierfachen Ersatz zu leisten 
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schuldig sei; woraus man abnehmen kann, ein wie viel schlechterer 
Bürger als der Dieb der Zinsnehmer von ihnen erachtet ward/^ 
Der Unterschied, meint er anderswo, zwischen einem Geldverleiher 
und einem Mörder sei nicht grofs; und man mufs es ihm lassen, 
dafs er in seinen Handlungen nicht hinter seinen Beden zurück- 
blieb — als Statthalter in Sardinien hat er durch seine strenge 
Bechtspflege die römischen Bankiers geradezu zum Lande hinaus- 
getrieben. Der regierende Herrenstand betrachtete überhaupt 
seiner überwiegenden Majorität nach die Wirtschaft der Speku- 
lanten mit Widerwillen und führte sich nicht blofs durchschnitt- 
lich rechtschaffener und ehrbarer in den Provinzen als diese Geld- 
leute, sondern that auch öfter ihnen Einhalt; nur brachen der 
häufige Wechsel ^er römischen Oberbeamten und die unvermeid- 
liche Ungleichheit ihrer Gesetzhandhabung dem Bemühen jenem 
Bückschiag Treiben zu steuern notwendig die Spitze ab. Mau begriff es auch 
nlienwitt ^^^1» was ZU begreifen nicht schwer war, dafs es weit weniger 
Schaft auf darauf ankam die Spekulation polizeilich zu überwachen, als der 
^^^'^bau^*' ganzen Volkswirtschaft eine veränderte Richtung zu geben; haupt- 
sächlich in diesem Sinn wurde von Männern, wie Cato war, durch 
Lehre und Beispiel der Ackerbau gepredigt. „Wenn unsere Yor- 
fahren,'* fllhrt Cato in der eben angeführten Vorrede fort, „einem 
tüchtigen Mann die Lobrede hielten, so lobten sie ihn als einen 
tüchtigen Bauer und einen tüchtigen Landwirt; wer also gelobt 
ward, schien das höchste Lob erhalten zu haben. Den Kauf- 
mann halte ich für wacker und erwerbfleifsig; aber sein Geschäft 
ist Gefahren und Unglücksfällen allzusehr ausgesetzt. Dagegen 
die Bauern geben die tapfersten Leute und die tüchtigsten 
Soldaten; kein Erwerb ist wie dieser ehrbar, sicher und niemanden 
gehässig und die damit sich abgeben, kommen am wenigsten auf 
böse Gedanken". Von sich selber pflegte er zu sagen, dafs sein 
Vermögen lediglich aus zwei Erwerbsquellen herstamme: aus dem 
Ackerbau und aus der Sparsamkeit; und wenn das auch weder 
sehr logisch gedacht noch genau der Wahrheit gemäfs war*), so 
hat er doch nicht mit Unrecht seinen Zeitgenossen wie der Nach- 
welt als das Muster eines römischen Gutsbesitzers gegolten. Leider 

1) Einen Teil seines Vermögens steckte Cato wie jeder andere 
Römer in Viehzucht und Handels- und andere Unternehmungen. Aber 
es war nicht seine Art geradezu die Gesetze za verletzen; er hat weder 
in Staatspachtungen spekuliert, was er als Senator nicht durfte, noch 
Zinsgeschäfte betrieben. Man thut ihm Unrecht, wenn man ihm in 
letzterer Beziehung eine von seiner Theorie abweichende Praxis vorwirft: 
das Seedarlehn, mit dem er allerdings sich abgab, ist vor dem Gesetz 
kein verbotener Zinsbetrieb und gehört auch der Sache nach wesentlich 
zu den Reederei- und Befrachtungsgeschäften. 
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ist es eine ebenso merkwürdige wie schmerzliche Wahrheit^ dafs 
dieses so viel und sicher im besten Glauben gepnesene Heilmittel 
der Landwirtschaft selber durchdi*ungen war von dem Gifte der 
Kapitalistenwirtschaft. Bei der Weidewirtschaft liegt dies auf 
der Hand; sie war darum auch bei dem Publikum am meisten 
beliebt und bei der Partei der sittlichen Reform am wenigsten 
gut angeschrieben. Aber wie war es denn mit dem Ackerbau 
selbst? Der Krieg, den vom dritten bis zum fünften Jahrhundert 
der Stadt das Kapital gegen die Arbeit in der Art geführt hatte, 
dafs es mittelst des Schuldzinses die Bodenrente den arbeitenden 
Bauern entzog und den müfsig zehrenden Rentiers in die Hände 
führte, war ausgeglichen worden hauptsächlich durch die Er- 
weiterung der römischen Ökonomie und das Hinüberwerfen des 
in Latium vorhandenen Kapitals auf die in dem ganzen Mittel- 
meergebiet thätige Spekulation. Jetzt vermochte auch das aus- 
gedehnte Geschäftsgebiet die gesteigerte Kapitalmasse nicht mehr 
zu fassen; und eine wahnwitzige Gesetzgebung arbeitete zugleich 
daran teils die senatorischen Kapitalien auf künstlichem Wege 
zur Anlage in italischem Grundbesitz zu drängen, teils durch die 
Einwirkung auf die Kompreise das italische Ackerland systematisch 
zu entwerten. So begann denn der zweite Feldzug des Kapitals 
gegen die freie Arbeit oder, was im Altertum wesentlich dasselbe 
ist, gegen die Bauern Wirtschaft; und war der erste arg gewesen, 
so schien er mit dem zweiten verglichen milde und menschlich. 
Die Kapitalisten liehen nicht mehr an den Bauer auf Zinsen aus, 
was . an sich schon nicht anging, da der Kleinbesitzer keinen 
Überschufs von Belang mehr erzielte, und auch nicht einfach imd 
nicht radikal genug war, sondern sie kauften die Bauemstellen 
auf und verwandelten sie im besten Fall in Meierhöfe mit Sklaven- 
wirtschaft. Man nannte das ebenfalls Ackerbau; in der That 
war es wesentlich die Anwendung der Kapitalwirtschaft auf die 
Erzeugung der Bodenfrüchte. Die Schilderung der Ackerbauer, 
die Cato giebt, ist vortrefflich und vollkommen richtig; aber wie 
pafst sie auf die Wirtschaft selbst, die er schildert und anrät? 
Wenn ein römischer Senator, wie das nicht selten gewesen sein 
kann, solcher Landgüter wie das von Cato beschriebene vier be- 
safs, so lebten auf dem gleichen Raum, der zur Zeit der alten 
Kleinherrschaft hundert bis hundert und fünfzig Bauemfamilien 
ernährt hatte, jetzt eine Familie freier Leute und etwa fünfzig 
gröfstenteils unverheiratete Sklaven. Wenn dies das Heilmittel 
war, um die sinkende Volkswirtschaft zu bessern, so sah es leider 
der Krankheit selber bis zum Verwechseln ähnlich. 

Das Gesamtergebnis dieser Wirtschaft liegt in den ver- °i^g ^' 
änderten Bevölkerungsverhältnissen nur zu deutlich vor Augen, Italiens, 
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Freilich war der Zustand der italischen Landschaften sehr ungleich 
und zum Teil sogar gut. Die hei der Kolonisation des Gehietes 
zwischen den Apenninen und dem Po in grofser Anzahl daselhst 
gegründeten Bauemstellen Yerschwanden nicht so schnell. Poly- 
bios, der nicht lange nach dem Ende dieser Periode die Gegend 
bereiste, rühmt ihre zahlreiche, schöne und kräftige Bevölkerung; 
bei einer richtigen Korngesetzgebung wäre es wohl möglich ge- 
wesen nicht Sizilien, sondern die Polandschaft zur Kornkammer 
der Hauptstadt zu machen. Ähnlich hatte Picenum und der so- 
genannte „gallische Acker^^ durch die Aufteilungen des Domanial- 

232 landes in Gemäfsheit des flaminischen Gesetzes 522 eine zahlreiche 
Bauerschaft erhalten, welche freilich im hannibalischen Krieg arg 
mitgenommen ward. In Etrurien und wohl auch in Umbrien 
waren die inneren Verhältnisse der unterthänigen Gemeinden dem 
Gedeihen eines freien Bauernstandes ungllnstig. Besser stand es 
in Latium, dem die Vorteile des hauptstädtischen Marktes doch 
nicht ganz entzogen werden konnten und das der hannibalische 
Krieg im ganzen verschont hatte, sowie in den abgeschlossenen 
Bergthälern der Marser und Sabeller. Süditalien dagegen hatte 
der hannibalische Krieg furchtbar heimgesucht und aufser einer 
Menge kleinerer Ortschaften die beiden gröfsten Städte, Capua 
und Tarent, beide einst imstande Heere von 30000 Mann ins 
Feld zu stellen, zu Grunde gerichtet. Samnium hatte von den 
schweren Kriegen des fünften Jahrhunderts sich wieder erholt; 

225 nach der Zählung von 529 war es imstande halb so viel Waffen- 
föhige zu stellen als die sämtlichen latinischen Städte und wahr- 
scheinlich damals nach dem römischen Bürgerdistrikt die blühendste 
Landschaft der Halbinsel. Allein der hannibalische Krieg hatte 
das Land aufs neue verödet und die Ackeranweisungen daselbst 
an die Soldaten des scipionischen Heeres, obwohl bedeutend, 
deckten doch wahrscheinlich nicht den Verlust. Noch übler waren 
in demselben Kriege Campanien und Apulien, beides bis dahin 
wohl bevölkerte Landschaften, von Freund und Feind zugerichtet 
worden. In Apulien fanden später zwar Ackeranweisungen statt, 
allein die hier angelegten Kolonien wollten nicht gedeihen. Be- 
völkerter blieb die schöne campanische Ebene; doch ward die 
Mark von Capua und der anderen im hannibalischen Kriege auf- 
gelösten Gemeinden Staatsbesitz und waren die Inhaber derselben 
durchgängig nicht Eigentümer, sondern kleine Zeitpächter. End- 
lich in dem weiten lucanischen und brettischen Gebiet ward die 
schon vor dem hannibalischen Krieg sehr dünne Bevölkerung von 
der ganzen Schwere des Krieges selbst und der daran sich 
reihenden Straf exekutionen getroffen; und auch von Rom aus ge- 
schah nicht viel, um hier den Ackerbau wieder in die Höhe zu 
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bringen — mit Ausnahme etwa von Valentia (Vibo, jetzt Monte - 
leone) kam keine der dort angelegten Kolonien recht in Auf- 
nahme. Bei aller Ungleichheit der politischen und ökonomischen 
Verhältnisse der verschiedenen Landschaften und dem Verhältnis- 
mäfsig blühenden Zustand einzelner derselben ist im ganzen doch 
der Rückgang unverkennbar und er wird durch die unverwerf- 
lichsten Zeugnisse über den allgemeinen Zustand Italiens bestätigt. 
Cato und Polybios stimmen darin überein, dafs Italien am Ende 
des sechsten Jahrhunderts weit schwächer als am Ende des fünften 
bevölkert und keineswegs mehr imstande war Heermassen auf- 
zubringen wie im ersten punischen Kriege. Die steigende Schwierig- 
keit der Aushebung, die Notwendigkeit die Qualifikation zum 
Dienst in den Legionen herabzusetzen, die Klagen der Bundes- 
genossen über die Höhe der von ihnen zu stellenden Kontingente 
bestätigen diese Angaben; und was die römische Bürgerschaft an- 
langt, so reden die Zahlen. Sie zählte im Jahre 502, kurz nach 252 
Regulus' Zug nach Afrika, 298 000 waffenfähige Männer; dreifsig 
Jahre später, kurz vor dem Anfang des hannibalischen Krieges (534), 220 
WBX sie auf 270000 Köpfe, also um ein Zehntel, wieder zwanzig 
Jahre weiter, kurz vor dem Ende desselben Krieges (550) auf 204 
214000 Köpfe, also um ein Viertel gesunken; und ein Menschen- 
alter nachher, während dessen keine aufserordentlichen Verluste 
eingetreten waren, wohl aber die Anlage besonders der grofsen 
Btirgerkolonien in der norditalischen Ebene einen fühlbaren aufser- 
ordentlichen Zuwachs gebracht hatte, war dennoch kaum die Ziffer 
vneder erreicht, auf der die Bürgerschaft zu Anfang dieser Periode 
gestanden hatte. Hätten wir ähnliche Ziffern für die italische 
Bevölkerung überhaupt, so vrürden sie ohne allen Zweifel ein 
verhältnismäfsig noch ansehnlicheres Defizit aufweisen. Das Sinken 
der Volkskraft läfst sich weniger belegen, doch ist es von land- 
wirtschaftlichen Schriftstellern bezeugt, dafs Fleisch und Milch 
aus der Nahrung des gemeinen Mannes mehr und mehr ver- 
schwanden. Daneben wuchs die Sklavenbevölkerung wie die freie 
sank. In Apulien, Lucanien und dem Brettierland mufs schon 
zu Catos Zeit die Viehwirtschaft den Ackerbau überwogen haben; 
die halbwilden Hirtensklaven waren hier recht eigentlich die 
Herren im Hause. Apulien ward durch sie so unsicher gemacht, 
dafs starke Besatzung dorthin gelegt werden mufste; im Jahre 569 186 
wurde daselbst eine im gröfsten Mafsstab angelegte, auch mit dem 
Bacchanalienwesen sich verzweigende Sklavenverschwörung ent- 
deckt, und gegen 7000 Menschen kriminell verurteilt. Aber auch 
in Etrurien mufsten römische Truppen gegen eine Sklavenbande 
marschieren (558), und sogar in Latium kam es vor, dafs Städte i96 
wie Setia und Praeneste Gefahr liefen, von einer Bande entlaufener 
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198 Knechte tiberrumpelt zu werden (556). Zusehends schwand die 
Nation zusammen und löste die Gemeinschaft der freien Bürger 
sich auf in eine Herren- und Sklavenschaft; und obwohl es zu- 
nächst die beiden langjährigen Kriege mit Karthago waren, welche 
die Bürger- wie die Bundesgenossenschaft dezimirten und ruinierten, 
so haben zu dem Sinken der italischen Volkskraft und Volkszahl 
die römischen Kapitalisten ohne Zweifel ebenso viel beigetragen 
wie Hamilkar und Hannibal. Es kann niemand sagen, ob die 
Begierung hätte helfen können; aber erschreckend und beschämend 
ist es, dafs in den doch grofsenteils wohlmeinenden und that- 
kräftigen Kreisen der römischen Aristokratie nicht einmal die 
Einsicht in den ganzen Ernst der Situation und die Ahnung von 
der ganzen Höhe der Gefahr sich offenbart. Als eine römische 
Dame vom hohen Adel, die Schwester eines der zahlreichen Bürger- 
admirale, die im ersten punischen Krieg die Flotten der Gemeinde 
zu Grunde gerichtet hatten, eines Tages auf dem römischen Markt 
ins Gedränge geriet, sprach sie es laut vor den Umstehenden aus, 
dafs es hohe Zeit sei, ihren Bruder wieder an die Spitze einer 
Flotte zu stellen und durch einen neuen Adellafs der Bürgerschaft 

246 auf dem Markte Luft zu machen (508). So dachten und sprachen 
freilich die wenigsten; aber es war diese frevelhafte Eede doch 
nichts als der schneidende Ausdruck der sträflichen Gleichgültig- 
keit, womit die gesamte hohe und reiche Welt auf die gemeine 
Bürger- und Bauerschaft herabsah. Man wollte nicht gerade ihr 
Verderben, aber man liefs es geschehen; und so kam denn über 
das eben noch in mäfsiger und verdienter Wohlfahrt unzähliger 
freier und fröhlicher Menschen blühende italische Land mit Biesen- 
schnelle die Verödung. 

Nach der gemeinsamen Lektüre wird von den Schülern die 
Gliederung des Stoff es aufgedeckt, (was mit Hilfe der Mommsen- 
schen Inhaltsangaben an den Seiten des Textes leicht vor sieh 
gehen mufs,) und die Hauptsache jeder Erscheinung kurz zu- 
sammengefafst. 

Sodann folgt die Betrachtung: 

Wie sah es also um die Mitte des zweiten vorchrist- 
lichen Jahrhunderts in Italien aus? 
I. Wirtschaftliche Zustände: 

a. Der italische Bauernstand ging dem Abgrund ent- 
gegen. 
Ursachen: 

1. a. Die furchtbaren hannibalischen Kriegsjahre hatten 
viele römische und italische Bauern an den Bettel- 
stab gebracht oder in grofse Schulden gestürzt. 
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b. TJnzäblige Bundesgenossen und unterworfene wurden 

vor d. J. 200 um ihres Abfalls willen mit Verlust 

ihrer Feldmark oder eines Teils derselben gestraft. 

Die Güter der wirtschaftlich ruinierten Bauern kommen 

in die Hände römischer Kapitalisten, die der bestraften 

Bebellen wie Capua als Domänen an den Staat. 

In den Provinzen wurde der Bauer ebenfalls von 
römischen Spekulanten ausgekauft. 
2. Das mafslos billige (, weil in sehr fruchtbarer Gegend 
von Sklaven in Plantagen, also durch Massenbetrieb 
erzeugte und auf Wasserstrafsen herbeigebrachte) über- 
seeische Getreide aus Sizilien, Afrika und auch Ägypten ver- 
nichtet jegliche Zufuhr italischen Getreides in die gröfseren 
Städte, zumal in die Seestädte und besonders nach Bom. 
In Eom wird die besitzlose Masse der Bürger durch 
spottbillige Getreideanweisungen fast geradezu beschenkt. 
Das Getreide, welches dem Bauer vom eigenen Bedarfe 
übrig bleibt, sodafs er von dessen Erlös andere not- 
wendige Lebensbedürfnisse und auch seine Waffenrüstung 
bestreitet, wird wertlos und verfault. Somit gerät der 
Bauer in immer gröfsere Schulden, verarmt völlig, mufs 
verkaufen, geht als Proletarier nach Rom oder wird 
Tagelöhner, wo er einst Besitzer war. 
Da nur noch Grofsbetrieb lohnt, und auf dem Lande nur 
noch die Viehwirtschaft, entstehen Latifundien mit Sklaven- 
bearbeitung. Dort werden die Sklaven rücksichtslos und hart 
wie sonst kaum irgendwo behandelt.-^) 
Folgen: 

1. Mit dem freien besitzenden Bauernstand geht die Wehr- 
haftigkeit Italiens gewaltig zurück. Das römische Stadt- 
proletariat nimmt bedeutend zu. Aus Armut läfst es 
sich so weit herab, Getreidespenden anzunehmen, sich 
an Wahlbestechungen zu gewöhnen. Eine Grofsstadt mit 
zu viel besitzlosem, ehrlosem, bettelhaftem Proletariat eine 
Gefahr für die Besitzverhältnisse, für die Ruhe des Staates. 
Ohne Grundsätze, ohne Ideale verkauft es sich an Söldner- 
führer. (Vgl. auch die Lazzaroni Neapels in der neueren 
Geschichte.) 

2. Das Sklaventum nimmt unheimlich zu. Kommen unter 
dasselbe Männer, die tapferen Herzens sind und früher 
als freie Leute in angesehener Stellung waren, so ent- 
stehen leicht Sklavenkriege. 



1) Unterschied zwischen freier und Sklavenarbeit! 



96 Fünftes Kapitel. 

3. Je gröfser die Unterschiede zwischen arm und reich unter 
den Freien, desto mehr treten oligarchische Zustände 
ein (, vgl. Karthago, auch Sparta um 350), damit Ent- 
sittlichung oben und unten. 

4. Der Mangel an besitzenden, wehrhaften Bürgern zwang die 
Regierung, proletarii oder accensi capite gegen Sold in Masse 
in die Legionen einzureihen. Aus dem Bürgerheere, das 
für Vaterland, Haus und Hof stritt, wird ein Söldnerheer. 
Einem Söldnerheer gilt bald das Lager als die Heimat, 
der Feldherr, wenn er sieghaft und freigebig ist, mehr als 
die Salus publica. Ihm folgt es überall hin, auch — 
wider die Vaterstadt. Nach ihrer schweren Dienstzeit 
wünschten Söldner Landbesitz, den sie zuweilen, besonders 
wenn sie ihren Feldherm hatten grofse Schlachten ge- 
winnen helfen, geradezu verlangen. (Oktavian überweist 
seinen Veteranen 18 italische Städte.) 

c. Infolge des durch die zunehmende Verarmung auf der einen 
und mafslos luxuriöse Lebensweise wie überaus grofse Ver- 
schwendung bei den Spielen auf der andern Seite um sich 
greifenden Leihgeschäfts, des durch den Gewinn reicher 
Provinzen bevorzugten Untemehmergeschäftes ^) ein unge- 
heuer reicher Kapitalistenstand: Ordo equester. (Wohl 
ihm zu Liebe waren Karthago und Korinth zerstört worden.) 

d. Die Statthalter saugen, um so ihr bei den Spielen und 
Wahlbestechungen vergeudetes Vermögen zurückzugewinnen 
und neue Reichtümer hinzuzufügen, die schon vom Staat 
mit Steuern, Requisitionen, Zöllen u. dgl. überhäuften, von 
den Unternehmern (bereits durch die Abgabenpachtung) aus- 
gebeuteten Provinzen aus. 

e. Da die Gerichte mit senatorischen Geschwornen (und solchen 
aus dem Ritterstande) besetzt waren, ist eine Belangung 
ruchloser Provinzräuber selten. 

f. Die allgemeine Sittlichkeit sinkt, unten durch die Armut, 
oben durch zu grofsen Reichtum und die Art ihn zu er- 
werben, sowie durch engeren Verkehr mit den verderbten 
Griechen und Orientalen. Einströmen verderblicher fremder 
Kulte in Rom. 

g. Herabsinken der Wertschätzung der Arbeit einerseits infolge 



1) Aus Gefälligkeit für den italischen Unternehmer verbot man die 
Einfuhr anfseritalischen Weins in Italien und setzte für den italischen 
Wein zwangsweise Märkte in den Provinzen an. Dadurch hob sich der 
italische Weinbau, Italien damals mit Griechenland das Weinland 
Europas und der nichteuropäischen L&ider des Imperiums. Der „Falerner" 
(Horaz) und der „Amineer". 
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der steigenden Anwendung von Sklayenarbeit, andrerseits 
durch die oligarchische Denkweise der römischen Amt- und 
Geldaristokratie. 

h. Da die römische Oligarchie nicht jederzeit wie der sparta- 
nische Adelsstaat kriegsbereit sein mufste, andrerseits in 
Süditalien und in den östlichen Ländern in engste Berührung 
mit den Hellenen trat, begann sie (Scipionen) griechische 
Enltur zu schätzen, zu pflegen, nachzuahmen. Die römische 
Litteratur wird so eine Nachahmung der griechischen; die 
Bömer waren viel zu sehr dem politischen und juridischen 
Leben zugewandt, als dafs sie hätten Originales auf dem 
Gebiete der Kunst und Wissenschaft schaffen können. 
Studienreisen nach Athen und Ehodos zu berühmten Rednern. 
Ein rhetorischer Zug kommt ins römische Leben (Cicero). 
Griechische Sitte und Unsitte dringen ein. Seit Hadrian 
trägt man auch den griechischen Vollbart.^) So siegt 
kulturell ein politisch besiegtes Volk über seinen Überwinder. 
(Im XVn. — Anfang des XIX. Jahrhunderts ward dagegen 
Deutschland auf beiden Gebieten von Frankreich besiegt und 
beherrscht. In BuTsland dagegen das Deutschtum bis in die 
Zeiten Nikolais I. der Sauerteig.) 

i. Infolge der Auflösung des Bauernstandes, der Zunahme des 
städtischen Pöbels und der Söldnerwirtschaft ünzu verlas sig- 
keit des Heeres. 
Gesamteindruck: 

1. Bom gleicht in vielen Punkten Karthago, in manchen 
Sparta um 350. Eom thatsächlich geschieden in eine 
kleine Klasse mafslos reicher, sittenloser Besitzer, die, 
weil die Verschwendimg bei der Einrichtung der öffent- 
lichen Spiele fast jeden tüchtigen Mann am Aufsteigen 
verhindert, allein alle Ämter verwalten, daher allein in 
den Senat gelangen und den Staat gleichsam als einen 
ihnen zukommenden ager publicus ausnutzen, und in den 
grofsen Haufen, der sich in der Hauptstadt zumal aus 
Pöbel und Taugenichtsen zusammensetzt. 

2. Unzufriedenheit überall, 

a. oben bei den !&amilien, die durch Verschwendung 
heruntergekommen sind; (die Katilinarier; 200 Sena- 
toren allein Krassus verschuldet;) 



1) Der Vollbart und der keltische Bart (Henry quatre) werden in 
der Zeit der spanischen Vormachtsstellung durch die spanisehe Bartform 
verdrängt^ zur Zeit der Perücken tritt Bartlosigkeit ein, seit dem Erim- 
krieg trägt man wieder (nach russischem Vorbild) Vollbarte, öfters nach 
italienischer Mode nach unten zugespitzt. 

Schenk, Belehrangen. 7 
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b. unten bei der verarmten und armen Masse; 

c. in Italien bei den Bundesgenossen, die sich zurück- 
gesetzt sehen, bei den Unterworfenen, die um ihre 
politischen Eechte, um einen grofsen Teil ihrer Habe 
gebracht sind; 

d. bei der Sklayenschaft, die zu gegenseitiger Ab- 
Schlachtung^) im Cirkus mifsbraucht, die auf den 
Plantagen barbarisch behandelt wird und sich ihrer 
grofsen Zahl bewufst ist. 

Von Sizilien bis zum Po ganz Italien eine Pulvermine. 

e. Im Reiche bei den schlecht behandelten, von den Statt- 
haltern und Unternehmern ausgeraubten Provinzialen*), 
die unter dem Druck einer unüberwindlichen Herrschaft 
nicht zum Aufstand geneigt waren. 

3. Auf dem Meere Tausende kühner Seeräuber (, verarmte 
Provinzialen, Überbleibsel vernichteter Stadtgemeinden, 
entflohene Sklaven). 
Fr.: Wer trug die Schuld? — A.: Die Geld- und Machtgier 
der oberen Stände, die rücksichtslose Ausbeutung der Verhältnisse 
ihrerseits den unteren Ständen und den Bundesgenossen und Unter- 
worfenen gegenüber, die Kurzsichtigkeit des Senates, alles in ein 
Wort zusammengefafst: die Oligarchie. 

Fr.: Was mufste politisch und sozial folgen? — A.: Mehr 
oder weniger stürmische Versuche, auf gesetzlichem und dann auf 
ungesetzlichem Wege Abhilfe zu schaffen: Revolutionen, Bürger- 
kriege. ^) Darauf, 

da Bürgerkriegen langer Dauer ein Bändiger, ein Ordnungs- 
stifter, den die besitzenden Klassen um jeden Preis annehmen, zu 



1) Gladiatorenkämpfe waren ursprünglich (nach Livius) ludi fnnebres, 
also eine Blutspende für die Manen der Geschiedenen. 

2) Beispiel: Die von Sulla im Jahre 84 der Provinz Asia auferlegte 
Kriegssteuer war von römischen Kapitalisten vorgeschossen. Diese 
wufsten es dahin zu bringen, dafs sie in 14 Jahren mit bezahlten und un- 
bezahlten Zinsen auf das Sechsfache des eigentlichen Betrages anschwoll. 
Man nahm nun (, vgl. die Behandlung, die Irland widerfuhr,) den Ge- 
meinden ihre öffentlichen Gebäude und ihre Kunstwerke, den Familien 
die erwachsenen Kinder weg, marterte auch manchen, um Geld zu er- 
pressen. In Asien Zöllner so viel als Räuber. (S. im Neuen Testament.) 

3) Italien gerät in Teuerung, als die Seeräuber um d. J. 70 und 
Sextus Pompejus i. J. 39 das tyrrhenische Meer erfüllen und selbst die 
Hafenstadt Ostia plündern. Die überseeische Getreidezufahr hörte da 
auf, Italien aber vermochte sich ja nicht selbst zu ernähren^ da die 
freie Bauernschaft untergegangen war. (Ygl. Englands heutige Lage und 
Deutschlands Zukunft.) 
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folgen pflegt: Säbelberrschaft, Militärmonarchie. (Vgl. Napoleon I. 
und HL) 

Die neue Monarchie aber ohne gesetzliche Basis, eine Tjrannis, 
also Thronkämpfe, Prätorianertum. Weil revolutionären Ursprungs, 
muTs sie die Aristokratie niederhalten, das Volk heben, sich auf 
besoldete Beamte stützen. Schliesslich, als die Landbevölkerung 
noch mehr abnahm, Barbarenmietlinge, Barbarenminister: Arbogast, 
StiHcho, Ricimer — Odoaker. 

Fr.: Vor welcher Art Leuten müssen sich oli- 
garchische Regierungen in solchen Verhältnissen, wie sie da- 
mals in Rom obwalteten, am meisten hüten? 
A.: a. Vor verarmten Oligarchen (: Banadon in Sparta, Katilina, 
Napoleone di Buonaparte). Diese suchen mit Hilfe der 
Demokraten oder Anarchisten Macht und Reichtum zu er- 
werben, (Vgl. Karthagos Mittel der Vorbeugung!) 
b. Vor siegreichen Feldherm an der Spitze grofser Söldnerheere. 
(Marius, Pompeius i. J. 60, Cäsar i. J, 50.) 
Belegstellen aus der zeitgenössischen und folgenden Litteratur, 
auf den Gymnasien in der Klasse im Urtext zu lesen, auf Ober- 
realschulen (teilweise) in Übersetzung. 

Zur Ausbeutung der Provinzen: Ciceros Reden gegen Verres. 

Hier mufs ein besonders bezeichnendes Stück ausgesucht werden. 

Zur Sittenlosigkeit der regierenden Oligarchen: Sallust, de 

hello Jug., 31, Rede des Memmius. Dgl., de coniur. Catil., 10 — 13. 

Zur Nachahmung der hellenischen Litteratur: Vergil/ Homer; 

Horaz/Alcäus; Cicero/die philosophischen Schriftsteller. 

Fr.: Was hätte man damals thun müssen, um den all- 
gemeinen Verfall zu hemmen? 

A.: 1. Vor allem die Reste des freien, besitzenden Bauernstandes 
um jeden Preis erhalten, durch Koloniegründungen und 
Ackeranweisungen — die neuen Besitzer erst Pächter, dann 
nach und nach Besitzer — einen neuen Kleinbürger und 
zahlreichen Bauernstand schaffen. 

2. Die hauptstädtische Bevölkerung durch Koloniegründungen 
vermindern und nach und nach der Kornspenden und Schau- 
sucht (panem et circenses!) entwöhnen. 

3. Nach und nach die Staatseinfuhr überseeischen Getreides ein- 
stellen und eine Zufuhr seitens der Unternehmer nicht über 
bestimmte Mengen hinaus genehmigen. ^) Dazu Mafsregeln er- 
greifen, dafs der Bauer sein Getreide auch mit Nutzen verkauft. 



1) Oder die Getreideeinfuhr in Italien lediglich dem Staat vor- 
behalten und nicht mehr einführen, als den Emteaussichten gemäfs ge- 
braucht werden wird. 
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4. Möglichst das Unternehmertum beschränken, z. 6. indem der 
Staat die Einziehung der Abgaben selbst in die Hand nimmt 
und möglichst alles vom Produzenten unmittelbar einkauft. 

5. Das Sklaventum mindern, z. B. durch ein Gesetz, dafs an 
jedem Orte auf 1000 freie Menschen höchstens so und so 
viel unfreie kommen dürften. 

6. Rücksichtlos Bestechungen, unsaubere Wahlumtriebe, Provinz- 
plünderungen bestrafen. 

7. Den Candidati der höchsten Staatsämter verbieten, Spiele 
zu feiern und durch Privatzuschüsse zu verschönem. 

8. Das Heer im Verhältnis zum Wachstum des Mittelstandes 
allmählich von allen Söldnern säubern. 

9. Den Italikern das Bürgerrecht geben. 

10. Die Provinzen schützen, indem z. B. der Staat alle staat- 
lichen Geschäfte durch eigene besoldete Beamte (Steuer-, 
Bau-, Bankbeamte, Ingenieure) übernimmt und sich beim 
Einkauf an die Produzenten selbst wendet. 
Fr.: Geschah solches? — A.: Einiges, das meiste nicht. 
Nämlich 

1. (Zu Nr. 1.) Durch die Gracchen — vaterlandsliebende 
Männer, die in richtiger Erkenntnis der Sachlage einen 
Mittelstand schaffen wollten, aber freilich nicht immer ge- 
setzlich vorgingen — gezwungen, nahm man Ackerver- 
teilungen vor. Aber in durchaus ungenügender Weise, 
woran das Volk mit die Schuld trug, welches nicht aufser 
Italien gehen wollte. Aber C. Gracchus vermehrte die 
Komspenden! 

2. (Zu Nr. 6.) Man erliefs — aber ohne Erfolg, weil eben 
das ganze Regierungssystem bestehen blieb — Gesetze de 
ambitu, de repetundis, de rapina. 

3. (Zu Nr. 9.) Man gab, aber erst nach Ausbruch des Bundes- 
genossenkrieges, den Italikern das Bürgerrecht. 

Dies wenige genügte nicht zur Gesundung des Staatswesens! 

Fr.: Welches Schicksal mufste nun Rom und dem 
Reich widerfahren? 

Der Bürgerkrieg zwischen Marius und Sulla. — Der Bundes- 
genossenkrieg lehrte Sulla, auch gegen innere Feinde das Schwert 
zu ziehen. Die Proskriptionen. Aristokratische Machtzunahme 
durch Sullas Gesetze. Sklavenkrieg des Spartakus. Die Seeräuber- 
plage. Katilina. (Seine Charakteristik s. Sallust, 14.) Mafsloser 
Reichtum des Crassus, unsinniger Luxus des Lucullus. (Jener 
vermehrt wie der Wallensteins durch billigen Kauf der Güter 
Geächteter.) Pom pejus verlangt Äcker für seine asiatischen 
Legionen, was Cäsar i. J. 69 durchsetzt. Triumvirat. Durch 
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Bestechnng und Nötigung gesetzwidrige Übertragung mehrerer 
Provinzen auf längere Zeit an die Dreimänner. Zweiter Bürger- 
krieg. Cäsars Militärmonarchie, Ermordung des „tjrannus^* durch 
die Aristokratie. Dritter Bürgerkrieg. Neue Ächtungen. Okta- 
yianus giebt seinen Veteranen 18 italische Städte. Kampf um 
die Alleinherrschaft. Endlich das Militärkaisertum des Augustus, 
auf das Schwert gegründet, also ohne rechtes Fundament. 

Nun Friede im Reich. ^) Aber um welchen Preisl 

Z. B. Folgen der Zustände auf geistigem Gebiete. Durch 
das Cäsarentum wird die freie Entwicklang der Wissenschaffc und 
Poesie beeinträchtigt. 

Übrigens verstärkt das Griechentum der oberen Stände noch 
die Ständeunterschiede. 

Vgl. Deutschland im Mittelalter: Romanische Kirche — 
Laien, Deutschland 1648-^1814: Gallomanen. Rufsland seit 
Peter d. Gr. 

Half nun das Kaisertum der Not der Zeit ab? 

Charakter der neuen Monarchie: Militärdiktatur, gestützt 
auf das Schwert und auf die in der Hand des Herrschers ver- 
einigten zahlreichen Einzelämter, auf demokratischer Grundlage. 
(Cäsar war ja um seiner ehrgeizigen Pläne willen Führer der 
Plebs.) (Vgl. das der Revolution entsprossene Kaisertum der 
Bonaparte und das Plebiszit.) 

Eine Volksvertretung fehlt, wird erst in letzter Stunde 
(, vgl. 1815, als Napoleon I. zurückkehrte, und 1870 „die Krönung 
des Gebäudes^' in Frankreich,) und zwar in Gallien unter Honorius 
eingerichtet. Als Britanien von Truppen entblöfst, und Armorika 
abgefallen war, wollte man durch Gewährung eines ständischen 
Landtages das übrige Gallien in der Treue zu Kaiser und Reich 
stärken. 

Danach berieten jährlich einen Monat lang in Arles der 
prätorianische Präfekt, die sieben Statthalter, die Magistrate, die 
Bischöfe von 60 Städten und eine Reihe bedeutender Grofsgrund- 
besitzer über das Wohl und Wehe Galliens. (Vgl. die ständischen 
Landtage Deutschlands ehedem und den heutigen Mecklenburgs.) 

Schwäche der neuen Monarchie: 
1. Auf ungesetzlichem Wege, durch den Zwang der Waffen ent- 
standen, war sie auf unsicherer Basis aufgeführt. Tjrannen- 
artig erwachsen, muTste sie tyrannenartig vorgehen, z. B. gegen 
die oligarchische Partei. Daher viele Gewaltthaten gegen die 
Aristokratie, daher die Prätorianer, die Barbaren -Leibwache, 
die Ministerien der Freigelassenen, die schonende Fürsorge für 



1) Horaz' Carmen saeculare. 
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das Volk. Durch das Schwert emporgekommen, gingen viele 
Kaiser durch das Schwert unter. 

2. Die Hauptstütze des Thrones, das Heer, ist sich seiner Bedeutung 
wohl bewufst und war und blieb unsicher. Thronkämpfe. Die 
Donative. Aufstände von Nebenbuhlern. 

3. Die in der Hand einer Person vereinigte ungeheure Macht 
rief schlimme Ausschreitungen einzelner Kaiser hervor. Dies 
das Gift des „Absolutismus". 

(Auf manche Kaiser bezogen, gilt für Eom das furcht- 
bare Wort, das ein russischer Staatsmann über seine heimat- 
lichen Zustände äufserte: ^,Dort herrscht der Absolutismus, 
gemäfsigt durch den Meuchelmord". Vgl. Caligula, Nero, Domi- 
tian u. s. w.) 
Wert des Cäsarismus für Eom und die Menschheit: 

1. Das Cäsarentum, seiner ehemaligen demokratischen Partei- 
genossenschaft eingedenk und bestrebt, sich der unzufriedenen 
Nobilität gegenüber eine neue Stütze zu schaffen, fördert das 
allgemeine Wohl. — Überhaupt ist die Monarchie (aufser etwa 
der orientalischen Despotie und des spanischen Absolutismus) 
bemüht, auch um ihrer selbst willen, sich über alle Parteien 
und Stände zu erheben, die Lasten und Bechte gleichmäfsiger 
zu verteilen, den unteren Klassen Gelegenheit emporzukommen 
zu verschaffen. — Soziale Thaten der römischetn Augusti: Ver- 
minderung des hauptstädtischen Proletariats von 320 000 auf 
150 000 Köpfe. Freilich stieg es wieder, als die Kolonie- 
gründungen abnahmen. Ackerbaukolonien. Gerechte Behand- 
lung der Provinzen. Bestrafung gewissenloser Beamter. 

2. Es schafft innem imd äufsern Frieden (abgesehen von den 
Grenzstrichen). Die Zeit von Vespasian bis ca. 200 die schönste 
Zeit menschlicher Kulturgeschichte. 

3. Die westliche Hälfte des Reiches wird mit latinischer, die öst- 
liche mit hellenischer Civilisation durchtränkt. Blüte der nord- 
afrikanischen Küste: Selbst in Thysdrus grofsartiges Amphi- 
theater. Mischung der Nationen. Das eigenartige starre römische 
Wesen wird gemildert. 

4. Gewaltige Steigerung der Humanität, grofsartige Hebung einiger 
Stände: 

a. Im Jahre 222 erhalten durch Caracalla alle römischen 
Bundesgenossen und Unterthanen das Bürgerrecht. (Ver- 
hältnis bis dahin: 20 Mill. Vollbürger, 40 Mill. Bundes- 
genossen und Unterthanen, 60 Mill. Sklaven.) Nun das 
Verhältnis: 1 : 1. 

Die Herkunft der Imperatoren zeigt das Aufsteigen der 
einzelnen Klassen in der Wertschätzung der Zeit: 
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Die Julier und Klaudier waren Optimaten, Oligarchen; 
die Flavier Munizipaladel, 
Trajan ein Provinziale, 

Claudius 11., Aurelian, Probus, Diokletian sogar Ulyrier, 
Philippus ein Araber! 
b. Infolge des dauernden Friedens im Innern wird der Sklaven- 
stand langsam vermehrt, dagegen wurde es Sitte, unzahlige 
Knechte freizulassen, besonders durch letztwillige Verfügung. 
Durch den wachsenden EinfluTs, den die an Zahl immer 
mehr zunehmenden Freigelassenen im Volke gewannen, und 
die natürlich meist ein Herz für ihre früheren Genossen 
hatten, fem er durch die stoische Lehre, welche erklärte, 
dafs der Sklave auch ein Mensch sei, und das Wesen der 
Monarchie, sich auch der Geringsten anzunehmen, ward die 
Stellung des Sklavenstandes wesentlich verbessert. Zur Zeit 
des Augustus nagelte man oft wegen nur geringer Ver- 
gehen Sklaven ans Kreuz oder stiefs sie in den Muränen- 
teich, Claudius setzte bereits fest: Ein kranker Sklave, der 
von seinem Herrn verstofsen wird, ist frei. Hadrian ver- 
bot Sklaven zu töten oder zu quälen, im Beginn des 4. Jahr- 
hunderts ward Sklaventötung als Totschlag bestraft. 
5. Das Werkzeug des Kaisertums war das (später besoldete) 
kaiserliche Beamentum. 

Nach alledem macht die Menschheit durch und unter 
dem römischen Cäsarentum einen ungeheuren Kulturfortschritt. 
Was aber vermochte das römische Kaisertum nicht? 
Es vermochte nicht, den Bauernstand in Italien und in den 
Provinzen, wo es ähnlich aussah (in Afrika z. B. wie in Irland), 
irgend wie nennenswert zu vermehren. Hörige und Sklaven sind 
meist die Ackersleute. Ja, im 4. Jahrhundert werden die Feld- 
sklaven, Pächter und kleinen Besitzer als coloni an Beruf und 
Boden gebunden! Daher konnte man kein allgemeines Staats- 
bürgerheer ^), wie das des älteren Scipio und Ämilius Paullus war, 



1) Die Gesinnung, die die freie wehrhafte Bevölkerung ehemals 
erfallte, und die Hingebang derselben dem Staate gegenüber, zeigen uns 
die Worte eines Centurionen, der 171 vor dem Volke folgende Rede 
hielt (s. bei K. Peter, Geschichte Roms, 3. Aufl., I, 6411): „Mitbürger! 
Ich heifse Spurius Lignstinus, gehöre zur crustuminischen Tribns und 
bin aus dem Sabinerland gebürtig. Mein Vater hat mir einen Acker 
(jügenim: 72 m lang, 36 m breit) Land hinterlassen and eine kleine 
Hütte, in welcher ich geboren und erzogen bin und wo ich noch heute 
wohne. Als ich das erforderliche Alter erreichte, gab mir mein Vater 
die Tochter seines Bruders zur Frau, welche mir keine andere Mitgift 
zugebracht hat als ihre freie Geburt und ihre Keuschheit und damit 
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schaffen, zumal die Yerweichlichiing der stUdtischen Bevölkerung 
stieg, daher vermochte man nicht mehr genügend italische Trappen 
aufzustellen, im 3. Jahrhundert schützen illyrische Legionen, deren 
Führern dadurch das Kaisertum zufällt, das Beich, zuletzt mufste 
man mehr und mehr Barbaren mieten, besonders Germanen schlugen 
seit Theodosius die Schlachten für Boms Herrscher. Zuletzt setzt 
Eicimer Kaiser ein und ab. Das weströmische Kaisertum fällt 
durch die Auflehnung deutscher Soldtruppen. Dies schliefslich 
die Folge der oligarchischen Mifswirtschaft aus dem 2. und 1. Jahr- 
hundert V. Chr. Geb. 

Bemerkung. Westrom war für den Untergang nicht reifer 
als Ostrom, das noch fast 1000 Jahre sein Dasein behauptete. 
Aber Westrom war am meisten dem andauernden entsetzlichen 
Ansturm der zahlreichen germanischen Stämme, in denen jeder 
Mann ein Kämpfer war, ausgesetzt, wozu noch kam, dafs man 
dem Feind lediglich Landsleute entgegenstellen konnte. Ostrom 
ging erst zurück (im 7. und 8. Jahrhundert) und unter (1453), als 
Völker, die von einer mächtigen Idee entflammt waren, wider 
dasselbe heranbrausten. Die Bauern der abendländischen Beichs- 
hälfte hielten es oft mit den Germanen, weil, diese die Latifundien- 



zugleich eine Fruchtbarkeit, die für das reichste Hans hinreichend ge- 
wesen wäre. Wir haben sechs Söhne und zwei Töchter, letztere schon 
verheiratet. Von den Söhnen tragen vier die Männer-, zwei noch die 
Knabentoga. Ich bin Soldat geworden unter dem Konsulat des P. Sul- 
piciuB und K. Aurelius (i. J. 200). Unter dem Heere, welches nach 
Macedonien übergesetzt wurde, habe ich zwei Jahre als gemeiner Soldat 
gegen König Philipp gedient; im dritten Jahre (197) hat mich T. Quinc- 
tius Flamioinus zum zehnten Centurio der Hastati (d. h. dem Range 
nach der letzten Linie) gemacht. Als wir nach Besiegnng Philipps und 
der Macedonier nach Italien zurückgeführt und entlassen waren, bin ich 
sofort mit dem Konsul M. Porcius Cato (i. J. 196) als Freiwilliger nach 
Spanien gegangen. Alle, welche diesen und andere Feldherrn durch 
einen langen Kriegsdienst kennen gelernt haben^ wissen sehr wohl, dafs 
keiner unter allen lebenden Feldherm je ein schärferer Beobachter und 
Beurteiler der Tüchtigkeit gewesen ist. Dieser hat mich für würdig er- 
achtet, mir die erste Genturie der dritten Linie (der Hastati) zur Führnng 
zu übergeben. Zum dritten Male habe ich, wieder als Freiwilliger, unter 
dem Heere gedient, welches gegen die Ätoler und gegen König An tiochus 
geschickt wurde. Von M.' Acilius (Konsul i. J. 191) wurde mir die 
Führnng der ersten Genturie der zweiten Linie (der Prinqipes) fiber- 
tragen. Nach Vertreibung des Königs Antiochus und Unterwerfung der 
Ätoler wurden wir nach Italien zurückgeführt. Hierauf habe ich zu- 
nächst zweimal je ein Jahr Kriegsdienste gethan. Zweimal habe ich 
dann in Spanien gedient, zuerst unter Quintus Fulvius Flaccus (i. J. 182), 
dann unter dem Prätor Tib. Sempronius Gracchus (179). Flaccus führte 
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Wirtschaft abschafften, durch ihre Ankunft die Lieferungen nach 
Born aufhörten, und weil wegen der einfacheren Verwaltung die 
Steuern abnahmen. Von der der weströmischen „gebildeten" Be- 
völkerung noch innewohnenden geistigen Kraft zeugt die Thatsache, 
dafs alle noch so tapferen Germanenstämme, die nicht wie die 
Romanen athanasianisch sind, abgeschüttelt werden. Nur die 
Herrschaft katholischer und katholisch gewordener Stämme 
liefs sie sich gefallen, und am ehesten, wenn die katholischen 
Heerkönige von Ostrom den Titel patricius erhielten, also wenigstens 
dem Anschein nach den Kaiser in Byzanz als Oberherm an- 
erkannten. 

Roms Bedeutung für die Entwicklung der Menschheit überhaupt : 

1. Staatlich war Roma eine Lehrmeisterin der Völker. 

2. Ebenso lange Zeit auf dem Gebiete des Rechtes. (Zur Zeit 
der Reformation dringt dies herrschend in Deutschland ein, wo 
es, da man ihm, „als dem menschlich denkbar besten Rechte", 
ohne Würdigung der berechtigten deutschen Eigenart, das 
deutsche Recht opfert, unsägliches Unheil anrichtet.) 

3. Sie hat den Westen Europas kultiviert, die Entstehung neuer 
Nationalitäten bewirkt. Die dadurch erlangte Kultur -Vorherr- 



mieh mit unter denen ans der Provinz hinweg, die er ihrer Tapferkeit 
wegen für den Triumph mitnahm. Auf Bitten des Tib. Gracchus ging 
ich wieder in die Provinz. Ich bin viermal innerhalb weniger Jahre der 
erste Genturio der ersten Linie (der Triarii) gewesen; vierunddreiisigmal 
bin ich wegen meiner Tapferkeit von den Feldherrn beschenkt worden; 
ich habe sechs Bürgerkronen empfangen, ich habe 22 Jahre im Heere 
gedient und bin älter als 60 Jahre. Wenn ich aber auch die vollen 
Dienstjahre nicht hätte, und mein Lebensalter mich noch nicht vom 
Dienste befreite, so wurde doch die Billigkeit für meine Entlassung 
sprechen, da ich statt meiner vier Söhne stellen kann. Allein dieses 
alles habe ich nur für mein Recht sagen wollen. Übrigens werde ich 
selbst mich nie entschuldigen, so lange irgend einer, der ein Heer aus- 
hebt^ mich f3r einen brauchbaren Soldaten erachten wird. Welchen 
Rang mir die Militärtribunen anweisen wollen, das liegt in ihrer Hand; 
dafs mich niemand im Heere an Tapferkeit übertrefiPe, dafür werde 
ich sorgen, wie ich es, das werden mir alle meine Befehlshaber und 
Kameraden bezeugen, stets gethan habe. Auch euch, Kameraden, ge- 
ziemt es, da ihr als Jfinglinge nie dem Befehle der Magistrate und des 
Senats ungehorsam gewesen seid, obgleich ihr mit der Appellation in 
eurem Rechte seid [, sie hatten an die Volkstribunen appelliert, weil 
sie, obwohl sie früher bereits die erste Stelle unter den Hauptleuten 
bekleidet hatten^ nun mit einem niederen Range wiedereintreten sollten], 
dennoch auch jetzt dem Senate und den Konsuln zu gehorchen und 
jede Stelle für ehrenvoll zu halten, in der ihr das Vaterland verteidigen 
könnt." 
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Schaft bleibt durch die römische Kirche erhalten, Latein noch 

im 17. Jahrhundert Gelehrten- und Diplomatensprache, heute 

noch katholische Eirchensprache. Das Vorbild der kaiserlichen 

Zentralherrschaft beeinflufste die römische Priesterschaft, die 

dann auch nach ähnlicher „Weltherrschaft'' trachtete. 
Gewinn der Betrachtung der römischen Verhältnisse. 
Thatsachen und Einrichtungen. 
1. Politische. 

a. Der Staatsbegriff wie zu Athen. 

ß. Der römische Stadtstaat (Souverän: die römischen Voll- 
bürger, die persönlich in den Komitien tagen) entwickelt 
sich erst zu einem centralisierten italischen Bundes- 
staat, dann unter Borns und der römischen Vollbürger 
Hegemonie, zum Mittelmeerreich, endlich zu einem, was 
die Freien anlangt, im ganzen politisch gleichartigen 
Universalreiche. 

y. Militärmonarchie (auf demokratischer Grundlage) = 
Tyrannis = Bonapartismus (mit Plebiszit). • 

d. Die Kolonien gleich den meisten Athens: Zugleich Ackerbau- 
kolonien und Zwingburgen auf erobertem Gebiete. Die agri 
decumates = Maria Theresias Militärgrenze. 

€. Erst Geburtsadel wie in Sparta und Athen, dann Amts- 
adel (vgl. den Eufslands seit Peter d. Gr. und Napoleons I. 
Militäradel) und Geldaristokratie (wie letztere in Karthago, 
Holland, in der Neuzeit). 

?. Konsulat. 

Verliert wie die Archonten in Athen und die spar- 
tanischen Könige mehr und mehr Macht. 

^. Diktatur. 

(Vgl. Napoleons I. lebenslängliches Ein- Konsulat 1802.) 

&. Der Senat thatsächlich lange Zeit Inhaber aller Exekutive. 

i. Jahrhunderte langer Friedenszustand der alten Kultur- 
welt. (Vgl. 1871 — jetzt in West-, Mittel- und Nord- 
europa.) 

%, Selbstverwaltung. 

Ein Teil der Kolonien, Municipien, Bundesgenossen 
verwaltete seine Gemeindeangelegenheiten durch selbst ge- 
wählte und überwachte Beamte. Dadurch v^ird die Freudig- 
keit, die Teilnahme der Bevölkerung, die Kenntnis derselben 
in Gemeindeangelegenheiten vermehrt. Diese kommunale 
Thätigkeit ist eine gute Vorschule für künftige Bekleidung 
von Staatsämtem und (heute) für einstige Land- und Eeichs- 
tagsboten. (Vgl. England, danach seit Stein -Hardenberg 
Preufsen, Städteordnung 1809, neugeregelt 1853. Die 
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höheren Gemeindebeamten vom Staat bestätigt oder ver- 
worfen.) 

X, Volksvertretung. 

Vertretung im heutigen Sinne gab es im Altertum 
nicht. In Born und Athen, wie in Sparta kamen die orts- 
anwesenden und nicht von Krankheit oder unaufschiebbaren 
Geschäften verhinderten Vollbürger in den Volksversammlungen 
zu den Beratungen oder zur Beschlufsfassung zusammen. 
Tiberius schaffte alle solche Versammlungen ab. Wie bereits 
oben angegeben, findet sich die erste Spur einer (land- 
ständischen) Vertretung in Gallien zur Zeit des Honorius. 
Ähnliche Landstände kannte das Mittelalter. — Grofse, be- 
völkerte Staaten müssen zum Eepräsentanten-Prinzip über- 
gehen, da in ihnen unmöglich alle wahlberechtigten Bürger 
in Person zusammenkommen können. Parlamente. In manchen 
Ländern ist das Wahlrecht an eine bestimmte Steuersumme 
(Census) und an ein bestimmtes Alter geknüpft: England. 
Dreiklassensystem in Preufsen. öffentliche, geheime Stimm- 
abgabe. Aktives, passives Wahlrecht. 

Soziale: 

a. Die Standesunterschiede beruhen erst auf Herkunft und 
Beziehung des Siegers zu den Besiegten, dann auf dem Ver- 
hältnis des hohen, reichen Beamtentums zu den Nichtbeamten, 
schliefslich wesentlich auf dem Besitz, so dafs die Grofs- 
kapita]isten an Macht und EinfluTs zunehmen. Aufhäufong 
gewaltiger Reichtümer in wenig Händen bedeutet den Ver- 
fall eines Volkes in politischer, geistiger und sittlicher Be- 
ziehung und ruft schwere politische und soziale Krankheiten 
hervor. 

ß. Auflösung des italischen Bauernstandes, Bom und Italien 
damit von überseeischer Zufuhr abhängig, einer Hungersnot 
preisgegeben, sobald ein flottengewaltiger Feind die Küsten 
bedroht, militärisch nach und nach wehrlos. Die „Kolonen" 
zuletzt an die Scholle gefesselt. 

y. Staatsfürsorge. 

Kolonieen, Schuldenerleichterung, Getreidespenden. 

ö. Teilweise Verbesserung der sozialen Lage durch das Kaisertum. 

6. Spar- und Pensionskassen beim Heere, gespeist von Bei- 
trägen der betr. Soldaten. 

I;. Die Natural- von der Geld- und teilweise auch von der 
Kreditwirtschaft abgelöst. 

1}. Handelsverträge. 

Z. B. ein solcher im Jahre 348 zwischen Rom und Kar- 
thago. Polybius (III, 22) setzt ihn irrig ins Jahr 509. 
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d', Schutzzollpolitik. 

In kapitalistischem Interesse Einfuhrverbot gegen aus- 
wärtig erzeugte Weine in Italien und zwangsweise Eröffnung 
Yon Märkten innerhalb der Provinzen für die italischen 
Weinverkäufer. Dadurch (künstliche) Steigerung der Wein- 
erzeugung in Italien verursacht. 

*. Geldmtlnzen-Surrogat: 

Die grofsen Ansprüche an die Staatskasse, welche die 
Eomspenden mit sich brachten, vfiranlafsten im Jahre 91 die 
Regierung, Yg der neugeprägten Denare (ungefähr «s i Franc) 
statt auch aus gutem Silber aus Kupfer mit Silberplattierung 
unter Zwangskurs herzustellen. (Kipper- und Wipperzeit 
im 17. Jahrhundert, die Ephraimiten gegen Ende des sieben- 
jährigen Krieges. Jene Scheindenare dienten in der Art des 
Papiergeldes.) 

X. Gold und Silber allgemeine Zahlmittel, aber es stand 
regelmäfsig nicht frei, das eine Metall für das andere zu 
geben. Nur Silberprägung seitens Roms, das Gold 
wird nach Gewicht genommen. Durch die Entdeckung der 
tauriskischen Goldlager (in Kärnten) verliert das Gold auf 
einmal Yg an Wert dem Silber gegenüber, (umgekehrt 
wird heutzutage im Verhältnis viel mehr Silber gewonnen.) 

l. Freizügigkeit. 

Freies Niederlassungsrecht des YoUbürgers und gleiches 
Handelsrecht in allen römischen Ländern. Vorher war 
Niederlassung in einer anderen Stadt nur möglich auf Grund 
geschlossener Verträge, vorher der Römer z. B. in Athen 
nur Metöke. 

fi. Die Wertschätzung der Arbeit stieg durch das Auf- 
streben der Plebs, sank aber durch die oligarchischen An- 
schauungen der Reichen und das Anwachsen der Sklaven- 
bevölkerung. Wert der freien Arbeit im Verhältnis zur 
Sklavenarbeit (Vgl. die einschlagenden Verhältnisse der 
amerikanischen Vereinsstaaten; 1860 — 1864.) 

V. Sich steigernde Humanität bringt die Besserung der Lage 
der Sklaven und unzählige Freilassungen hervor. Doch 
noch immer viel Sklaven vorhanden. (Heute die Sklaverei 
in Europa und Amerika verboten; wo man z. B. in neu er- 
worbenen afrikanischen Gebieten Sklaverei antrifft, ist fernerer 
Ankauf von Sklaven verboten, wird auf allmähliches Er- 
löschen derselben hingearbeitet. Auf einen Schlag alle 
Sklaven freimachen (vgl. Brasilien), hiefse, die Besitzer 
schädigen und den befreiten Sklaven öfters den Unterhalt 
nehmen, besonders den alten und schwachen. Eine sofortige 
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allgemeine Sklayenbefreiang ist aber wohl möglich, wemi 
grofse Geldmittel dazu vorhanden sind. 

Q, Entstehung eines für die Gesamtheit arbeitenden, später 
besoldeten kaiserlichen Beamtentums. (Vgl. das besoldete 
Beamtentum im absolutistischen Staate.) 

6, Geschworenen-Gerichte. 

Ausbildung des römischen Rechts. In Ostrom Zu- 
sammenfassung des corpus iui-is unter Justinian. Rezeption 
des römischen Rechts in Deutschland. Neuschöpfung eines 
nationalen Rechts. In Mecklenburg heute noch teilweise 
das corpus iuris in Gebrauch. 

LelLren zur Nutzanwendung. 

In Republiken zumal ist allzugrofser Reichtum in der Hand 
weniger') gefährlich. (Crassus, Medici.) 

Oligarchie und einseitiger Kapitalismus sind die fUr das Wohl eines 
Staats furchtbarsten inneren Feinde. Beide entnerven das Volk, 
entsittlichen nach oben und unten, an Stelle der Greburt und 
Tüchtigkeit, der breiten wirtschaftlich und politisch selbständigen 



1) Der Reichtum römischer Kapitalisten wird in unserer Zeit in 
Europa und Amerika in Schatten gestellt. In New- York besitzen die 
Astors, Goulds und John D. Rockefeller je 100—125 Mill. Dollars. 
Allein William Waldorf Aster hat ein Jahreseinkommen von 
8,900000 Dollars = 35,6 Mill. Mark, John D. Rockefeller 7 611 250 Dollars. 
Danach kommen Russell Sage (90 Mill. D.), Komelius und William 
Vanderbilt (jeder mit ungefähr 80 Mill. D.), Henry M. Flagler und 
William Rockefeller (je 60 Mill. D.). Die Gründer des Reichtums der 
Goulds, Sages und der Rockefellers waren vor 60 Jahren arme Leute. Drei- 
undzwanzig andere Familien, darunter noch ein Vanderbilt (Frederick) und 
ein Astor (Jakob), besitzen durchschnittlich 20—50 Mill. D., zwölf deren 
10—20, zweiundsechzig zwischen 2 und 5 Mill. D. Zu allen diesen kommen 
noch sehr reiche Frauen, an deren Spitze Frau Hetty Green mit 
40 000 000 D. steht. Demgegenüber wird das Gesamtvermögen der 
Rothschilds auf mindestens 10 Milliarden Mark berechnet. Jene 
106 New- Yorker Kapitalisten mit 1700 Mill. Dollars kommen also zu- 
sammen dem einen europäischen Hause nicht gleich. — Wie grofs war, 
unseren Yerhältnissen entsprechend, das Vermögen des Krassus? Er 
glaubte nur den reich nennen zu dürfen, der aus eigenen Mitteln ein 
Heer aufstellen und ernähren könne, also 80 000 Mann fast lauter Fufs- 
Yolk, da im wesentlichen die Bundesgenossen die kostspielige Reiterei 
aufzubringen hatten. Da nun die Jahreskosten eines jeden deutschen 
Soldaten im Durchschnitt 650 Mark betragen, würden 30 000 Mann 
197, Mill. Jahrausgaben verursachen. Dieses „Ideal** eines Krassus 
wird allein in New-York 6 — 8 Mal verwirklicht. Die Rothschilds 
wären jedoch imstande allein das ganze deutsche Friedensheer mit der 
Marine auf die Dauer zu erhalten, also mehr als 500 000 Mann. 
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Volksscliichten, des Btirgerheeres treten Gold, schlimmste Pro- 
tektion, Abhängigkeit, Söldnerheer, an Stelle alter ^ kernhafter 
Sittlichkeit Korruption, Bettelhaftigkeit. 

3. Allgemeine Unzufriedenheit, Unruhen, Bürgerkriege sind die 
notwendige Folge, zuletzt Tyrannis. 

4. Nur eine gesetzliche Monarchie vermag aus solchen versumpften 
Verhältnissen zu retten. Die gesetzmäfsige Monarchie ist ge- 
rechter als jedes Einzelstandes Herrschaft, weil dem Monarchen 
an der Zufriedenheit möglichst weiter Kreise liegen mufs. Je 
mehr Stände zufrieden, um so fester die Basis der Herrschaft. 

5. Die Tyrannis, weil wider das Gesetz, gewaltsam entstanden, 
geht meist auf gewaltsame Weise wieder unter. Sie wird ab- 
hängig von ihrem Werkzeug, dem Heer. Prätorianertum. 

6. Für sozial und wirtschaftlich komplizierte Verhältnisse, die noch 
gar einschneidender Beformen bedürfen, ist daher die gemäfsigte 
erbliche Monarchie die geeignetste, also beste Staatsform. 

a. Sie hat ja gesetzlichen Boden. 

b. Ist (wenn es keine neue, fremde Dynastie ist wie die Koburger 
in Portugal und Bulgarien, die Holsteiner in Griechenland,) 
mit dem Lande in Leid und Freud verwachsen. 

c. Sie steht gleich hoch über allen Parteien. 

d. Das Staatswohl ist zugleich ihr Familienwohl. 

e. Der Thronfolger ist auf seinen Beruf vorgebildet. 

f. Der Schutz der niederen Stände ist für sie unbedingt not- 
wendig, weil sonst leicht die oberen Stände zu mächtig 
werden und wie schon so oft nach Aristokratie oder Oligarchie 
oder Theokratie streben. 

g. Andererseits kann nur die erbliche Monarchie die Kraft haben, 
tief einschneidende, schwierige Reformen herbeizuführen. 

h. Sie am ehesten vermag religiösen Zwiespalt im Lande fried- 
lich zu lösen oder hintanzuhalten. 

i. Sie der beste Leiter in schwerer Zeit. (Friedr. d. Gr.) 

k. Die beschränkte Monarchie schützt vor Willkürherrschaft, 
vor Ministerdespotie, sie bedeutet den Rechtsstaat. 

1. Die Parlamente dagegen klären über die wahre Stinmiung 
im Lande auf. 

m. Die Parlamente zeigen dem Herrscher neue Talente. 

n. Die Beschränkung der Monarchie darf jedoch nicht zu weit 
gehen, damit nicht wie in Sparta, Polen, England, Neu- 
griechenland Parteiherrschaft eintritt, das Heerwesen (die 
zur Selbsterhaltung notwendige Waffe,) verföUt, sozialer und 
religiöser Unfrieden um sich greift und zu Empörungen 
treibt. Der Herrscher darf nicht etwa nur „ein sehr vor- 
nehmer, gebildeter Mann'^ sein. 
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7. Kein Staat ist gesund, kein Staat ist widerstandsföhig, in dem 
Bürger- und Bauernstand an Zahl und Besitz abnehmen, in 
dem das Proletariat (und in alter Zeit das Sklaventum) wächst. 
Mit der Zeit geht ein solches Staatswesen wie aus Alterschwäche 
unter, es kann keinen Anprall, keine starke Krankheit aus- 
halten. An Eigentum und Kopfzahl wachsende Mittel- 
stände sind das notwendige Fundament jedes dauerhaften 
Staates. 

8. Auf dem freien Bauernstand besonders beruht die nationale 
Kraft und Selbständigkeit. Er gewährt das Brotkom und die 
meisten Mannschaften. (Im deutschen Reiche 73 v. H.) Geht 
in einem Staate der Bauernstand zurück oder unter, dann 
läuten bereits die Kirchhofglocken. Fast ebenso bedeutungsvoll 
sind die städtischen Mittelklassen. Sie sind das natürliche 
Gegengewicht gegen die besitzlosen Klassen, die um ihrer 
Menge willen gerade in den Städten, den Grofsstädten, selbst- 
bewufst und mächtig und durch den täglichen Anblick von 
grofsem Luxus reizbar und auch begehrlich sind. 

9. Darum mufs der Staat alles daransetzen, jegliche Oligarchie 
fernzuhalten oder zu vernichten, zu grofse, schädliche Aus- 
dehnung des kapitalistischen Systems hemmen. 

10. Darum schütze der Staat die Mittelstände^) und hebe die 
unteren Stände durch vernünftige gesetzliche Mafsregeln nach 
und nach empor. 



1) Der Bauernstand verlangt in uaserer Zeit nach einem Eornzoll, 
also nach einem SchatzEoU. (Gegensatz: Finanzzoll.) — Das amerika- 
nische Getreide vom Missouri kostet in Bremen soviel wie das, welches 
der Landmann 35 Kilom. von Bremen gewinnt. — Sollten Eomzölle als 
Schatzzölle unvermeidlich sein, so ist zu bedenken, dafs auch die In- 
dustrie Schutzzölle geniefst, welche den Lohn halten oder heben. Kauf- 
kräftige Bauern nützen ebenfalls der Lidustrie. Die Landarbeiter sind 
Kudem zahlreicher als die städtischen Arbeiter. Übrigens beginnt die 
Industrie in mehreren europäischen Staaten in ungesunder Weise zu 
viel Güter zu produzieren, viel zu viel Berücksichtigung zu beanspruchen, 
zu viel Arbeitskräfte vom Lande in die Stadt zu ziehen, wo sie dann 
in „schlechten Zeiten" als „Arbeitslose" darben und gefährlich werden, 
während der Landwirtschaft die nötigen Arbeitskräfte fehlen, so dafs 
sie, dem Staate zum Schaden^ sogar fremdsprachige Leute hereinzieht. 
Die auf geistigen Gebieten überschüssigen, nicht verwendbaren Kräfte 
müssen dagegen, ohne dafs viel danach gefragt wird, auch in ihnen 
nicht gefällige Stellungen unterschlüpfen, z. B. nehmen Philologen und 
Theologen Hauslehrerposten oder Privatschalstellen an, ehe sie ein Amt 
zu erlangen vermögen. — Jegliche Beeinträchtigung des Rechtes der 
Freizügigkeit würde aber den ländlichen Arbeiterstand, wie dies in 
BuTsland geschah, nach und nach wieder leibeigen machen. 
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11. Jeder Staat mufs mit aller Kraft danach streben, möglichst 
alles Brotkorn, das er braucht, auf eigenem Boden 
zu gewinnen. Sonst kann im Kriegsfalle die Gefahr heran- 
treten, dafs ihm (vgl. für Rom die Seeräuberzeit und die 
Blockade durch Sextus Pompejus) die Zufahr von einer über- 
legenen Seemacht abgeschnitten wird, so dafs er ohne Schwert- 
streich schimpflich nachgeben oder gar kapitulieren mufs. 
Einerseits hüte man sich, die schon übergrofse Ausdehnung 
der Industrie zu mehren. Dieselbe zehrt die dem Landbau zu- 
kommenden Kräfte auf, ohne durch den von ihr aus etwa sich 
steigernden Export der Gesamtnation anders als nur noch auf 
einige Zeit zu nützen. Denn alle jetzt noch von den Fabrik- 
staaten Europas kaufenden Völker (Rufsland, Union, China, 
wenig noch Japan) werden, die einen schneller, die anderen 
langsamer, die Erzeugung der in Frage kommenden Gegen- 
stände studieren, nachahmen, durch Schutzzölle eine einheimische 
Industrie konkurrenzfähig machen und sich dann vom west- 
europäischen Import befreien. Dieser selbstverständliche, ganz 
natürliche Gang der Dinge wird noch dadurch beschleunigt, 
dafs alle jene fremden Staaten grofse Arbeitermassen und 
mächtige Steinkohlenlager besitzen. Was will dann West- 
europa thun, wenn es, inbezug auf landwirtschaftliche Produkte 
vom Auslande abhängig, die industrielle Ausfuhr verloren hat? 
Die amerikanischen Vereinsstaaten sind bereits auf dem Wege 
der Schutzzölle (Mac Kinlay-Bill), dgl. Rufsland; Japan stellt 
schon unzählige westeuropäische Artikel selbst her. In 
25 Jahren hat Japan vermocht, sich neben Europa zu stellen, 
industriell und militärisch!^) 

1) Die Entwicklung der indastriellen Thätigkeit in Japan während 
des letzten Jahrzehnts ist eine ganz aufserordentliche gewesen und hat 
sich aaf mehr als einem Gebiete der Europas und Indiens nicht nur 
ebenbürtig, sondern überlegen gezeigt. Durch die im Jahre 1875 er- 
folgte Ablösung der dem hohen und niedrigen Adel bis dahin statt 
des erblichen Einkommens gezahlten lebenslänglichen und anderen 
Pensionen, die im Staatshaushalt für 1875 — 76 noch mit ungefähr 
227, Millionen Yen, d. h. 90 Millionen Mark aufgeführt wurden, und 
zu ihrem 15 — 14jährigen Betrage angehäuft und in Begierungsschuld- 
scheinen ausgegeben worden sind, ist die für industrielle Unternehmungen 
zur Verfügung stehende Summe einerseits sehr vermehrt worden, während 
andererseits die Ausnutzung derselben in solcher Weise fast zur zwingenden 
Notwendigkeit wurde, wenn nicht sofort ein sehr bedeutender Bückgang 
im Kurs der Papiere eintreten sollte. — Das Nichtvorhandensein eines 
Patentschutzgesetzes in Japan hat den Japanern gestattet, sich zu billigen 
Preisen die neuesten und besten Maschinen zu verschaffen, wobei ihnen 
die rücksichtslose Ausbeutung derjenigen, welche gutmütig oder leicht- 



Rom. 



HS 



Andrerseits verbiete man, den der Landwirtschaft ge- 
hörigen Eaum dem Getreideanbau zu entziehen, etwa zur zu 



sinnig genug waren, ihnen einen Einblick in ibre Fabriken zu gestatten, 
von nicht geringem Nutzen gewesen ist; billige Arbeitskraft (nach dem 
englischen Konsalarbericht über den firemden Handel in Japan für 1893 
betrugen die Durchschnittslöhne für Männer 17,4 Cent, für Frauen 
8,9 Gent täglich für einen Arbeitstag von liy. Stunden mit Pausen für 
Mahlzeiten, d. h. 37 bezw. 19 Pf.), keine Fabrikgesetzgebung, die hindernd 
eingreift, und billige Brennmittel haben die schnelle Entwicklung ge- 
fördert. Auch wo Beförderungskosten den Preis der Rohstoffe zu er- 
höhen drohten, haben Schiffahrt und Industrie sich zu verständigen ge- 
sucht und gewufst, so z. B. für die Einfuhr von ßohbaum wolle von 
Bombay nach Japan. — Eine Fabrik, die von Eanegasuchi, mit über 
35 000 Spindeln arbeitet ununterbrochen Tag und Nacht mit etwas über 
2100 Männern und 3700 Frauen^ bei einer Arbeitszeit von zwölf Stunden, 
von der 40 Minuten für Mahlzeiten und 15 Minuten für Kleiderwechsel 
am Schluls der Arbeit abgehen. Der Lohn für Frauen in dieser Fabrik 
beträgt zwischen ^% und 19 Sen (Cent), d. h. 9—38 Pf. täglich. Ein 
Teil der in der Fabrik beschäftigten Mädchen findet in den zu derselben 
gehörigen Gebäuden Unterkunft. Mahlzeiten werden von der Fabrik 
zum Preise von je 4 Pf. geliefert. Eine Zwangs-Sparkasse ist eingeführt, 
bei der jeder, Arbeiter wie Arbeiterin, von einem Monatsgehalt von 
4—7 Mark mindestens 10 Pf. monatlich einzahlen mufs, während von 
höheren Löhnen 5 v. H. eingezahlt werden müssen. Die eingezahlten 
Beträge werden nur bei Krankheit oder Ausscheiden aus der Fabrik 
zurückgezahlt. Aufserdem besteht eine freiwillige Sparkasse, die 
10 V. H. Zinsen aufs Jahr gewährt. Die letztere Einrichtung, die erst 
im Frühjahr 1892 eingeführt wurde, hatte solchen Beifall gefunden, dafs 
nach einem Jahre die Gesamteinlagen bereits über 3600 Mark, die 
höchste für eine einzelne Person 115 Mark, betrugen. Die Zustände in 
den meisten Fabriken sind dieselben oder ähnlicher Art. Wie will 
solchen Verhältnissen gegenüber die europäische Industrie sich auf die 
Dauer mit der japanischen messen? — Die nachstehenden Zusammen- 
stellungen der Preise, zu denen japanische und englische Artikel in 
Singapore verkauft werden können, zeigen besser als weitschweifige 
Auseinandersetzungen die Gefahr, die der europäischen Industrie droht. 
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starken Viehzucht, zu zu starkem, gar nicht einmal in normaler 
Weise, sondern nur durch Ausfuhrzölle künstlich Nutzen 
bringendem Rübenbau. Starke Viehzucht ist weniger nötig 
als starker Eombau: Die Bömerlegionen, welche alle Feinde 
vor sich hertrieben, wufsten gar wenig von Fleischspeisen. 
Der tibermäfsige Fleischverbrauch heutiger Zeit ist völlig un- 
nötig, beinahe ebenso ein Luxus wie der Tabaksgenufs, zumal 
doch ausgekochtes Fleisch fast nichts nützt und verdorbenes, 
wie das im Sommer, geradezu gefährlich wirkt. ^) Natürlich 
ist Viehzucht notwendig um der Qewinnung des normalen 
Dunges willen. 

Femer suche man jede nur irgend geeignet erscheinende 
Stelle im Lande urbar zu machen und dem Getreidebau zuzuführen. 
Man ahme Friedrich d. Gr. nach, der den Oder-, Netze- und 
Warthebruch austrocknete und Moore urbar machte, was zu- 
sammen 35 DM. ertragsfähigen Boden ergab. Im deutschen 
E eiche giebt es noch gewaltige ähnliche Strecken. 



Aufserdem führt Japan aus: Schreib- und Druckpapier, Messingbleche, 
Eisendraht, Seife, Bier, Mineralwasser, Baumwoll-Manufakturen, Metall- 
knöpfe, Strumpfwaren, Petroleumlampen und Kohlen. Was Kohlen und 
Streichhölzer anbetrifft, so sind die Japaner eifriere Wettbewerber der 
Engländer. Es ist ihnen bereits gelungen, englische Streichhölzer voll< 
ständig aus den Märkten in China und der Strafse von Malakka zu ver- 
drängen, eine Thatsache, über die man sich wundern kann, wenn man 
bedenkt, dafs sie Streichhölzer aus Japan zu einem wenig höheren Preise 
als 8 Pence (66 Pf.) das Gros ausführen können. Japanische Kohle 
dringt rasch nach dem Westen vor und wird bereits von Schiffen benutzt, 
die in Singapore Kohlen einnehmen. — In einer Sitzung des britischen 
„Royal Colonial Institute*' wurde angeführt, dafs, während im Jahre 1894 
67 Baumwollspinnereien in Lancashire mit einer Unterbilanz von 
411000 Pfund Sterling gearbeitet hätten, 21 japanesische Spinnereien 
im Konsulardistrikt Osaka-Hiogo im Jahre 1891 im Durchschnitt 17 v. H. 
Dividende gegeben hätten, von denen die höchste 28 v. H., die niedrigste 
8 V. H. gewesen sei. — Von anderen Gesellschaften bestanden in Japan 
nach japanischen Quellen: 1006 Aktiengesellschaften mit einem Kapital 
von 101762 349 Dollar (der Dollar gleich etwa 2 Mark), 131 National- 
banken mit einem Kapital von 73 124 000 Dollar, 11 Gesellschaften für 
elektrisches Licht mit einem eingezahlten Kapital von 1 674 713 Dollar 
bei einem nominellen von 2 477 250 Dollar und sieben Maklerbörsen 
mit einem Kapital von 2 700 000 Dollar. — Um Japan vom Auslande 
auch in Bezug auf seinen Bedarf an Zucker unabhängig zu machen, war 
in Osaka die Errichtung einer Zuckerraffinerie mit einem Aktienkapital 
von 1 Million Dollar in Aussicht genommen, während eine solche mit 
einem Kapital von 750 000 Dollar in Yaegama auf den Liukiu-Inseln fest- 
gestellt sein soll. (Vgl. v. Brandt, Japans Handel und Industrie. Stuttg. 1895.) 
1) Verfasser ist durchaus kein Vegetarianer. 
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Übrigens ist Deutschland (mit England und Italien) in 
ähnlicher Lage wie das alte römische Italien seit dem zweiten 
Jahrhundert v. Chr, G. Würde die Union mit Frankreich 
und Bufsland England bekriegen, so wäre letzteres bald durch 
Zufuhrunterdrückung auszuhungern. Das deutsche Reich, das 
nur % seines Kornbedarfs selbst hervorbringt, würde, falls es 
mit Frankreich und Bufsland zugleich in Krieg verwickelt 
würde, damit sofort vom russischen Getreidemarkte ausge- 
schlossen und durch deren weit überlegene Flotte von der 
amerikanischen und indischen Zufahr abgeschnitten sein.^) 
Dringt noch dazu ein russisches Heer in Ungarn ein, dann 
steht Hungersnot bevor, und der Krieg ist zu Ende! Und 
wenn dann gerade die vorjährige deutsche Ernte geringen 
Ertrag brachte! — Die Korn ausführenden Staaten (Union, 
Eufsland, Indien) weisen die gröfste Yolksvermehrung auf, so 
dafs vorauszusehen ist, dafs dieselben mit der Zeit ihr Ge- 
treide mehr und mehr selbst aufbrauchen werden. 

Aus politisch -militärischen Gründen ist nach alle dem 
noch notwendig: 

1, Wie Cäsar und die Pharaonen gewaltige Kornspeicher mit 
Vorräten (für ein Jahr) anzulegen. 

2. Zur Sicherung der Seezufahr die für Deutschlands weite 
Küste so wie so unverhältnismäfsig geringe Kriegsflotte 
bedeutend zu vermehren, und zwar schleunigst. 

Dafs etwa England dem Dreibund, oder wenigstens Italien 
bei einem etwaigen Entscheidungskriege beistände, dies zu 
hoffen, ist eitler Wahn. Bricht ein europäischer Weltkrieg 
aus, so werden gewifs mehrere Mächte bankerott, fast alle 
aber derartig verarmen, dafs England, wenn es so klug war 
neutral zu bleiben, politisch ausschlagend wird und industriell 
wieder so vorherrscht wie nach den Freiheitskriegen. 

12. Ohne die auswärtigen Besitzungen war Rom in sozialer 
Beziehung verloren. So aber konnte es Ackerbau-Kolonien 
gründen und, da man nun einmal die italische Brotkom- 
erzeugung hatte zu Grunde gehen lassen — aus den Staats- 
domänen in Afrika, Sizilien, Ägypten den Bedarf für Italien 
beschaffen. 

13. Deshalb strebe der Staat nach Kolonien, die ihm die Möglich- 
keit zur Gründung grofser Ackerbauansiedlungen gewähiren, 



1) So erklärte England 1798, als es in Prankreich infolge des 
anarchischen Zustandes Hungersnot wufste, alle französischen Häfen in 
Blockadezustand und verhängte Konfiskation über die neutralen Fahr- 
zenge, welche Lebensmittel zuführen wollten. 

8* 
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die dann auch seinem Mittelstand Gelegenheit zu ausgiebiger 
Arbeit liefern. 

Was Deutschlands Kolonien betrifft, so gewähren die 
Berglandschaften des inneren Deutsch -Ostafrika Ackerbau 
föhigen Boden in erträglichem Klima fUr 1 — 2 Mill. Bauern, 
dahinter und in Stidwestafrika Baum für Viehzucht, die 
Küstengebiete Ostafrikas allein schon die Möglichkeit, durch 
Plantagenbetxieb (freie Negerarbeit unter europäischer Leitung) 
den gesamten Beicbsbedarf an Kaffee und Tabak, dazu teil- 
weise den an Baumwolle (am Yiktoriasee) zu bauen. Das 
Reich giebt aber jährlich allein für Kaffee und Tabak an aus- 
wärtige Staaten 130 Mill. Mark aus! Kamerun eignet sich 
ebenfalls zur Erzeugung trefflichen Tabaks und Kaffees, auch 
Kaiser- Wilhelmsland auf Neu-Guinea besitzt Plantagenboden. 

Tausende deutscher Kaufleute, Inspektoren, Reeder, See- 
leute, Ingenieure fönden damit ihr Auskommen. Die an der 
Küste Deutsch-Ostafrikas und Neuguineas müfsten freilich wie 
die Engländer in Ostindien und die Niederländer in Batavia 
sehr mäfsig leben und in gewissen Pausen Urlaub in anderem 
Klima verbringen. Der Staat müfste selbst grofse Domänen 
dort anlegen. Es ist seltsam, heute schon von den deutschen 
Kolonien Gewinn zu erwarten, da sie kaum bestehen, und 
noch sehr wenig daselbst geschehen ist; sie vermögen heute 
ebensowenig Überschufs zu gewähren, als ein sechsjähriges 
Kind seine Eltern ernähren kann. Man studiere Englands 
Kolonisationen! 

Umgekehrt wären die Kolonien dann ein gutes Absatz- 
gebiet für deutsche Waren. Von den 22 Milliarden Privat- 
kapital, die das deutsche Volk, zum Teil in den schlechtesten, 
ausländischen Papieren angelegt hat — fast eine ganze 
Milliarde, also die doppelte jährliche Militärausgabe, verlor 
es davon kürzlich in Argentinien, Portugal und Griechenland! 
— könnte es gar viel in den Kolonien und im eigenen Lande 
nützlich verwerten. 
14. Durch geschickte Handelsverträge hebe man den Verkehr mit 
dem Ausland. Das Einfuhrverbot auswärtiger Weine hob den 
italischen Weinbau aufserordentlich. Die Provinzen hatten 
kein Repressalienrecht. Durch hohe Schutzzölle schützen 
Nordamerika und Rufsland ihre junge Industrie gegen die 
überlegene, jetzt noch billiger liefernde mittel- und west- 
europäische Konkurrenz. Hohe Schutzzölle sind dem russischen 
Fabrikanten und Fabrikarbeiter förderlich und angenehm, nicht 
aber dem russischen Bauer und Feldarbeiter, der Erhöhung 
der deutschen Komzölle befürchten mufs. Umgekehrt ist es 
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in Deutschland der Fall. Nun mufs nicht um eines Standes 
willen abgeschlossen, sondern aus notwendiger Bücksicht auf 
das Oesamtwohl bei Abschlaüs von Handelsverträgen eine Art 
Mittleres geschaffen werden, und zwar so, dafs die so wie so über- 
mäfsig produzierende, yoraussichtlich einst aufs eigene Land an- 
gewiesene Industrie der heutzutage zu wenig liefernden Land- 
wirtschaft nicht vorgezogen wird. Aus Deutschland im eitlen 
Vertrauen auf etwaigen Biesengewinn in China u. s. w. einen 
Industriestaat wie England entstehen zu lassen, wo Amerika 
und Bufsland in nicht femer Zeit industriell selbständig 
werden, und Japan China versorgen und anleiten wird, wäre 
ein verhängnisvoller Fehler. 

15. Lange Friedensepochen bewirken gröfsere Humanität, aber 
auch Verweichlichung der Städter, damit Unlust und XJn- 
tauglichkeit zum Waffendienst. 

16. Millionenstädte wie Bom sind in vieler Beziehung bedenklich. 

a. Ständisch: 

Gerade in solchen Städten die gröfsten Unterschiede 
zwischen reich und arm, ungeheuere Anzahl darum unzu- 
friedener Arbeiter, Zufluchtsstätten verlorener, „katilinari- 
scher" Existenzen, Schlupfwinkel verdorbener Elemente 
(Gauner u. s. w.). 

b. Wirtschaftlich: 

Weil Angebot gröfser als Nachfrage, viel arbeitslose 
Leute, während das flache Land Mangel an Arbeitskräften 
hat. Das Angebot ist gröfser, weil die höheren Löhne 
und die Hoffnung auf gröfseren Lebensgenufs in die Grofs- 
städte locken. 

c. Politisch: 

Solche Städte gleichen vulkanischen Bergen mit 
Eruptionen, besonders in Teuerungsjahren (1789 Paris). 

d. Sittlich: 

In den Millionenstädten zu viel Genufssucht^ Laster, 
Untergang schwacher Charaktere. 

e. Gesundheitlich: 

Trotz aller hygienischen Mafsregeln in solchen Städten 
infolge des Mangels an guter Luft, (oft) gutem Wasser, 
genügend gröfser und gesunder Wohnung und der häufig 
gesundheitswidrigen Lebensweise der Erwachsenen, Ver- 
schlechterung derEörperkonstitution, gröfste Einder- 
sterblichkeit, Tuberkulose, Abnahme der geistigen und 
körperlichen Spannkraft (Nervosität). Im Deutschen Beiche 
sind nur 27% Soldaten Städter. 

Bousseau: „Die (grofsen) Städte sind das Grab des 
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' Menschengeschlechts; nach wenigen Qenerationen stirbt die 
Basse aus oder ist entartet/' Undsoistes. Denn in Paris 
sterben von den Neugeborenen im 1. Lebensjahr SSy^y^ 



0) 



also von 60 000 ganze 37 000! (In Deutschland, Stadt 
und Land, im Durchschnitt genommen, lOy^.) Nach 
des Statistikers H. Lagnean Berechnungen werden von 
den 2 425 000 Parisem der letzten Volkszählung ohne die 
grofse ständige Zuwanderung von auTsen her nach einer 
Generation nur noch 1190 000, am Ende der dritten nur 
noch 834000, nach Ablauf der 8., 141000 übrig sein. 

Darum wäre es erspriefslich, die schnelle Zunahme 
der Grofsstädte, besonders der Millionenstädte zu hemmen. 
Z. B. bringe man nach und nach Fakrikzentren auf dem 
Lande an Eisenbahnstationen an, suche durchzuftlhren, dafs 
daselbst der Arbeiter allmählich ein eigenes Häuschen mit 
Nutzgarten, Kartoffelfeld, Wiesenfleck für Kuh und Ziege 
erwirbt, oder wenigstens das 1. und 2., und das 3. pachtet. 
Man sorge dann in Grofsstädten besonders für grofse 
Parkanlagen mitten in der Stadt (vgl. London), für treff- 
liches Wasser, äufserste Reinlichkeit (Abzugskanäle u. s. w.), 
man strebe nach dem Dreifenstersystem Englands^) (drei 
Fenster breit, zwei Stockwerke hoch) für die Bemittelten, 
verbiete jeglichen Feldwucher in der Nähe der Grofsstädte, 
um endlich billige Bauplätze für einfache Häuser erwerben 
zu können, untersage, darauf ein Haus mit mehr als drei 
Stockwerken zu errichten. 

Die Gesundheit des Volkes ist mehr wert als 
wüste Spekulation, die nur wenigein mühelos grofsen 
Gewinn bringt. 

Fällt der Feldwucher weg, dann werden bei den Vor- 
orten unzählige billige, gesunde Wohnungen dem Erdboden 
entsteigen, und damit auch die teueren Wohnungen im 
Stadtinnem für niederen Preis frei werden. Ein Viertel 
der Wiener Bevölkerung hat nur ein Wohn- und ein 
Schlafzimmer, keine Küche. In Berlin schlafen selbst bei 
besser gestellten Leuten der zu hohen Miete wegen (Vor- 
ort Schöneberg, 4 Treppen hoch vier Zimmer und Zubehör: 
800 M.) Dienstmädchen in — der Küche! Nach Angabe 
des englischen Statistikers Charles Booth (Life and Labour 



1) London zählt bei ^V^ Hill. Einwohnern 370 000 Häuser, Paris 
bei 2 y, Mill. nur 45 000. Und welche Häuseruntiere giebt es in Chikago 
(mit 13 Stockwerken, „Himmelskratzer**), wie viel ,,Miet8kasemen" in 
Berlin! 
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of the Feople of London) giebt es in London überhaupt 
172 000 Familien, die je ein, 189 000 Familien, die 
je zwei Zimmer inne haben. 
17. Born giebt in bedrängter Lage auf einige Zeit die 
plattierten Silbermünzen (Yg der Neuprägung) aus. 

Heutzutage ist alles, Beich, Bundesstaat, Frovinz, Ge- 
meinde mit öffentlichen Schulden mafslos überschüttet. Nur 
England zahlt energisch die Staatsschulden ab. Mittelstädte 
von 16000 Einwohnern, ohne besonderes städtisches Vermögen, 
nehmen leichten Herzens Anleihen im Betrage von 4 Hill. 
Mark auf, bauen mit diesem Gelde teilweise verschwenderisch 
ausgestattete Schulen u. s. w., und dies oft mit nur lYg^ jähr- 
licher Tilgung des geliehenen Kapitals (Amortisation)! Somit 
mufs noch die 3. Generation an den Schulden der Jetztzeit 
tragen, während bis dahin die heutigen Einrichtungen längst 
überholt, halbwegs wertlos sind, und neue kostspielige Ein- 
richtungen infolge vieler Erfindungen getroffen werden müssen. 
(Eine elektrische Bahnanlage ist z. B. dreimal so teuer als die 
für Dampfwagen.) Dadurch werden die künftigen Geschlechter 
ruiniert, ehe sie geboren sind. Um der Finanzkraft und des 
Lebensglückes derselben willen, die sonst samt den Tuberkel- 
zellen und der politischen Spannung in Europa auch noch die un- 
säglich grofse Schuldenlast erben, darf man niemals in öffentlichen 
Angelegenheiten Anleihen machen als mit 3% Amortisation. 

Desgleichen wird im Verhältnis zu Altroms Finanzpolitik 
viel zu viel Papiergeld ausgegeben. An sich ist Papiergeld 
nichts wert. Sein Wert beruht lediglich auf dem Kredit dessen, 
der es ausgiebt. (Staaten, Banken.) Es hat den Vorteil, dafs 
es leicht zu transportieren ist, und grofse Summen in Papier- 
geld wenig Platz wegnehmen. Giebt ein Staat zuviel Papier- 
geld aus, so geht das Münzgeld aus dem Verkehr und aus 
dem Lande. Hat der Staat zuviel Schulden, Krieg zu erwarten 
oder innerpolitische und Handelskrisen durchzumachen, so 
sinkt sein Papiergeldkurs wie die Assignaten der französischen 
Bevolution, (Anweisungen auf das dem Adel und der Geistlich- 
keit genommene neue National- Grundvermögen,) die eine Zeit 
lang nur den 800. Teil des Nennwertes (Wertangabe der Auf- 
schrift) galten. Der russische Papierrubel war 1884 um 50 7o 
des Preises des Silberrubels gefallen. Wechselt man gegen 
Papiergeld eines ungünstig finanzierten Staates Münze ein, dann 
hat man Aufgeld (Agio) zu zahlen, das um so höher ist, je 
schlechter der Kredit des betreffenden Staates. 

Genau genommen bedeutet jegliches Papiergeld einen un- 
normalen, meist ungesunden Zustand eines Volkes. 
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Einflufs des Christeiitnins^) auf die wirtsehaftUelieii 
und gesellseliaftlielieii Verhältnisse. 

Die steigende Hnmanität des kaiserlichen Roms, wo man 
unzählige Sklaven frei lieiÜB, den Sklaven selbst als Menschen an- 
erkannte und daraufhin seine Behandlung besserte, wo man femer 
durch Verleihung des römischen Bürgerrechts an die Provinzialen 
viele Millionen den römischen Bürgern gleich stellte^ ward aufser- 
ordentlich gefordert durch das Christentum. 
Hauptstellen. 

A. Matth. 11, 28. Kommet her zu mir alle, die ihr mühselig und 
beladen seid, ich will euch erquicken. 

Luc. 4, 18. Der Geist des Herrn ist bei mir, der- 
halben er mich gesalbt hat und gesandt, zu verkündigen das 
Evangelium den Armen, zu heilen die zerstofsenen Herzen, zu 
predigen den Qefangenen. 

1. Kor. 12, 12 — 13. Denn gleichwie ein Leib ist und 
hat doch viele Glieder, alle Glieder aber Eines Leibes, wie- 
wohl ihrer viele sind, sind sie doch Ein Leib: also auch 
Christus. Denn wir sind, durch Einen Geist alle zu Einem 
Leibe getauft, wir seien Juden oder Griechen, Knechte oder 
Freie, und sind alle zu Einem Geiste getränket. 

Galater 3, 26—28. Denn ihr seid alle Gottes Kinder 
durch den Glauben an Christo Jesu. Denn wie viele euer 
getauft sind, die haben Christum angezogen. Hier ist kein 
Jude noch Grieche, kein Knecht noch Freier^ hier ist kein 
Mann noch Weib, denn ihr seid allzumal Einer in Christo Jesu. 
1. Petr. 2, 9. Ihr aber seid das auserwählte Geschlecht, 
das königliche Priestertum, das heilige Volk, das Volk des Eigen- 
tums, dafs ihr verkündigen sollt die Tugenden des, der euch 
berufen hat von der Finsternis zu semem wunderbaren Licht. 
Böm. 3, 23. Denn es ist hier kein Unterschied;" sie sind 
allzumal Sünder und mangeln des Buhms, den sie an Gott 
haben sollten. 

Böm. 2, 11. Denn es ist kein Ansehen der Person vor Gott. 



B. Matth. 5. Bergpredigt. 

Math. 22, 36—39. Meister, welches ist das vornehmste 

1) Im Religionsunterricht ist die Bedeutung des Christentums auf 
religiösem und sittlichem Gebiete genau durchzuführen. 
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Gebot im Gesetz? Jesus sprach zu ihm: Du sollst lieben Gott 
deinen Herrn; von ganzem Herzen, von ganzer Seele und von 
ganzem Gemüt. Das ist das vornehmste und gröfste Gebot. 
Das andere ist aber dem gleich. Du sollst deinen Nächsten 
lieben als dich selbst. 

Math. 5, 44. Ich aber sage euch: Liebet eure Feinde, 
segnet, die euch fluchen, thut wohl denen, die euch hassen, 
bittet für die, so euch beleidigen und verfolgen, auf dafs ihr 
Kinder seid eures Vaters im Himmel. 

1. Kor. 13, 1 — 8. Wenn ich mit Menschen- und mit 
Engelzungen redete und hätte die Liebe nicht^ so wäre ich ein 
tönend Erz oder eine klingende Schelle. 

Und wenn ich weissagen könnte und wüfste alle Geheim- 
nisse, und alle Erkenntnis und hätte allen Glauben, also 
dafs ich Berge versetzte, und hätte der Liebe nicht, so wäre 
ich nichts. . . . 

1. Job. 4, 20. So jemand spricht: „Ich liebe Gott" und 
hasset seinen Bruder, der ist ein Lügner. . . . 



C. Luc. 18, 22 — 25. (Christus verlangt von dem Obersten, 
anfser dafs er die 10 Gebote hält:) Es fehlt dir noch eins. 
Verkaufe alles, was du hast und gieb es den Armen, so wirst 
du einen Schatz im Himmel haben, und komm und folge mir 
nach. Da er aber das hörete, ward er traurig, denn er war 
sehr reich. Da aber Jesus sah, dafs er traurig war geworden, 
sprach er: Wie schwerlich werden die Beichen in das Reich 
Gottes kommen! Es ist leichter, dafs ein Kamel gehe durch 
ein Nadelöhr^), denn dafs ein Reicher in das Reich Gottes 
komme. 

Luc. 16, 19 — 31. Evangelium vom reichen Mann und 
Lazarus. 

Luc. 14, 12 — 13. Wenn du ein Mahl machest, so lade 
(nicht deine Brüder, Freunde, Nachbarn, die da reich sind, 
sondern) die Armen, die Krüppel, die Lahmen, die Blinden. 



D. Matth. 22, 21. Gebet dem Kaiser, was des Kaisers ist und 
Gott, was Gottes ist. 



1) Nadelöhr: So bezeichnen heute noch die Beduinen der Ost- 
jordanstämme die in die Erde eingerammte Holzvorrichtung, durch 
welche die Kamele, welche beladen werden sollen, knieend ihren Kopf 
stecken. 
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Bömer 13, 7. So gebet nnn jedermann, was ihr schuldig 
seid: Schofs, dem der Schofs gebührt, Zoll, dem der Zoll ge- 
bührt, Furcht, dem die Furcht gebührt, Ehre, dem die Ehre 
gebührt 
Danach wurde das Christentum 

1. ein Hort der Armen und Gedrückten, die Zuflucht der unteren 
Klassen, danach übten seine Anhänger Nächstenliebe, halfen 
den Witwen und Waisen, den Verlassenen und Gefallenen, 
standen den Verfolgten und Sterbenden beL Femer waren 
nach Christi Lehre alle vor Gott gleich, also im Sinne der 
Religion alle Brüder. Diese Überzeugung wirkte auch auf die 
Ansichten über die soziale Gliederung ein: 

Der Klassengegensatz wurde gemindert, die Humanitäts- 
bestrebungen empfingen neue Kraft, das Sklaventum^) ging 
nach und nach ein. Der Unfreie, der im Mittelalter ins 
Kloster trat, ward sofort frei. 

2. Der Mensch wandte sich völlig vom irdischen Leben, somit 
auch vom Staatsleben ab. Man lebte lediglich der Vorbereitung 
auf das jenseitige Leben. Man zog sich, Reichtum, Ehrenstellen, 
Familie verlassend, mit Vorliebe in die Einsamkeit zurück, um 
sich in Einsiedeleien oder Klöstern der Andacht und Beschau- 
lichkeit zu weihen. Daselbst entäuTserte man sich alles dessen, 
was nicht zum Leben unbedingt notwendig war. Es wurde 
gefordert, den Reichtum zu Gunsten der Armen dahinzugehen. 

Mit dieser Weltflucht verminderte man freilich auch des 
Reiches Kraft und Macht. Die aktiven Thätigkeiten und 
Tagenden des Mannes nahmen ab. 

Da die Christen der ersten Zeit meist den unteren Ständen 
angehörten, schätzte man die Arbeit höher; im Einklang mit 
dem Bibelwort: „Im Schweifse deines Angesichts sollst du dein 
Brot essen" begannen die Klosterinsassen selbst Hand anzu- 
legen: Ora et labora. 

Grofsartige Bedeutung des Benediktinerordens. Die Bene- 
diktinerklöster Kulturmittelpunkte zumal in den bis dahin 
rauben Ländern. (Deutschland, Gallien.) 

Die Arbeit beginnt wieder als eine jedes Menschen würdige, 
wertvolle Thätigkeit zu gelten. (Wie in der homerischen Zeit.) 

Die Arbeit der Klöster bewirkte Besitz, Freude am Be- 
sitz, vermehrte Thätigkeit, Reichtum. Grofser Besitzstand des 
Klerus. 

Freilich wurde damit viel Eigentum dem lebendigen Ver- 



1) Jedoch Doch im 7. Jahrhundert waren z. B. auf den päpst- 
lichen Pl^ta^en Siziliens Sklaven. 
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kehr entzogen, und weil kirchliche Güter steuerfrei waren, 
gerade wieder der untere und mittlere Stand mehr mit Lasten 
und Abgaben überhöuft. 

3. Die christliche Lehre erkennt den Staat, die Rechte des Kaiser- 
tums voll und ganz an und verlangt von den Gläubigen frei- 
willige Erfüllung aller gesetzlichen Pflichten. Darum niemals 
ein Cbristenaufstand, auch nicht, als deren Zahl bedeutend war. 
Als das Christentum allgemeine Eeligion geworden war, widmete 
man sich auch wieder dem Staats-, weniger dem Militärwesen. 

Christi Lehre zuwider verfolgte man dann freilich auch 
die Heiden. 

Fernere Entwicklung. 

4. Die katholische Lehre von der Priesterweihe schafft einen 
Mittlerstand zwischen Gott und den Menschen. Daraus folgte 
die Erhöhung des Priesterstandes, dann Priesterherrschaft. Die 
römischen Bischöfe beanspruchen erst den Vorrang, dann die 
Leitung. 

Insofern nuil jeder, wes Standes er auch war, Priester 
werden und auch höhere Kirchenämter erlangen konnte, be- 
deutet die mittelalterliche Priesterherrschaft eine, in etwas 
durch die Konzilien beschränkte geistliche Monarchie auf 
demokratischester Grundlage. (Ein ehemaliger Radmachersohn 
wird als Mainzer Erzbischof erster Reichsfürst (Willigis). 
Sixtus y. hütete als Knabe die Schweine.) Der Adel arbeitete 
freilich daraufhin, und zwar mit Erfolg, dafs seine jüngeren 
Söhne die Bistümer und wichtige Kirchenämter — Domkapitular- 
stellen — erhielten. Hiermit vergleiche man das moderne 
Beamtentum: Der Idee und meist auch der Wirklich- 
keit nach stehen dem Tüchtigen, der die Fach- 
kenntnisse nachgewiesen hat, alle Ämter offen. Die 
mittelalterliche Kirche war also lange Zeit ein geistiges und 
demokratisches Prinzip gegenüber dem Feudaladel. ^) 

5. Die Kirche, einmal im Besitze einiger Macht, strebt nach Ver- 
mehrung derselben, dann, nach dem Vorbild der alten Roma, 
nach der Weltherrschaft. Da die Ottonen in der Hoffiiung, 
die Äbte und Bischöfe würden dem Kaisertum treuer, mindestens 
weniger gefährlich sein als der Lehnsadel, der damals schon 
nach Erblichkeit und möglichster Unabhängigkeit strebte, jenen 
Grafschaften und anderen reichen Besitz übertragen hatten, das 
Papsttum aber alle Priester als nur von ihm abhängige 
Geistliche betrachtet, entsteht der Kampf zwischen Kaisertum 

1) In vielen Punkten ähnelt der mittelalterliche Staat dem plato- 
nischen Staatsideal in der „Politeia*^ 
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und Papsttum. Wormser Konkordat. Das Cölibat macht die 
Priester frei von der weltlichen Gewalt, vermehrt die Macht 
der Kirche. 

Folgen der Weiterentwicklung. 

Zu grofser Beichtum und übergrofse Macht brachten der 
mittelalterlichen Kirche schwere Schäden: Entartung, (Üppigkeit, 
Sittenlosigkeit, Verfolgung Andersgläubiger, Herrschsucht), Gegen- 
stöfse. Beformen. Im protestantischen Sinne: Die Reformation. 
Im katholischen Sinne: Das Tridentiner KonziL 

Die Gegenstöfse waren: 

1. Inbezug auf den kirchlichen Anspruch auf die Herrschaft 
über den Staat: Reuse 1338: Der gewählte deutsche König 
bedarf nicht der päpstlichen Bestätigung. 

2. Inbezug auf die höhere Stellung des Priesterstandes: Luther: 
Alle Christen sind wahrhaft geistlichen Standes.^) 

3. Inbezug auf den Beichtum der Kirche: (Ein Drittel Deutsch- 
lands gehörte ihr.): Die Säkularisationen. 

4. Inbezug auf die Sittenlosigkeit des 14. und 15. Jahrhunderts: 
Die Forderungen der deutschen Protestanten und die des 
Tridentiner Konzils. 

Hervorzuheben ist: 
Vom Standpunkt der Kirche gab es (im Mittelalter) nur 
zwei Stände: 

a. Klerus. 

b. Die Laienwelt. 

Forderungen des Cliristentiims in weltllclien Dingen. 

1. Streben nach sittlicher Vervollkommnung: Moral. (Gegensatz: 
ünsittlichkeit.) 

2. (Persönlich:) Kräftigste Bethätigung der Nächstenliebe um 
ihrer selbst willen: Humanität. (Gegensatz: Selbstsucht.) 

3. (Staatlich:) Schutz für die wii*tschaftlich Schwachen. Fort- 
schreitende Besserung der Lage der unteren Stände: Fort- 
schreitende Hebung des Loses der Menschheit. (Gegen- 
satz: Oligarchische Bückbildungen.) 

4. Wertschätzung der idealen Güter, Hingabe an ideale Ziele, Ver- 
achtung der materiellen Güter: Idealität. (Gegensatz: 
Materialismus.) 

1) In protestantischen Schulen lese man zusammen mit der Prima 
im geschichtlichen, deutschen oder im Beligionsunterricht Luthers 
Schrift „An den christlichen Adel deutscher Nation von des christlichen 
Standes Besserung**. (Ausgabe: Vademecum aus Luthers Schriften von 
G. Krüger und J. Delius, Gotha^ Perthes.) 
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5. Anerkennung der gesetzlichen Zustände, gesetzliches Wirken: 
Bechtsstaat. (Gegensatz: Willkür nnd Aufstand.) 

ünchristlich sind: Neid, Hals, Aosbentong, rohe Genufs- 
sacht, Gewaltthat von oben und unten. 

Hauptziele des christlichen Staates: Kraft der 
Humanität, dem Kern der Lehre Christi inbezug auf irdische 
Angelegenheiten, vorschreitende, auf gesetzlichem Wege vor- 
schreitende Hebung aller (oder wenigstens möglichst vieler) 
Menschen auf sittlichem, geistigem und realem Gebiete. 



Siebentes Kapitel. 
Das germanische Mittelalter. 

Erster Teil. 
Vorbemerkmigeii. 

A. Die Germanen zur Zeit Cäsars und des Tacitus. (Aus 
Cäsars comment. d. b. g. IV und VI) und Tacitus' Germania 
zm gewinnen.) 
Ständegliederung: 1. Freie. 

a. Adel (mit Gefolgschaften). 

b. Gemeinfreie. 
2. Unfreie. 

a. Hörige. Liten. 

b. Knechte. 

Jenes sind die eigentlichen Germanen, die Eroberer von 
Osten her. (Eroberer von 0. her sonst noch in Europa: 
Perser, Hunnen, Araber mit linkem Elankenangriff, Türken.) 
Die Unfreien sind im wesentlichen unterworfene Ureinwohner. 

Durch Vermischung der eigentlichen Germanen mit letzteren 
und den ostwärts von Elbe und Saale eingewanderten Slaven 
entstand die jetzige Verschiedenheit des deutschen Aussehens 
inbezug auf Haar, Augen, Hautfarbe. 

Politische Verhältnisse: Die Freien allein bilden den 
Staat (wie in Athen und Bom). Sie wählen die Gauftirsten 
und in Kriegszeiten den Herzog. In den ostelbischen Landen 
ersteht infolge der zahlreichen Kriege ein dauerndes Herzogtum, 
das Heerkönigtum (mit den Befugnissen des heroischen König- 
tums). Die Freien bilden die Volksversammlung, das Volksgericht. 

Wirtschaftliche Verhältnisse: Übergang vom Wander- 
leben zum sefshaften Leben. (Gegensatz zur Kultur des kaiser- 
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liehen Borns.) Keine Städte. Bäuerlicher Charakter des alt- 
germanischen Lebens. Naturalwirtschaft. Der Germane, wie 
der Spartiat Sieger und Eroberer, arbeitet nicht. Privates 
Grundeigentum gab es zu Cäsars Zeit bei den Sueben noch 
nicht, vielmehr erhielt jeder wehrhafte Germane in seiner 
Markgenossenschaft vom gemeinsamen (Land-) Beuteanteil einen 
jährlich wechselnden Ackergrund zum Niefsbrauch. Haus, Hof, 
Vieh, Knechte Privateigentum. Weide- und Waldnutzungsrecht 
ist den Markgenossen gemeinsam. 

Jedes Grundstück ist ein oder mehrere Jahre hindurch 
Ackerland, dann viele Jahre lang Viehweide. Im Westen nach 
gallischem Muster Dreifelderwirtschaft: Zwei an Bauminhalt 
gleiche Ackerstücke tragen abwechselnd Winter- und Sommer- 
frucht und sind im dritten Jahre Brachland. Der Sklave wie 
in Sparta Feldarbeiter. Die wenigen notwendigen Gerätschaften, 
Waffen und Kleidungsstücke werden im Hause angefertigt. 
Sehr geringfügiger Handel; Einfuhr von Waffen, Schmuckgegen- 
ständen, Ausfuhr von Sklaven, Frauenhaar, Bernstein. 

Trat durch Übervölkerung Landnot ein, dann Eroberungs- 
zug der Jugend in die Feme oder Eroberungszüge ganzer 
Völker und Völkerbünde. (Vgl. ver sacrum -in Italien, [ühlands 
Gedicht!]) (Vgl. Tarents Gründung und die messenischen Kriege.) 

Sittliche Zustände: Einfache, schlichte Lebensweise, 
schlichte, treue Gesinnung, Mannhaftigkeit, Hingebung. (Darum 
Germanen lange Zeit die Leibwache der römischen Augusti.) Inner- 
lich edel, äufserlich roh. — Dabei Hang zu Trunk und Würfelspiel. 

Da die Germanen seit Cäsar mit Born in Verbindung 
traten, dadurch die Überlegenheit der römischen Kultur mit eigenen 
Augen sahen, bis zum Ausgange des Mittelalters (durch Bömer- und 
Kreuzzüge) ebenfalls oft mit höher zivilisierten Völkern in enge Be- 
rührung kamen, aufserdem eine fremdartige Kirche erhielten, 
entstand bei ihnen ein dauerndes Gefühl geistiger Inferiorität 
den Nachbarvölkern des Westens und Südens gegenüber und 
das Bestreben, denselben (oft sklavisch) in allem nachzuahmen. 
In Zeiten nationaler Erhebung erfolgen Gegenstöfse, in den 
Perioden nationaler Schwäche sich selbst erniedrigende Be- 
wunderung und Nachäffung des Fremden. Dieser eigenartige 
Hang und die nationale Zerrissenheit und Ohnmacht die Ur- 
sachen des selbst heute noch ungenügenden Nationalgefühls. ^) 



1) Das Aufnehmen masseDhafter fremdländischer Ausdrücke auf 

dem Gebiete der Kunst (musikalische, des Theaters), der Mode, des 

Sports entspringt auch mit starker Trägheit und Bequemlichkeit. Es 
ist so einfach und erspart vieles Nachdenken! 
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Nationale Gegenstöfse gegen römisches Wesen. 

a. Zur Zeit ^es Angustus: Osningschlacht wider römische 
Politik und römisches Becht. (Die römischen Rechtsgelehrten 
wurden besonders hart von den Siegern behandelt.) Armin 
und sein römisch gesinnter Bruder Flavus, welch ein bis in 
unser Jahrhundert geltendes Bild echt deutscher Weise!!) 

b. Im XY. und XYI. Jahrhundert: Reformation wider die 
römische Kirche (Lehre, Sprache, Ausbeutung). 

c. Im XVin. und XIX. Jahrhundert: Wider das römische Recht. 

d. In unseren Tagen: Wider den allzu umfangreichen, un- 
nationalen, den Zeitbedürfnissen entgegengesetzten alexandr i- 
ni sehen Betrieb der antiken Litteratur. 

B. Die Zeit der Völkerwanderung und das fränkische 
Reich. 

Die Westgermanen schieben sich langsam im Römerreich 
Yor (Franken, Allemannen), nicht ungern gesehen von den 
Landbewohnern, denen die einfachen Formen der germanischen 
Herrschaft Herabsetzung der Steuern und Be£L*eiung vom 
Latifundienwesen bringen. Die ostgermanischen Stämme ziehen 
nach Art der Cimbern und Teutonen über Donau, Alpen und 
Rhein, um neue Wohnsitze zu erlangen. Wirtschaftliche 
Grundlage: Die Hufe, 30 Morgen = g. 7 Hektar. 

Das Heerkönigtum jetzt in der Zeit dauernder Kriegs- 
stürme allgemein, aufser bei den Allemannen imd den daheim- 
bleibenden Sachsen und Friesen. Die germanischen Könige er- 
kennen, um ihren neuen romanischen ünterthanen gegenüber 
festeren Halt zu gewinnen, eine Zeit lang als patricii Ostroms 
Oberhoheit, aber nur dem Namen nach, an. 

Die Germanen verlangen (im Anschlufs an das römische 
Quartierreglement jener Zeit) % des Grundbesitzes ihres 
römischen Quartiergebers, (die Goten Yg, die Langobarden nur 
einen Teil der Ernte). Die freien Germanen in den behaupteten 
Ländern der herrschende Stamm, aus ihnen bildet sich der neue 
Adel jener Länder. 1789 keltischer Gegenstofs in Frankreich 
wider die meist' von germanischen Eroberern abstammenden 
Edelleute. 

Entstehung der romanischen Völker. Assimilation der 
weniger kultivierten Deutschen mit den höher zivilisierten 
Romanen. Dasselbe geschieht den eingedrungenen Slaven in 
Hellas, die auch noch politisch unterworfen werden. 

Erobererstaaten. Minderung der römischen städtischen 
Kultur. Annahme des katholischen Christentums. Bei den 
Germanen Naturalwirtschaft (Dreifeldersystem). Furchtbare 
Entsittlichung der Grofsen. 
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I. Stände: 

1. Greistliche. 

a. Weltpriester. 

b. Mönche und Nonnen. 

Der Klerus ergänzt sich wesentlich ans den unteren 
Ständen; da er im Prinzip als der erste Stand an- 
erkannt wird, ist er ein Äquivalent f&r die unteren 
Klassen der zunehmenden Übermacht der oberen gegen- 
über. Durch den römischen Charakter der Kirche 
und die Überlegenheit der italischen Kultur unnationaler 
Bildungscharakter der Geistlichkeit; dieselbe bis zu 
den Kreuzzügen Träger der Bildung. Um 800 erste 
Renaissance durch Karl d. Gr., der aber bewufst das 
deutsche Wesen erhalten will. (Sonst vgl. das Griechen- 
tum in Bom, das Franzosentum in Deutschland. Fremd- 
wörter. Diese damals durch die Kraft der Nation zu 
Lehnwörtern umgeprägt.) 

2. Weltliche. (Im fränkischen Beiche.) 
Germanen: 

a. Freie. Anfangs nur Gemeinfreie (, aus denen sich 
später eine neue Aristokratie entwickelt). 

b. Unfreie. 

«. Hörige und Freigelassene.^) 
ß. Knechte. 
Bomanen: 

a. Besitzer. 

b. Kolonen, an die Scholle gefesselt. 

II. Politisch. 

a. Heerkönigtum. (Ähnlich dem heroischen und makedoni- 
schen K.) Gestützt auf eine starke Gefolgschaft: Antrustionen. 

b. Die zu Heerdienst und Gerichtsdienst verpflichteten und 
berechtigten Gemeinfreien. Märzfeld. 

c. Die übrigen ohne jegliche Bechte. 

Zu a. Der König erhält die römischen Staatsdomänen, die durch 
den Krieg herrenlos gewordenen und die eingezogenen 
Güter und das Recht der Verfügung über alles nicht 
in Nutzung genommene Land. 

Streben der Könige, einen Schatz (Bömermünzen, 
Geschmeide) zu sammeln, um eine grofse Gefolgschaft auf- 
stellen und Geschenke austeilen zu können. (Der Königs- 
schatz der Bipuarier in Köln. Vgl. den Nibelungenhort.) 



1) Ein freigelassener Knecht erhält gewöhnlich die Stellung eines 
Hörigen. 
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Da das Eönigshans entnervt und träge wird, 
kommt nach und nach die Gewalt an die thatkräftigste 
tind eiDflufsreichste Beamtnng, an das Maiordomat. 
(Vgl. die AI Omra der Kalifen in Bagdad, ähnliches 
bis vor einem Vierteljahrhundert in Japan.) Durch 
Staatsstreich setzt sich das um das Beich auf mili- 
tärischem Gebiete hochverdiente Haus der Pipine in 
den Besitz der Erone. Die mangelnde Legitimität 
deckt es durch die päpstliche Bestätigung. „Dei gratia 
rex Francorum." (Das heroische Königtum leitete seine 
Abkunft von den Göttern her.) 

Durch Verschenken grofser königlicher 
Güter an die Getreuen (als Allod) und an die 
Kirche entsteht ein neuer, einflufsreicherGrofsgrund- 
besitzerstand. 

Anfangs kein Adel. Besonderes Ansehen ge- 
niefsen aber die königlichen Gefolgsleute und ihr 
Anführer, der Maior domus. 
Zu b. Wie in Rom in den Centuriatkomitien die (grund- 
besitzenden) Freien Krieger und Volksversammlung, 
welche Krieg und Frieden und auch über neue Gesetze 
beschliefst. Aber die wirtschaftliche Existenz der 
gröfsten Mehrzahl der freien Männer, die ja bei der 
Landverteilung unzureichend bedacht waren (Anteil 
vom Boden der gallischen Bauern, wo man sich nieder- 
gelassen hatte), war sehr geföhrdet. Heer- und G^- 
richtsdienst schädigten den Betrieb: Die Bufsgelder, 
welche das Recht festgesetzt hatte, waren so hoch, 
dafs durch sie viele in Knechtschaft und Verarmung 
gerieten. So kamen nach und nach die Freien, welche 
Rom niedergeworfen, ganz oder teilweise um ihre Freiheit. 



Zweitor Teil. 
L Entstehnng des Fendalwesens. 

1. Lihaber von Grofsgrundbesitz (König, Kirche, Laien) setzen 
leihweise freie Pächter oder Börige als Meier oder Hufenbauer 
ein (Hintersassen). 

2. König und Grofse verleihen Grundbesitz an verdiente Männer 
zum Niefsbrauch. (Beneficium. Lehnsherr.) 

3. Niedergedrückt von Kriegsnot, Lasten, Gerichtsbufsen begeben 
sich (vgl. den Einflufs des zweiten punischen Krieges auf die wirt- 
schaftliche Existenz der italischen Bauernschaft) zahlreiche grund- 

Sohenk, Belehiongen. 9 
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besitzende Gleineinfreie zur Sicherung ihrer Existenz in den Schutz 
eines Grofsen, von dem sie wirtschaftlich und bald auch recht- 
b'ch abhängig werden. Er übernimmt den Kriegsdienst mit für 
seine „Mundmannen". (Ahd. munt = Schutz.) Senior — fideles. 

4. Gleich den alten Gefolgschafben verpflichten sich Freie nnd 
auch Unfreie einem Grofsen zum Waffendienste, wofür sie von 
demselben Güter zu persönlichem Niefsbrauche, Waffen und 
Eriegspferd erhielten. Diese Mannen, Vasallen genannt, 
leisteten ihrem Lehnsherrn den Treueid. 

5. Hohe Beamte (Grafen) erhalten ihre Dienstzeit über den Niefs- 
brauch königlicher Güter. Der Niefsbrauch des Grund und 
Bodens und wohl auch des dazu gehörigen Hauses dient in 
jener geldarmen Zeit der Naturalwirtschaft an Stelle der Ge- 
haltszahlung, wie dies auch jetzt noch den ländlichen Lehrern 
Mecklenburgs und vielfach den Landpfarrem gegenüber Brauch ist. 

n. Neue StandesverMltnisse zur Earlingisclien Zeit. 

1. a. Die Grofsgrundbesitzer als Senioren und Lehnsherrn 

und die hohen Beamten (Grafen) als neu erstandener 
weltlicher Adel. Dieser Adel beruht auf Grundbesitz 
oder Amtsstellung, 
b. Der reiche Grundbesitz der Kirche schafft den geistlichen 
Adel der Äbte und Bischöfe. 

2. Die Beste der waffentragenden Gemeinfreien, die aufser 
dem Lehnsyerband stehen und alle ihre Rechte bewahren, und 
der freien Bomanen. 

3. Die waffentragenden Vasallen. Diese nehmen, wie überall 
der organisierte Kriegerstand ^ an Bedeutung zu. 

4. Die nicht waffentragenden Freien im Lehnsyerband. 
Sie verwachsen, indem sie naturgemäfs, weil waffenlos, nach 
und nach herabgedrückt werden, 

5. mit den Hörigen der germanischen und Sklaven der römi- 
schen Zeit zu einem Stande, dem der Grundholden. 

Endergebnis im 9. Jahrhundert. 

Stände: Es gab schliefslich nur 

1. den Adel geistlicher und weltlicher Art. (Grofsgrundbesitzer, 
Grafen, Bischöfe, Äbte.) 

2. Die Überbleibsel der Gemeinfreien und der freien Romanen. 

3. Die Grundholden. 
Zustand: 

1. Vermittelst seiner überlegenen Bildung und der Lehre vom 
Sakrament des Priestertums nahm demnach der Prälatenstand 
die erste Stellung im Reiche ein. Da jene Bildung durchaus 
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fremdartig war, wurde der unterschied zwischen dem römischen 
Kleriker nnd den häurischen Volksgenossen noch gröfser. 
(Vgl. die hellenistische Bildung der römischen höheren Stände, 
die französische nach 1648 in Deutschland.) 

2. An Stelle des ünterthanenyerhandes tritt infolge des durch 
die königlichen Schenkungen entstandenen Obergewichts des 
Grofsgrundbesitzes zum gröfsten Schaden des Königtums das 
Vasallitätsverhältnis ein. Der König ist nun nur noch 
oberster Lehnsherr. Zwischen Krone und die unteren Lehns- 
mannen schieben sich die grofsen Lehnsherrn. 

3. Naturalwirtschaft. Karl der Grofse ordnet die Verwaltung 
des königlichen Grofsgrundbesitzes : Capitulare de yillis. ^) Drei- 
felderwirtschaft. Wenig Gewerbthätigkeit. Luxusgegenstände 
liefern Italien, Ostrom und das Kalifat zu Korduba. 

4. Nutzniefsung von Grund und Boden dient statt barer Gehalts- 
bezüge. 

5. In dieser Besoldungs weise lag die Gefahr, dafs die Nutzniefser 
um der Zukunft ihrer Familien willen mit der Zeit nach der 
Erblichkeit der Lehen trachteten, die Krone also machtlos 
wurde und verarmte. 

6. Die wirtschaftlich Abhängigen kommen um ihre Bechte. 

7. Die waffentragenden Männer steigen empor. Wer die Waffe 
aus der Hand giebt, sinkt ständisch und 'politisch von Stufe 
zu Stufe. (Die mameluckischen Leibwachen, ursprünglich 
Sklaven, nehmen nach und nach die Freiheit, reiche Güter und 
dann die Herrschaft der ägyptischen Kalifen an sich.) 

Fr.: Bedeutete das Frankenreich im 9. Jahrhundert eine 
Verbesserung oder eine Verschlechterung der vorhergehenden Zu- 
stände? — A.: Im ganzen eine Verschlechterung. Denn: 

1. Wohl zog das kultur- und menschenfreundliche Christentum 
immer weitere Kreise, aber Kirche und geistliche Kultur 
waren fremd. 

2. Zum Schaden der Sicherheit, Ordnung und Kraft des Reiches 
ging die Krone in ihrer Machtfülle gewaltig zurück. Durch 
eigene Schuld verlor sie nach und nach die Verfügung über 
die ehedem unermefslichen königlichen Güter und zum grofsen 
Teil über den Heerbann. 

3. Der durch ihre Fahrlässigkeit entstandene Grofsgrundbesitz 
geht, weil reich und waffenstark, nach geschichtlichem Gesetz 
mit Erfolg aus 

1) Karls d. Gr. Gut bringt alles hervor, was damals zum mensch- 
lichen Leben der Hauptsache nach nötig war: Gutswirtschaft. Nach 
Eintritt gröfserer Arbeitsteilung geschieht dies in der Stadt, dann im 
Territorium, dann im Staat: Stadt-, Territorial-, Staatswirtschaft. 
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a. anf Schwächung des Königtums, 

b. Herabdrücknng der ihm früher im Heer und (Bericht gleichen 
Klasse der Oemeinfreien. 

4. Das Hinschwinden des freien, besitzenden, waffentragenden 
Mittelstandes imd Entstehen des zahlreichen Grundholdentums 
bedeutet eine schwere Schädigung der Qesamtnation (vgl. Eom 
im 2. Jahrh. vor Chr. G.) im allgemeinen und dann besonders 
noch inbezug auf ihre Wehrkraft. Dafür hob sich das alte 
Sklaventum um ein weniges, zum Grundholdentum. 

Notwendiges Schlufsergebnis: Die neuentstandene fränkische 
Aristokratie triumphiert mit Hilfe der mehr ihr als dem obersten 
Lehnsherrn anhängenden Vasallen über das Königtum, entwindet 
ihm die Krongüter und allgemach unzählige Königsrechte. 
Endlich: 1806! 

ni. Lehre: 

Das Königtum darf, wenn es nicht mit eigener Hand die 
Axt an die Wurzeln seiner Kraft legen will, niemals 

a. seinen Besitz in der oder jener Form hingeben (auch nicht 
Domänen des Staates), 

b. dulden, dafs sich zwischen sich und die unteren Stände ein 
Stand schiebt, der sich durch einen „Treueid" die Herrschaft 
über jene erwirbt, und selbst Bewaffnete hält, 

c. einen Bückgang der besitzenden Mittelstände an Kopfzahl und 
Besitz ermöglichen oder zulassen oder gar selbst herbeiführen. 

Je breiter die Basis, auf der das Königtum steht, um so 
fester und dauernder dasselbe. 

Charakter des Ganzen: Aristokratie zum Teil priesterlicher 
Art mit monarchischer Spitze auf dem Boden des Grundbesitzes 
und der Waffentüchtigkeit in einem in der Kultur noch sehr 
weit zurückstehenden Lande. 

Das romanische Westeuropa ist durch die Germanen in 
der Civilisation um viele Jahrhunderte zurückgeschleudert. 



IV. Die Landgüterordnung Kaiser Karls d. Gr.^) 

Capitulare Caroli Magni de yillis vel curtis imperialibus. (812?) 
Es beginnt das Kapitulare (die Verordnung) über die Güter und Höfe 

des Kaisers. 

1. Wir wollen, dafs unsere Landgüter, welche wir, zum Dienst 
für unsern Haushalt eingerichtet, besitzen, ausschliefslich uns 
selbst dienen, und nicht anderen Menschen. 

1) Meist nach A. Thaer, Verordnung Karls d. Gr. über die kaiser- 
lichen Güter oder Höfe (in Fühlings landwirtschaftlicher Zeitung, 
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2. Unser Gesinde (familia) soll gut gehalten nnd von niemand in 
Armut (oder Schnldknechtschaft) gebracht werden. 

3. Die Amtleute (iudices) sollen es sich nicht herausnehmen, 
unser Gesinde in ihrem Dienste anzuwenden, sie nicht zwingen, 
ihnen Hofdienst zu thun, Holz zu fällen, noch eine andere 
Arbeit ihnen zu leisten; auch sollen sie keine Geschenke von 
ihnen annehmen, kein Pferd, keinen Ochsen, keine Kuh, kein 
Schwein, kein Schaf, kein Ferkel, kein Lamm oder sonst etwas 
aufs er Getränk, Gemüse, Obst, Hahner, Eier. 

4. Wenn unser Gesinde uns durch Diebstahl oder irgend eine 
andere Vernachlässigung Schaden zugefügt hat, so soll es 
denselben dem vollen Werte nach ersetzen und dazu die im 
Gesetz verordneten Schläge empfangen, auTser im Falle des 
Totschlags und der Brandstiftung, wofür besondere Sühne*) zu 
leisten ist. Wenn aber unsere Leute anderen Menschen Un- 
recht zugefügt haben, so sollen die Eichter diesen ihr Becht 
verschaffen, wie es Gesetz ist. Wegen uns zugefügten Un- 
rechts aber sollen sie, wie wir gesagt haben, mit Schlägen 
gezüchtigt werden. Die Freien aber, welche auf unseren 
Domänen oder Landgütern wohnen, sollen, was sie immer be- 
gangen haben mögen, gehalten sein, dies nach ihrem Gesetz 
zu sühnen, und was sie als Bufse gegeben haben, soll zu 
unserm Eigentum kommen, sei es Vieh oder ein anderer Be- 
sitzgegenstand. 

5. Wenn unsere Amtleute unsere Geschäfte zu besorgen haben, 
nämlich säen oder ackern, Getreide ernten, Gras mähen oder 
Wein lesen lassen, soll ein jeder zur Zeit der Arbeit und an 
jeglichem Orte darauf sehen, wie es gemacht ist, und dafs es 
gut gemacht werde. Wenn der Amtmann etwa nicht im 
Lande und wofern er nicht imstande ist hinzukommen, so soll 
er einen braven Vertreter aus unserm Gesinde oder einen 
andern zuverlässigen Menschen schicken, der da acht gebe, dafs 
es ordentlich vollbracht wird, und der Amtmann soll sorgfältig 
darauf sehen, dafs er ja einen recht treuen Mann zum Auf- 
seher über unsere Geschäfte bestellt. 

6. Wir wollen, dafs unsere Amtleute den Zehnten von dem ge- 
samten Ertrag unverkürzt an die Kirchen geben, welche sich 
auf unsem Gütern befinden, aber an keine anderen Kirchen 
soll unser Zehnt gegeben werden, aufser wo es von Alters her 

27. Jahrg., 4. Heft, 1878) und K. Gareis, die Landgüterordnung Kaiser 
Karls d. Gr. Berlin, 1895. Dies Kapitulare ist vielleicht, zu Papier ge- 
bracht von dem Benediktiner- Abte Ansegis v. Fontanella (St. Wandrille). 
1) Diese Verbrechen gehörten vor das öffentliche Gericht. S. Be- 
trachtung. 
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eingerichtet ist. Und es sollen keine andern Geistlichen unsere 
Kirchen inne haben als die unsrigen entweder von unserm 
Gesinde oder von unserer Kapelle. 

7. Ein jeglicher Amtmann soll seinem besonderen Hofdienst ^), 
wie er ihm übertragen ist, vollständig nachkommen; und ftlr 
den Fall, dafs Mehrleistung nötig ist, soll er prüfen, ob er die 
erforderliche wirtschaftliche Arbeit nicht auch auf die Nächte 
ausdehnen mufs. 

8. Unsere Amtleute sollen unsere Weinberge in Obacht nehmen, 
welche zu ihrem Amtsbezirke gehören, und sie gut bebauen 
lassen und den Wein selbst in gute Gefäfse thun und sorg- 
fältig darüber wachen, dafs er in keinerlei Weise verderbe. 
Andern, aber gewöhnlichen Wein sollen sie kaufen, dafs sie 
damit unsere königlichen Güter versorgen können. Und wenn 
etwa mehr von diesem Weine gekauft wäre, als zur Versorgung 
unserer Güter herbeizuschaffen war, so soll er uns Bericht er- 
statten, damit wir befehlen, was darnach unser Wille sein 
werde. Denn wir wollen, dafs man die Fechser (Ableger) von 
unseren Weinbergen auch in unserm Betriebe verwende. Die 
Weinabgaben unserer Landgüter, welche solche zu zinsen haben, 
soll man in unsere Keller schicken. 

9. Wir wollen, dafs jeder Amtmann in seinem Bezirk das Normal- 
mafs*) habe der Mute (modius Hohlmafs, ursprüngl. Yg griech. 
Medimnos, damals ««52 Liter), der Sextarien (TYj Liter), deren 
jede 8 Mula (Seidel) zählt, und der Körbe, und zwar von der 
Art, wie wir sie in unserer Pfalz^) haben. 

10. Unsere Meier und Forstbeamten, Vorsteher der Gestüte, Keller- 
meister, Vögte, Zolleinnehmer oder die übrigen Inhaber eines 
Amtes sollen ihre Pflagdienste thun und Ferkel als Abgabe 
für ihre Hufen geben. Statt der Handdienste sollen sie aber 
ihre Stellen gut verwalten. Und welcher Meier ein Landgut 
zu eigener Benutzung erhalten hat, der soll seinen Schar- 
werker schicken, damit derselbe sowohl den Handdienst als 
auch die übrigen Fronen vollbringe. 

11. Kein Amtmann beansprache Herberge und Verpflegung zu 
seinem Nutzen, auch nicht für seine Hunde von selten unserer 
Leute, auch durchaus nicht in den Forsten. 

1) Aufserhalb der gewöhnlichen Lieferungen steht der besondere 
Hofdienst, der sich teils nach einem Turnus, teils nach dem jeweiligen 
Aufenthaltsort des königlichen Hofes richtet und in den Natural- 
lieferungen fftr denselben besteht. 2) Auf der Frankfurter Synode 794 
wurde ein amtlicher Tarif der Getreide- und Brotpreise festgesetzt. 
3) Solche Pfalzen (palatia, palais, Palast) standen in einigen Städten 
und auf einigen Landgütern. 
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12. Kein Amtmann vertraue unsere Geiseln^) auf unserm Land- 
gute einem andern an. 

13. Sie sollen unsere Hengste gut versorgen und sie keinesfalls 
an einem Platze lange stehen lassen, damit sie nicht dadurch 
Schaden nehmen. Und wenn einer darunter ist, welcher nicht 
gut oder der zu alt ist, oder wenn gar einer gestorben sein 
sollte, so sollen sie es uns zu geeigneter Zeit melden lassen, 
bevor die Zeit der Stutendeckung kommt. 

14. Unsere Stuten sollen sie gut bewachen und die Hengstfohlen 
zu rechter Zeit absondern. Und sind die Stutenfohlen zu 
zahlreich geworden, so sollen sie dieselben trennen und eine 
gesonderte Herde aus denselben bilden. 

15. Die Hengstfohlen sollen bis spätestens St. Martini (11. Nov.) 
zu Hofe geschickt werden. 

16. Wir wollen, dafs, was wir oder die Königin einem jeden Amt- 
mann befohlen haben, oder auch was unsere Beamten, der 
Seneschall^) und der Mundschenk^), in unserm oder der 
Königin Namen den Amtleuten selbst befohlen haben, genau, 
wie es befohlen ist, ausgeführt werden soll. Und wer es 
etwa aus Nachlässigkeit nicht gethan hat, soll sich des Trunkes 
enthalten, sobald es ihm angekündigt wird, bis er dann in 
unsere oder der Königin Gegenwart kommt, und er von uns 
die Gnade, ihn loszusprechen, erbitte. Und wenn der Amt- 
mann beim Heere ist oder im Polizeidienst oder irgend wo 
anders, und es war seinen Untergebenen^) etwas befohlen, und 
sie haben es nicht ausgeführt, dann sollen die letzteren zu 
Fufse zur Pfalz kommen und sich des Trunkes und des 
Fleisches enthalten, während sie die Gründe, warum sie es 
nicht gethan haben, aaseinanderseteen, und danach werden sie 
ihr Urteil empfangen, entweder auf den Bücken oder wie es 
uns und der Königin gefallen wird. 

17. Wieviel Güter ein jeder Amtmann verwaltet, so viel besonders 
angestellte Leute soll er als Zeidler^) halten. 

18. Sie sollen bei unseren Mehlmühlen Hühner und Gänse halten, und 
zwar nach der Beschaffenheit der Mühlen, je mehr, desto besser. 

1) Von besiegten Völkern gestellte Geiseln. 2) Oberster des 
unfreien Gesindes. 3) Oberster Eellereiverwalter. Vier Hofchargen 
gab es von Alters her an den fränkischen Königshöfen: Seneschall, auch 
Truchsefs genannt, Mundschenk, Marschall (über die königlichen Ställe) 
und Kämmerer (Schatzmeister). Über ihnen stand der Major domus. 
Die erste Zeit waren die vier Hofchargen mit Hörigen besetzt (Vgl. die 
Freigelassenen des Angustus und Claudius.) 4) Die Untergebenen 
waren Unfreie. 5) Honig war damals noch das einzige Versüfsungs- 
mittel, des Wachses bedurfte die Kirche. 
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19. Bei nnsern Scheuem auf den Hauptgütem sollen sie nicht 
weniger als 100 Hühner halten und Gänse nicht weniger 
als 30. Auf den Vorwerken aber sollen sie nicht weniger 
als 50 Htlhner und 12 Gänse halten. 

20. Ein jeder Amtmann soll die Gutserzeugnisse immer reichlich 
in jedem Jahre zum Haupthof kommen lassen; aufserdem aber 
sollen sie Besichtigungen derselben in Zwischenräumen drei- 
oder viermal oder öfter anstellen. 

21. Fischteiche soll auf unsern Höfen jeder Amtmann halten, wo 
sie von früher her gewesen sind; und wenn er sie vermehren 
kann, soll er es thun; und wo vorher keine gewesen waren, 
aber doch sein könnten, da soll er sie neu anlegen. 

22. Beifen, an denen man die fdr den königlichen Tisch be- 
stimmten Weintrauben aufhängt, sollen die, welche Weinberge 
mit verwalten, nicht weniger als 3 — 4 haben. 

23. Auf jedem unserer Güter sollen die Amtleute halten: Zuzucht 
von Bindvieh, Schweinen, Schafen, Ziegen und Bockhaltung, 
so viel sie irgend können, und zwar fortwährend; und aufser- 
dem sollen sie die Kühe zur Verrichtung ihres Hofdienstes 
durch unsere Hörigen gestellt bekommen, so dafs behufs des 
herrschaftlichen Hofdienstes die Kuhhaltung oder Gespanne in 
keiner Weise vermindert werden dürfen. Und sie mögen, 
wenn sie Fleischlieferung zu leisten haben, verschnittene, nicht 
kranke Ochsen haben und Kühe oder Pferde^), nicht schabiges 
oder anders nicht krankes Vieh. Und, wie wir gesagt haben, 
sollen sie um der Lieferung des Schlachtviehs willen nicht 
die Meiereien und Pfluggespanne vermindern. 

24. Was er zu unserm Tisch (discus) geben mufs, soll ein jeder 
Amtmann in seiner Obhut haben, in der Art, dafs es gut und 
vorzüglich und sehr sorgfältig und sauber zusammengestellt 
sei, was sie geliefert haben. Und ein jeder halte an Getreide 
für zwei Mahlzeiten auf die einzelnen Tage zu seinem Dienste 
bereit, sobald er für unsere Tafel den Dienst hat. Auch die 
übrigen Lieferungen sollen gleicherweise in allem gut sein, 
sowohl Mehl als Fleisch. 

25. Über die Wald weide aber sollen sie am 1. September berichten, 
ob eine solche vorhanden sein wird oder nicht. 

26. Unsere Meier aber sollen nicht mehr unter ihrer Verwaltung 
haben, als was sie an einem Tage umgehen oder inspizieren 
können. 



1) Pferde gehörten mit zu den Schlachttieren, vgl. einen Brief des 
Papstes Zacharias au Booifatius, worin er wünscht, dafs der Gennfs des 
Pferdefleisches eingeschränkt werde. 
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27. üosere Wohnhäuser sollen unablässig Feuerstellen und Wachen 
haben, so dafs sie sicher sind. Und wenn Königsboten oder 
eine Gesandtschaft zu Hofe kommt oder zurückkehrt, so sollen 
sie in keiner Weise auf den kaiserlichen Höfen Herberge und 
Verpflegung nehmen, wenn nicht besonders hierzu ein Befehl 
von uns oder von der Königin gegeben worden ist. Und der 
Graf in seinem Gau oder die Menschen, welche von Alters 
her die Boten oder Gesandtschaften zu besorgen pflegten, 
sollen dies auch färder thun. Und was die Vorspanne und 
alle notwendigen Bedürfhisse betrifft, so sollen sie nach ge- 
wohnter Weise dafür sorgen, dafs die Gesandten gut und mit 
allen Ehren zur Pfalz konmien und zuiückkehren können. 

28. Wir wollen, dafs die Amtleute alljährlich innerhalb der Fasten, 
am Palmsonntag, welcher Osanna genannt wird, unserem Be- 
fehle gemäfs das Geld von unserem Wirtschaftsbetrieb, nach- 
dem wir geprüft haben, wie hoch der Betrag für das laufende 
Jahr gewesen, in die kaiserliche Kasse abführen. 

29. Jeder Amtmann soll dafär sorgen, dafs diejenigen von unseren 
Leuten, welche in höherer Instanz (gegen andere) klagen 
wollen, nicht unbedingt zu uns kommen, um ihre Klage 
anzubringen, damit der betrefl^ende durch die durch die 
Beise entstehende Versäumnis nicht die Tage verliere, die er 
uns zu dienen hat. Und wenn einer unserer Hörigen aufser- 
halb Rechtsansprüche zu verfolgen hat, so soll sein Vorge- 
setzter sich mit aller Anstrengung um dessen Recht bemühen. 
Und wenn er es an irgend einem Ort nicht erreicht, so soll 
er doch unserem Hörigen nicht gestatten, dafür Schritte zu 
thun, sondern sein Vorgesetzter soll persönlich oder durch 
seinen Vertreter uns Kenntnis davon geben. 

30. Wir wollen, dafs die Amtleute, wenn sie den Dienst zu unserer 
Haushaltung haben, von allen Guterzeugnissen die Lieferungen 
gesondert halten sollen, und wenn sie Wagen für den Krieg 
zu beladen haben, dieselben ebenfalls trennen sowohl nach 
Höfen als nach Fuhrknechten, und dafs sie wissen, wie viel 
sie dazu reservieren. 

31. Sie sollen das, was sie für die Beputatisten oder in die 
Arbeitshäuser der Frauen liefern müssen, in ähnlicher Weise 
jedes Jahr sondern und zur geeigneten Zeit vollständig geben 
und uns mitteilen, woher diese Lieferungen kommen. 

32. Jeder Amtmann trage Sorge, dafs er immer gutes und bestes 
Saatgut durch Kauf oder anderswie erhäli 

33. Was dann, wenn alles geliefert, gesäet und verwandt worden 
ist, noch übrig ist von dem gesamten Gutsertrage, soll bis 
auf unseren Befehl unberührt gelassen werden, so lange bis 
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es unserem Befehle gemäfs verkauft oder noch weiter auf- 
bewahrt bleibe. 

34. Yomehmlich ist mit aller Sorgfalt darauf zu achten, dafs, 
was alles mit den Händen zugerichtet oder au&h sonst gemacht 
wird, nämlich Speck, Bauchfleisch, Sülzen (oder Würste), Salz- 
fleisch, Wein, Essig, Maulbeerwein, gekochter (Würz-) Wein, 
Gärwein, Senf, Käse, Butter^), Malz, Bier, Met, Honig, Wachs, 
Mehl, alles mit der äufsersten Sauberkeit gemacht und an- 
gefertigt werde. 

35. Wir wollen, dafs von den fetten Schafen Talg gemacht werde 
sowie auch Schmalz von den Schweinen; und aufserdem sollen 
sie auf jedem Gute nicht weniger als zwei Mastochsen haben, 
entweder um daselbst Talg zu gewinnen oder an uns zu liefern. 

36. Unsere Wälder oder Forsten sollen gut bewacht sein und, wo 
ein Platz ist zum Boden, soUen sie ihn roden und die Felder 
nicht vom Walde überwachsen lassen; und wo (Bann-) Wälder 
sein müssen, sollen sie nicht zulassen, dafs man sie zu sehr 
behaue und beschädige; und unseren Wildstand in den Forsten 
sollen sie gut hüten, ebenso die Falken und Sperber für 
unseren Gebrauch abrichten, und auch die uns zukommenden 
Waldzinse sorgfältig eintreiben. Und wenn unsere Amtleute 
oder Meier oder deren Leute ihre Schweine zur Mast in 
unseren Wald treiben, so sollen sie selbst zuerst jenen Zehnten 
geben, um ein gutes Beispiel zu geben, wie künftig die übrigen 
Leute ihren Zehnten vollständig zahlen. 

37. Unsere Felder und Kulturen (Bodungen) soll man in gutem 
Stand halten und unsere Wiesen zur rechten Zeit bewachen 
(, um Weidevieh und Wild abzuhalten). 

38. Gemästete Gänse und Hühner zu unserem Haushalt sollen sie 
immer, wenn sie den Dienst haben oder auch sonst solche an 
uns schicken sollen, in hinreichender Menge vorrätig haben. 

39. Wir wollen, dafs sie die Hühner und Eier, welche die in 
einem persönlichen Zinsverhältnisse zum Fiskus stehenden oder 
die Zinsgutbauem (Grundholden) jährlich zu geben haben, 
abnehmen und, wenn sie selbst nicht an der Beihe sind, an 
den Hof zu liefern, verkaufen. 

40. Ein jeder Amtmann halte auf unseren Gütern besonderes Ge- 
flügel, Pfauen, Fasanen, Enten, Tauben, Bebhühner ^), Turtel- 
tauben um der Zierde willen auf alle Fälle zu jeder Zeit. 

41. Die Gebäude iimerhalb unserer Höfe und auch die umgebenden 



1) Kam um 800 bei den Franken auf. 

2) Nach Y. Hehn, Kulturpflanzen, S. 326 waren die Bebhühner bei 
den Bömern Haustiere. 
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Zäune sind gut zu bewahren, so auch die Stalle, Küchen, 
B&ckereien, Eelterpressen sorgfältig in stand zu halten, damit 
daselbst unsere Bediensteten ihre Arbeit gut und sauber ver- 
richten können. 

42. Jedes Gut habe in seiner Vorratskammer: Deckbetten, Matratzen, 
Federkissen, Bettleinen, Tischtücher, Bankpfühle, kupferne, 
bleierne, eiserne, hölzerne Gefäfse, Feuerböcke, Ketten, Kessel - 
haken, Schneidemesser, Äxte nämlich Spitzhauer, Bohrer, Schnitz- 
messer oder alles andere, so dafs es nicht nötig ist dergleichen 
zu suchen oder zu borgen. Und die eisernen Waffen, die sie 
in den Krieg mitführen, sollen sie in Verwahrung halten, dafs 
sie in gutem Zustande seien, und wiederum, wenn sie zurück- 
gekehrt sind, in die Vorratskammern schaffen lassen. 

43. Zu unseren Frauen-Arbeitsräumen sollen sie, wie es verordnet 
ist, die Materialien zur rechten Zeit liefern: Lein, Wolle, 
Waid (Farbholz), Scharlachrot, Krapp, Wollkämme, grofse 
Disteln (zum Wollauskratzen), Seife, Fett, Gef&fse^) und die 
übrigen kleinen Dinge, welche daselbst nötig sind. 

44. Von den Fastenspeisen sollen zwei Teile zu unserem Hof- 
halte alljährlich kommen, sowohl von den Gemüsen als auch 
von der Fischerei, ebenso von Käse, Butter, Honig, Senf, 
Essig, Hirse, Fenchelhirse, von trockenen und grünen Kräutern, 
Eettig, Steckrüben, dazu auch Wachs, Seife und die übrigen 
Kleinigkeiten. Und was etwa übrig bleibt, sollen sie uns 
nach unserem obigen Befehle durch einen Bericht zu wissen 
thun, und sie sollen es keinesfalls unterlassen, wie sie es 
bisher gethan haben, weil wir aus jenen zwei Teilen erkennen 
wollen, wie grofs der dritte sei, welcher zurückgeblieben ist. 

45. Ein jeder Amtmann habe in seinem Bezirk gute Handwerker, 
nämlich Schmiede für Eisen, Gold und Silber, Schuhmacher, 
Drechsler, Zimmerleute, Schildmacher, Fischer, Falkenabrichter, 
Seifensieder, Brauer, d. h. Leute, welche Bier, Apfel- oder 
Bimenwein oder irgend ein anderes trinkbares Getränke zu 
bereiten wissen, Bäcker, welche die Semmel für unseren Königs- 
hof machen, Netzmacher, welche kundig sind, Netze zu fertigen 
sowohl zum Jagen als auch zum Fischen oder auch, um Vögel 
zu fangen, und ebenso die übrigen Handwerker, welche hier 
aufzuzählen zu weitläufig wäre. 

46. Unsere Tiergärten, welche das Volk brogilos (althochd. proil, 



1) Also waren die Weiber wesentlich mit Spinnen, Färben und 
Kämmen beschäftigt. Übrigens herrschte dem Gapitulare ecclesiasticum 
vom 23. März 789 nach für die meisten Frauen- und Männerarbeiten 
strenge Sonntagsruhe, eine Wohltfaat für die Hörigen und Knechte. 
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mhd. brüel) nennt, sollen sie gut bewachen lassen and znr 
rechten Zeit immer ausbessern und nicht etwa zu lange damit 
warten, dafs es nötig sei, sie von neuem wieder zu erbauen. 
Ähnlich sollen sie mit jedem Gebftude thun. 

47. Unsere J&ger^) und Falkner oder die übrigen Ministerialen, 
welche uns im Palast (in der Pfalz) beständig dienen, sollen 
auf unseren Landgütern gute Auskunft finden, inbezug auf 
das, was wir oder die Königin brieflich befohlen haben, wenn 
wir sie in unserem Dienst aassandten, oder wenn der Sene- 
schall oder Mundschenk ihnen auf unser Geheifs etwas auf- 
getragen hat. 

48. Unsere Kelterpressen auf unseren Gütern sollen in guter 
Ordnung sein. Und das sollen die Amtleute im Auge be- 
halten, dafs keiner sich herausnehme, unsere Trauben mit 
den FüTsen^) zu treten, sondern dafs alles sauber und an- 
ständig sei. 

49. Unsere Frauen-Arbeitsräume sollen immer wohl versehen sein, 
d. h. inbezug auf die Häuser, heizbaren Stuben, bedeckten 
Bretterverschläge d. i. Schreine^); und sie sollen mit guten 
Zäunen umhegt sein und feste Thüren haben, damit sie ihre 
Arbeit gut vollführen können. 

50. Jeder Amtmann ordne an, wie viel Hengstfohlen in einem 
Stalle stehen sollen, und wie viel Fohlenwärter bei ihnen sein 
können. Und die freien Fohlenwärter, die in dem Bezirk 
Lehen haben, sollen von ihrem Lehen leben. Ebenso auch 
die Gutsunterthanen, welche Hufen haben, sollen davon leben. 
Und wer kein Lehen hat, soll vom Haupthof ein Deputat 
erhalten. 

51. Jeder Amtmann soll dafür sorgen, dafs nicht schlechte 
Menschen^) unser Saatgut unter die Erde oder sonst wo 
verbergen können, und dadurch die Ernte geringer werde. 
Gleicherweise sollen sie auch wegen anderer Zaubereien auf 
jene acht geben, dafs sie dieselben nicht irgendwo betreiben 
können. 

52. Wir wollen, dafs sie unsere Gutsunterthanen oder Hörigen, 
auch die freien Bauern, welche auf unseren Domänen und 
Höfen wohnen, dazu anhalten, anderen Leuten ihr volles Becht, 
das ihnen zukommt, angedeihen lassen. 

53. Ein jeder Amtmann sorge dafür, dafs unsere Leute aus ihrem 
Bezirk in keiner Weise Bäuber oder Zauberer sein können. 



1) Die vier Oberjägermeister. 2) Wie in den südlichen Ländern. 

3) Worinnen abends die Weiber bis zur Schlafenszeit zusammen kamen. 

4) Gemeint sind solche, die Zauberei und Hexerei treiben. 
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54. Ein jeder Amtmann soll dafür sorgen, dafs unser Gesinde 
(nicht nur nach Mafsgabe seiner Dienstpflicht, sondern auch) 
für den eigenen Hausstand ordentlich arbeite und nicht mit 
Umherlaufen auf den Märkten seine Zeit vergeude. 

55. Wir wollen, dafs, was die Amtleute zu unserem Haushalt 
gegeben haben oder an Hofdiensten geleistet und sonst noch 
geliefert haben, sie in ein besonderes Bechnungsbuch schreiben 
(breve), und was sie selbst auf dem Gute verbraucht haben, 
in ein anderes; und was übrig geblieben ist, darüber sollen 
sie uns eine Berechnung gehen. 

56. Ein jeder Amtmann halte in seinem Bezirk häufige (Hof- 
gerichts-)Termine^) ah und pflege Recht und achte auch darauf, 
dafs unser Gesinde ordentlich lebe. 

57. Wenn irgend einer unserer Hörigen gegen seinen Vor- 
gesetzten^) hei uns in unseren Angelegenheiten etwas vor- 
bringen will, so soll der Amtmann ihm nicht untersagen, an 
den Hof des Königs zu reklamieren. Und wenn der Amt- 
mann erfahren haben sollte, dafs seine Unterbeamten, um ihn 
zu verklagen, zu uns kommen wollen, dann soll der Amtmann 
seihst uns die Gründe ihnen gegenüber aufsetzen, weshalb sie 
kommen wollen (zu seiner Verteidigung und zur sachdienlichen 
Information des Königs), damit ihre Klage in unsem Ohren 
keinen Überdrufs errege. Und wir wollen auf diese Weise 
erkennen, oh sie mit berechtigtem Grunde oder aus Vorwand 
kommen.^) 

58. Wenn unsere jungen Hunde den Amtleuten anvertraut sind, 
so soll der Amtmann selbst sie aus seinem eigenen Ein- 
kommen ernähren oder seinen Unterbeamten, d. i. Meiern, 
Vögten oder Kämmerern sie anbefehlen, dafs sie von ihrer 
Habe die Hunde gut nähren, falls nicht zuföUig ein Befehl 
von uns oder der Königin gegeben ist, dafs sie dieselben auf 
auf unserem Gute auf unsere Kosten erhalten. Und dann 
soll der Amtmann selbst jemand beauftragen, der sie gut 
pflege. Und er soll die Kost für die Hunde besonders heraus- 
geben, und jener Mensch soll nicht veranlafst werden, täglich 
zu den Scheuem zu laufen. 



1) Gemeint ist das „Ding" der Hofmark, das der Amtmann leitete 
(nicht das Volksgericht unter dem Grafen). Die Gutsinsassen (Halb- 
nnd Vollfreie) bildeten den Umstand. 2) Magister »» der Leitende in 
jeder Berafsart. 3) Also der Qutsinsasse soll das Recht haben, gegen 
den Vorgesetzten „an den Hof des Königs zu dingen" (nach dem 
ins reclamandi ad regis definitivam sententiam). la anderen Fällen, 
wenn es sich also nicht nm den Vorgesetzten handelt, hat ihn der 
letztere zu vertreten (s. c. 29). 
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59. Ein jeder Amtmann soll, wenn ihn die Reihe des Hofdienstes 
trifft, für den einzelnen Tag drei Pfand Wachs liefern und 
acht Sextarien Seife, und aoTserdem soll er zum Feste des 
heiligen Andreas (30. Nov.), wo wir uns auch mit unserer 
Hofhaltung befinden mögen, sechs Pfund Wachs liefern, ebenso 
zu Mittfasten. 

60. Auf keinen Fall sollen die Meier aus den Mächtigeren ge- 
nommen werden^), sondern aus dem mittleren Stande^), welche 
treu seien. 

61. Ein jeder Amtmann lasse, wenn er Hofdienst hat, sein Malz 
zu Hofe bringen, und zugleich sollen die Meister mitkommen, 
welche daselbst^) gutes Bier brauen sollen. 

62. Ein jeder Amtmann soll alljährlich über unseren gesamten 
Wirtschaftsbetrieb, nämlich wie viel die Äcker, die wir mit 
den Ochsen durch unsere eigenen Ochsenknechte bestellen, 
wie viel die Hufen ^ auf denen der Ackerdienst lastet, ein- 
bringen, was die Hörigkeitsabgaben (Frischlinge), was die 
anderen Zinse*), die Vergleichs- und Strafgelder, die Bufsen 
fdr das ohne unsere Erlaubnis in unseren Forsten gefangene 
Wild betragen, was durch Zahlung von Schadenersatz, was 
von den Mühlen, Forsten, Feldern, Brückenzöllen, Schiffzöllen, 
was von den freien Leuten und Hundertschaften, welchen 
ein zum Landgut gehöriges königliches Grundstück verpachtet 
ist, was an Marktzöllen, von den Weinbergen, von den 
Kellereien einkommt, (femer) was wir an Heu, Brennholz, 
Fackeln, Brettern oder anderem Holzwerk, an Olländereien, an 
Gemüse, Hirse und Fenchelhirse, an Wolle, Lein und Hanf, an 
Baumfrüchten, grofsen oder kleinen Nüssen, von den verschiedenen 
veredelten Bäumen, Gärten, an Buben, aus den Fischteichen, an 
Leder, Fellen und Hörnern, an Honig und Wachs, an Fett, Talg 
und Seife, an Maulbeerwein, Würzwein, Met, Essig, Bier, jungem 
und altem Wein, an neuem und altem Getreide, an Hühnern, 
Eiern und Gänsen, von den Fischern, Schmieden, Schildmachem, 
Schuhmachern, an Kasten, Schränken oder Schreinen, von den 
Drechslern und Sattlern, aus den Eisenhämmern und Berg- 
werken, d. h. Eisen-, Bleierz- und anderen Gruben, von den 
Abgabepflichtigen, an Hengst- und Stutenfohlen haben, ge- 
sondert, unterschieden und wohlgeordnet zu Weihnachten 
eine Berechnung zusenden, damit wir zu wissen vermögen. 



1) Das waren die weltlichen Grofsgnindbesitzer. 2) Also ans 
der Zahl der Gemeinfreien mit normalem Grundbesitz. 3) Vor dem 
allgemeinen Gebrauch des Hopfens war der Bierversand beschränkt. 
4) Butter-, Eier-, Hühner-, Weinzins. 
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was oder wie viel wir von den einzelnen Gegenständen 
besitzen. 

63. Bezüglich aller dieser vorstehenden Anordnungen soll es 
keineswegs unseren Amtleuten hart erscheinen, wenn wir dies 
fordern, weil wir wollen, dafs auch sie selbst in ähnlicher 
Weise von ihren Unterbeamten alles ohne jede Unbill zu 
fordern sich befleifsigen; und alles, was ein Mann in seinem 
Hause oder auf seinen Gütern haben mufs, das sollen unsere 
Amtleute auf unseren Gütern ebenfalls haben. 

64. Unsere Fuhrwerke, welche für den Kriegsdienst bestimmt 
sind, die Eriegskarren, sollen gut gearbeitet, und die Wagen- 
dächer mit Häuten gut überzogen und so zusammengenäht 
sein, dafs, wenn die Notwendigkeit eintritt, durch das Wasser 
zu ziehen, sie mit der Fourage, welche darin befindlich ist, 
über die Flüsse setzen können, so dafs das Wasser in keinem 
Falle einzudringen vermag, und unser Gepäck unversehrt, wie 
wir gesagt haben, hinüber geschafft werden kann. Und das 
wollen wir, dafs in jeden Karren Mehl zu unserer Verwendung 
geschafft werde, d. h. zwölf Mafs Mehl, und dafs sie 
in diesen Wein führen, zwölf Mafs (1 Modius = 52 Liter) 
nach unserem Normalmafs, und bei jedem Karren sollen sie 
einen Schild und eine Lanze, einen Köcher und einen Bogen 
haben. 

65. Die Fische aus unseren Weihern sind zu verkaufen und 
andere an deren Stelle einzusetzen, so dafs stets Fische vor- 
handen sind. Wenn wir jedoch nicht auf unsere Landgüter 
kommen, soll man jene zum Verkauf bringen, und unsere 
Amtleute sollen sie zu unserem Gewinn zu Gelde machen. 

66. Über Ziegen und Böcke und deren Homer und Felle sollen 
sie uns Rechnung legen und alljährlich fettes Salzfleisch von 
ihnen liefern. 

67. Bezüglich der unbesetzten Hufen, sowie auch über die Knechte, 
welche hinzugekauft sind, sollen sie uns Bericht erstatten, 
und wenn sie nicht wissen, wo sie dieselben unterbringen 
können. 

68. Wir wollen, dafs die Amtleute ein jeder gute Fässer, mit 
Eisen gebunden, welche sie im Kriege oder zum Königshofe 
schicken können, stets bereit halten, und dafs sie die Butten 
nicht aus Leder anfertigen. 

69. Bezüglich der Wölfe ^) sollen sie uns jederzeit Bericht er- 



1) Noch i. J. 1892 sind im Gebiete der Ardennen, Argonnen und 
Vogesen französischen Anteils 327 Wölfe zur Strecke gebracht worden, 
für die 23 580 Fr. Abschufsprämie bezahlt wurde. 



144 Siebentes Kapitel. 

statten, wie viel ein jeder gefangen habe, und die Felle selbst 
sollen sie uns zusenden. Auch sollen sie im Monat Mai die 
jungen Wölfe aufsuchen und fangen, sowohl mit Oift und 
Wolfsangeln, als mit Fanggraben und Hunden. 
70. Wir wollen, dafs sie im Garten alle Kräuter^) haben, nämlich: 
Lilien^), Bösen ^), Hornklee, Frauenminze, Salbei, Baute, Eber- 
raute, Gurken, Melonen, Kürbisse, Faseolen, Kreuzkümmel, 
Bosmarin, Feldkümmel, Kichererbse, Meerzwiebel, Siegwurz^), 
Schlangen würz, Anis, Koloquinten, Heliotrop, Bären wurzel, 
Sesel, Salat, Schwarzkümmel, Gartenrauke, Kresse, Klette, 
Poleiminze, Mjrrhendolde, Petersilie, Sellerie, Liebstöckel, 
Sadebaum, Dill, Fenchel, Endivien, Weifswurz, Senf, Bohnen- 
kraut, Brunnenkresse, Minze, Krauseminze, Bainfarren, Katzen- 
minze, Kleintausendgüldenkraut, Mohn, Bunkelrüben, Haselwurz, 
Eibisch, d. i. Altaea^), Malyen, Mohrrübe, Pastinaken, Melden 
(wilder Spinat), Amaranth (Spinat), Kohlrabi, Kohl, Zwiebeln, 
Schnittlauch, Porree, Bettiche, Schalotten, Lauch, Knoblauch, 
Krapp, Weberkarden, Saubohnen, Maurische Erbsen (türkische 
Bohnen), Koriander, Kerbel, Wolfsmilch, Muskateller Salbei, 
und der Gärtner soll über dem Hause den Jupitersbart ^) haben. 
Von Bäumen wollen wir, dafs sie haben: Apfelbäume 
verschiedener Art, Birnenbäume verschiedener Art, Pflaumen- 
bäume verschiedener Art, Ebereschen, Mispeln, Kastanien^), 
Pfirsiche verschiedener Art, Quitten, Haseln^), Mandeln, Maul- 
beerbäume, Lorbeeren, Fichten, Feigen, Nufsbäume, Kirsch- 
bäume verschiedener Art. Die Namen®) der Apfelsorten sind: 
Gofsmaringer, Geroldinger, Krevedellen, Spirauken, süfse, 
sauere, alles Daueräpfel; auch bald zu essende, Frühapfel. 
Von den Bimensorten drei Arten Dauerbimen und eine vierte 
Art süfsere, sowohl Kochbimen als auch spätreife. 
Es schliefst das kaiserliche Kapitulare. 



Betrachtung: 

Die Aufeinanderfolge der einzelnen Abschnitte (capitulae) 
des Kapitulare ist unübersichtlich und entspricht vielleicht nicht 
der ursprünglichen Anordnung. Die einzige und in die Zeit der 

1) Meist zu Heilzwecken dienende. 2) Kirchenschmuck. 3) Deren 
Zwiebel Amulett gegen Hieb und Stich. 4) althaea officinalis? 
Siehe unten allerletzte Anmerkung. 5) Als Schutz gegen Einschlagen 
der Blitze. 6) Nicht die Rofskastanie, da diese erst von den Türken 
nach Europa gebracht ist. 7) Hasel- oder Lambertusnufs? 8) „D.i. 
altaea" und der Schlafs von „Die Namen" an ist wohl später beigefügte 
Erklärung. 
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Entstehung des Eapitolare zartLckreichende Handschrift (zu Wolfen- 
büttel) giebt freilich keine Yeranlassong zu dieser Annahme. 

1. Der Inhalt des Ganzen ist folgender: 

1. Der Ertrag der Krongüter, sowohl derer, die anderen za Lehen 
gegeben waren, als auch der in Selbstbewirtschaftung be- 
haltenen („der königlichen Begiegüter^^), der Hauptbestandteil 
der fränkischen Staatseinnahmen, soll der Krone gewahrt 
werden. Bis dahin geschah es oft, dafs die Inhaber der könig- 
lichen Benefizialgüter die Bebauung yemachlässigten , Stücke 
derselben zu ihrem Eigentum (Allod) machten oder ver- 
äuTserten. Auf den königlichen Eegiegütem dagegen ver- 
wandten die Amtleute die Erträgnisse derselben häufig zu 
ihrem Vorteil und behandelten die Gutshintersassen und sonstige 
Ganz- und Halbunfreie, als wenn sie Hintersassen der zu 
Lehen gegebenen Güter oder der Amtleute selbst wären. 

Da damals Naturalwirtschaft herrschte, stand und fiel das 
Königtum, das sonst nur noch Zölle, Bufsgelder und Tribute 
empfing, mit den Krongüteni und deren Ertrag. Darum galt 
es scharf aufzumerken. 

Nun werden Güterverzeichnisse (nach Vorbild der kirch- 
lichen) angefertigt, Benefizial- und Begiegüter scharf gesondert, 
ebenso ihre Bediensteten, Bewirtschaftung und Erträgnisse. 

2. Die Verwaltung der selbstbewirtschafteten Kron-(Begie-) Güter 
wird bis ins kleinste wohlgeordnet, und es wird bestimmt, dafs 
alle Erträgnisse ganz und voll in die königliche Kasse fliefsen. 
Damit war eine treffliche Pinanzwirtschaft gegeben. 

3. Die Begiegüter des Königs bringen alles hervor, was zum 
Lebensunterhalt gehört, sowie alle Erzeugnisse des Hand- 
werks u. s. w.: Gutswii'tschaft. 

4. Tausende von landwirtschaftlichen Arbeitern und von Hand- 
werkern nehmen, nach Ständen geordnet, indem sie in der 
Begel als Arbeitsentgelt Land als Lehen empfangen, als eine 
erblich versorgte Kleinbauernschaft, um den Herrensitz gruppiert, 
für diesen und für sich schaffend, an der Grundrente teil. 
(Gegensatz: Der Sklavenbetrieb der Latifundien Altitaliens und 
Galliens.) (Darin lag freilich eine Gefahr für die freien 
dieser Zinsbauern. In späterer Zeit sanken sie nach und nach 
zu Leibeigenen herab, besonders auf den Gütern des nicht 
königlichen Grofsgrundbesitzes.) 

2. Stoffübersicht. 

I. Der Bestand der Landgüter selbst, Gebäude derselben, 
Umzäunung, Prauenarbeitsräume, Nebengebäude, innere Ein- 
sehe nk, Belehrungen. 10 
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riohtung, Inventar. — Ein Teil der Grundstücke wird (als 
Bauernhöfe, mansi) als Lehen ausgethan, wofUr Zins in Natu- 
ralien und Arbeit geliefert wird. 
II. Beamte der kgl. Domänenverwaltung, im allgemeinen 
ministeriales genannt. 

1. ludices (Amtmänner, Herrschaftsrichter, Oberaufseher). 
Über ihnen König und Königin, sonst nur Seneschall und 
Mundschenk, nicht der Gaugraf. 

2. luniores (Unterbeamte): Meier (majores), Dekane, die arti- 
fices, die Vorgesetzten der Einzelberufe (magistri). Der 
Entschädigungsweise für ihre Dienstleistung nach 
zerfallen sie in solche, die 

a. ein Lehengut (wie Amtmann, auch Meier, Gestüts- 
beamter) 

b. oder einen Bauernhof 

c. oder als Deputat! nur Lebensunterhalt empfangen. 

Die in a. und b. haben für den Herrenhof aufser 
den berufsmäfsigen Hofdiensten (ministeria) noch be- 
sondere Leistungen (servitium) zu übernehmen (die zu 
b. persönlich, die zu a. auch durch vicarii), jedoch nur 
solche, die mit der persönlichen Freiheit vereinbar sind. 
IIL Stände: 

Freie, Freigelassene, Hörige, solche, die sich in den Schutz 
begeben hatten — und Unfreie. 
IV. Landwirtschaftliche Buchführung nebst Rechnungs- 
wesen. 

1. Dem Iudex liegt ob: 

a. Abrechnung und Geldabführung des Aktivrestes an den 
königlichen Hof am Palmsonntag. 

b. Vorher sind bereits einzureichen die Berechnungen über 

1. die Gesamt einnähme des Kronguts, 

2. den Gesamt- Eigenverbrauch auf demselben und 
über die besonderen Naturallieferungen an den Hof, 

3. den Aktivrest der Erzeugnisse. Über 3. erfolgt dann 
eine Verfügung des Königs. 

c. Zu Weihnachten jedes Jahres sind aufserdem Ober- 
sichten der einzelnen Wirtschaftszweige, jeder gesondert 
dargestellt, einzureichen. 

d. Daher hat ununterbrochen getrennte Buchführung fUr 
alle einzelnen Zweige und Lieferungen stattzu&iden. 
Über einzelne sind besondere Berichte notwendig (Hengst- 
fohlen, Wald weide u. s. w.). 

2. An den Iudex liefern die Untergebenen gesonderte Be- 
richte ab. 
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Y. Zweifache Art der Lieferungen an den Hof: 

1. Die allgemeinen; 

2. die des besonderen Hofdienstes (servitium), d. h. die 
aufs er jenen entweder nach einem bestimmten Tomns 
oder, wenn der königliche Hof in der Nähe weilt, zu 
leistenden Naturallieferungen an denselben; sie werden 
jedesmal näher bestimmt. 

VI. Rechtsordnung innerhalb der Hofmark (des Landguts- 
bezirks): 

1. Gemäfs der königlichen Verordnungen und der Staatsgesetze 
hat der Iudex allgemeines Verordnungs- und Aufsichtsrecht. 

2. Er setzt die Hof mark- Gerichte an und leitet sie. Das 
hofrechtliche „Ding" besteht aus dem gesamten Hofgesinde, 
aufser den ganz unfreien, und befafste sich 

a. (civilrechtlich) mit den Streitigkeiten der Hofgenossen 
unter einander (nicht mit Aufsenstehenden), 

b. (strafrechtlich) mit allen Vergehen der Hofgenossen, falls 
der Beschädigte einer derselben oder der Herr war, und 
die Angelegenheit nicht ausdrücklich vor das Gericht 
des Gaugrafen gehörte. 

Gehörte der durch ein Vergehen eines Hofgenossen 
Verletzte nicht der „Villa" an^ so wandte er sich an den 
Grundherrn, ihm sein Becht zu verschaffen; in schweren 
Fällen und, wenn der Grundherr nicht die verlangte Ge- 
nugthuung verschaffte, an das Grafengericht. 

3. Vor die öffentlichen Gerichte, also an das echte Ding 

A. unter Vorsitz des Gaugrafen^) (das für den ganzen 
Gau [Waitz] oder für jede Hundertschaft stattfand 
[Sohm]), und 

B. unter Vorsitz der die aufs er ordentliche Gerichtsbar- 
keit als Oberinstanz ausübenden Königsboten (Waltboten, 
missi regis) gehörten: 

a. (strafrechtlich) alle causae maiores; 

b. (civilrechtlich) die Streitigkeiten zwischen (freien oder 
hörigen) Leuten untereinander, die nicht ein und 
derselben hofrechtlichen Gemeinde angehören, dann 
der königlichen Vasallen und der Männer, die sich 
in des Königs Schutz begeben hatten; 

c. alle Verbrechen und Vergehen von Nicht hofgenossen 
gegen Hofgenossen 



1) Um jene Zeit wurde davon für gewisse Fälle die niedrigere 
(öffentliche) Gerichtsbarkeit abgegrenzt unter Vorsitz des Centenarius oder 
Vicarius oder Schultheifsen. 

10* 
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d. und mngekehrt, wenn der Grundherr, zur Eechtsbilfe 
aufgefordert, die verlangte Genugthuung nicht ver- 
schafft hatte. 
Dingpflichtig waren alle Freien. (Selbstverständlich 
war das echte Ding zuständig für alle Fälle zwischen 
den aufser der Hofverbände stehenden Freien.) Sie 
bildeten den „Umstand", der das Urteil „schöpfte". Um 
die Gerichtspfticht zu erleichtem, ftthrte Karl d. Gr. ein, 
dafs nur ein bestimmter Teil der Freien (als „Schöffen") 
abwechselnd zum echten Ding erscheinen mufste. 

4. Berufung und Beschwerderecht. 

5. Sorge ftLr das Gesinde. 

VII. Kirchliche Angelegenheiten berührt c. 6, 51, 53 

(Zauberei), 
Vm. militärische 16, 27, 64, 68. 
IX. An den Staat fallen Friedens-, Strafgelder, Zölle, Markt- 
abgaben. 
X. Erzeugnisse auf den Landgütern. 

1. Urproduktion: 

Forst- und Jagdwesen, Fischerei, Bergbau, Acker- 
bau, Mühlen, Wiesen, Weinbau, Viehzucht, Bienenzucht, 
Gartenbau mit Baumzucht und Heilpflanzen. 

2. Industrie: 

Hausindustrie , Handwerk. 

3. Handel: 

Normalmafse, Geld, Gelderwerb durch Verkauf, Kauf, 
Märkte. 



Dritter Teil. 

Deutsollland seit 900. 
A. Zustand. 

I. Geschichtlich. 

1. Heinrich I begründet das deutsche Königtum und einen 
Bundesstaat mit sächsischer Leitung. Er gewinnt Loth- 
ringen zurück und zeigt den Weg nach Osten. Die 
Herzogsgewalt war zur Zeit der schwachen fränkischen 
Königsmacht wiedererstanden. „Wehe dem Lande, des 
König ein Kind ist." 

Otto I schafft den deutschen Einheitsstaat und das 
römische Kaisertum deutscher Nation. 
Basis: 

a. Der Eesi der königlichen Domänen, die durch Ver- 
leihung noch abnehmen. 
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b. Die Bistümer, mit denen Grafschaften verbunden werden. 
(Später davon der Investitnrstreit.) 
2. Das Lehnswesen breitet sich noch mehr aus: Konrad II 
verleiht den kleineren Vasallen^) (in Italien zuerst) Erb- 
lichkeit. Das Königtum im wesentlichen Wahlmonarchie 
(vgl, Polen; anders in England und Prankreich im Mittel- 
alter), weshalb bei der Sucht der grofsen Vasallen und 
obersten Beichsbeamten nach Unabhängigkeit und gröfserem 
Besitz durch deren Treulosigkeit und den Kampf mit 
dem durch die eluniacensische Lehre und die Begeisterung 
der Kreuzzugszeit für kirchliches Wesen gestärkten Papst- 
tum das Kaisertum niedergeworfen wird. 

Die fortwährenden Kriege veranlafsten die Herren, 
ihre Truppen zu vermehren. Sie bewaffneten Unfreie 
(ministri domus, „Ministerialen"). 

Kampf des die Idee der weltlichen römischen 
Reichseinheit und die Unabhängigkeit der deutschen Krone 
verteidigenden Kaisertums mit dem die geistliche Reichs- 
einheit des imperium Bomanum darstellenden, nach Ober- 
herrschaft über die weltliche Macht ringenden Papst- 
tum und 

des die Staatseinheit verkörpernden Königtums mit 
den centrifagalen Mächten. 

Während das Reich mehr und mehr Oligarchie wird, 
entwickelt sich die kirchliche Aristokratie zu einer 
Monarchie, die, eine Zeit lang durch Konzile beschränkt, 
1870 absolut wird, 
n. Politisch. 

1. Der König, die Spitze des Lehnsstaates. 

a. Noch oberster Kriegsherr, aber unendlich geschwächt 
durch den Lehnsorganismus, durch den die After- 
vasallen seiner Einwirkung entzogen werden. 

b. Oberster Richter. 

c. Durch das Wormser Konkordat des freien Emennungs- 
rechts der geistlichen Fürsten beraubt, aber noch ein- 
flufsreich bei der Besetzung der oberen kirchlichen 
Stellen. 

d. Jede Königswahl mindert die Macht der Krone: Königs- 



1) Die Vasallen trachteten nach erblichem Besitz des Niefsbranches 
der ihnen doch nur statt eines Gehaltes überwiesenen Güter. Als wenn 
heute die Beamten ihre Dienstwohnung und Dienstnutzungen (Pastoren) 
um ihrer ev. Witwen und ihrer Kinder willen zu ihrem Privateigentum 
machen wollten!! 
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land, Zölle, Münzhoheit, Oeleitsrecht, Markthoheit gehen 
nach und nach auf die Fürsten über. Die Staufer 
versuchen in Italien durch die römischen Juristen als 
Nachfolger der alten Imperatoren absolute Gewalt und 
dadurch die Verfügung über die Regalien, die dem 
italischen Königtum abhanden gekommen und durch den 
aufblühenden Handel sehr einträglich geworden waren, 
zu erlangen. Die Begalien betrugen in der Lombardei 
allein 15 000 Talente. Die staufischen Hoffnungen 
in der Poebene durch die Schlacht von Legnano ver- 
nichtet, in ünteritalien durch Friedrich II erfüllt, der 
in letzterem eine Art moderne Monarchie aufrichtet. 

2. Der hohe Adel (Priester- und Laienfürsten). Strebt nach 
Mehrung seines Besitzes, seiner Oerechtsame, nach Un- 
abhängigkeit^), nach Erblichkeit der Lehen und Reichs- 
ämter. Es gelingt ihm, sich auch in die Eeichsregierung 
einzumischen und das volle Wahlkönigtum durchzusetzen. 
(1256.) Bundesgenosse: Rom. 

An Stelle der durch das Königtum verdrängten 
Herzogsgewalt entsteht ein neuer Reichs fürstenst and: 
Der obere: Dessen Mitglieder erhalten ihre Lehen un- 
mittelbar aus der Hand des Königs; 
der untere: Dessen Glieder waren nur zum Teil un- 
mittelbare Lehnsleute des Königs, meist aber von 
grofsen Fürsten. 

3. Der niedere Adel. 

a. In Sachsen: Reste des alten sächsischen Adels. 

b. Überall: Aus den durch den Waffendienst empor- 
gekommenen freien Vasallen. 

c. Dgl.: Die ehedem imfreien, nun frei gewordenen 
Ministerialen, die anfangs wie das alte freie Gefolge 
nur „freie Station", Geschenke und Beuteanteil, im 
11. Jahrhundert Dienstlehen erhielten, die in Mann- 
lehen übergingen. 

Der niedere Adel leistet mit seinen Aftervasallen 
den Kriegsdienst, und zwar er selbst als schwer- 



1) Die unbotmäfsige Gesinnung, der Eigennutz und die in der Ge- 
schichte schier beispiellose Treulosigkeit und eidvergessene Art dieses 
hohen Adels war ein Spott nnd Hohn auf das Wort von der „germani- 
schen Treue", die freilich die unteren Stände redlich bewährten. Die 
ganze Schmach des Niederganges des deutschen Reiches kam von jenes 
Eidbruch und ünbotmäfsigkeit. So war das Feudalwesen das Gift des 
Königtums, des Reiches, der Mittelstände. Mit seiner Beschränkung hebt 
eine neue bessere hoffnungsreichere Zeit an. 
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gerüsteter Reiter, baut Burgen, von denen er den Familien- 
namen bildet, nimmt Wappen an. Seine Lehen waren 
erblich. Heinrich lY im Anfang seiner selbständigen 
Regierung und eine Zeit lang auch die Staufer nehmen 
mit Vorliebe ihre höheren Beamten aus den Ministerialen. 
(Vgl. die kaiserlichen Freigelassenen der julisch-klaudischen 
Dynastie.) 

4. Bürgerstand. (Im Westen vielleicht noch Beste freier 
Familien, dazu und sonst überall Ministerialen und Un- 
freie.) Kommt auf in den alten Bömerstftdten und in den 
um befestigte Plätze und Dome herum entstandenen städti- 
schen Gemeinden. Königstreu. Heinrich IV und Worms. 
Friedrich Rotbart begegnet ihnen wegen der Haltung der 
lombardischen Städte mit Mifstrauen. Je mehr der Adel 
anfängt nach französischem und orientalischem Vorbild 
luxuriöser zu leben, um so mehr nehmen Gewerhthätig- 
keit und Handel^ damit Besitz und Haltung der Bürger 
zu. Sie streben nach Abschüttlung der fürstlichen Herr- 
schaft, die oft geistlicher Art war. Köln und Anno. 

5. Der freie Bauernstand. Schwindet furchtbar zusammen. 
(Reste: Stedinger, Dithmarschen, in der Schweiz und in 
Westfalen.) 

6. a. Der hörige deutsche Bauernstand. Zins an den Lehns- 

herrn oder, wenn der Bauer wirklich ursprünglich 
Pächter war, an den Besitzer, 
b. Der hörige wendische Bauernstand. Dieser hat, weil 
fremden Blutes und besiegt, schwereren Zins und 
gröfsere Abhängigkeit zu tragen. 
IIL Gerichtlich. 

Der hohe Adel bekommt durch die Lehnsverfassung die 
grafschaftliche Gerichtsbarkeit, sonst als Grundherr in den 
Hofgerichten die Gerichtsbarkeit über seine Grundholden. 
IV. Wirtschaftlich. 

In Deutschland noch fast nur Naturalwirtschaft. 
Die Hufe Grundlage der Landwirtschaft. In Italien, wo 
die Städte (Kreuzzüge) mächtig aufblühen, tritt bereits 
Geldwirtschaft daneben. 

Gewaltige Kolonisation im Innern durch Lichtung der 
mitteldeutschen Waldbestände und Trockenlegung sumpfiger 
Stellen, wobei sich auch die Cisterzienser auszeichnen (Pforta, 
Walkenried) -— (vgl. Friedrichs d. Gr. Thätigkeit) — und nach 
Osten. Die jüngeren Männer aller Stände schaffen sich eine 
neue Heimat. (Vgl. die hellenische Kolonisation und das 
italische ver sacrum.) 
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V. Staats wirtschaftlich. 

Der Staat thut nichts für die einzelnen, für die wirt- 
schaftlich Schwachen. Die Sorge für Unterricht, Kranken- 
pflege^ für die Armen und Verlassenen stellt er der Kirche 
anheim, die gemSfs der Lehre Christi nach dieser Richtung 
hin Eifer zeigt. 
Steuern: 

a. Der Freie ist steuerfrei. Er trägt dafür die Kriegs- 
last und die Gerichtspflicht. Der Grundholde zahlt Zins 
an den Grundherrn. 

b. Der Staat, der sich nur um weniges kümmert, be- 
darf keiner Einnahmequellen, wie sie der moderne 
Staat notwendig hat. Die Naturaleinkünfte aus dem 
Königsgut und die Erträgnisse der Regalien genügen 
meistens. 

VI. Sittlich. 

Die Bürgerkriege übten ihren verderblichen Einflufs 
auf die Nation aus. Der Untreue der oberen Stände steht 
die Mannentreue der unteren gegenüber. 
Vir. Geistig. 

Durch die Römer- und Kreuzzüge entstehen feine 
Sitte (tagende), regt sich geistiges Leben im Laienstande, 
besonders bei der damals führenden Klasse, dem Adel. 
Dem entsprechend „Singen und Sagen" von Kampf und 
Minne, durch die Kreuzzüge auch geistUche Stoffe. In die 
Politik greift ein V7alther von der Vogelweide. Ver- 
innerlichung des Menschen: Parcival. Zurückdrängen der 
geistigen römischen Kultur durch eine mehr christlich- 
germanische. 

Gesamteindruck: Nach der Auffassung der 
Zeitgenossen. 

Das deutsche Reich das mächtigste, es hat die Führung 
in der abendländischen Christenheit übernommen, bis sie 
ihm vom Papsttum entrissen wird. Zwar oft Bürgerkrieg, 
aber im Innern und nach Osten Zunahme des Besitzes, 
Steigerung der Kultur, Lebenskraft und Lebenslust. 

Absteigen des Königtums, Emporstreben aller freien 
Stände aufser 4en Freibauern. (Vernichtung der Stedinger.) 
B.Folgen der deutschen Entwicklung im X— XIII Jahr- 
hundert für die fernere Zeit. 

1. Verfall der Zentralgewalt. Auf deren Kosten 

2. Erstehen eines neuen Reichsfürstenstandes und 

3. Zunahme der Macht der Kirche, schliefslich (bis 1338) Ober- 
hoheit des römischen Stuhles. 
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4. Zerrissenheit und Ohnmacht des deutschen Beiches (steigern 
sich bis 1806). 

Gregensatz: 

In England und Frankreich kräftigt sich die Monarchie. 
Dort wohl auch der Lehnsorganismus, aber die Krone ist 
erblich, und die Grafen bleiben Kronbeamte. Insbesondere 
die Capetinger 

a. gaben ihr AUod nicht aus der Hand, 

b. ebensowenig Königsgut, 

c. waren erblich, 

d. benutzten geschickt die Albingenser- Kriege, 

e. wurden durch die Kreuzzüge viele unruhige Edle los. 

5. Nach und nach Verlust Italiens und Burgunds. 

6. Trennung der Bevölkerung in waffentragende bevorzugte 
und waffenlose benachteiligte Stände. 

7. Dazwischen Aufsireben der Bürgerschaften. [Ihnen liegt an 
Minderung der Beichsfürstenmacht, an Ordnung und Frieden 
im Innern, danach sind sie schon darum königstreu.] 
Dadurch 

8. Entstehen der Geldwirtschaft. 

9. Durch Schwert und Pflug ersteht ein Neudeutschland auf 
dem eroberten Slavenboden. Wie ehedem gerade in den 
ionischen und grofsitalischen Kolonien so auch damals häufig 
im Osten Blüte und Gedeihen. 

10. Die geistige Bildung des (adligen) Laientums hebt an. 
Erstes goldenes Zeitalter der Poesie in Deutschland. 

11. Trotz welscher Nachahmung und Eindringens französischer 
Wörter (echt deutsch I) wird die Bildung nationaler. 

Ein Beweis für das nationale Bewufstsein der Zusammen- 
gehörigkeit und Gleichartigkeit aller deutschen Stämme ist 
Walther von der Vogelweides Lied zum Preise 
deutscher Sitte (Lachmanns Ausgabe 56, 14 — 57, 14). 
C. Regeln: 

Lehnsverband und Priesterherrschaft das Grab des selbst- 
ständigen Königtums. 

Die Wahlmonarchie reibt die Kräfte der Dynastien auf 
und führt zu Bürgerkriegen und zu Zersplitteruug und Ohnmacht 
selbst der kriegsgewaltigsten Völker, dann zu fremder Ein- 
mischung und zum Untergang. 

Aus der Wahlmonarcbie entsteht Oligarchie, öfters Anarchie. 
(Interregnum. Schillers „Graf von Habsburg".) 

Je mächtiger das Königtum, um so mächtiger der Staat. 
Je mächtiger das Königtum, um so weniger werden die 
unteren Stände von den oberen benachteiligt. 
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Die Stände, welche die WaflfenfÜhrung aufgeben, werden 
immer mehr herabgedrückt. 

Kriegsdienst die Leiter zu Freiheit, Ansehen, Besitz, Macht. 

Kriegsdienst schützt meist vor Verlust der Freiheit und 
des Besitzes. 



Achtes Kapitel. 

Die ÜbergaBgszeit und das Refonnationszeitalter. 

Zeitalter der Bürgermaclit, der Ausbildung des Territorial- 
farstentums, der Glaubenskämpfe, des Aufkommens des modernen 

Staates. 

A. Bis zum deutschen Krieg (1618). 
I. Geschichtliches. 

Die Friedlosigkeit nach dem Sturze der Staufer fährte 
zu einer neuen Königs wähl. Die erstarkte Aristokratie der 
Beichsfürsten will nur ganz schwache Könige. Aber diese 
verstehen zumeist eine grofse Hausmacht zu erlangen. 
Währenddes geht in Burgund, in Italien ein Beichsrecht, ein 
Beichsland nach dem andern verloren. Zugleich wird in 
Deutschland selbst die Zentralgewalt immer mehr geschwächt. 
Das Bürgertum steigt an Besitz, Macht und Bedeutung, der 
Bauernstand gerät aus befriedigenden Verhältnissen in schwere 
Bedrängnis, die er hie und da durch Aufstände zu beseitigen 
sucht. Die politische Oberhoheit des Papsttums wird zu 
Bense abgeschüttelt. Das deutsche Volk verlangt nach 
Kirchenbesserung und in den mittleren Schichten nach 
Stärkung der Königsmacht. Konzilien, Beformation. 
Landfrieden seit 1495. Landfriedensbrecher bestraft: Götz 
von Berlichingen, Grumbach. Das Fürstenhaus, welches die 
gröfste Hausmacht gewonnen hat, strebt vorübergehend nach 
der europäischen Universalmonarchie. Es steUt sich der 
Beformation und dem Fürstentum entgegen: Vergeblich. Die 
Beligionskriege zugleich Kriege um die Erhaltung und 
Mehrung der reichsständischen Gewalt, der ,yLibertät^^ Ein- 
mischung des Auslands, vorübergehender Sieg des katho- 
lischen Kaisertums. Zuletzt nach grauenvollem Kriege 
Deutschland 1648 „wüste und leer'^ Die elende Beichs- 
Verfassung unter Garantie Schwedens und Frankreichs, 
die erhebliche Stücke Landes vom deutschen Leibe reilsen. 
Das Kaisertum von nun ab im Zustand der Agonie, die 
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Kraft und der 8tolz des Bürgertums gebrochen, der Bauer 
ruiniert, das ganze Volk beispiellos entnervt und fast bettel- 
arm — aber das Beicbsfürstentum fast souverän. 

IL Reichs-Politisch. 

Aristokratie mit oligarchiscber Tendenz (sieben Kur- 
fürsten) und wablmonarcbischer Spitze. Die politische Be- 
einflussung durch Rom hört gänzlich auf, die auf geistigem 
Gebiete ist zuletzt in Nord- und Mitteldeutschland fast ganz 
beseitigt. Die Schwächung der kaiserlichen Zentralgewalt 
mindert Einheit, Macht, Besitz, Ansehen des Reiches. 
Deutschland ein Tummelplatz fremdländischer Heere und 
Diplomaten. (Gegensatz zur Salier- und Stauferzeit. Da- 
gegen vgl. Hellas um 190: Zwei Bündnisse (achäischer und 
ätolischer Bund; corpus evangelicorum, corpus catholicorum), 
zwei auswärtige Staaten, die sich stets einmischen (Mace- 
donien stammverwandt wie Schweden, Rom vgl. Frank- 
reich), 146 = 1806). 

III. Ständisch: 

1. Der Reichsfürstenstand nahezu souverän. 

2. Der niedere reichsunmittelbare Adel kommt durch 
die Geldwirtschaft, die veränderte Kriegführung, die 
steigende Macht der Territorialfürsten, die Not der Zeit 
herab. Das Wegelagern wohl oft aus Mangel verübt. 
Um sich zu halten: Die Ritterbündnisse; letzter Ver- 
zweiflungskampf: Sickingen wider Trier. 

3. Der landstftndische Adel, durch Luxus, Fürsten- und 
Bürgermacht, Geldwirtschaft, Entstehen grofser Güter mit 
eigener oder Pächterbewirtschaftung geschädigt, wird Hof- 
und Beamtenadel. Dadurch verliert er an ünabhängigkeits- 
sinn und gerät, da das Gut die Kosten des Hofdienstes 
nicht immer aufbringen kann, oft in Schulden. Trotzdem 
er lange nicht mehr Kriegsdienst leistet, wofür er doch 
seine Lehen empfangen hatte und auch Ritter geworden 
war, beansprucht er dennoch auch weiterhin Steuerfreiheit. 
Die grofsen Vorteile, die ihm das fremde Recht bringt, 
nützt er in harter Weise voll aus. Sträuben gegen die 
fürstliche Gewalt häufig: Die Quitzow. 

4. Der Bürgerstand. 

Im 14. — 16. Jahrhundert nimmt das Bürger- 
tum durch die Steigerung des Handels und Ge- 
werbes an Besitztümern, Selbstvertrauen, Einflufs und 
Macht zu. 

Handel nach den nordischen Reichen, den Ostsee- 
ländem und England; 
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Handel nach Italien nnd über Italien Bezug orienta- 
lischer Waren. 
Klassen: 

a. Die freien Ministerialen. (Die (Geschlechter, die 
Patrizier. Diese Landgatsbesitzer nnd GroCskanflente.) 

b. Die ans Besten der Bewohner der alten Städte nnd 
ans eingewanderten unfreien entstandenen Handwerker. 
(Vgl. die alten Klienten.) 

c. Die Pfahlbürger^) der Vorstädte. (Vgl. die Plebejer 
vor der seryianischen Verfassung.) 

Dem Zuge der Zeit folgend, thun sich die Hand- 
werker in Bernfsgenossenschaften zusammen: Zünfte. In 
dieselben kann nur eine bestimmte Anzahl gelangen. 
Dreifache Abstufang: Meister, Gesellen, Lehrlingre. Sie 
überwachen die Heranbildung der Lehrlinge zu Gesellen, 
dieser zu Meistern (Prüfung l), sowie auch das ganze 
Thun der Zunftgenossen, die eigene Vereinshäuser haben, 
auf ständischem, sittlichem, religiösem Gebiete. Folge: 
Blüte des Handswerks. 

a. Tüchtige berufliche und sittliche Ausbildung der 
Lehrlinge. Dieselben Glieder der Familie des Meisters. 
ß. Weil Überfüllung des Berufs, damit Konkurrenzkampf, 
unterbieten der Preise, also auch billige Massenwaren- 
erzeugung verhindert waren, Güte der Waren, ange- 
messene Preise, Berufsfreudigkeit der Handwerker, 
Stolz auf das Werk ihrer Hände, volle Wert- 
schätzung der Arbeit, Wohlhabenheit des Gesamt- 
standes, Interesse fär geistige Dinge: Der Meistergesang, 
Hans Sachs. Jakob Böhme. Starke Anteilnahme an 
der Beformation. — Jedoch 
y, Femhalten der Berufsgenossen, die nicht zur Zunft 
gehörten, von der Ausübung des Handwerks. — So 
lange es auch armen Gesellen möglich war Meister 
und Geschäftsinhaber zu werden, starke innere Kraft 
der Zünfte, festes Zusammenhalten der Meister und 
der Gesellen. 
(Vgl. hierzu die heutigen Zustände. Das Handwerk 
geht sehr zurück 
of. durch die Massenerzeugungen ihrer Artikel in den 

Fabriken vermittels der Maschinen, 
ß, durch den Mangel an Betriebskapital und Kredit, 

1) Vgl. das französische Wort für Vorstadt: fauboarg; dayon 
faubourien. 
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y, durch die mangelhafte Ausbildung des Nachwuchses, der in der 
Freizeit sich meist selbst überlassen bleibt imd zu verrohen droht, 
d. durch die Unmöglichkeit für fast alle Gesellen, sich je selbst- 
ständig zu machen, 
£. durch die sog. Gewerbefreiheit, wonach jeder, der es will, mag 
er Berufskenntnisse haben oder nicht, jegliches Gewerbe aas- 
üben und (bis 1884) Lehrlinge, noch dazu ohne gesichertes 
Verhältnis zur Anzahl der Gehilfen, halten darf. 
i. Durch die Bazare mit „Schleuderpreisen'\ 
f\. Durch das Fehlen einer geeigneten Organisation. 

Die Zünfte streben nach Anteil am Stadtregiment (Eintritt 
in die städtischen Ämter und in den Bat). Kämpfe. „Tolle 
Woche" in Erfurt zur Zeit von Luthers Studienjahren. 

Die Städte selbst wieder trachten nach der Lösung der 
Landeshoheit; eine ganze Reihe, nämlich 60, erlangen in der 
That Reichsunmittelbarkeit. ^) (Nürnberg, Augsburg, Ulm, Konstanz, 
Worms, Strafsburg, Speyer, Frankfurt a. M., Köln, Dortmund, 
Nordhausen, Mühlhausen, Goslar, Wetzlar, die drei Hansa- 
städte u. 8. w.) Dadurch Kämpfe mit dem Adel und den Fürsten- 
bündnissen: Hansa, schwäbischer und rheinischer Städtebund. Ge- 
waltiger politischer Einflufs der Hansa im Norden Europas! 

Die Städte treu kaiserlich gesinnt. Infolge des grofsen 
Grundbesitzes und der vielen Privilegien der Kirche sowie der 
Unsittlichkeit und Unwissenheit der damaligen Kleriker sind die 
Bürgerschaften eifrige Anhänger der Reformation. (Vgl. Hans 
Sachs über die Wittenbergische Nachtigall.) 

Das Schiefspulver macht das Bürgertum militärisch mächtig, 
befreit es von der Übermacht der gepanzerten Ritterheere. 
Städtische Artillerie. Söldner, Landsknechte. 

Die Buchdruckerkunst ermöglicht grofse Verbreitung der 
Wissenschaften und schnelle Bekanntwerdung neuer Ereignisse. 
Flugschriften. 

Die Reformation befreit es von der kirchlichen Vor- 
herrschaft und bringt wieder viel Grund und Boden nebst Ge- 
bäuden in weltliche Hand. 

Die Wiedertäufer führen eine Art kommunistischen Staat 
durch (Reich Zion in Münster). Güter- und Weibergemeinschaft. 
Die Arbeit ist ihnen „heilig^\ 

Die Naturalwirtschaft wird infolge der Blüte des städtischen 
Handels und Gewerbes von der Geldwirtschaft abgelöst. Vor- 
schüsse an Adel, Fürsten und Kaiser. Fugger. Die grofsen Reichs- 
städte am Rhein und in Oberdeutschland Versammlungsorte der 



1) Selten auf dem Boden grofser Territorien. 



158 AohteslKapitel. 

Beichstage, auf denen die freien Städte selbst, aber durcbans nicht 
im Verhältnis zu ihrer Bedeutung, nämlich nur mit zwei Stimmen 
vertreten sind. (In England kommt der Bürgerstand weit stärker 
zur Landesvertretung ins Unterhaus.) 

Seit Luthers Aufruf ,,An die Batsherm aller Städte deutsches 
Landes, dafs sie christliche Schulen aufrichten und halten sollen ^)^' 
gröfsere Fürsorge für Unterricht und Bildung. 

Mit dem 16. Jahrhundert beginnt der Bückgang der 
städtischen Entwicklung. Der mitteleuropäische Haupthandel vom 
Mittelmeer und von der Ostsee durch die infolge der Anwendung 
des Kompasses ermöglichte Entdeckimg Amerikas und des See- 
weges nach Indien nach den Häfen des atlantischen Ozeans ver- 
legt. Die Hansa und die oberdeutschen Städte werden überflügelt 
und bei Seite geschoben. Die nordischen Mächte und England 
machen sich von dem deutschen Kaufmann frei. Portugal und 
Spanien, Holland und England treten an die Stelle der italienischen 
und Hansastädte. Die Niederlande wegen ihrer Zugehörigkeit zum 
habsburgischen Länderkomplez Hauptsitz des Kolonialhandels im 
Eeiche. Neue Handelsgegenstände von dort aus verbreitet: Kakao, 
Vanille, Edelmetalle, später Tabak und Kaffee. Manche ehedem 
blühende Handelsstadt sinkt zu einem Ackerbaustädtchen herab. 
Durch den Dreifsigj ährigen Krieg wird der deutsche Bürger- 
stand total ruiniert; verarmt, ohne Hoffnung auf neuen Gewinn, 
verliert er seinen waffenfrohen Sinn, die Kraft sich selbst zu 
schützen, endlich das Selbstvertrauen, den Bürgerstolz.^) 

Die Zonftrolle der Remensleger (Gürtler) zu Lübeck.^) 
1414, März 17, 

Anno Domini MCCCCXIIII in die Gertrudis virginis. 

Leven gnedyghen heren, dyt is vnse rechtycheyt vnses 



1) Krüger und Delius, Vademecam aus Luthers Schriften. Für die 
evangelischen Schüler der oberen Klassen höherer Lehranstalten. Gotha, 
Fr. A. Perthes. 2. Aufl. S. 83 ff. 2) Spötter sprachen von „bedienten- 
haften Philisterseelen^^ 8) C. Webrmann, die älteren Lübeckischen Zunft- 
rollen, S. 370 ff. Die Riemenbeschläger verfertigten nach der erneuerten Rolle 
von 1676 „beschlagene, getriebene und gegossene Messingarbeit, gelb, weifs, 
vergoldet und versilbert, auf allerhand Art, wie es begehrt und gebraucht 
wird, als auf Biembeschläge oder Kutschen, Gürtel für Frauens- und 
Mannspersonen, von Draht oder Leder, Wehrgehänge oder Bandelier von 
Leder oder Laken, beschlagen und unbeschlagen, mit seidenen oder 
wollenen Frenseln besetzt, auch Panzer- und Gliedergürtel, gewunden 
und geschlagen, und solches alles auch von eisern, schwarz^ blau und 
anderer Couleur, ingleichen Tischknöpfe mit und ohne Ketten, Spangen 
und Puckeln, auf was für Art dieselben gebraucht werden können.*^ 
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ammetes (Handwerker-Korporation, aber auch Geschäft) der remen- 
slegher in desser stat. 

Welk man de synes ßulves werden wil in ynsem anmiete 
der remenslegher, der scal hebben X marc vnvorborghet, vnde dat 
scolen twe besetene borgher in den hilghen sweren vor vnsen 
heren, den kemeren. 

Item we hir von baten (aufserhalb) to in kmnpt vnde 
ynses ammetes begherende is, de scal hebben breve, dat he 
yry vnde echte vnde rechte gheboren sy van vader vnde yan 
moder, vnde nynes wendes sone sy, ok scal he ynses ammetes 
werdych syn. 

Item welk knecht, de ynse ammet will wynnep, de scal dat 
esschen (heischen) in dren morgenspraken (Handwerkeryersamm- 
Inng), ynde scal hir en jar ghedenet hebben, ynde scal breye 
halen, dar he latest ghedenet heft. 

Item wer sik yoranderen will in ynseme anmiete, der scal 
nemen ene bedderye yrowen edder ene bedderve juncyrowen, de 
ynses ammetes werdych syn. 

Item welk man, de in ynse ammet knmpt, de scal ynseme 
ammete ene koste dren yom XXIIII Schill., er he ynse ammet 
beghynt. 

Item wes me maket, dat me oldynghes plach to makende, 
dat scal wesen enes quarteres myn den dre elen lank, by eneme 
halyen punt (= 10 Schillinge) weddes (Strafe). 

Item wat me maket yan mannes remen, de scholen wesen 
enes quarteres lank ynde II elen, by eme halven punt weddes. 

Item yrowen remen de scholen wesen twe elen lank, by eme 
halyen punt weddes. 

Item, wat me maket yan myssynghes kynder remen ^ de 
scholen wesen anderthalf elen lank, by eme halven punt weddes. 

Item so en scal nement yt teen myt synen werke, he scholet 
erst wysen den sworen mesters ynses ammetes, by dren marke 
sulyers ynde van jewelkeme dossyne (Dutzend) en half punt 
weddes. 

Item wen de mester vmme ghaen in ynseme ammete, so 
scal me en wysen, en je welk, wat he redes heft van remen 
werke,« by swornen eden; is dar wandelbar (fehlerhaft gearbeitet) 
guet mede, dat scal he wedden yor jewelk dossyn en half punt 
weddes. 

Item scal nymen remen yeyle dreghen by huselank, by dre 
marke sulyers. 

Item welk man, de hir remen yeyle brynkt, de mach hir 
stan dre daghe in deme jare, dar scholen de sworen mesters to 
ghan yan deme remenslegher werke, ynde beseen dat; is dar 
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wandelbar gut mede, dat moet be vnsen baren wedden, islok 
doBSjn myt eme balven punt weddes. 

Item de kremer, de bir kelre vp bolden, edder de koeplnde 
de en scbolen nicht by stucken verkopen, men bj halven dossjnen 
vnde by holen, by dre marke sulvers. 

Item synt de remenslegber vnde de remensnyder (Biemer) 
ghescheden, also vns de raet gheschedet beft myt vnsen werke 
vnde myt vnsen knechten, also dat nemen scal des anderen knechte 
meden noch holden, by dre marke salvers. 

Item welk man, de enen junghen leren wil, dat scbolen 
twe erenwerdygbe bedderve lüde in den bilghen sweren, dat de 
junghe vry nnde echte vnde rechte gheboren sy van vader vnde 
van moder, vnde nynes wendes sone sy. 

Item so en scal nement des anderen knecht meden edder 
enspannen er XIIII daghe vor paschen edder XIIII daghe vor 
sunte Mychaele, by III marke sulvers. 

Item so en scal nement van buten to, alse van dorpen 
edder van lantsteden, hemelken bir in brynghen remenwerk, by 
dre marke sulvers jewelk dossyn. 

Item so synt wy des ens gheworden vmme des menen besten 
willen, dat wy moghen voghen bedderve lüde vt vnseme ammete, 
dede kopen to des ammetes behoef, alse dat guet, dat van buten 
hir in kumpt, dat vnseme ammete denet, deme armen alse wol 
alse deme ryken, jewelkeme na syner macht to betalende; weret 
sake, dat hir jement were in vnseme ammete, de hir en boven 
(über) kofte, dat den veer bedderven luden vnde deme ghantzen 
ammete enjeghen were, de scbolen it wedden, jewelke mark myt 
eyn half punt weddes. 

Item weret sake, dat welke mester efte knecht en quaet 
ruchte hadden, efte na queme, de scal vnse ammet lyghen laten 
so langhe, wente he syk des ruchtes entledeght heft, by teyn 
marke sulvers van vnser heren weghen van Lubeke. 

Item welker vrouwen stervet ere man, vnde heft se enen 
sone, so mach se dat ammet beholden^ dewyle dat de sone levet; 
heft se neuen sone, so scal se ere werk to pennynghen brynghen 
bynnen jar vnde daghe vnde des ammetes vortyghen. 

Item bydde wy to wetende juwer vorsychtyghen wynsheyt, 
dat vnse mestere vnde dat ghantze ammet worden des en, dat 
se vogheden vt deme ammete acht bedderve lüde, de dessen 
rullen makeden to des ammetes behoef vnde vppe der heran hehach 
van Lubeke. 

1438, Februar 5. 

Na der bord Christi veerteinhundert jar dar na in dem 
achtevndedertigesten jare des midwekens nach lichtmissen hebben 
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de heren, de rad der stad Lubeke, verramet ynde yerorlovet, welk 
knecbt de sines solves wil werden in deme remensleger ampte, 
de scbal dat bewisen mit sinen banden, dat be sin ampt kone, 
aJse mit dreen stucken werkes, de scbal he sulven maken in des 
sworen werkmesters werkstede. Dat erste Stucke scbal sin en 
vrouwen reme mit bardem smide, dat ander stucke en vorblade 
(Gürtelbescblag in Form breiter Blätter oder Platten) tow, dat 
drudde stucke en nedbisem (Niedenbauerstück), vnde wen be dat 
gemaket befft, so scboUen dar denne de swome mesiere by gan 
vnde dat beseen, efft he sik also dar ane bewiset hebbe, dat he 
sin ampt könne. So schal he denne don, dat recht is des amptes, 
na willen der bereu. 

Arbeitsbefugnis des Peter Benediktus. 
1502, August 20. 

De olderlude des remensleger amptes hyr bynnen Lubeke 
vor deme ersamen rade darsulvest bebben tosprake gedan to 
Peter Benediktus, vamme erscrevenen rade, remen vppe de russcbe 
wyse to maken, ynholt eyner scryfft in dusseme boke anno V® 
Egidii abbatis gescreven, angende (welche an^gt) Peter Bene- 
diktus u. s. w. vorlent, dat he desulfsten vurder, dan syn leen 
tosecht, gebruken scheide u. s. w., derwegen so denne an beiden 
delen by de ersamen hem Bartolt Eergkringh vnde hern Hermen 
Meyger, radtmanne vnde nu tor tyt weddeheren desser stad 
Lübeck, ghewiset, de se dar over nach gbeboldenem fruntliken 
handele, ock beyder parte clage, antworde vnde wedderrede in 
rechte bebben gescheden in naberorterwyse (Nachbar-). 

Nademe Peter Ben^dictus vamme erscrevenen rade inbolt der 
statt boke ys vorlentb, remen uppe de russcbe wise tho maken, 
vnde derwegen etlike tom theken vnde nawisinghe by dat wedde 
gelecht, so mach be änderst neue maken, dan desulfPten by deme 
wedde liggende vthwisen, jedoch so de olderlude ome im frunt- 
liken handel togelaten, etlike kinderremen to maken, in gestalt 
so se dersulfften ock welke by dat wedde gelecht, gelevet eme 
denne, so mach be desulfften ock maken vnde sust (sonst) eres 
amptes nicht wider gebruken. 

Dat welke de vorscrevene Peter vor den erscrevenen raedt 
to Lubeke hefft gesculden, de denne nach vorboringe gemelter 
scryflPt, ock beider parte clage, antworde, rede, wedderrede, insage, 
na besprake vnde rypem rade bebben affseggen laten, dat id, alse 
de weddebem affgesecht bebben, dar moet by blyven. Screven 
van bevele des rades. Actum sabbati vicesima Augusti. 



Schenk, Belehrangen. 11 
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5. DerBauernstand sinkt tiefer und tiefer, wird schliefslicli fast 

überall leibeigen, am traurigsten auf erobertem Wendenboden. 

Gründe des Bückganges: 

of. Die Kolonisation nach Osten und die Rodungen im Innern 
Deutschlands hören auf; so wird die Hufe geteilt, oft. in 
vier Stücke! 

ß. Die Geldwirtschaft verteuert durch den amerikanischen Metall- 
zuflufs alle Gegenstände, aber die städtischen Waren mehr 
als die bäuerlichen Erzeugnisse. 

y. Das römische Recht, das seit Friedrich Rotbart studiert 
und unter Karl V. „recipiert" wird, also an Stelle des 
deutschen Rechts und deutscher Gerichtsverfassung tritt ^); 
auf deutsche Verhältnisse irrtümlich die römischen Rechts- 
begriffe anwendend, erklären die Juristen 

1. das XJntereigentum (des Hörigen) für Zeifcpachtung, 

2. die Stellung der Hintersassen für Leibeigenschaft (servitus), 

3. die „gemeine Mark" für Eigentum des Grundherrn! 

Nun wurden die Bauern verdrängt, die Bauerngüter 
„gelegt", die Fronen und Zinsen beliebig gesteigert, die 
Bauern vom Nutzungsrecht der in Gemeindebesitz gebliebenen 
Dorfflur (Wald, Wiese, Wasser, Luft) ausgeschlossen. 

Nun drängte sich das junge Volk mit Vorliebe zum 
Kriegsdienst der Landsknechte. Das Eingehen der Ritter- 
heere durch das Aufkommen der Feuerwaffen und der Geld- 
wirtschaft führte zum Söldnerheere der Landesherm. 
Der Bauernstand, zur Zeit der Hohenstaufen noch lebensfroh, 
weil in genügenden Verhältnissen lebend, wird jetzt seit der 
irrigen Anwendung des römischen Rechts auf seine Zustände un- 
zufrieden und unruhig, während zu gleicher Zeit das Beispiel der 
Schweizer, dann die Reformation („alle Menschen vor Gott gleich", 
„alle Gottes Rinder durch Jesu Blut") und der Söldnerdienst 
seinen Mut belebt. Unruhen, der Bundschuh. Der grofse Bauern- 
krieg. Die „zwölf Artikel", die sich vor allem gegen die Folgen 



1) Das mündliche und öffentliche Verfahren durch das schriftliche 
und geheime ersetzt, es werden neue Stadt- und Landrechte im Sinne 
des corpus iuris aufgestellt, gelehrte Richter treten an Stelle der bis- 
herigen Laien und sehen alles durch die Brille fremder Rechtsbegriffe 
und Rechtsanschauungen an. Viel Wert wird auf das Geständnis ge- 
legt, das man in widergermanischer Weise durch die Formen der römi- 
schen Sklaven -Rechtsbehandlung sogar durch Foltern erzwingen zu 
können meinte. Diese neuen undeutschen barbarischen Rechtszustände 
und die furchtbaren Hexen Verfolgungen verrohen das deutsche Volk, 
machen es gefühllos und grausam; darum die beispiellose Haltung der 
Soldateska des 30jährigen Krieges. 
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der Anwendung des römischen Rechts wenden, sind heute grofsen- 
teils erfüllt 

Die Bauern verlangen damals nach einem starken 
Kaisertum, dem sie willig steuern wollen, von dem sie Er- 
rettung erhoffen. 

Auf ihre bewaffnete Auflehnung und ihre Ausschreitangen 
folgt ein noch tieferer Sturz. ^) Nach 1525 werden sie fast überall 
(nicht in Tirol und Baden) noch mehr bedrückt. (Ähnlich die 
Stellung der Bauern in den eroberten Yogteien der damaligen 
Schweizer.) Ganz darnieder kommt der Bauer durch den deutschen 
Krieg (1648). 

Die Lage des Bauernstandes im 17, und 18. Jahrhundert 
war in wirtschaftlicher und ständischer Beziehung, in den einzelnen 
Landschaften, aufser Ostfriesland, Tirol, den Reichsdörfem und 
den von Friedrich Wilhelm I. befreiten Domanialdörfern, im grofsen 
und ganzen übereinstimmend, folgende: 

„Rechte hatte nur der adlige Grundherr", der überdies die 
obrigkeitliche und die Polizeigewalt, sowie die Gerichtsbarkeit 
ausübte; „nur Pflichten der Bauer.*' Auf letzterem lasteten: 

1. Zinszahlungen und Naturalabgaben an Getreide, Geflügel, 
Eiern, Obst u. s. w. in bestimmtem Verhältnis zum Ertrage 
seines Lebnsgutes. Beim Tode des Bauern wurde das beste 
Stück Vieh, auch das beste Stück Land als „Besthaupt" vom 
Erben eingezogen. 

2. Frondienste, nämlich 

a. Handdienste und für die Zugviehbesitzer 

b. Spanndienste. Darum hatten die Grundherrn selten eigenes 
Z.ugvieh. Der Bauer mufste an festgesetzten, oft willkür- 
lich vermehrten Tagen auf dem Boden seines Herrn pflügen, 
säen, mähen, dreschen, er mufste bei den Jagden unent- 
geltlich Treiberdienste thun, beim Wege- und Hausbau, zu 
Vergnügungen umsonst Fuhren liefern. 

c. Gesindezwang. Die heranwachsenden Kinder des Bauern 
dienten danach eine bestimmte Zeit lang ohne Lohn in Haus 
und Hof des Grundherrn. 

d. Botenwege in die Stadt. 

3. Aufserdem hatten die Bauern, statt dafs der Grundherr für sie 
persönlich mit seinem Gesinde den Kriegsdienst übernahm und 
die Kosten desselben (ohne Sold) trug, nicht nur die Kontri- 
bution zur Erhaltung (oder Miterhaltung) der stehenden Heere 
zu zahlen, sondern in einigen Ländern auch jüngere Söhne als 
Rekruten zu stellen. 



1) Br. Gebhardt, Handbuch der deutschen Geschichte, II, 22 ff. 

11* 
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4. Kirchensteuern. 

5. Der grofse Wildschaden. Schwere Strafen wurden über die 
verhängt, die sich etwa beikommen liefsen, das Wild durch 
Schufswaffen zu vertreiben. Nur Klappern u. dgl. waren gestattet. 

6. Verbot der Auswanderung und des Gewerbebetriebes. Zur 
Verheiratung gehörte die Erlaubnis des Grundherrn. 
Polgen: 

Materielle: 

Der Bauer gerät in schwere Schuldenlast. Seine und des 
Gutsherrn Äcker (jene, weil ohne rechte Lust, ohne Aussicht 
auf eine bessere Zukunft, diese, weil nur zwangsweise bestellt) 
sind in ungenügendem Zustande. 
Sittliche: 

Der furchtbare Druck entsittlicht und verwahrlost den 
Bauernstand. (S. J. H. Vofs: Die Leibeigenen.) 

Die zwölf Artikel der Bauern.^) 

Dieselben waren von den zu Ichtershausen (zw. Arnstadt und Erfurt) 
versammelten Bauern Herzog Johann zu Sachsen übersandt. 

Zum ersten, das wir einem prister, der uns das wort gottes 
dar, unvermischet menschlicher lere vorkunden sal, nach unserm 
gefallen kyessen wollen, demselben ein zimlich einkomen zu geben. 
Auch wu er sich ungeburlichen hielde, denselben widerumb zu 
entsetzen. 

Zum andern, das fliessende wasser, wiltpret und gefogel 
auch frey ungeweigert zu lassen. 

Zum dritten, das holtz als feuerwergk und zymmer zum 
gebenden auch frey zu unser notturfft zu gebrauchen unbeschwerdt 
gelassen werde. 

Zum vierden, das etliche Neuerungen mit fronen, damit wir 
durch Ambtleut beschwert werden, auch abgestelt mochten werden. 

Zum Funfften, die weil wir arme leut, als die insunderheit 
zu harhusen, mit Eur fürstlich gnaden weingartenerbet (= arbeit) 
unge verlieh (== ungefähr) bey viertzig ackers mit aller erbet zu 
thun, hochlichen dartzu gezwungen werden, und gibt doch einem 
nuhr ein groschen zum taglon, dameben sich die arbeit auch 
hochlichen mehret; müssen doch gleichwol darzu das hagkegelt 
(Hackegeld ^)) geben — auch nach gelegenheit mocht erlindert 
werden. 



1) Vgl. C. E. Förstemann, Neues Urkundenbuch zur Geschichte der 
evangelischen Kirchen- Reformation, 1, 271 f. 2) Vom Hackegeld , das 
als Steuer erhoben wurde, sollte die Bearbeitung der Weingärten be- 
zahlt werden. 
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Zum Sechsten wollen wir von allen unsem Erben und 
gutem einen zimlichen Zins allein Eur Fürstlich gnaden als unserm 
rechten erbhem willig geben und sonst nymandes mehr, wider 
geistlichen, noch weltlichen. 

Zum Siebenden, das wir furderhin nymants mehr auf 
widerkeuff wider zins, nach (noch) hauptsumma (Kapital) geben 
wollen.^) 

Zum achten, das auch fiirder kein Edelmann seine guter 
und Erbe in keinem wege frey sollen geliehen werden, sondern 
uns gleich mit wachen und anderm zu thun vorpflicht sein. 

Zum Neun den, das auch das weinmafs ader bewilligte hulfif 
hinfurder mochte abgestelt werden. 

Zum zehenden, das uns armen leuten von Euer fürstlich 
gna3en ambtsregirem durch scheffereyen an unsem erbgutern 
mergkliche scheden ergehen, sunderlich in Weingarten, auch ir 
gnaden abzustellen vorschaffen. 

Zum eilfften, das Ambtleut zu Zeit, wan ein armer man 
in eine bufse vorfallen, denselben mit Euer Fürstlich gnaden Zucht 
behefftet (Strafe belegt), ab gleichwol derselb Eur Fürstlich gnaden 
besessen, und vilmals einem das recht, darüber zu erkennen, 
wegem (verweigern), vor sie selbst (willkürlich) bufse anstellen 
(Strafe auferlegen). 

Zum Zwölf ften, wan ein armer man bei Eur fürstlich 
gnaden, oder sunst ein Erbgut erkaufft hat, hat er von zehen 
schogken eines zu lehen geben müssen; dasselben auch in gnaden 
abzustellen. Doch ein schreibgroschen wollen wir gerne gelten. 

Zum letzten, weil auch ein igliche Dorf schafft ein eigene 
beschwernis insunderheit anzuzeigen zu langk sein wil, weil wir 
wissen, das Eur fürstlich gnaden gereit (gerade) itzt genugk be- 
muhet ist, wollen wir die mit der Zeit Eur fürstlichen gnaden 
auch anzeigen; verhoffen. Euer fürstlich gnaden werden eins 
igklichen bürde gnediglichen lindern. Wir wollen je gern, das 
wir mit andern Cristen mochten auch hinkommen (auskommen, 
das Leben fristen), und wollen Euer fürstlichen gnaden hiemit 
dem schutzer, dem ewigen gott, bevolhen haben; und sol sich Eur 
fürstlich gnaden des zu uns vormuthen, das wir frome, willige 
unterthan sein wollen. Euer fürstlichen gnaden als unser heubt in 
allen Eren haben, und wu wir was als die einfeltigen zu thorlich 
gehandelt hetten, wie denn menschen, auch gottes kindere, zu- 
weylen streucheln, vrtrt uns Eur fürstlich gnaden als ein christlich 



1) Ein Gut, das der Grundherr auf Wiederkauf verkauft hatte, 
konnte nach einer vertragsmäfsig bestimmten Zeit zurückgekauft werden. 
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senfftmntig heubt wol wissen in gnaden zuvorzeihen. Bitten mnb 
gnedige antwort. 

Dat. freitag nach Marci Anno u. s. w. xzv. 
E. F. G. 

gantz willige unterthan 
Yorsamlunge itzt zn Ichtershausen. 



B. Der Beichsfürstenstand gewinnt 1648 zur bisherigen 
„Libertät^^ nahezu die Souveränität. 

I. Kampfmittel gegen die Kaiser des Mittelalters waren ge- 
wesen: Aufstand und Abfall, Bund mit Bom. Kampfmittel 
gegen die habsburgischen Kaiser: Bürgerkrieg, Bund mit 
Frankreich, Dänemark, Schweden. (Bayern war im Einver- 
nehmen mit Frankreich, als Wallenstein das erste Mal, 'mit 
Spanien, als er das zweite Mal gestürzt wurde.) 

II. Machtmittel der Fürsten innerhalb des Territoriums. 

1. Feuerwaffen. Der Ritter nun durch Fufsvolk zu be- 
siegen, seine Burgen durch Feldschlangen („faule Grete") 
leicht zu fällen. 

Wehrhafte junge Männer in Masse vorhanden, weil die 
Bedungen im Lande und die grofse Kolonisation nach Osten 
aufgehört haben, das römische Recht viele Bauern um ihr 
(ünter-)Eigentum bringt. An Stelle der auf die Lehns- 
verfassung gegründeten häufig unzuverlässigen Aufgebote 
trat das Söldnerheer^) (mit allen seinen Mängeln: 
Der Krieg Gewerbe; vaterlandslose Leute, oft sittlich 
verwahrlost, kämpfen selbst in welschem Dienst gegen 
Kaiser und Reich; Zuchtlosigkeit, Beutegier, in Friedens- 
zeiten Wegelagerer): Landsknechte. Stehende Heere. 
Festungen. 

2. Der Adel zieht sich vielfach vom Kriegsdienst zurück, wird 
auf seinem vergröfserten Grundbesitz Landadel. Ein Teil 
tritt in fürstliche Dienste als Hof- und Beamtenadel, 

3. Notwendige Folge der neuen Heeresverfassung: Neue 
Steuerverfassung. Die Mittel zum Kriegführen und 
bald auch zu andern gröfseren Ausgaben kann der Landes- 
herr (trotz der Säkularisationen) nicht aus seinem 
Domanialgrundbesitz bestreiten. Landtage werden be- 
rufen; drei Stände: Geistlichkeit, Adel, Städte. In 
Tirol, Ostfriesland, in der Landvogtei Schwaben auch die 



1. Länder mit geringer Wohlhabenheit aber mit starker Volksyer- 
mehrung ohne kolonialen Abflufs haben viel Söldnerjugend, vgl. die 
Schweiz, Arkadien. 
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Bauern. Sie haben die nötigen Summen zu bewilligen: 
Steuern^), wofür man euphemistisch Bede sagte. (Vgl. 
die Parlamente Englands seit 1215.) 



1) Steuerwesen. Anfangs kannten die freien Deutschen keine 
Steuern: Man übernahm Kriegs- und Gerichtsdienst unentgeltlich. 
Steuern waren ein Zeichen der Abhängigkeit, der Knechtschaft. Dann, 
als das Volk vom Kriegs- und Gerichtsdienst zurücktrat, erhielten die 
Männer, welche diese übernahmen, oft aus dem Königsgut Lehen. Der 
Staatsbesitz wurde durch die später verkündete Erblichkeit der Lehen 
immer geringer, die Geldwirtschaft kam auf: Nun Gehaltszahlungen. 
Um das dazu nötige Geld zu erhalten, mufste sich der Landesherr den 
Landtag gefallen lassen. Dafür bekam er aber bessere und treuere 
Diener, die, besonders die verheirateten, (man vergegenwärtige sich die 
Bedeutung des Cölibats!) ganz von ihm abhängig waren. (Entgelt für 
Gemeinde- und Staatsdienste schon in Athen. Konstantin d. Gr. führt 
im römischen Reiche Gehaltszahlung ein, dazu auch die Amtstitel 
illustris, excellens u. s. w.) Die Steuern werden erst zeitweilig, dann, 
zumal seit Aufstellung stehender Heere, dauernd erhoben. Die zur Er- 
haltung des Heeres hätten eigentlich nur die Inhaber der alten Lehns- 
güter zahlen müssen. Aufserdem hätte man diejenigen, deren Vorfahren, 
um den Heeresdienst abzuschütteln, in das Mundium eines Mächtigen 
getreten waren, da nun die Bauern auch die bede bezahlten, in den 
früheren Stand der Vollfreiheit zurückversetzen sollen. — Man unter- 
scheidet direkte Steuern (Beiträge in Naturalien oder in Geld, von 
den einzelnen erhoben) und indirekte Steuern (Zoll auf Waren beim 
Eintritt ins Staatsgebiet oder Abgaben bei der Erzeugung oder bei 
dem Verkauf gewisser Güter). Vgl. im alten Italien den Weinzoll. 
Schutz- und Finanzzölle, Ausfuhr-, Einfuhr-, Durchgangszölle. Grundsatz 
bei der Bemessung der direkten Steuern: Da mit der Gröfse des Be- 
sitzes auch die Leistung des Staates für den einzelnen steigt, nimmt 
auch die Höhe der Steuer im Verhältnis zum Besitz zu. — Aufstellung 
der Ausgaben und Einnahmen: Etat. Derselbe wird jetzt vor den Be- 
ratungen der Landtage aufgestellt: Budget, Staatshaushaltsplan. Wenn 
Ausgabe und Einnahme gleichhoch sind, sagt man: Der Etat balanciert. 
Sonst Defizit oder Oberschufs. Nachtragsetats. Heute gilt der Grund- 
satz: Nicht mehr Steuern erheben, als man braucht. Athen, Bom vor 
88 V. Chr. G., Friedrich Wilhelm I. und Friedrich d. Gr. sammelten da- 
gegen einen Staatsschatz. Friedrich d. Gr., der vier Kriege geführt und 
seinem Lande 28 Mill. Thaler (= g. 250 Mill. Mark heutigen Geldes bei 
6 Mill. Bewohnern Preufsens »* der Einwohnerzahl des heutigen Bayerns) 
geschenkt hat, hinterliefs 66 Mill. Thaler (= g. 400 Mill. Mark). Das 
Europa des ausgehenden Jahrhunderts ist aber mit einer furchtbaren 
öffentlichen Schuldenlast überhäuft, der gegenüber nur das deutsche 
Reich einen Schatz (im Joliusturm zu Spandau) von 120 Mill. Mark zur 
Deckung der Anfangskosten einer etwaigen Mobilmachung und Beich 
und Einzelstaaten ein Staatsvermögen von Domänen, Bergwerken, Forsten, 
Eisenbahnen und anderen gewinnabwerfenden Betrieben von 16 700 Mill. 
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4. Die Geldwirtschaft. Für geleistete Dienste oder in 
Erwartung solcher erfolgt kaum noch Belehnung mit 
Land, ftlr dauernde Leistungen nicht mehr yertragsmäfsige 
Natzniefsung von Grund und Boden nach den Anschauungen 
des Lehnrechtes, sondern Bezahlung. Besoldete Be- 
amte und Offiziere. Dadurch gröfsere Abhängigkeit 
vom Landesherm, straffere Unterordnung der unteren Be- 
amten unter die oberen, damit gröfsere Zuverlässigkeit 

5. Die Juristen vermehren den fürstlichen Besitz vermittels 
des römischen Rechtes auf dem Lande, das römisch 
gebildete Beamtentum (in Gericht und Verwaltung) die 
Landeshoheit im Innern (nach Vorbild des römischen 
imperiums). Streben nach absoluter Herrschaft. 

6. Kirchenhoheit. Im Zeitalter der Reformation erhalten 
die Fürsten das ins reformandi, die evangelischen die 
Stellung eines summus episcopus in ihrem Gebiete. 
Cuius regio, eins religio (!). (In der Pfalz in einem 
Menschenalter dreimaliger Beligions Wechsel. Vgl. England 
im 2. und 3. Viertel des 16. Jahrhunderts.) 

7. Fürstliche Beamte übernehmen nach und nach die Über- 
wachung des ünterrichtswesens, der Kranken- und Armen- 



Mark mit einem Jahresertrag von 760 Mill. Mark besitzen. Folgende 
Aufstellung giebt eine Übersicht über die Höhe des jährlichen Durch- 
schnittseinkommens und der Staatsschuld (also nicht auch der 
Provinz-, Kreis-, Gemeinde schald) auf den Kopf der Bevölkerung in den 
Grofsstaaten : 
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pflege, der Sittenpolizei, (dies war ehedem freiwilliges 
Thätigkeitsgebiet der Kirche, dann auch der Städte,) 
schliefslich der ganzen Verwaltung.^) 
IILFolgen der neuen Ftirstenmacht. 

1. Der Fürst und sein Hof werden Mittelpunkt des ganzen 
Landes. Aufblühen von Residenzstädten. 

2. Zunehmender Absolutismus im Innern mit lüderlicben 
Sitten und beispielloser Verschwendung (trotz der Not 
des Reiches). 

3. Die Fürsten lassen sich mit dem Ausland ein. 

4. Das Kaisertum nur ein Schatten, die Eeichsverfassung 
ein monstrum. 

5. Bürger- und Bauerntum in Bedrängnis. Langsam kommen 
beide durch die Fürsorge des Beamtentums wieder etwas auf. 

IV. War (nach 1648) für Deutschland Rettung möglich? 
Nim (nach Karls V. und Wallensteins Mifserfolg) nur noch 
dadurch, dafs ein Territorium mit möglichst rein deutscher 
Bevölkerung, innerlich und nach aufsen gefestet, an Macht 
zunahm und, ein Eckstein geworden, einen neuen Reichs- 
aufbau ermöglichte. Indem es das gewaltigste Teritorium 
wird, übernimmt es die Führung, erst thatsächlich, dann staats- 
rechtlich dauernd. 
V. Wäre nicht im 16. Jahrhundert eine grofse Reichs- 
reform mit Hebung der unteren Stände möglich 
gewesen? Vielleicht; hätte das Kaisertum 
a. nicht aus Rücksicht auf Spanien und den Papst von vorn 
herein die Reformation bekämpft, sondern sich ihm aktiv 
(wie Maximilian II.*) passiv) zugewandt, 



1) Verwaltung. Je mehr der Staat dieselbe in die Hand nimmt, 
um so mehr tritt innerhalb derselben Arbeitsteilung ein. In England 
zuerst Dreiteilung der Gewalten: Militärische, gerichtliche, administrative. 
Dieselbe verbürgt dem Staatsangehörigen mehr Gerechtigkeit. Die wich- 
tigsten Verwaltungszweige sind heute: 1. Der Verkehr mit den aus- 
wärtigen Staaten (politisch, handelspolitisch, kirchenpolitisch), -— 2. See- 
und Landheer, — 3. die Ordnung im Innern (Polizei wesen) , — 4. das 
Gerichtswesen, — 6. das Verkehrswesen (Eisenbahn, Post, Telegraphie), 

— 6. Kirche und Unterricht, — 7. Fürsorge für Kranke, Alte, Invaliden, 

— 8. Landwirtschaft, Gewerbe, Handel, — 9. Finanzen, — 10. Kolonien. 
An der Spitze jedes dieser Verwaltungsgebiete (Ressort, aufser 7) steht 
ein Minister. Seit die Bedeutung des Bürgerstandes wieder gestiegen, 
hat die Nation in den Kulturstaaten Anteil an der Verwaltung (Selbst- 
verwaltung in Gemeinde, Kreis, Provinz und durch die Padamente eine 
gewisse Kontrolle über die V. des Staates) und an der Rechtsprechung. 

2) Unter ihm % ^'^^ Reiches protestantisch, selbst Tirol und 
Steiermark. 
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b. das römische Becht statt durch die dem germanischen 
Wesen widersprechende, grausame (Karls und des heiligen 
Eömischen Reiches) peinliche Gerichtsordnung v. J. 1532 
befestigt, nur in den Punkten, die einen wirklichen Fort- 
schritt bedeuteten, zur Einführung gebracht (Zeugen, Ver- 
jährung), 

c. den Bauernstand (noch vor den Greueln des Jahres 1525, 
zur Zeit der ersten lutherischen Schrift in dessen Sachen) 
gefördert und geschützt, 

dann wäre bei der Begeisterung jener Zeit, dem Eufen 
vieler nach starker kaiserlicher Macht (Hütten, die Bauern), 
den gewaltigen Massen geübter Mannschaft in Kleinbürger- 
und Bauernstand unter Beschränkung der territorialen 
Gewalten ein einheitliches evangelisches deutsches Kaiser- 
tum möglich gewesen. Wie der Krieg von 1870/71 das 
neue Eeich herbeifahrte, hätten damals die Türken- und 
Franzosenkriege einheitsstärkend gewirkt. 
VI. War im ersten Drittel des 17. Jahrhunderts eine 
Kräftigung der Zentralgewalt herbeizuführen? Viel- 
leicht, wenn Ferdinand II. das Eestitutionsedikt nicht er- 
lassen. Wallenstein i. J. 1630 im Amt behalten und das 
Heer, statt zu mindern, verdoppelt hätte. Dann konnte er 
die färstlichen Truppen auflösen und für die Zukunft jegliche 
Aufstellung solcher Heere untersagen. Erbmonarchie und 
jährliche Zahlung von Reichssteuem waren daraufhin ohne 
besondere Mühe durchzusetzen. 

Der 30jährige Krieg wirft Deutschland um Jahrhunderte 
in seiner Entwicklung zurück. Es ist beinahe nur noch ein 
ausgeraubter, rauchender Trümmerhaufen. Es ist nahezu 
menschenleer, verfallen, zertrümmert, bettelarm geworden. 
Kaum 1840 hatte es inbezug auf Bevölkerung und Besitz 
die Höhe von 1618 wieder erreicht. 
C. Deutschland 1648. 

Anknüpfend an die Überlieferung des Schulortes und seiner 
Umgebung von der Existenz von Dörfern aus der Zeit vor 
jenem Kriege, kann dann der Lehrer das 
(a.) Verzeichnis der damals zerstörten Ortschaften vor- 
lesen, wie wir es in B. Dudiks Buche, Schweden in Böhmen 
und Mähren 1640—1650, S. 377 finden.^) Es ist dem 
Stockholmer Reichsarchiv entnommen. 



1) Abgedruckt in M. Schillings trefflichem Quellenbuch zur Ge- 
schichte der Neuzeit. 2. Aufl. Berlin, 1890. (E. Gärtners Verlag.) S. 165f. 
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Schlösser State Dörfer 
In Pommern, Mechelburg und 

Holstein 203 307 2041 

In der March Brandenburgs . . 48 60 5000 

In Meysen 96 155 1386 

In Schlesien 118 36 1025 

In Mehren 63 22 333 

In Böhmen 215 80 813 

In Öster Reich 51 23 313 

In Paltz 109 106 807 

In Franken 44 26 313 

In Voigtland und Düringen . . 68 41 409 

Im Stift Merseburg, Hall, Magde- 
burg, Halberstadt, Hildesheimb 217 103 1105 
Braunschweig, Lüneburg und Stift 

Bremen 50 38 406 

Stift Osnabrügk, Münden, Padebom, 

Vosh(?), Fulda, Welda(?) . . 213 304 1027 

Westphalen 119 97 1019 

Im Stift Colin, Meetz, Trier . . 327 205 2033 

Stift Wirtzburg 15 10 80 

GegenLimburg und ander Sveice(?) 20 16 200 

Summa: 1976 1629 18 310 
(b.) Friedrich v. Logau kennzeichnet jene Zustände in folgenden 
Sinngedichten: 

Der deutsche Friede. 
Was kostet unser Fried'? 0, wie viel Zeit und Jahre! 
Was kostet unser Fried'? 0, wie viel graue Haare I 
Was kostet unser Fried'? 0, wie viel Ströme Blut! 
Was kostet unser Fried'? 0, wie viel Tonnen Gut! 
Ergötzt er auch dafür und lohnt so viel Veröden? 
Ja. — Wem? — Prag' Echo drum. — Wem meint sie wohl? 

(Echo:) Den Schweden. 
Was gab der deutsche Krieg für Beute? 
Viel Grafen, Herren, Edelleute. 
Das deutsche Blut ist edler worden, 
Weil so geschwächt der Bauerorden. 
Solcher Fried' ist schwerlich gut. 
Der nicht Bauern sanfte thut. 

Französische Kleidung. 
Alamode-Eleider, Alamode-Sinnen; 
Wie sich's wandelt aufsen, wandelt sich's auch innen. 
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Deutschland war wieder ein Ackerbauland (wie zur 
Zeit der salischen Kaiser, wie Bufsland im 16. Jahrhundert) 
leibeigener, an die Scholle gebundener Bauern, mit ganz 
geringer Gewerbthätigkeit in den herabgekommenen Städten. 
Deutschland, weil schwach, zerrissen, machtlos, verliert 
seine Selbständigkeit und den Best von Stolz auf seine 
Eigenart. Nun wird fdr das indes absolut zusammengefafste 
Frankreich, das infolge jenes Krieges Deutschland bis 1840 
an Einwohnerzahl überlegen ist, die Bahn frei. Frankreich 
hat statt Deutschlands die Vorherrschaft in Europa, und 
zwar genau so lange, bis dieses wieder bevölkerter, einiger- 
mafsen wohlhabend und einheitlich geworden ist. Somit ist 
Deutschlands (und Italiens) Zerrissenheit und Ohnmacht die 
Vorbedingung für eine französische Suprematie, ein einiges, 
starkes deutsches Beich (und Italien) die unüberwindliche 
Schranke gallischer Macht und Übergriffe, 
c. Überblick über die Zeit nach 1648. 
L Politisch. 

Abhängig vom Ausland. Schmachvolle Garantie der 
Verfassung durch Schweden und Frankreich. Der Rhein- 
bund vom Jahre 1658. Viele Fürsten nehmen von 
Ludwig XIV. Jahrgelder an. Durch seine inneren Kämpfe 
und die aus denselben hervorgehende Machtlosigkeit, 
Armut und den Mangel an frischer Thatkraft versäumte 
Deutschland die Gelegenheit, Kolonien zu erwerben. 
IL Merkantil. 

Da die ehedem so blühende deutsche Industrie ver- 
schwunden war, überschwemmten ausländische Waren das 
Beich. Holländisches und englisches Kapital lebt von 
deutschen Zinsen. Viel Geld geht für Modetand nach 
Paris. Deutschland, wirtschaftlich gesprochen, eine Provinz 
der drei Westmächte. 

III. Äufsere Kultur. 

Die (naturwidrige) französische Mode herrscht. 

IV. Geistig. 

Die französische Litteratur den Deutschen Vorbild. 
Paris die ,,geistige Zentrale Europas". (Victor Hugo: 
„Paris das Gehirn der Welt".) Bildungsreisen der jungen 
Edelleute nach Frankreich. 

Die französische Sprache (statt der bis Leopold I. 
dominierenden lateinischen) nun Hof- und Diplom'aten- 
sprache, das Deutsche eine „Bauernsprache^^ wie im 
8. Jahrhundert. Überflutung des Deutschen durch Fremd- 
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Wörter, die man meist nicht einmal mehr umprägt wie 
in der alten Zeit viele lateinische. 
V. Sittlich. 

Der lange, barbarisch geführte Krieg hat die Nation 
verwildert. Französische Zuchtlosigkeit entsittlicht nun 
besonders die oberen Schichten und deren Umgebung, 
d. Wer trug an diesem Verfall die Schuld? Deutsch- 
land selbst, weil es politisch und kirchlich uneinig und 
friedlos und, was die oberen Stände anlangt, selbstsüchtig 
war. (Vgl. Hellas und Polen.) 
Lehre. 

Für Deutschland ist vor allem Einheit und Beligions- 
frieden unbedingt notwendig. 

Je stärker die Oligarchie, um so schwächer das Kaisertum, 
um so tiefer Macht, Ehre, Ansehen der Nation, um so geringer 
Handel und Wandel, Hab und Gut, um so schutzloser der Bauer. 
Deutschland, inmitten kriegsgewaltiger, meist abgeneigter 
Völker, bedarf um der Behauptung seiner Existenz willen einer 
starken monarchischen Spitze, eines machtvollen Kaisertums: 

1. Zu einheitlicher, energischer Leitung im Kampfe wider 
fremde Unbill. 

2. Zur Aufrechterhaltung des religiösen Friedens. 

3. Zur Beform auf sozialem Gebiete. 

4. Zur Hebung des nationalen Wohlstandes und des damit zu- 
sammenhängenden Kolonial Wesens. 



D. Einige Beispiele davon, was alles Deutschland nach 
1648 infolge seiner «Ohnmacht politisch und wirt- 
schaftlich erdulden mufste: 

1658. Die rheinische Allianz gegen Kaiser und Brandenburg. 
28 000 Schweizer im Heere Louis' XIV. 

1665. Die kleineren Beichsstädte im Elsafs müssen huldigen 
(Kolmar, Schlettstadt u. s. w.). 

1666. Die Schweden unternehmen einen Baubangriff gegen 
Bremen und bombardieren die Stadt. 

1670. Verjagung des lothringischen Herzogs und Plünderung 
des Landes durch Frankreich. 

1674. Erste Verwüstung der Pfalz durch Turenne. 

1675. Lothringen wiederum geplündert. 

1675. Barbarisches Hausen der Schweden in der Mark. 

1676 und 1677. Zur Deckung der Flanke unter unsäglichen 
Martern der Einwohner systematisches Ausplündern und 
Niederbrennen von Bergzabern, Bruchsal, Neckarpartach, 
ßt. Wendel, Saarbrücken, Hagenau, Zweibrücken, Eis.- 
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Zabem, Bnschweiler, Ottweiler, Lützelstein, Velderz, 
Weifsenburg und von 400 Dörfern, Die kostbare 
Bibliothek des Pfalzgrafen von Zweibrücken nach Paris 
geführt. 

1679. Ungeheuere Brandschatzung der Franzosen im Kölnischen, 
Jülichischen, Oldenburgischen. 

1680. Die E6unionskammem. 

1681. Raub Strafsburgs. 

1686. Anschlag der Dänen auf Hamburg. 

1688. Der grofse Mordbrand in der Pfalz: Alzey, Oberwesel, 
Andernach, Meisenheim, Wiesloch, Bacharach, Kochheim, 
Kreuznach, Worms samt dem Dom, Speyer, Frankenthal 
werden in Asche verwandelt, die Einwohner ermordet 
oder entseztlich mifshandelt (, die Speyrer Kaisergräber 
wurden verwüstet). Dasselbe Schicksal hatten Mannheim, 
Oppenheim, Ladenburg, Weinheim, Heppenheim, Durlach, 
Bruchsal, Eastadt, Germersheim, Baden, Bretten, Pforz- 
heim, Villingen, Ehingen, dazu teilweise Würzburg und 
Siegburg. Die Franzosen hatten ein Verzeichnis von 
1200 Städten und Dörfern, die man aufserdem noch 
verbrennen wollte. Stuttgart wurde gerettet. 

1689 steckte ein Franzose Altbrandenburg und Zehdenik in 
Brand. 

1692. Hirschau, Calw, Marbach, Neuenburg, Vaihingen, Wimen- 
den, Backnang verbrannt. 

1702. Der kölnische Kurfürst läfst in französischem Solde Berg 
vollständig verwüfsten. 

1713. Altena mitten im Winter von den Schweden verbrannt. 
Villars raubt und plündert in Schwaben und am Rhein ^). 



1) Damals bereits wurden die Deutschen auf dem Reichstag zn 
Mainz daran erinnert, „was sie vermöchten, wenn sie einig wären'*. Es 
geschah dies vor allem durch Prinz Eugen. Allein die Reichssüinde 
liefsen lieber die fürchterlichsten französischen Plünderungen zu, als dafs 
sie 200 000 Thaler zur Unterhaltung der Reichsarmee aufbrachten. Der 
Prinz schrieb damals (W. Menzel, Gesch. d. Deutschen, IV, S. 96, 97): 
„Ich stehe am Rhein Schildwacht, betrachte die reizenden Gegenden und 
denke mir oft: wie glücklich und ungestört sie (die Deutschen) im Ge- 
nufs der Naturgaben sein könnten, wenn sie nur Mut hätten und ihre 
Stärke zu benutzen wüfsten. — Es scheint unbegreiflich, dafs ein Volk, 
besonders ein so kraftvolles, sich allen Leiden und Drangsalen des Krieges 
auf eigenem Boden so geduldig unterwirft, da es von seiner Gesamt- 
kraft allein abhängt, allem Unheil zuvorzukommen. Mit einem Heer- 
bann von 200 000 deutschen Männern getraute ich mir die Franzosen 
zurückzutreiben. Ein Vortrag dieser Art, sagte ich dem Kurfürsten von 
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1757 — 1762. Neue Leiden Deutschlands durch den franzö- 
sischen Krieg. 

1791 — 1814. Deutschlands Drangsale durch die französische 
Bepublik und das erste Kaiserreich. 
Einiges genauere: 

1806 — 1808 erprefste Napoleon von dem auf die Hälfte seines 
Flächenraumes beschränkten, verarmtenKönigreichPreufsen 
an Kontributionen, Verpflegungen, Lieferungen 1129 Mill. 
Franken, d.h. den sechzehnfachen Jahresbetrag seiner 
Boheinnahme. Trotz des Artikels 25 des Tilsiter Friedens 
konfiszierte Napoleon die von der preufsischen Bank, der 
Seehandlung, der allgemeinen Witwenkasse, anderen 
Wohlthätigkeitsanstalten und Privaten in dem von ihm 
neugeschaffenen Herzogtum Warschau, das König Friedrich 
August von Sachsen erhalten hatte, ehedem angelegten 
Kapitalien und verkaufte dieselben im Vertrag von 
Bayonne vom 10. Mai 1808 im Werte von 90 Mill. Mark 
für 16 Mill. an Sachsen.^) * 

1812. Der Durchmarsch des napoleonischen Heeres kostet 
Preufsen mindestens 146 Mill. Franken.^) 

1812. Gegen 200000 Deutsche mufsten mit nach Bufsland 
ziehen, wo sie zum gröfsten Teil untergingen. 
Alle diese furchtbaren Leiden mufste das deutsche Volk er- 
dulden, alle diese schweren Verluste ertragen, weil es uneinig, 
zerrissen und dadurch ohnmächtig war.^) 

Mainz, wäre eines Reichskanzlers würdig, und ich setze meinen Kopf 
daran, dafs das Beich in vier Wochen einen Frieden haben wird, dessen 
sich ein ganzes Menschenalter erfreuen soll. DerKur fürst sah mich 
betroffen an. Freilich, die Zeiten Karls des Grofsen sind vorüber, 
und die damalige Roheit zeigte mehr Geist als die dermalige aufgeklärte 
Nation. — Wie läfst sich Gemeingeist und Energie erwarten, da die 
Fürsten den Kaiser nicht als ihren Einheitspunkt^ sondern immer nur 
excentrisch betrachten." — Über den Frieden von 1714 äufserte er: 
„Wir gleichen einer fetten Kuh, die so lange benützt wird, als sie noch 
einen Tropfen überflüssiger Milch hat. Der Name Friede klingt an- 
genehm, aber er ist vom Kriege nur wie Gegenwart von Zukunft ver- 
schieden. Wer nach einem Kriege den Beruf hat, die Späne zu sammeln, 
der sieht erst die Masse von Holz, die man nutzlos zerschnitten hat. 
Der beste Friede mit Frankreich ist ein stummer Krieg. Frankreich 
wird die erste Gelegenheit ergreifen, ein neues Stück vom Reich ab- 
zureifsen. Hat man erst die Niederlande unteijocht, wird der Rhein 
znr Grenze und Grundlage eines neuen Friedens gemacht." 

1) S. Br. Gebhardt, Handbuch der deutschen Geschichte, H, S. 416 
und 417. 2) Ebenda, S. 433. 3) Dabei hatte das alte Reich (1790) 
im Verhältnis mehr Streitkräfte in Friedenszeiten auf den Beinen und 
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Neuntes Kapitel. 
Das absolute ESnigtam. Der Gegenstofs in England. 

Eine neue Zeit war über die Eulturstaaten Europas herauf- 
gekommen. Im 15. und 16. Jahrhundert trat eine Wendung zu 
grofsem Portschritt auf vielen Gebieten der Civilisation ein. Deutsch- 
land nahm daran, wie bereits gesehen, im 16. Jahrhundert regsten 
Anteil, kam aber, da ihm eine starke, einheitliche Leitung fehlte^), 
um alle Früchte seiner Anstrengungen. Halb yemichtet, mofste 
es Frankreich die Yorstandschaft in Europa überlassen, von dem- 
selben obendrein die schmachvollsten Demütigungen hinnehmen. 

Wodurch wurde die neue Zeit heraufgeführt? 

1. Durch die Einführung des Schiefspulvers. Die schweren Reiter 
der Vasallen treten zurück. Der Feudaladel wird durch die 
Söldnerheere politisch von den Fürsten unterworfen. 

2. Durch die Anwendung des Kompasses auf der See. 

a. Nach der Sperrung Ägyptens, also Hinderung des indischen 
Handels durch die Türken, wird der Seeweg nach Ostindien 

b. und Amerika entdeckt. 
Folgen: 

a, Steigerung des Handels in Westeuropa, allmähliches 



mehr Ausgaben für dasselbe zu leisten als das neue Reich. Läfst 
man Österreich, dazu sogar Schleswig-Holstein, Schwedisch-Vorpommem, 
Wismar, Posen, Danzig, Thom, Elsafs- Lothringen aufserhalb der Be- 
rechnung, so hatte das übrige bei kaum 18 Mill. Einwohnern zusammen 
nahezu 300 000 Friedenstruppen; Preufsen allein 220 000, Sachsen 14000, 
Hessen-Kassel 12 000, Bayern und Pfalz 8000, Württemberg 4000, Ans- 
bach -Bayreuth 3000, Hannover 6000, Braunschweig 2000, Pfalz- Zwei- 
brücken 2700 (in Pirmasens). Die Erhaltung des preufsischen Heeres 
nahm y^ aller Staatseinkünfte in Anspruch. Indem nun Preufsen 
damals 6 Mill. Einwohner zählte, und die Jahreseinkünfte auf 22 Mill. 
Thaler gestiegen waren, kam auf den Kopf der Bevölkerung 2^^ Thaler, 
also, da das (ield den dreifachen Wert des heutigen hatte, über 24 Mark 
Beitrag zu den Kosten der Erhaltung des Friedensheeres, während 
derselbe im heutigen Deutschland nur 14,70 Mark ausmacht. Die 
anderen Reichsstände werden für ihre Truppen wohl ähnliche Summen 
verbraucht haben. Das neue Reich, das bei 60 Mill. Einwohnern 
550 000 Mann auf dem Friedensfufse hält und dafür (1895/96) 527 V^ Mill. 
Mark dauernde und 82 Mill. Mark einmalige Ausgaben (5l7o der Gesamt- 
ausgaben des Reiches) hat, müfste im Verhältnis über 700 000 Mann 
mit 1200 Mill. Mark aufbringen. 

1) Luther: Deutschland ist ein guter, weidlicher Hengst, dem aber 
ein tüchtiger Reiter fehlt. 
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Sinken desselben in Oberdeutschland, in Italien und an 

der Ostsee. 
ß. Durch die Ströme Goldes und Silbers von Amerika her 

Zunahme der Geldwirtschaffc, sowie 
y. Steigen der Preise, besonders der städtischen Waren. 

3. Durch die Buchdruckerkunst. Das Wissen wird allgemeiner und 
kontrollierbar. 

4. Die Eroberung von Eonstantinopel durch die Türken. Steigerung 
des antiken Studiums in Westeuropa. Blüte der Künste und 
Wissenschaften im Abendlande auf antiker Grundlage. Re- 
naissance. 

5. Reformation. Beseitigung des römischen Einflusses auf kirch- 
lichem Gebiet in einem Drittel Europas. Ausbildung der 
Kirchenhoheit der protestantischen Fürsten. 

6. Einführung („Rezeption*^) des römischen Rechts. Schädigung 
des Bauernstandes, Bereicherung der Gutsherrn, Hebung der 
Fürstenmacht. 

Erster Teil. 
Der Absolutismus. 

Diese Neuerscheinungen benutzte die Monarchie zur Stärkung 
und Mehrung ihrer Macht. Sie erlangte in Spanien und Frank- 
reich^) nach und nach unumschränkte Gewalt. 

Hauptpunkte: 

Der Feudaladel wird Hofadel. Söldnerheere. Stehende Heere. 
Geldwirtschaft. Landtage. Feste Steuern. Besoldetes Beamtentum. 
Der König Mittelpunkt des Staates» 

Die kirchliche Bewegung wird benutzt, um jeden Widerstand 
gegen das Königtum in Adel- und Bürgerstand und in den Parla- 
menten zu vernichten (: Spanische Inquisition. Die Hugenotten 
sind zugleich auch politische Partei). Gestützt auf das stehende 
Heer (und die kirchlichen Verfolgungsgerichte) läfst man Land- 
tage nicht mehr zusammentreten. Richelieu, Mazarin. In Franko 
reich verbleibt nur noch den Parlamente genannten höchsten Ge- 
richtshöfen das Recht der Einregistrierung der königlichen Erlasse, 
wodurch sie Gesetz werden. 



1) Hier hatte das Königtum im Lanfe der Zeit an Bedeutung zu- 
genommen. Gründe: a) Es hatte seine königlichen Güter fest in der 
Hand behalten, b) sich der Albingenserkriege zu seinem Vorteile be- 
dient, c) sich schon um 1300 auf bürgerliche Beamte und die Städte 
gestützt, d) das avignesische Papsttum beherrscht, e) Vor allem war 
es aber erblich. 

Schenk, Belebrungen. 12 
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Diese nnumschr&nkten Herrschaften thatsäcbliche absolute 
Herrschaften, nicht staatsrechtlich als solche sanktioniert 

In England, wo das Königtum stets die Oberhoheit nsd 
die Grafen als Beamte in der Hand behalten, wo sich der Adel 
in den Kriegen der Eosen zum Teü aufgerieben hatte, stieg die 
Macht der Tudor durch die neuerlangte Stellung des Königs als 
summns episcopns und durch religiöse Verfolgung aller derjenigen, 
welche gerade ein anderes Bekenntnis als der König hatten. 
(Vgl. den Grundsatz von 1555: Cmus regio, eius religio. Eng- 
land 1535 — 1560 ähnlich gepeinigt wie dann die Pfalz.) Das 
Parlament bleibt bestehen, aber ohne den alten Einflufs. Jacobs 1 
politisch -religiöses Dogma von dem königlichen Absolutismus. 
Karls I Versuch, denselben praktisch durchzusetzen. Strafford 
sammelt in Irland ein kleines stehendes Heer, durch zwei vom 
König abhängige Ausnahmegerichte, die Stemkammer und die 
hohe Kommission, werden die Unzufriedenen und Widerspenstigen 
verfolgt, das Parlament wird Jahre lang nicht mehr berufen, in 
Schottland soll versucht werden, die anglikanische Kirche ein- 
zuführen. 

In allen drei Staaten Bürgerkriege. 

Die argonesischen Provinzen werden durch Philipp II, 
die Reformierten und die Fronde in Prankreich nieder- 
geworfen, 
aber die nördlichen Niederlande erringen ihre Freiheit, und 
die Stuarts werden zweimal gestürzt. 
Spanien und Frankreich absolute Monarchien, Holland republi- 
kanischer Bundesstaat, England konstitutionelles König- 
reich. 
In Frankreich Ludwig XIV, der Roi-soleil, unumschränkter 
Herr des Staates. Die Stände werden nicht mehr berufen, die 
Parlamente genannten Gerichtshöfe gehorchen blindlings, die gaUi- 
kanische Kirche beugt sich vor dem Königtum. 

Aus Bossuets „PoUtique tirSe des propres paroles de Vilcn- 

ture-Sainte ä Monseigneur le Dauphin/*^) 

1. II j a quatre caract^res oü qualit^s essentielles k Vautorit^ 
Boyale: Premi^rement Tautorit^ Boyale est sacr6e, secondement 
eile est patemelle, troisidmement eile est absolue, quatri^me- 
ment eile est soumise ä la raison. (S. 73.) ... Totäe puissance 
vient de Dieu. Le Prince est ministre de Dieu pour le hien . . . 
Les princes agissent donc comme ministres de Dieu et les lim- 

1) Zu Brüssel 1710 gedruckt, 6 Jahre nach Bossnets Tode. Schon 
vorher hatte König Jacob I von England in seinen „Opera" (London 1619) 
das absolute Herrscherrecht biblisch begründet. 



Das absolate Königtum. Der Gegenstofs in England. 179 

iencmts swr la terre. C'est par eux qu'il exerce son empire . . . 
C'est pour cela que naus avons vu que le tröne Eoyäl n'est pas 
le tröne d*tm Jiomme, mais le tröne de Bleu meme. Dien donne 
ä chaque peuple son gouyemeur. II gouveme donc tous les 
penples, et leur donne ä tous leurs Bois. La personne des Bois 
est sacr6e. (8. 74.) On doit ohSir au Prince par principe de 
Bdigion et de consdence. 

2. Les Bois doivent respecter leur propre puissance et ne l'em- 
ployer qu'au bien public. Le Prince n'est pas n4 pour lui-meme, 
mais pour le Public, (S. 81.) Le Prince doit pourvoir aux 
besoins du peuple. Dans le peuple, ceux ä qui le Prince doit le 
plus pourvoir, sont les faibles. Le vrai caractöre du Prince est 
de pourvoir aux besoins du peuple, comme celui du tjran est 
de ne songer qu'4 lui-meme. La bont6 du Prince ne doit pas 
etre alter6e par l'ingratitude du peuple. (S. 89.) Un bon Prince 
6pargne le sang humain. Un bon Prince d^teste les actions 
sanguinaires. Les bons Princes exposent leur vie pour le salut 
de leur peuple et la conservent aussi pour l'amour d'eux. Le 
gouvemement doit 6tre doux. (S. 98.) Un Prince qui se fait 
hatr par les viölences, est toujours d la veüle de perir. 

3. Le Prince ne doit rendre compte k personne de ce qu'il ordonne. 
(S. 105.) Quand le Prince a juge, ü w't/ a point d'autre juge- 
ment Les jugements souverains sont attribu6s ^ Dieu möme. 
II faut ob6ir aux Princes comme k la justice mdme, sans quo! 
11 n'y a point d'ordre ni de fin dans les affaires. Ils sont des 
Dieux et participent en quelque fa9on k Tindöpendance divihe. 
II n'y a que Dieu qui puisse juger de leurs jugements et de 
leurs personnes. (S. 106.) De \k vient que celui qui ne veut 
pas ob6ir au Prince, n'est pas renvoy6 ä un autre tribunal, mais 
11 est condamn6 irremissiblement k mort, comme Tennemi du 
repos public et de la soci6t6 humaine. D n'y a point de force 
coactive contre le Prince. (S. 107.) 

4. Au Prince seul appartient le commendement legitime ; ä. lui 
seul appartient aussi la force coactive. II n'y a dans un !^tat 
que le Prince qui soit arm6, autrement tout est en confusion 
et FEtat retombe en anarchie. Qui se fait un Prince souverain, 
lui met en main tout ensemble, et Tautorit^ souveraine du 
juger et toutes les forces de Tifetat. Au Prince seul appartient 
le soin g6n6ral du peuple: c'est-lä le premier article et le 
fondement de tous les autres: k lui les ouvrages publics, a 
lui les places et les armes, k lui les decrets et les ordonnances, 
k lui les marques de distinction; nalle puissance que d6pen- 
dante de la sienne, nulle assembl6e que par son autorit^. Cest 
ainsi que pour le bien d'un £ltat on en r^unit en un toute 

12» 
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la force. Mettre la force hors de lä, c'est diviser FEtat, c'est 
minir la paix publique, c'est faire deux maitres contre cet oracle 
de ri^Yangile. Le Frince est par sa Charge le pdre du peuple, 
il est par sa grandeur au-dessus des petits interfits, bleu plus, 
toute sa grandeur et son interdt naturel c'est que le peuple 
soit conserv^; puis qu^enfin le peuple manquant, il n'est plus 
Prince. (S. 109.) Les Bois ne sont pas pour cela affranchis 
des lois. 

5. Le peuple doit se tenir en repos sous Fautoritö du Frince. 
(S. 112.) Le peuple doit craindre le Prinee, mais le Frince ne 
doit craindre que de faire med. (S. 113.) 8a fermetS est un 
caractdre essentiel ä la RoyautS. (S. 120.) Toujours la fermet6 

' et le courage: rien n'est plus n^cessaire pour sontenir Tautoritö, 
mais toujours la Loi de Dieu devant les yeux. La molesse 
est Tennemie du gouvemement. (S. 124.) Le prince doit com- 
mencer par soi-mdme k Commander avec fermet6 et se rendre 
maltre de ses passions. La crainte de Dieu est le yrai contre- 
poids de la puissance: le Prince le craint d'autant plus qu'il 
ne doit craindre que lui. (S. 129.) Le gouvemement est 
Touvrage de raison et d'intelligence. 

La Majest6 est Timage de la grandeur de Dieu dans le 
Prince. (S. 209.) II n'y a que les ennemis publics, qui s6- 
parent Tinteröt du Prince de Tinteröt de T^^tat. Les sujets 
doivent au Prince une entidre ob^issance. (S. 226.) Le respect, 
la fidelit6 et Tob^issance qu'on doit aux Bois, ne doivent dtre 
alter^es par aucune pr^texte. Les sujets n'ont a opposer ä la 
violence des Princes que des remonstrances respectueuses, sans 
mutinerie et sans murmure, et des priores pour leur conversion. 

6. La v6ritable Beligion 6tant fond6e sur des principes certains, 
rend la Constitution des !^tats plus stable et plus solide. (II, 8.) 
II ne sufßt pas de conserver la sainte doctrine sur les fonde- 
ments de la foi: il faut en tout et partout Stre u/ni ä la vraie 
j^glise. Le Prince doit employer son autoritS pour dStruire dans 
son J^tat les fausses BeMgions. (11, 23.) On peut employer la 
rigueur contre les ohservateurs des fausses Bdigions: mais la dou- 
ceur est priferable, Le Prince ne peut rien faire de plus effi- 
cace pour attirer les peuples k la Beligion que de donner bon 
exemple. (II, 27.) 

7. Dans le gouvemement legitime les personnes sont libres. La 
propriet6 des biens est I6gitime et inviolable. (11, 107.) 

8. Ceux qui aiment la guerre et la fönt pour contenter leur 
ambition sont d6clar6s ennemis de Dieu. (11, 146.) Les Bois 
sont toujours arm6s. (II, 219.) 

9. II 7 a des d^enses de necessitö: il y en a de splendeur et 
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de dignit^. (II, 221.) On peut ranger parmi ces d6penses de 
n6cessit6 toutes Celles qu'il fant pour la guerre comme la forti- 
fication de places, les arsenaux, les magasins et les munitions. 
Les d^penses de magnificence et de dignit6 ne sont pas moins 
n6ces8aires k leors manidres pour le soutien de la Majest6 aux 
yenx^ des penples et des 6trangers. (II, 221.) 

10. ün Etat florissant est riche en or et en argent: c'est iin des 
fruits d'une longue paix (II, 225); le Saint-Esprit remarque 
le fruit d'nne longue paix, pour faire aimer aux Princes la 
paix, qui produit de si grandes choses. (II, 225.) La premiöre 
source de taut de ricbesses est le commerce et la navigation; 
(les autres sources sont) le domaine du Prince, les tributs im- 
pos^s aux Bois et aux nations vaincues, les impöts que pajait 
le peuple. Le Prince doit mod6rer les impöts et ne point acoabler 
le peuple. Qui presse trop les hommes, excite les r6voltes et 
les s6ditions. (11, 230.) (Les grands ßois (David etc.) con- 
naissaient le prix des ricbesses naturelles, qui fournissent les 
n^cessit^s de la vie et enricbessent les peuples plus que les 
mines d'or et d'argent.) Les v^ritables ricbesses sont Celles 
que nous avons appell^es naturelles^) k cause qu'elles four- 
nissent d, la nature les yrais besoins. La f^condit^ de la terre 
et Celle des animaux est une source in^puisable des yrais biens: 
Tor et Fargent ne sont venus qu'aprös pour faciliter les 6cbanges. 
Les vraies ricbesses d'un Boyaume sont les bommes. (II, 235.) 
Tons les jours et dös le matin le Prince doit se rendre devant 
Dieu attentif k tous ses devoirs. (II, 310.) 

11. Les Princes ne doivent jamais perdre de vue la mort. (II, 298.) 
Le Prince doit respecter le genre bumain et r6y6rer le juge- 
ment de la posteritö. (II, 305.) 

Der romaniscbe Absolutismus wird in Italien undDeutscb- 
land eifrig nacbgeabmt, bier in den Kleinstaaten, wo ein grofs- 
artiges Wirken des Staates ausgescblossen war, nacb der scblimmen 
Seite bin mit beispiellosen Orgien. 

ünterscbied zwiscben dem romaniscben Absolutismus und 
dem preufsiscben und josepbiniscben: 

L'J^tat (fest moi (der egoistiscbe, sieb selbst vergötternde Absolutis- 
mus) — 
le prince n'est que le premier serviteur de V^tat (der pflicbtbewufste 
Absolutismus). 

Die Tbätigkeit der HobenzoUem wird in einem Kapitel be- 
sonders bebandelt werden. Josepb II, dessen Mutter bereits 

1) Weicht ab von der unter Ludwig XIV herrschenden Lehre des 
Merkantilismus. 
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Grofsartiges für die allgemeine Wohlfahrt gethan hatte, setzte 
eine Revolution von oben zu Gunsten der Staatseinheit (auf 
deutscher Grundlage) und aller Bedrängten mit grofser Energie, 
aber allzu hastig und eilig („als wisse er, wie bald er sterbe"?) 
in Szene. Die meisten seiner Be formen werden durch den Wider- 
stand der Privilegierten beseitigt. Wenn das französische König- 
tum im Sinne der aufgeklärten Autokratie regiert und Josephs II 
Beformen nach und nach durchgeführt hätte, wäre Frankreich die 
„grofse Eevolution" erspart geblieben. 

Brachte die unumschränkte Herrschaft überhaupt einigen 
Fortschritt? — Ja. 

a. Sie befreite den Staat von päpstlicher Bevormundung und 
feudaler Abhängigkeit und Willkür. 

b. Sie schuf die Staatseinheit (Heer, Finanzen, Polizei, Gesetzgebung). 

c. Sie stellte die Ordnung her. 

d. Sie schuf das nur dem Staate seine Dienste widmende Beamten- 
tum. (Bürgerliche Intendanten.) 

e. Sie förderte das wirtschaftliche Leben der Nation („Manu- 
faktur" und Handel — Colbert in Frankreich) unter fort- 
schreitender Arbeitsteilung. ^) 

f. Sie begünstigte Kunst und Wissenschaft. 

1) Arbeitsteilung: Der alte Germane baute seiDe Hätte allein, 
verfertigte sich Geräte und Waffen selbst. Mit steigender Kultur ent- 
standen Gewerbe, von denen die einzelnen Gegenstände hergestellt 
wurden. Kapitallose Arbeit. Je mehr nun aber der Bedarf, die 
Menge und die Verschiedenheit der Erzeugnisse zunimmt, um so eher 
und mehr tritt Arbeitsteilung ein. Die Rohstoffe gehen dann durch 
viele Hände, ehe sie als Ware verhandelt werden; die verschiedensten 
Gewerbe treten bei gröfseren Unternehmen zusammen. Vgl. die zu- 
sammengesetzten Thätigkeiten bei einem Hausbau. Durch die Arbeits- 
teilung werden die Waren schneller und hilliger hergestellt, als es ein 
einzelner vermöchte; freilich liefert der einzelne Arbeiter nun nur noch 
Teilarbeit und wird, weil er gewöhnlich immer dieselbe beschränktere 
Thätigkeit ausübt, immer dieselben Teilgegenstände herstellt, einseitig und 
findet weniger leicht eine andere Arbeitsstelle, falls er die alte freiwillig 
oder gezwungen verläfst. Je gröfser der Betrieb, um so billiger die 
Waren, um so umfassender der Absatz. Da dergleichen grofse Anlagen 
nur mit ansehnlichen Betriebsmitteln in Gang erhalten werden können, 
geraten sie unter die Fittiche der Geldwirtschaft. Unternehmer mit 
eigenem und geliehenem Kapital. Steigende Bedeutung und Macht 
des Kapitals. Kapitalismus. Betriebe genossenschaftlicher Art, Aktien- 
gesellschaften. Der Unternehmer, also derjenige, welcher das Geld 
besitzt oder leiht und dies und seine Arbeit riskiert, steht dem gegen- 
über, welcher ihm geistige und körperliche Arbeit liefert (Beamte, 
„Arbeiter"), und zwar, je gröfser Betrieb und Kapital, um so mächtiger. 
Aber er ist ohne Arbeiter in seinem Besitze bedroht, weil er dann sein 
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Schäden des romanischen Absolutismus. 

Die absolute Machtfalle war ungesetzlich erworben, ohne 
Kontrolle, zu grofs. 

Folgen: 

Der persönliche Wille des Herrschers Gesetz, „car tel est 
notre plaisir*^ Fürstenlaune Staatsinteresse, Widerspruch Ver- 
brechen (Bastille). Preisgebung des Bauernstandes. Verschwen- 
dung nationalen Guts und Blutes in Eroberungs- und Erbfolge- 
kriegen. Beispiellose Nichtachtung der guten Sitte, der Ehre 
anderer, des Wohls des einzelnen. Zu starke Begünstigung des 
Merkantilismus^) verursacht Schädigung des Ackerbaus; Ge- 



Kapital nutzlos im unternehmen gebunden hat. Durch Arbeitsein- 
stellungen sucht nun die Arbeiterschaft Vorteile zu erringen. — Geld- 
leibgeschäft der Banken und Börsen. Hypothek. Realkredit. Kredit 
ohne Deckung durch beweglichen und unbeweglichen Besitz: Personal- 
kredit. Kreditpapiere, von Staat, Stadt oder Banken ausgestellt: Schuld- 
scheine, Banknoten, Wechsel, Anweisung, Check. Kreditwirtschaft: 
Arbeiten mit geliehenem Geld (in Form Ton Kreditpapieren) gegen ver- 
sprochenen Zins. Grofsartiger Umfang der Kreditwirtschaft. Darlehn- 
vereine. 

1) Wirtschaftliche Theorien im 17. und 18. Jahrhundert. 
— a) Der Merkantilismus (Colberts). Je mehr Edelmetalle im Lande, 
desto gröfser sein Reichtum. Darum fördere man möglichst die Aus- 
fuhr und den Zwischenhandel der Einfuhr gegenüber. Man hebe zu 
diesem Zweck Gewerbfleifs, Handel, Kolonial wesen. Darum Schutz- 
zölle nötig, um die eingeführten auswärtigen Fabrikate zu verteuern, 
die von auswärts kommenden Rohstoffe und Lebensartikel zu ver- 
billigen , und die Preise der inländischen Rohstoffe und Lebensartikel, 
falls sie ausgeführt werden, zu steigern; darum Anlage und Unterstützung 
von Fabriken, besonders von Exportartikeln, möglichste Aufhebung der 
Binnenzölle, Verbesserung und Vermehrung der Land- und Wasserstrafsen, 
Anlegung und Ausbau von Häfen, ein Mafs- und Gewichtsystem, Handels- 
gesellschafben mit Monopolrecht (dem Rechte, allein an bestimmten 
Orten bestimmte Waren verhandeln oder überhaupt Handel treiben zu 
dürfen), Kontrolle des Staates über die Gewerbe. — b) Weil der Mer- 
kantilismus den Ackerbau hintansetzte, erstand als Gegensatz zu ihm 
das phjsiokratische System, welches ebenso einseitig die Land- 
wirtschaft als Quelle des Nationalwohlstandes hinstellte. „Pauvre 
paysan, pauvre royaume." Jede der beiden Richtungen verlangte vom 
Staat Schutz und Förderung. Friedrich Wilhelm I und Friedrich d. Gr. 
wandten übrigens beiden, Handel und Gewerbe, sowie auch der Land- 
wirtschaft ihre Aufmerksamkeit zu. — c) Adam Smiths Lehre vom In- 
dustriesystem. Die Arbeit Quelle aller Güter. (Aber nicht etwa allein Wert- 
messer. Der Wert der Arbeit und der durch dieselbe erzeugten Güter 
regelt sich nicht nach der Länge der Arbeitszeit, nach deren Schwierig- 
keit, nach dem Mafs der zur Bewältigung derselben nötigen Vorbildung, 
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ringschatznng des Bürgers; der Bauer dem Grundherrn preis- 
gegeben. Überhäufung der Mittelstände mit Steuern. Furchtbares 
Wachsen der Staatsschuld. In Frankreich Papiergeld (Law) und 
unsittliches wüstes Spekulieren. 

Darum trotz obengenannter Voi-teile Endergebnis: 

Moralischer, finanzieller, politischer Bankerott 

Schlufs: 

In Frankreich die Revolution, in Spanien vollständiger Ruin 
des Landes. (Louis XVI büfste die Sünden seiner Vorgänger.) 
In Europa führen England und Holland wider die französische 
Hegemonie das Prinzip des europäischen Gleichgewichts durch. 



sondern wesentlich nach „ Angebot und Nachfrage*' und nach der Selten- 
heit der betreffenden Güter.) unbedingte Freiheit verlangt. Der Staat 
überlasse alles der Thätigkeit des einzelnen. Freihandel. — Das erste 
dieser drei Systeme schädigt Ackerbau und Grofsgrundbesitzer und 
Bauernstand, das zweite umgekehrt die Industrie und den Handel, das 
dritte die Völker, welche höhere Produktionskosten (Bodenpreis, geringere 
Fruchtbarkeit, Arbeitslohn, Abgaben, Lebensweise, Transportverhältnisse, 
weiterer Weg bis zum Ausland) imd eine erst im Entstehen oder Er- 
starken begriffene Industrie haben. Jedes Land ist eine Individualität 
für sich, das eine braucht Schutzzoll, ein anderes Freihandel, mehrere 
für Rohstoffe Freihandel, für die meisten Fabrikate Schutzzoll. Gewisse 
Güter, z. B. die wichtigsten Lebensmittel, eignen sich selten recht zu 
hoher Schutzzollbelastung, um nun für Einfuhr und Ausfuhr des 
Landes möglichst Vorteile zu gewinnen, schliefst man Handelsverträge. 
(Vgl. den deutsch-russischen Handelsvertrag vom Jahre 1892 auf 12 Jahre.) 
Man bemüht sich dabei, für den eigenen Export die billigsten (oder gar 
keine) Einfuhrzölle an der fremden Grenze und für den Import aus- 
ländischer Waren einen hohen Zollsatz zu erreichen. Je nach dem aus 
solchen Festsetzungen erspriefsenden Geschäftsvorteil sind da oftmals in 
ein und demselben Lande die einen für freie, die andern fdr geschützte 
Öffnung des heimischen Marktes. (Der Eornproduzent wünscht hohe 
Roggenzölle an der deutschen Grenze, der Industrielle und der städtische 
Arbeiter gar keine.) Der Staatsmann mufs darauf bedacht sein, dafs 
kein Erwerbszweig auf Kosten des andern Vorteile erhält, es sei denn, 
dass es die allgemeine Wohlfahrt dringend gebietet. 
Zu Export und Import: 
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Jährlicher Gesamtexport 
„ Gesamtimport 
(auf den Kopf der Be- 
völkerung in Mark). 



64,9 
82,7 



76,1 
87,9 



165,2 
226,1 



26,3 
37,3 



29,1 
29,0 



16,4 
8,1 



62,7 
48,9 
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Bomanißche Absolutie, asiatische Despotie, Ochlokratie und 
Oligarchie die schlimmsten Begierangsarten, weil bei ihnen nicht 
das Oesetz und die Rücksicht auf die wahre Wohlfahrt der Völker 
mafsgebend ist, sondern Willkür und Selbstsucht herrschen. 



Zweiter Teil. 

Das Gegenbild zu dem romanischen Absolutismus ist der 
Parlamentarismus Englands, der sich infolge des Wider- 
streits der englischen Nation gegen die Versuche der Stuarts, in 
ihrem Reiche die unumschränkte Herrschaft durchzusetzen, völlig 
entwickelt hat. 

Anfänge^) des Parlaments in England: 1215 infolge eines 
Aufstands die magna Charta libertatum. Hilfs- und Schiffsgelder 
statt der Lehndienste werden nur mit Einwilligung der grofsen 
Barone und Prälaten erhoben. 

1265 werden je zwei Ritter (kleinere Eronvasallen und durch die 
gleiche Lebensweise zu ihnen emporgestiegene Aftervasallen) 
und je zwei Bürger aus gewissen Städten und Flecken zu- 
gezogen. Dies wird später gesetzliche Bestimmung. Hieraus 
entwickelt sich allmählich das Unterhaus. 



Ein- und Ausfuhr wichtiger Waren im deutschen Zoll- 
gebiet (1893): 

Einfuhr : Ausfuhr : 

(Doppelzentner k 100 kg netto) 

Weizen 7 0S4 530 2 931 

Roggen 2 276 779 2 706 

Gerste 8 617 404 82 349 

Zucker 14 816 7 064 067 

Roher Kaffee 1221906 176 

Roheisen 2 189 984 1086 749 

Petroleum 7 650 999 1660 

Steinkohlen 46 640 476 96 773 046 

Rohe Baumwolle .... 2477433 212667 

Schafwolle 1490 632 93 227 

Zollerträge. Gesamtbetrag: 393 003 236 Mark. 

Material- und Spezereiwaren 162 902 003 Mark. 

Getreide, Mehl und andere Erzeugnisse des Landbaues 107 298 124 

Petroleum 51747 769 

Holz sowie Waren daraus 14 291 709 

öl und Fette 14 669 325 

Eisen und Eisenwaren 4 840 577 

Vieh 8 966 708 

Baumwolle und Waren aus solcher 6 786 681 

Wolle und Wollwaren 4 232 569 

1) Vgl. die gallische Landesvertretung zur Zeit des Honorius. 
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Schliefslich: 

Das parliamentam besteht ans zwei Hänsem, die 
gleiche Geltung haben: 

Oberhaus (Hochadel, Prälaten). 

Haus der Gemeinen (Bitter, Bürger). 
Rechte: 

1. Bewilligungsrecht zur Erhebung von Steuern. Indem 
man die Geldbewilligungen an Erfüllungen von Petitionen 
knüpfte, 

2. Einmischung in die Verwaltung, 

3. Zustimmung zu neuen Gesetzen. 

4. Der Anklage der königlichen Beamten, die ihm gegenüber 
verantwortlich waren. 

Das machtvolle Auftreten der Tudor und die von ihnen er- 
langte Eirchenhoheit bewirkten im 16. Jahrhundert eine starke 
Eönigsgewalt. Aufblühen des englischen Handels und des engli- 
schen Geisteslebens infolge der Eraftanspannung im Existenzkampf 
unter Elisabeth (wie in Hellas nach den Perserkriegen, in Holland 
während des Unabhängigkeitskrieges). Gründung der ostindischen 
Kompagnie. 

Die schottischen Stuarts wollen nun in England zur geist- 
lichen auch die weltliche Absolutie erwerben (, in Schottland 
beides). Bürgerkrieg, da die Nation die Parlamentsrechte be- 
hauptet, viele Presbjterianer und die Independenten die Republik 
wollen. Karl I hingerichtet 1649 gegen das Gesetz. Militärische 
Republik Cromwells. Die Navigationsakte (Fremde Völker 
dürfen nur eigene Erzeugnisse und auf eigenen Schiffen einführen 
— gegen den holländischen Zwischenhandel gerichtet.) der Grund 
zur Blüte Englands. Restauration der Stuarts 1660. 

Testakte (Ausschliefsung der Katholiken von den Ämtern, 
bis 1829). Habeascorpusakte (Schutz gegen willkürliche Ver- 
haftung. „My house is my Castle"). Whigs — Tories. Jakobs H 
erneuter Kampf gegen Verfassung und Staatskirche verursacht 
die zweite Revolution 1688. 1689 werden in der Bill of rights 
die Grundzüge der bestehenden Verfassung vertragsmäfsig fest- 
gesetzt. Da Wilhelm von Oranien und das Haus Hannover durch 
Parlamentsakte (Akt of settlement) auf den Thron berufen sind, 
nimmt die Macht des Parlaments noch mehr zu. - 

Die Verfassung Geburtsrecht des Engländers. Freiheit der 
Wahl, Freiheit der Debatte. Der König kann keinen verurteilten 
Minister begnadigen. Abgaben und Heer nur jährlich bewilligt, 
damit jährliche Berufung des Parlaments notwendig geworden. 
Siebenjährige Pariamen tswahlzeit. Die Minister der Majorität des 
Parlaments entnonmien. 
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Da viele kleine Orte, Bnrgflecken, in denen der Adel sehr 
einflufsreich war, das Eecht, einen Abgeordneten zu wählen, be- 
hielten, mit der Zeit mächtig emporgewachsene Städte des Nordens 
und an der Küste aber keinen wählten, war das Unterhaus 
(bis 1832) wesentlich in aristokratischem Sinne besetzt. Über 
218 Sitze verfügten durch ihren lokalen Einflufs Mitglieder des Ober- 
hauses. Selbstverwaltung. Dreiteilung der Gewalten: Militärische, 
gerichtliche, die der Verwaltung. Aufserordentliche Blüte von 
Gewerbe, Handel, Eolonialwesen seit den Impulsen zur Zeit 
der Elisabeth und Cromwells. England wird Handels- und 
Industriestaat. 

In unserem Jahrhundert durch eine Parlamentsreform die 
Katholiken zugelassen, und die Wahlkreise geändert. Seitdem die 
irische Opposition (religiös, national, agrarisch). 

Machtlosigkeit des Königtums. Es mufs die Minister 
aus der jedesmaligen Mehrheit wählen, den durch Bildung einer 
anderen Majorität gestürzten die daraufhin erbetene Entlassung 
gewähren, sogar seine obersten Hofbeamten aus der regierenden 
Partei entnehmen. Ein Gesetzvorschlag wird Gesetz, wenn die 
Majorität des Hauses der Gemeinen und dann die des Oberhauses 
denselben angenommen hat, und demzufolge der König denselben 
bestätigt. Das absolute Veto, das in der Gesetzgebung dem Könige 
zusteht, ist seit Wilhelm HI nicht wieder angewandt worden. 

Zweck des Oberhauses (erbliche Peers, die obersten Geist- 
lichen, von der Krone, also von dem Ministerium der jedesmaligen 
Parlamentsmehrheit ernannte Peers): Es vertritt den Grofsgrund- 
besitz, die Staatskirche und die Krone und soll durch seine 
Existenz und Thätigkeit übereilte und zu demokratische Neuerungen 
verhindern. (Vgl. den Areopag in Athen.) 

Durch den gewaltigen Aufschwung des Handels und der 
Industrie nahm in England die Geldwirtschaft mächtig zu. Es 
begann sich eine Spaltung der Nation in 

a. sehr reiche Besitzer und Unternehmer und 

b. Pächter, Angestellte, Arbeiter 

zu vollziehen. Ein eigentlicher besitzender Mittelstand ist kaum 
noch vorhanden. Der ganze Fruchtboden z. B. Englands gehört 
4000 Grofsgrundbesitzern. (Die nationale Landwirtschaft aber 
vermag die Bevölkerung nicht mehr zu ernähren.) Dabei besteht 
die andere Spaltung fort: 

England — die Iren. 

Die Iren streben innerhalb des Reiches eine Stellung an, wie 

ungefähr die Ungarns ist. Dagegen sträubt sich die angelsächsische 

Minderheit der „grünen Insel" und die unionistische Richtung im 

Königreiche, weil jene Vergewaltigung, diese Abfall befürchten. 
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Femer nimmt die Selbständigkeitspartei in Canada (wo 
französische Einwohner, Nachkommen der alten Ansiedler, wohnen, 
35% der dortigen Bevölkerung,) im Eapland (starke holländische 
Schicht) und in Australien zu, während Rufsland der Grenze Ost- 
indiens immer näher rückt. 

Sollte England Irland durch Abfall, die drei zuerst genannten 
Kolonien durch XJnabhängigkeitserklärung und darauf erfolgenden 
Krieg, Ostindien durch fremde Störung und Empörung der Ein- 
geborenen (vgl. 1859) verlieren, dann wäre es, weil lediglieh 
Industriestaat, nun ohne jene grofsen Absatzgebiete vollständig 
verloren. 

Der englischen Verfassung wird vorgeworfen, dafs man infolge 
ihrer Herrschaft nicht genügend für die unteren Stände gesorgt habe. 

Beispiele hierfür: 
Ungenügender Elementarunterricht, 
umständliche und kostspielige Civiljustiz, 
oft verworrene Civil- und Strafgesetzgebung, 
zu hohe indirekte Abgaben. 

Dazu kommen: 
Ungenügender Beichsschutz. 
Der Verlust von Amerika. 

Zu grofse Berücksichtigung der materiellen Interessen: Der 
Opiumkrieg gegen China. 



Ähnliche Verfassungen haben im 19. Jahrhundert die meisten 
europäischen Kulturvölker erlangt. Eine rein konstitutionelle 
Monarchie besitzen zur Zeit Belgien, Italien, Griechenland, nahezu 
Ungarn. (Die thatsächliche Regierung wird durch die vom Könige 
aus der Majorität berufenen Minister ausgeübt, und zwar im Sinne 
dieser Majorität; wenn sie nicht mehr die Mehrheit hinter sich 
haben, treten sie zurück, oder der König löst das Parlament auf 
und ordnet Neuwahlen an.) 
Nachteile einer solchen Regierung, des „Parlamentarismus": 

1. Es giebt heute zu viel Parteien, also keine geschlossenen Mehr- 
heiten. So giebt oft eine unscheinbare Partei den Ausschlag 
in grofsen Lebensfragen der Nation, wohlmöglich eine solche, 
die dem betreffenden Staate überhaupt feindlich gegenübersteht. 
Diese kleine Partei erlangt dadurch Vorteile, welche ihr die 
Mehrheit des Volkes nie zuerkennen würde. 

2. Um sich in der Regierung zu behaupten oder um ^richtige 
Gesetze durchzubringen, giebt das Ministerium einer oder der 
anderen gerade Ausschlag gebenden Partei zuweilen wichtige 
Teile der Staatshoheit preis. 
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Schneller Wechsel der Ungewissen, zufälligen Majoritäten bringt 
zu oft Wechsel der Kegierungsgrundsätze mit sich, zugleich 
verhindert er ein dem Lande förderliches tieferes Einleben der 
obersten Behörden in ihre Ämter, veranlafst das Eindringen 
von Dilettanten in dieselben. 

In Zeiten der Not nnd ünmhe fehlt ein starker Mittelpunkt, 
ein allgemein anerkannter nationaler Diktator oder Herzog. 



Zehntes Kapitel. 
Die firanzSsisclie Revolution. 

Erster Teil. 

EinleitTiiig. 

1. Ursachen. Die Sünden des Feudalwesens und des romanischen 
Absolutismus. 

a. Die durch Verschwendung und Kriegführung hervorgebrachte 
ungeheuere Staatsschuld: 4 Milliarden Livres^). (Sie war 
noch besonders durch die Teilnahme an dem nordamerika- 
nischen Krieg vermehrt worden.) Jährlicher Minderbetrag 
(Defizit): 140 Millionen. 

b. Bürger- und Bauernstand fast allein zu direkten Steuern 
herangezogen, Adel^) und Klerus, obwohl im Besitz von % 
aller Ländereien, fast frei von der Grundsteuer. 

c. Adel und Geistlichkeit, ungefähr I^/^/q der Gesamtbevölkerung, 
durch grofse Vorrechte und die einträglichsten Ämter aus- 
gezeichnet. Überhebung der oberen Stände. Der Bauer 
leibeigen, steht unter der Polizei- und Gerichtsbarkeit der 
Grundherren. Exklusivität der Zunft. 

d. Willkürherrschaft des Hofes. (Lettres de cachet. Bastille.) 

e. Sittenlosigkeit des Hofes und der oberen Stände. 
Als Folge von a — e 

f. Opposition bedeutender Schriftsteller gegen die Einrichtungen 
in Staat und Kirche. (Voltaire, Rousseau, die Encyklopädisten.) 

g. Eindringen republikanischer Ideen, ins Heer durch den Krieg 



1) Heute zählt es deren über 25 Milliarden Franken, also, das 
Sinken des Metallgeldes seit jener Zeit berücksichtigt, die doppelte Höhe. 
Dabei hat Frankreich seit 1870 durch den Krieg, die erneute Waffen- 
rüstung, die Reblaus und die Mifswirtschaft der Panamagesellschaft mehr 
als 11 Milliarden eingebüfst. 2) Wie anders trug der attische Adel 
vermittels der Leiturgien zum Staatsunterhalt beil 
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in Nordamerika. Das Heer wird unzuverlässig. (Der gemeine 
Mann so wie so schlecht behandelt und schlecht genährt.) 

2. Veranlassung. 
a. Das Defizit. 

3. Betardierende Momente. 

a. Sittenreinheit und persönliche Ehrenhaftigkeit • des Königs 
Louis XVI. 

b. Reformversuche Malesherbes' und Turgots. (Dieser will die 
Wegefronen, die Leibeigenschaft auf den königlichen Gütern, 
die Binnenzölle, die Zünfte aufheben, die bevorrechteten 
Stände zu den Steuern heranziehen.) 

4. Beschleunigende Momente. 

a. Teuerung. 

b. Haltung der oberen Stände dem Defizit gegenüber: 
Die Versammlung der Notabein vom Jahre 1787 ist 
sehr wenig zu Opfern geneigt. 

5. Vorbild. 

a. Der Abfall der amerikanischen Kolonien zwischen Canada 
und Cuba von England. 

6. Ziel seit dem Schwur im Ballhause (20. Juni 1789): Frank- 
reich eine Verfassung geben, erst im monarchisch -konstitu- 
tionellen Sinne, dann in Gemälsheit der Bousseauschen Lehren. 
(Jakobiner. Robespierre.) 

7. Wie konnte die Revolution einen so furchtbaren Ver- 
lauf nehmen? 

Gründe: 

a. Die ünentschlossenheit und grofse Schwäche des 
sonst edlen und wohlwollenden Königs. 

Der 73jährige Maurepas, von Ludwig zum Premier- 
minister erhobeo, hatte den König unsicher und unentschlossen 
gemacht; „er gewöhnte ihn an halbe Mafsregeln, an In- 
konsequenzen in der Regierung und vor allem an das Be- 
dürfnis, alles durch andere, nichts durch sich selbst zu thun^S 
(Mignet, Gesch. d. franz. Rev., deutsch von Köhler, S. 11.) 

Vgl. Ludwigs Ausspruch, als er Turgot hatte fallen 
lassen: „Turgot und ich sind die einzigen, welche das Wohl 
des Volkes wollen". 

Charakteristisch für ihn ist das Gemälde von Benczur 
Gyula, welches ihn darstellt, wie er am 20. Juni 1792 nach 
dem ersten Tuileriensturme, alles über sich ergehen lassend, 
ruhig auf einem Polsterstuhl sitzt und alle Verspottungen 
durch die Pikenmänner duldet. 

Napoleon Bonaparte, unter den Zuschauem des Tuilerien- 
sturmes vom 10. August 1792 stehend, sagte zu seinen beiden 
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Begleitern: ,^it 3 — 4 Kanonen wollte ich die Canaille hin- 
'^ögjö'gön". Vgl. seine Haltung gegenüber dem Vend6miaire- 
Aufßtand 1796. 

Hätte sich der König energisch für Beformen entschieden, 
überall nach Art Friedrichs d. Gr. und Ludwigs XIV das 
Eegiment selbst in die Hand genommen, sich, wie 1848 
Lamartine, eine starke^ zuverlässige Mannschaft yerschafift, so 
hätte er die Ordnung aufrecht erhalten und die Revolution 
von unten durch allmähliche Reformen von oben erspart. 
Zu ungestüm vor ging in der angegebenen Weise Joseph II, 
vorsichtig Preufsen 1807 — 1812. 

b. Die Selbstsucht der Bevorrechteten und des Hofes. 
Sie stürzen Turgot 1776, dann Necker, genehmigen 1787 
nur Abschaffung der Fronen und eine neue Stempelsteuer. 

c. Die Emigration. Ohne die durch dieselbe bewirkte starke 
Erregung der Massen würde es kaum zum Sturz des König- 
tums und zur Ochlokratie gekommen sein. 

d. Die Schwäche der Mittelklassen. In Nationalgarde, 
Stadthaus (am 10. August 1792), Parlament wichen sie den 
Männern der unteren Stände. Nun Herrschaft des bewaffneten 
Pöbels: Ochlokratie und Bandentum. 

e. Die Zerrüttung des Heerwesens. 

f. Die Teuerung. 



J. J. Bonsseaus Lelire vom Staat, dargestellt im contrat sociaL 

Alle Menschen sind von Natur gut, frei und gleich. 

Der derzeitige schlimme Zustand rührt daher, dafs die reine 
Menschennatur durch die gesellschaftliche Entwicklung verderbt ist. 

Jede Regierungsgewalt beruht auf freiwilliger Übertragung, 
auf einem gesellschaftlichen Vertrag, ist ein Ausflufs der Macht- 
vollkommenheit des Volks. 

Besserung der gegenwärtigen Verhältnisse ist nur denkbar 
durch Rückkehr zur Natur. 

Zu diesem Zwecke löse man den Gesellschafts vertrag und 
8chliefs6 einen neuen. 

Man schaffe durch denselben bürgerliche Freiheit und Gleichheit, 
keiner darf zu reich, keiner Bettler sein. 

Der dritte Stand, der fast die ganze Nation umfafst, ist der 
Staat. Ihm gebührt alle Gewalt. „Er, der nichts ist, wird alles sein.*' 

Sobald die Grundzüge des wahren Staates verwischt oder 
bedroht sind, ist jedesmal wieder ein neuer Vertrag zu schliefsen. 

Zweck des Staates: Erhaltung und Wohlfahrt aller Bürger. 
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Eennzeichen eines trefflichen Staates : Zunahme der Be- 
völkerung. 

Die öffentliche Gewalt schliefst jede willkürliche Gewalt- 
thatigkeit aus, darf sich nur kraft der Gesetze und ihrer Vertrags- 
mäfsigen Stellung im Staate äufsem. 

Die Kraft der Gesetzgebung mufs auf Erhaltung der Gleich- 
heit gerichtet sein. 

Wer die Verfassung verletzt oder ein Verbrechen begeht, bricht 
den Gesellschaftsvertrag. Damit ist er ein Verräter am Vaterland, 
führt Krieg mit demselben, stirbt, nachdem der Prozefs seine Schuld 
nachgewiesen, als Feind oder wird verbannt. 

Zu häufige Wiederkehr der Verhängung und Vollziehung der 
Todesstrafe ist stets ein Zeichen der Schwäche der Begierung 
oder der Schlaffheit derselben. 

In schwerer Zeit, in der die Gesetze hinderlich sind, setzt 
man die Verfassung aufser Krafb und ernennt einen Diktator, 
aber nur auf eine sehr kurze Zeit, die nie zu verlängern ist. 

Die beste Staatsform ist die völlige Demokratie mit gesetzgeben- 
den Volksversammlungen und Vergebung der Ämter durch das Los. 

Aber die reine Demokratie ist nur in sehr kleinen Staaten 
(2000 Männer) möglich, in denen das Volk leicht zu versammeln 
ist, und jeder Bürger genügende Gelegenheit hat, alle anderen 
kennen zu lernen. Sie ist nur bei grofser Einfalt der Sitten, 
fast vollkommener Gleichheit an Vermögen und Stand, bei Mangel 
von fast jeglichem Luxus möglich. 

Doch ist gerade die Demokratie in hohem Grade Bürger- 
kriegen ausgesetzt, weil keine andere Verfassungsart so heftig und 
unaufhörlich nach Änderung der Form strebt. 

Es kann aber nie ein Bürger „Vertreter" fllr andere Bürger 
sein, höchstens Bevollmächtigter. 

„Gäbe es ein Volk von Göttern, so würde es sich demokratisch 
regieren. Eine so vollkommene Begierung pafst für Menschen nicht" 

Nicht jede Regierungsform eignet sich für jedes Volk. Sie 
kann demgemäfs geändert werden, sobald es dem Volke gefällt. 



Die Geschichte der ersten französischen Revolution zeigt, wie 
sehr die Jakobiner, teilweise auch die Girondisten, Rousseaus 
Lehre verwirklichen wollten. Revolutionstribunal, Wohlfahrts- 
ausschufs (^ Diktatur) ist durch diese gegeben. Freilich die 
letzten acht Sätze beachtete man nicht. Thatsächlich entsprach 
auch keine der französischen Verfassungen von 1792 — 1799 der 
Demokratie, sondern vielmehr die eine und die andere der Ochlo- 
kratie, der Herrschaft des Ochlos über die anderen Klassen. 

Thatsächlich sind nun alle Menschen von Natur mehr oder 
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weniger, weil die Natur sie zwingt, mit aller Kraft auf ihre 
Selbsterhaltung bedacht zu sein, selbstsüchtig. Alle sind von 
von einander verschieden an körperlichen und geistigen Eigen- 
schaften, an Gesundheit, Kraft, Gewandtheit, Ausdauer, Verstand, 
Gemüt, Willenskraft, Selbstbeherrschung, Temperament, Neigungen, 
Wünschen. Vielfach sind auch die den einzelnen umgebenden 
Verhältnisse völlig verschieden, bringen oder verstärken also 
Differenzierungen. Infolge dieser gewaltigen Verschiedenheit und 
dem Umstand, dafs im Kampf um die Existenz, bei der Entfaltung 
der ihnen gegebenen Kräfte viele vielen im Wege sind, oft gan2e 
Völker mit einander ums Dasein ringen, sei es mit bewaffneter 
Hand, sei es im Konkurrenzkampf des Handels und Gewerbfleifses, 
entwickeln sich die verschiedenartigen Verhältnisse, in denen sich 
Staaten, Stände, Berufsklassen, Personen befinden. Dafs die reine 
Demokratie sogar in ganz kleinen Staaten nur möglich ist, wenn 
die Bürger Götter sind, sagt Rousseau selbst. Übrigens müfsten 
dann auch die Götter einander völlig gleich sein, was sie nach^ 
der Mythologie selbst der demokratischen Völker niemals waren. 
Femer dürfte der von Rousseau gekennzeichnete Zustand solcher 
rein demokratischen Staatchen niemand gefallen: Fortwährende 
Änderungen der Verfassungsform, fortwährendes Gehen der 
Minderheit unter dem Damoklesschwert! Denn man kann es dann 
der Minorität leicht beweisen, dafs sie den neugeschlossenen 
Gesellschaftsvertrag verletzt hat. Die kleinen Staaten würden aber 
wohl in Streit mit einander kommen. Gewöhnt, innerhalb des 
eigenen Staatsgebietes die Gegner des gerade bestehenden Gesell- 
schaftsvertrages als Feinde zu bestrafen, würde man gegen das 
Ausland schwerlich sanft verfahren. Die Geschichte lehrt, dafs, 
wenn eine Nation in unzählige kleine Republiken zerfiel, dieselben 
einander fortwährend befehdeten, ja mit barbarischer Grausamkeit 
zu vernichten drohten. Die, welche keine Bergwerke, keinen 
Hafen, keine fruchtbaren Äcker, keine Weingelände hätten, würden 
danach trachten, solche anderen wegzunehmen. In einigen 
ßtaatsgemeinden würde mehr als in anderen das Streben nach 
Bethätigung ihrer Kräfte nach aufsen hin zur Erlangung von 
Macht und Herrschaft lebendig sein. Jene würden danach ver- 
suchen, die Nachbarstaaten zu unterwerfen. (S. Sparta-Peloponnes, 
Athen-Hellas, Rom-Latium-Italien, Mailand-Lombardien.) 



Zweiter Teil. 
Verlauf der Revolution. 
I. Steigerung und Katastrophe der Revolution: Voll- 
ständigster Bruch mit der Vergangenheit. (Vermeintliche) 

Schenk, Belehrungen. IS 
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„Rückkehr zur Natur" (vgl. die neuen Mafse und Gewichte, die 
Monatsnamen, die Departements, Abschaffung der Standes- 
unterschiede, alle citoyen und citoyenne), Auflösung des Gesell- 
schaftsvertrages, teilweise Neuordnung des Eigentums. Die 
Gironde will nach Möglichkeit die kleinen Demokratien her- 
stellen: Föderativstaai Die Gegner der neuen Formen als 
„Feinde" behandelt: Das Verfahren vor dem Revolutions- 
tribunal entsprach dem eines Kriegsgerichtes wider stammfremde 
Rebellen, die Hinrichtungen der politischen Gegner, die September- 
morde zur schnellen Vertilgung „der Feinde der Republik". 
Der Wohlfahrtsausschufs Diktatur, die Verfassung einstweilen 
suspendiert, fortwährende „heftige Bestrebungen nach Änderung 
der Verfassungsform", die geringe Achtung vor den „Bevoll- 
mächtigten" des Volkes, die das Volk selbst (nfimlich das 
niedere Volk von Paris) jederzeit beeinflufst, einschüchtert, zum 
Teil mordet. 

Rousseau selbst aber würde angesichts der unendlichen Reihe 
von Hinrichtungen seine Jünger auf den Schlufs des 6. Kapitels 
des 2. Buches seines Gesellschaftsvertrages verwiesen haben: 

„Die häufige Wiederkehr von Todesstrafen ist stets ein 
Zeichen der Schwäche oder Schlaffheit der Regierung. Es giebt 
keinen Bösewicht, den man nicht zu irgend etwas tauglich 
machen könnte. Man besitzt nicht das Recht, jemand zu töten, 
nicht einmal des abschreckenden Beispiels wegen, es müfste 
denn sein Fortbestand gefährlich sein. 

Das Recht der Begnadigung oder der Freisprechung des 
Schuldigen von der durch das Gesetz bestimmten und vom 
Richter ausgesprochenen Strafe gebührt nur dem, welcher über 
Richter und Gesetz steht, das heifst dem Staatsoberhaupte; 
sogar dessen Recht ist nicht völlig unanfechtbar, und nur in 
sehr seltenen Fällen wird er davon Gebrauch machen. In 
einem gut regierten Staate kommen wenige Be- 
strafungen vor, nicht weil das Begnadigungsrecht 
häufig angewandt wird, sondern weil sich wenige 
Verbrecher finden." 
IL Politische Änderungen. (Mirabeaus^) weise Vorschläge 
zur Aufrichtung und Erhaltung einer starken konstitutionellen 
Monarchie blieben unbefolgt.) 
1. An Stelle der absoluten Monarchie tritt erst (1791) die 



1) Es ist sehr nützlich eine der Mirabeauschen Staatsreden mit 
der Prima zu lesen, und zwar parallel mit dem geschichtlichen Unter- 
richt in den französischen Lektürestunden. Schulausgabe von E. Grobe, 
Discours choisis. 1 M. Velhagen und Elasing. Bielefeld und Leipzig. 
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durch die Verfassung beschränkte Tkonstitutionelle) Monarchie 
auf demokratischer Grundlage (: Volkssouveränität, Ein- 
kammersystem, Verbot, dafs die Minister im Parlament 
sitzen, suspensives Veto des Königs. Danach konnte ein 
Parlamentsbeschlufs auf vier Jahre verschoben werden; wenn 
aber die beiden folgenden Legislaturen auf der Ausführung 
desselben beständen, müsse er befolgt werden). 
2. Dann „demokratische", thatsächlich ochlokratische Eepublik 
unter der Diktatur des Wohlfahrtsausschusses und des un- 
ruhigen, darbenden, grausamen Pariser Pöbels. Erbarmungs- 
loser Kampf verwegener, ehrgeiziger Männer um die Herr- 
schaft. Sieg der jedesmal rücksichtslosesten Partei, die sich 
auf das niedere Volk stützt. Vernichtung der Häupter der 
besiegten Gegner, ja sogar versuchte Ausrottung halber 
Gemeinden. 
III. Soziale Änderungen. 

1. Zusammenbruch des Feudal wesens und der alten Hierarchie. 
Erklärung der Menschenrechte nach nordamerikanischem 
Vorbild. 

4. August 1789: Aufhebung der Leibeigenschaft, aller 
Frondienste, Feudallasten, des Zehnten ohne Entschädigung des 
bisherigen Besitzers, der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, der 
Jagdgerechtigkeit, der barbarischen Gesetze gegen Jagdfrevler. 

Beseitigung des Ämterverkaufs, der Zünfte und Li- 
nungen, aller städtischen und provinzialen Sonderrechte, 
aller Steuerfreiheiten und Standesprivilegien, also auch des 
Adels mit allen seinen Vorrechten und äufseren Ehren. 

Zulassung aller Bürger zu den Ämtern in Staat 
und Heer. 

Eeligionsfreiheit. Die Priester vom Volke gewählt, 
vom Staate besoldet. 

Also: Gleichheit des Rechts, Freiheit des Gewerbes 
und Handels, der Religion, der Presse, der öffentlichen 
Meinung: libert6 civile. 

Nicht Stand und Geburt, sondern persönliche Tüchtigkeit 
und Vertrauen seitens der Bürger sollen zum Amte berufen. 

Das gewaltige Besitztum des Klerus und der Emi- 
granten wird eingezogen, kommt in die Hand des dritten 
Standes (und zwar z. B. im Departement der Seine und 
Oise^) fast gänzlich in den Besitz von Städtern). 



1) Boris Minzes, die Nationalgüterveräufserung während der fran- 
zösischen Revolution mit besonderer Berücksichtigung des Departements 
Seine und Oise. Jena, 1892. Fischer. 

18* 
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2. Bobespierre und Saint-Just wollen darüber hinausgeben 
und eine Neuordnung des Eigentums nach ßousseaus Lehre, 
keiner dürfe zu reich, keiner Bettler sein, zu Gunsten der 
Besitzlosen vornehmen. Robespierre forderte z. B. : 

Gemeinsame Erziehung auf Staatskosten mit gleichem 
Unterricht, gleicher Kleidung, gleicher Nahrung. 

Femer erklärte er im Konvent: „Die Früchte der 
Erde gehören allen, die Erde selbst keinem." 

Die inneren und äufseren Kämpfe, die durch die 
Teuerung und die allgemeine Unsicherheit verursachte bei- 
spiellose Aufregung und die neuen sozialen Lehren be- 
wirken Unsicherheit des Lebens und Besitzes, greuelvollen 
Bürgerkrieg, Kampf mit halb Europa. Abschaffung des 
Christentums. 

3, Um dem Defizit zu begegnen, werden auf Grund der ein- 
gezogenen geistlichen und adligen Güter Schatzanweisungen, 
erst für 400 Mill., zuletzt, als infolge der allgemeinen 
Verwirrung und des inneren und äufseren Krieges die 
Staats-Einnahmen immer geringer, die Ausgaben immer 
gröfser werden, bis 47 000 Mill. Franken ausgegeben. Da 
dieser Summe kein entfernt genügender Besitz als Decknog 
gegenüberstand, sanken diese „Assignaten" und das Papier- 
geld bis 3% des Nennwertes. Folge: Verarmung un- 
zähliger, schlimme Lage der Beamten, deren Gehalt in 
Assignaten ausgezahlt wurde. Der entsetzlich grausam 
geführte Bürgerkrieg vergeudete eine aufserordentlich grofse 
Menge Besitztum, er und die jakobinischen Ideen einer 
neuen Organisation des Eigentums und die Feststellung 
eines Maximalpreises für Getreide — weshalb die Bauern 

I und Händler ihr Getreide nicht auf den Markt brachten 

! — steigerten in vielen Gegenden die Teuerung bis zur 

Hungersnot. 

In sozialer Hinsicht besonders bedeuten die Änderungen 
einen Versuch der Verwirklichung von J. J. Eousseaus 
Gesellschaftsideal. 

Aber die Aufrichtung einer reinen Demokratie für ein 
so grofses Land ist gegen des Philosophen Lehre, desgleichen 
die lange Dauer der Diktatur des Wohlfahrtsausschusses, die 
Gewaltthätigkeiten des Pöbels, die zu häufigen Todesstrafen. 

Am weitesten in sozialer Richtung ging der Jakobiner 
Gracchus Baboeuf. Er lehrte: 

Alle Güter sind Eigentum der Gesamtheit; jeder 
einzelne hat Anspruch auf ein glückliches Dasein, hat aber 
um der allgemeinen Wohlfahrt und Erhaltung willen die 
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Pflicht der Arbeit zu erfüllen. Das Gesetz bestimmt ftlr 
jeden einzelnen die Art und das Mafs der Arbeit, unan- 
genehme Arbeiten werden von allen abwechselnd über- 
nommen. Der gleichen Arbeit aller entspricht gleicher 
Gewinn, gleicher Genufs^ also sind alle in gleichmäfsigem 
Wohlstand. Die oberste Gewalt hat die ganze Produktion 
und Verteilung zu ordnen und zu leiten, 

Baboeuf starb infolge eines Aufstandes unter dem 
Fallbeil. 

Dritter Teil. 
Endergebnis der Revolution. 

Frankreich föUt nach zehnjähriger Anarchie und nach er- 
folgtem Staatsbankerotte durch den Staatsstreich vom 18. Bru- 
maire (1799) in die Hände von Napoleon Bonaparte: Militär- 
monarchie ^), 1804 Militärkaisertum, beruhend auf den Plebisziten 
von 1799 und 1802. 

Die Revolution wird gebändigt, Frankreich befriedet durch 
einen Mann italienischer Abkunft^), einen Spröfsling eines verarmten 
Adelsgeschlechts. 

Ruhe, Ordnung, volle Sicherheit der Person und des Eigen- 
tums, Organisation der Verwaltung im ganzen auf der Grundlage 
der Ideen der Revolution, und zwar in streng zentralem Sinne, 
doch Schöpfung eines neuen (Militär- und Beamten-) Adels und 
Anerkennung der alten Geschlechter. Bevorzugung des Militärs. 
Eroberungskriege, Vorherrschaft in Europa. 

Die libert6 civile in den Hauptzügen bewahrt. Code Napoleon. 

Die liberte politique verloren. 

Der Untergang der napoleonischen Herrschaft folgt aus dem 
Wesen der Tyrannis.*) 

Dauernde Errungenscliaften der Revolution. 

I. Für Frankreich. 

1. Abschaffung des Feudal wesens, Gleichheit aller vor dem Ge- 
setz, Freiheit des Gewerbes, des Handels, Religionsfreiheit. 
Hebung des Bürger- und Bauernstandes. 

2. Trotz furchtbarer Übergangszeit Vermehrung um viele Tausende 
mittlerer Existenzen. 



1) Vgl. Cäsar und sein Werk. 2) Napoleon I stammte ans einer 
im 16. Jahrhundert nach Korsika verzogenen Familie Toskanas. S) Aus- 
führlicher in meiner geschichtlichen Lehrprobe in Fries und Meiers 
,,Lehrproben und Lehrgänge", Halle a. S., 1894, Heft 39. 
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3. Entstellung einer „neuen Gesellschaft", in der die Tüchtig- 
keit des einzelnen das Entscheidende, in der freier Wettbewerb 
aller walten soll. Die Arbeit wieder mehr in Ehren. 

4. (Zu straffe) Staatseinheit. (Paris = Frankreich.) 

ö. Konstitutionelle Verfassung. (1815.) (Teilnahme der Nation 
an Regierung und Gesetzgebung auf Grund der Verfassung.) 

II. Für die Kulturwelt. 

1. rin Osterreich die Leibeigenschaft schon abgeschafft, in Holland, 
Osterreich, PreuTsen schon Toleranz, in Preufsen bereits Staats- 
einheit.) Abschaffung des Feudal wesens, die libert6 civile. 

2. Bildung einer „neuen Gesellschaft". 

3. In mehreren Staaten Staatseinheit, in Deutschland Aufräumung 
von unendlich vielen kleinen Staaten. 

4. Konstitutionelle Verfassungen seitdem nach uud nach in den 
meisten Staaten eingeführt. (Libeii;^ politique war bereits an- 
nähernd in England, völlig in der Union vorhanden.) 

Seitdem in Europa: 

1. Streben nach konstitutionellen Regierungen, 

2. (durch Napoleons Druck) nach nationalen Einheitsstaaten, 

3. nach sozialer Änderung und Besserung; 

dazu tritt infolge grofser Fortschritte auf naturwissenschaft- 
lichem Gebiete 

4. eine vollständige Umwälzung der Industrie und des Verkehrwesens. 

Der Preis, den zumal Frankreich für die genannten Fort- 
schritte zahlen mufste, war unsäglich hoch. Selbst heute sind 
die Zustände dieses Staates noch nicht gefestet und gesichert. 

Die andauernden Kriege, die es im Innern und nach aufsefu 
von 1789 bis 1816 führte, haben dem Lande, das damals gegen 
24 Millionen Einwohner zählte, viel männliche Jugend gekostet; 
allein von 1799—1815 verlor es 800 000 wehrhafte Männer^) 
durch den Krieg, durch Schlachten- oder Lazarettod. Die Folge: 
Die heutige französische Rasse, die wesentlich von den körperlich 
minderwertigen Franzosen abstammt, ist im ganzen schwächer als 
die vor 1789. Welch heldenhafte Gestalten waren die französischen 
Marschälle! (Napoleon war Italiener.) 



Vierter Teil. 

Sehr lehrreich ist die genauere Kenntnisnahme der inneren 
Zustände Frankreichs, wie sie sich durch die Umwälzung ge- 
staltet hatten. 



1) Im letzten Kriege verlor Frankreich 123 000 Männer und Jünglinge. 
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1. Prankreich 1793. 

Seit dem Bastilleneturm legte es sich auf die Behörden wie 
ein Alpdruck: Intendanten, Bichter, Polizei sind ohne Einflnfs 
und Ansehen, ohne Mut und Thatkraft Gesetz und Obrigkeit 
schweigen. Die Unruhe und Aufregung steigt, die Wut und der 
Hang zu Gewaltthat seitens der Masse nehmen zu, ihre Macht 
wächst. Neue Gemeinderäte und Yolksausschüsse bemächtigen 
sich der Gewalt, demokratische Vereine haben den Ausschlag, 
Pikenmänner und Gesindel ziehen umher. Die Abgaben werden 
ungenügend und unregelmäfsig gezahlt, die Zollhäuser zerstört. 
Die Teuerung und damit die Not wird nahezu unerträglich. Das 
vorhandene Getreide wird nur widerwillig auf den Markt ge- 
brachty weil die Bauern Beraubung und Gewaltthat fürchten. Die 
Landbevölkerung steht auf gegen die Feudalherrn. Alle Zehnten 
und Fronen werden verweigert, der herrschaftliche Besitz wird 
geplündert, der Wald verwüstet, viele Schlösser und Klöster gehen 
in Bauch auf, allein in der Dauphin^ binnen zwei Wochen 
72 Schlösser. Als in der Nacht vom 3. zum 4. August der 
Feudalstaat, zum grofsen Teil durch die Hochherzigkeit vieler 
Edelleute, gestürzt war, regt sich, um ebenfalls materielle Vorteile 
zu gewinnen, die begehrliche städtische Volksmasse. Dieselbe 
wird in Paris besonders durch Marats „Volksfreund" aufgereizt. 
In die Hauptstadt waren infolge der allgemeinen Arbeitslosigkeit, 
der steigenden Teuerung, der wachsenden Aufregung und Un- 
sicherheit gegen 40000 Männer aus der Provinz geströmt, die 
ohne Arbeitsgelegenheit waren; dazu war durch die Arbeitsstockung 
in unzählige Pariser Familien grofse Not eingezogen. Tausende 
waren ohne Obdach, Tausende aber in Besitz von Waffen, ohne 
dafs sie zur Nationalgarde, die zuerst nur die besitzenden Klassen 
aufnahm, gehörten. Die Stadtverwaltung mufs Getreide teuer 
kaufen und billig abgeben, unnötige Arbeiten unternehmen, nur 
um Beschäftigung zu gewähren. Alles ist nutzlos. Ähnlich ist 
es in den Provinzen. Auf die darbenden, unzufriedenen Elemente 
stützen sich nun die Jakobiner. Das Bevolutionstribunal, bestehend 
aus neun vom Konvent ernannten Bichtem, verurteilt, ohne Mit- 
wirkung von Geschworenen und unabhängig von prozessualischen 
Formen, „alle Feinde und alle Verflihrer des Volkes", auf Grund 
einer Anklage des Konvents zieht es Minister, Feldherrn, Volks- 
vertreter vor seine Schranken. Keines Menschen Leben ist sicher. 
Nach der Hinrichtung des unglücklichen Königs und seiner Ge- 
mahlin fallen die Häupter unzähliger Edelleute und Edelfrauen. 
Priester, Girondisten, die Partei Dantons, Robespierre und Ge- 
nossen, Baboeuf, alle müssen ihr Haupt unter das Fallbeil legen, 
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ebenso Generale, welchen der Schlachtensieg versagt blieb: 
z. 6. Custine, Beauharnais (Josephinens erster Gemahl). Als die 
Girondisten geächtet sind, erheben sich die Departements im Auf- 
stand. Nun wächst die Not ins unendliche. Bäcker werden er- 
mordet, Brotläden geplündert, 1793 1200 Läden erstürmt und 
ausgeraubt, aus Hafer- und Bohnenmehl und unappetitlichen Zu- 
sätzen wird Brot gebacken, viele Stunden harrt man vor den 
Bäckerläden, um das fast ungeniefsbare Gebäck zu hohen Preisen 
wirklich erlangen zu können. In der Provinz leben viele von 
Wurzeln, Beeren, unreifem Gemüse, von Eicheln und Kleie. Un- 
endlich viel Hab und Gut wird im Bürgerkriege vergeudet und 
vertilgt. Wilde Anarchie herrscht in ganz Frankreich. Das 
Parlament steht unter dem Schrecken der bewaffneten Jakobiner, 
der Sansculotten und der „Sektionen*^ von Paris. Die Staatskasse 
ist leer, das in übermäfsiger Weise ausgegebene Papiergeld sinkt 
an Wert, zuletzt kostet im Winter 1794/95 in Paris eine Klafter 
Holz 400 Franken, ein Scheffel Kartoffeln 150 Franken, die täg- 
liche Brotration wird auf y^ Pfund, die Fleischration für die 
Woche auf y^ Pfund herabgesetzt. Die mit Assignaten bezahlten 
Beamten können von ihrem ganzen Gehalte öfters nichts als tag- 
lieh % Pfund Brot kaufen. Während die Führer des Volkes 
schlemmen und prassen, toben und morden, sterben viele, zumal 
Weiber und Säuglinge, Hungers, viele werden wahnsinnig oder 
töten sich selbst. Indes ist an den Grenzen des Reiches der 
Kampf mit dem Ausland entbrannt. Die für den Krieg aus- 
gehobenen Massen hat man vor allem aus den Mittelklassen ge- 
nommen, um aus den Proletariern Kommunalgarden bilden zu 
können, welche den Kommissarien des Konvents, den Jakobiner- 
klubs und der Polizei als Wachtmannschaft zur Verfügung stehen 
sollen. Die Wohlhabenden müssen Zwangsanleihen zahlen, um 
die Feldtruppen und die Kommunalgarden auszurüsten und zu be- 
solden. Die aufgestandenen Landschaften, so die Bretagne, Vend6e, 
vor allem auch Nantes, Bordeaux, Lyon, Toulon, Marseille, werden 
unter beispiellosen Greueln mit barbarischer Grausamkeit zur 
Unterwerfung gebracht. Guillotine, Mord, Raub, schmachvolle 
Sittenlosigkeit feiern ihre Triumphe. 

In Lyon, wo der Jakobiner Chenier, ein ehemaliger Priester, 
einen demokratischen Gemeinderat und eine revolutionäre Bürger- 
wehr durchgesetzt hatte, erheben sich die Mittelklassen, als er 
den Pöbel gegen die angesehenen Bürger und reichen Kaufleute 
als gegen Ajristokraten und Feinde der Ordnung aufrief. Sie 
führen die Einsetzung eines neuen Gemeinderats herbei, sichern 
sich die Leitung der Bürgergarde und verlangen Zurückberufong 
der ausgestofsenen Girondisten in den Konvent In einem Strafsen- 
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kämpf siegen sie über den aufgestandenen Pöbel, Chenier wird 
hingerichtet. Da erliefs der Wohlfahrtsausschufs am 8. Oktober 
1793 folgendes Dekret*) wider Lyon: 

Art. 1®'. II sera nomm6 par la Convention nationale, sur la 
Präsentation du comit^ de salut public, une commi&sion de cinq 
repr6sentants du peuple, qui se transporteront ä Lyon sans d^lai, 
pour faire saisir et juger militairement tous les contre-r^volution- 
naires qui ont pris les armes dans cette ville. 

2. Tous les Lyonnais seront d6sarm6s; les armes seront 
donn^s ä ceux qui seront reconnus n'avoir point tremp6 dans la 
r6volte, et aux d6fenseurs de la patrie. 

3. La ville de Lyon sera dötruite. 

4. II n'y sera conserv6 que la maison du pauvre, les manu- 
factures, les ateliers des arts, les höpitaux, les monuments publics 
et ceux de Tinstruction. 

ö. Cette ville cessera de s'appeler Lyon. Elle s'appellera 
„Commune- Affranchie". 

6. Sur les d6bris de Lyon sera 6lev6 nn monument oü seront 
lus ces mots: „Lyon fit la guerre ä la libert6, Lyon n'est plus!" 

Nach dreimonatlicher tapferer Gegenwehr ergiebt sich Lyon auf 
Gnade und Ungnade. CoUot d'Herbois, Fouch6, Ronsin vollziehen 
das Strafarteil. Alle Kaufleute und Gewerbtreibenden werden 
ausgeraubt, durch Guillotine und Massenerscbiefsungen werden 
binnen fünf Monaten 6000 Menschen hingerichtet, ganze Strafsen 
eingerissen und gesprengt, die Edelmetalle und alle Kirchenschätze 
nach Paris geschickt, der Gottesdienst mit Gewalt unterdrückt. 
So entsetzlich war das Wüten des Pariser Pöbels, dafs die Linien- 
truppen mehrmals bewaffnet dazwischen traten, so dafs das 
Konventsheer selbst einander Gefechte lieferte. „CoUot d'Herbois, 
ein ehemaliger Schauspieler, gebürdete sich wie ein orientalischer 
Pascha. Man gelangte erst nach dreimaliger Bitte zu seiuer 
Audienz, eine lange Reihe von Vorgemächern lag vor seinem 
Empfangssaal; dort mufste jeder Bittsteller fünfzehn Schritte von 
ihm entfernt bleiben, zwei Grenadiere mit gespanntem Gewehr 
waren an seiner Seite, den Blick auf den Besuchenden gerichtet. 
Seine Antworten waren kurz nnd kalt, bei Gnadengesuchen meist 
mit cynischem Spott gemischt, bqi Anfragen seiner Werkzeuge oft 
in absichtliche Zweidentigkeit gehüllt. Jeden Mittag schwelgte 
er mit einem Trofs von Lustigmachem und liederlichen Dirnen, 
fertigte beim Mahle neue Todesurteile aus und trank auf das 
Wohl der Republik, während der Donner der Mitrailladen dumpf 
Ton dem Platz der Hinrichtungen herüberdröhnte." 



1) Thiers, histoire de la Involution fran^aise, III, 214 
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In Bordeaux (Tallien Kommissar) wird der Bürgermeister 
mit 881 Mitbürgern ohne Frozefs hingerichtet, und eine Straf- 
summe von 9 Hill. Franken den Wohlhabenden auferlegt. In 
Marseille, das von Anfang an der Revolution voll Hingebung 
angehangen, dessen Bürger am 10. August 1792 eine Hauptrolle 
gespielt hatten, das der Beyolutionshjmne den Namen gegeben, 
werden 12 000 geächtet und ihrer sämtlichen Habe beraubt. 
Massenweise werden, weil die Hinrichtungen vermittels der 
Guillotine zu lange Zeit erforderten, Verurteilte durch Militär- 
abteilungen niedergeschossen; Kirchen, Privat- und andere Häuser 
werden zerstört. Toulon, wo die an Leib und Leben bedrohten 
Mittelklassen den Jakobinern Widerstand entgegensetzten und 
nach ihrem im Strafsenkampf errungenen Siege fünf Klubhäupter 
hinrichten liefsen, hatte man die Verfassung vom Jahre 1791 
ausgerufen. Aus Furcht vor der Bache des Konvents bat es die 
englisch-spanische Flotte, welche den Hafen blockierte, um Hilfe! 
Durch Bonapartes Genie wird es erobert. Tausende von der 
Bürgerschaft flohen, als die Verbündeten abzogen. Froren, Barras, 
Robespierre der Jüngere lassen 400 Marinearbeiter sofort nieder- 
schiefsen, dann noch 800 gefangene Bürger durch die „republi- 
kanische Legion", welche Fr6ron aus französichen Proletariern und 
Savojarden gebildet hatte. Das nun erst eingesetzte Revolutions- 
gericht überantwortet in drei Monaten 1800 Menschen, darunter 
einen 92jährigen Greis, den man auf einem Lehnstuhl aufs Schafott 
brachte, ohne Untersuchung der Guillotine. Um die Feier 
eines republikanischen Festes zu erhöhen, werden elf schöne junge 
Frauen geköpft. Der gröfste Teil der Stadt wird niedergerissen, 
das eingezogene Vermögen der Hingerichteten für Spottpreise 
Jakobinern überlassen, das bare Geld der Staatskasse zugeführt. 
Toulon sank von 28 000 auf 7000 Einwohner. 

Carrier liefs in Nantes täglich löO — 200 Menschen ver- 
urteilen. In einer Zeit von 4 Monaten vernichtete er voll blutiger 
Grausamkeit, voll Hohn und Cynismus mindestens 15000 Personen, 
am liebsten Pfarrer, Kinder und Mädchen. Ein 13jähriger Knabe, 
so klein, dafs nur sein Scheitel unter das Beil zu liegen kam, 
fragte den Scharfrichter: „Wird es sehr wehe thun?" Carrier 
hatte drei Mordbanden zur Seite. Durch die „Maratsgesellschaft" 
liefs er allein 4Ö00, nachdem' sie entkleidet waren, vermittelst 
Schiffen mit Fallböden in der Loire ertränken. Diese Strafart 
nannte man „Noyaden*'. Die „amerikanischen Husaren", Neger 
und Mulatten des Hafens, mufsten die gefangenen Frauen töten, 
die aus Deserteuren zusammengesetzte „germanische Legion" hatte 
die Vend6eerinnen zu erschiefsen. Diese, oft erst 16 — 18 Jahr 
alten Mädchen, wurden, 25 auf einmal, in zwei Reihen vor den 
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Tags zuvor getöteten Genossinnen aufgestellt, durch 1—2 Ladungen 
niedergestreckt; den noch lebenden machte man durch Eolbenstöfse 
den Garaus, alle wurden ausgeraubt und mit dem Bücken auf die 
Erde gelegt. 

2. Zur genaueren Kennzeichnung des Wesens einer Ochlokratie 
diene die Elassenlektüre^) folgender bezeichnender Abschnitte: 

Der Zug nach Versailles. (Mignet, Geschichte der französi- 
schen Revolution, deutsch von Köhler, S. 86 — 90.) 

Die Septembermorde. (Thiers, Geschichte der französischen 
Revolution, deutsch von Mohl, III, S. 43—66.) 

Der 10, August 1792. (Auch in G. Webers Allgemeiner 
Weltgeschichte, 13. Band, 2. Aufl., S. 801—807.) 

Die Gefangennahme der Girondisten. (Mignet, Geschichte 
der französichen Revolution, deutsch von Köhler, S. 255—269.) 

Der Aufstand vom 20. Mai 1795. (Mignet, S. 359—363.) 

3. Instruktion der Kommune von Paris in Gemäfsheit des Gesetzes 
vom 17. Sept. 1793 über die Verdächtigkeit. (Thiers, IH, 242 f, 
Schilling, Quellenbuch der Geschichte der Neuzeit, 2. Aufl., S. 325 f) 

Zur Charakterisierung der Art, wie Gewaltherrscher das 
Regiment an sich reifsen, lese man den Staatsstreich vom 
18. Brumaire 1799. (Mignet, S. 441—447.) 

4. Aufzählung der bedeutendsten Aufstände in Paris 
von 1789 bis 1797. 

1789. 14. Juli. Erstürmung und Zerstörung der Bastille. 
5/6. Oktober. Zug nach Versailles. 

1792. 20. Juni. Aufrührerische Petition an den König, 
10. August. Sturm wider die Tuilerien. 

(2. September. Ermordung der Gefangenen.) 

1793. 10. März. Verschwörung. 
27. Mai. I 

31. „ [ Wider die Girondisten, 

2. Juni.) 

1794. 9. Thermidor. (27. Juli.) Für Robespierre. 

1795. 1. Germinal. (20. März.) Versuch. 

12. „ (31. „ ) dgl. 

1. Prairial. (20. Mai.) Gegen den Konvent. 

13. Vend6miaire. (3. Okt.) Desgleichen. 

1796. 13. Fructidor. (30. Aug.) Aufstand der Partei Baboeufs. 

1797. 18. Fructidor. (4. Sept.) Gegen das Direktorium. 



1) Es genügt, wenn einige Exemplare der betreffeoden Schrift- 
steller zur Hand sind. Diese vermag man wohl zusammenzubringen, 
zumal wenn man 1—2 davon für die Primanerbibliothek anschafft. 
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5, Instruktion der Kommune von Paris in Gemäfsheit 
des Gesetzes vom 17. September 1793 über den Umfang des 
Begriffs der Verdäcbtigkeit. 

Doivent etre consid6r6s comme suspects: 

1. ceux qui, dans les a8sembl6es du peuple, arr^tent son 
energie par des discours asturieux, des cris turbulente et des 
menaces ; 

2. ceux qui, plus prudents, parlent mjst^rieusement des 
malheurs de la r6publique, s'apitoient sur le sort da peuple, 
et sont toujours prßts k r6pandre de mauvaises nouyelles avec 
une douleur affect^e; 

3. ceux qui ont chang6 de conduite et de langage selon 
les 6v6nements; qui, muets sur les crimes des royalistes et des 
fed6ralistes, d6clament avec emphase contre les fautes I6gdres 
des patriotes, et affectent, pour paraltre r^publicains , une 
aust6rit6, une s6v6rit6 6tudi6e, et qui c^dent aussitöt qu'il 
s'agit d'un mod6r6 ou d^un aristocrate; 

4. ceux qui plaignent les fermiers, les marcbands avides, 
contre lesquels la loi est oblig^e de prendre des mesures; 

5. ceux qui, ayant toujours les mots de lib er t6, r6publique 
et patrie sur les lövres, fröquentent les ci-devant nobles, les 
pr^tres, les contre-r^volutionnaires, les aristocrates, les feuil- 
lants, les mod6r6s, et s'intöressent ä leur sort; 

6. ceux qui n'ont pris aucune part active dans tout ce qui 
int^resse la r6volution, et qui, pour s'en disculper, fönt valoir le 
pajement de leurs contributions, leurs dons patriotiques, leurs 
Services dans la garde nationale pour remplacement ou autrement; 

7. ceux qui ont re^u avec indifförence la Constitution r6- 
publicaine, et ont fait part de fausses craintes sur son Etablissement 
et sa dur6e; 

8. ceux qui, n'ayant rien fait contre la libert^, n'ont 
aussi rien fait pour eile; 

9. ceux qui ne fr^quentent pas leurs sections, et donnent 
pour excuse qu'ils ne savent pas parier, ou que leurs affaires 
les en empdchent; 

10. ceux qui parlent avec m6pris des autorit^ constitu6es, 
des eignes de la loi, des soci6t6s populaires, des d^fenseurs de 
la libertE; 

11. ceux qui ont sign6 des p6titions contre-r^volutionnaii'es, 
ou fr6quent6 de soci6t6s et clubs anticiviques; 

12. ceux qui sont reconnus pour avoir 6t6 de mauvaise 
foi, Partisans de Lafayette, et ceux qui ont marcb6 au pas de 
Charge au Champ de Mars. 
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6. Die Septembermorde.^) 

Nachdem Danton, der jakobinisch gesinnte Justizminister, er- 
klärt hatte, man müsse den Feind ans der Fassung bringen, ihm 
Furcht einjagen, damit nicht, wie man vielfach befürchtete, ein in 
Paris heimlich arbeitendes royalistisches Comit6 den anrückenden 
Preufsen in die Hände arbeite ^ traf er zusammen mit dem von 
Marat beherrschten Oemeinderate seine Anordnungen. Es sollten 
alle in den letzten Tagen gefangen gesetzten Verdächtigen ohne 
vorausgegangene gerichtliche Untersuchung getötet werden. 

Wir haben gesehen, dafs vor drei Jahren ein gewisser 
Maillard an der Spitze der aufrührerischen Weiber am 5. und 
6. Oktober sich auszeichnete. Dieser Maillard, ehemals Gerichts - 
böte, ein schlauer, blutdürstiger Mann, hatte sich eine Bande 
roher und zu allen Unternehmungen bereiter Menschen gebildet, 
wie man sie in den Ständen findet, wo die Erziehung die Leiden- 
schaften nicht durch Aufhellung des Verstandes zügelt. Er war be- 
kannt als das Haupt dieser Bande, und wenn man einer neuerlich 
gegebenen Nachricht glauben darf, so wurde er aufgefordert, sich 
auf das erste Zeichen bereit zu halten, eine sichere und nützliche 
Stellung einzunehmen, Vorkehrungen zu treffen, dafs der Angst- 
schrei der Schlachtopfer nicht gehört würde, sich mit Essig, Kehr- 
besen, ungelöschtem Kalke, bedeckten Wagen u. s. w. zu versehen. 

Von diesem Augenblick verbreitete sich das Gerücht von 
einem schrecklichen Schlage. Die Verwandten der Verhafteten 
waren in tödlichem Schrecken, und die Verschwörung war wie 
die am 20. Juni, die vom 10. August, kurz, wie alle anderen im 
voraus schon unter der Hand bekannt. Man wiederholte von 
allen Seiten, dafs man durch ein abschreckendes Beispiel die 
Verschwörer, welche sich noch im Kerker mit dem Feinde ver- 
stünden, abschrecken müsse. Man beklagte sich über die Lang- 
samkeit des Gerichtshofes für die Verbrecher des 10. Augusts 
und verlangte mit lautem Geschrei eine schnelle Bestrafung. Am 
31. wird der ehemalige Minister Montmorin von diesem Gerichts- 
hofe freigesprochen, und nun heifst es, dafs überall Verräter, und 
dafs die Schuldigen ihrer Straflosigkeit sicher seien. — Es gab 
bei den Jakobinern, im Gemeinderate, in den Sektionen und selbst 
unter der Minderzahl der Versammlung Menschen, welche an 
diese vorgeblichen Verschwörungen der Eoyalisten glaubten und 
daher die vorgeschlagenen Bachepläne zu rechtfertigen wagten. So 



1) Thiers, Geschichte der französischen Revolution, III., S. 43—66. 
Ich gebe den trotz mancher Kürzung noch langen Abschnitt in der 
deutschen Obersetzung von Mohl. 
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viel ist gewifs, die Natur erzeugt nicht so viel Ungeheuer för 
einen Tag, und nur der Parteigeist allein kann so viele zu solchen 
Verirrungen bringen. Es ist eine traurige Lehre für die Völker. 
Man glaubt an Gefahren, man wähnt sie zurücktreiben zu müssen; 
man wiederholt sich dies, man steigert sich gegenseitig, und 
während die einen mit Leichtsinn behaupten, man müsse einen 
Streich führen, vollziehen ihn die anderen mit blutdürstiger Kühnheit. 

Sonnabend, den 1. September, waren die 48 Stunden der Thor- 
sperre ^) verflossen, die Haussuchungen*) vorbei und der Verkehr 
wieder erlaubt. Allein plötzlich verbreitete sich an diesem Tage 
die Nachricht von der Einnahme Verduns. Verdun war nur be- 
rannt, allein man hielt es für erobert und glaubte, ein neuer 
Verrat habe es überliefert wie Longwy. Danton liefs sogleich 
durch den Gemeinderat beschliefsen, dafs man am folgenden Tage, 
dem 2. September, Lärm schlagen, die Sturmglocke anziehen, die 
Lärmkanonen lösen werde, dafs alle waffenfUhigen Bürger sich 
auf das Marsfeld begeben, dort die Nacht über lagern und am 
folgenden Tage gegen Verdun ziehen müssen. Jedermann sah 
ein, dafs es bei diesen fürchterlichen Vorbereitungen nicht blofs 
auf eine allgemeine Bewaffnung abgesehen sei. Die Verwandten 
der Verhafteten strömten herbei und bemühten sich, die Loslassung 
der Ihrigen zu bewirken. Der Anwalt Manuel, den eine grofs- 
mütige Frau bat, liefs zwei Mitglieder der Familie Latr6mouille 
frei. Eine andere Frau, Fausse-Landry ist ihr Name, wollte durchaus 
das Ge^Lngnis ihres Oheims, des Abtes von Bastignac, teilen; da 
sagte ihr Sergent: „Sie begehen eine Unvorsichtigkeit, die Ge- 
fängnisse sind nicht sicher". 

Der folgende T«^, der 2. September, war ein Sonntag, und 
die Unbeschäftigkeit des Volkes vermehrte noch den Lärm. 
Überall bildeten sich zahlreiche Haufen, und man verbreitete, dafd 
die Feinde in drei Tagen in Paris sein könnten. Der Gemeinderat 
teilte der Versammlung die von ihm getroffenen Mafsregeln zu 
einem allgemeinen Aufgebote mit. Vergniaud^), ergriffen von der 
vaterlandsliebenden Begeisterung, nahm sogleich das Wort, wünschte 
den Parisern Glück zu ihrem Mute, lobte sie, dafs sie ihren un- 
ruhigen Eifer in einen thätigeren und nützlicheren, nämlich den 
sich zu schlagen, umgewandelt haben. — Nach ihm nahm Danton 
das Wort; er machte die getroffenen Mafsregeln bekannt und 
schlug neue vor. „Ein Teil des Volkes," sprach er „wird nach 
der Grenze abgehen, ein anderer wird Verschanzungen auf werfen, 
und ein dritter Teil wird mit seinen Piken das Innere unserer 



1). Beides hatte mau vorgenommen. 2) Mitglied des Aufsichts- 
AuBBchuBses des Gemeiuderates. 
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Städte verteidigen. Allein dies ist nicht genug: Man mufs überall 
Abgeordnete und Eilboten hinsenden, um ganz Frankreich aufzu- 
fordern, dafs es dem Beispiele von Paris folge; man mufs ein Gesetz 
erlassen, das jedem Bürger bei Todesstrafe gebietet, entweder selbst 
zu dienen oder seine Waffen abzuliefern/' Danton fllgte hinzu: 
„Die Kanone, welche Sie hören werden, ist nicht die Lärmkanone, 
sondern das Zeichen zum Sturme auf die Feinde des Vaterlandes. 
Was bedarf es, um sie zu besiegen, um sie niederzuschmettern? — 
Kühnheit, wieder Kühnheit, und immer KühnheitT' 

Diese Worte und Gebärden des Ministers machten einen 
tiefen Eindruck auf die Anwesenden. Sein Antrag wurde ange- 
nommen, and er begab sich sogleich in den Aufsichts-Ausschufs. 
Alle Behörden, alle Vereinigungen, die Nationalversammlung, der 
Gemeinderat, die Sektionen, die Jakobiner waren versammelt. Die 
Minister waren im Marine-Ministerium vereinigt und erwarteten 
Danton zu einer Beratung. Die ganze Stadt war auf den Beinen. 
Ein tödlicher Schrecken herrschte in den Gefängnissen. Die könig- 
liche Familie, welche von jeder Bewegung mehr als die übrigen 
Gefangenen bedroht war, fragte mit Ängstlichkeit nach der Ursache 
dieser allgemeinen Bewegung. Die Kerkermeister der verschiedenen 
Gei^gnisse schienen bestürzt Der von der Abtei hatte schon 
am Morgen seine Frau und Kinder weggeschickt. Das Mittagsessen 
wurde den Gefangenen zwei Stunden früher als gewöhnlich ge- 
bracht; alle Messer waren weggenonmien worden. Über dieses 
alles erstaunt, hatten sie die Schliefser nach der Ursache gefragt, 
ohne eine Antwort erhalten zu können. Um zwei Uhr endlich wurde 
Lärm geschlagen, Sturm geläutet, und die Lärmkanone ertönte. 
Abteilungen von Bürgern begaben sich aufs Marsfeld, andere um- 
gaben das Stadthaus, die Nationalversammlung oder sammelten 
sich auf den öffentlichen Plätzen. 

Es waren auf dem Stadthaus vierundzwanzig Priester, welche 
deshalb verhaftet waren, weil sie den Eid nicht hatten leisten 
wollen; sie sollten in das Geföngnis der Abtei gebracht werden. 
Man wählte diesen Augenblick zu ihrer Fortschaffung, sei es aus 
Absicht,, sei es aus Zufall. Sie wurden in sechs Lohn wagen ge- 
setzt und unter der Bedeckung von Marseillern und Bretagnern 
im Schritt nach der Vorstadt St. Germain über die Kais, den 
Pont-Neuf und die Rue Dauphine gebracht. Man umgab sie und 
bedeckte sie mit Schmähungen. „Das sind/' sagten die Verbündeten 
von ihrer Bedeckung, „die Verschwörer, welche unsere Frauen und 
Kinder umbringen wollten, während wir an der Grenze seien." 
Diese Worte vermehrten noch den Lärm. Da die Fenster der 
Wagen niedergelassen waren, so wollten die Unglücklichen sie 
schliefsen, um sich gegen die Mifshandlungen zu sichern, allein 
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man verhinderte es, und sie mufsten sich ruhig die Stöfse und 
Mifshandlungen gefallen lassen. Endlich kamen sie in den Hof 
der Abtei, wo schon eine unzählige Menge versammelt war. Der 
Hof führte zu den Gefängnissen und stand mit dem Sitzungssaale 
der Sektion des Quatre-nations in Verbindung. Der erste Wagen 
hielt an der Thür des Saales und wurde sogleich von der wütenden 
Menge umringt. Maillard ist anwesend. Der Schlag öffnet sich; 
der erste der Gefangenen steigt aus, um in den Saal zu gehen, 
wird aber sogleich mit tausend Stichen durchbohrt; der zweite 
drängt sich in den Wagen zurück, wird aber herausgerissen und 
wie der erste niedergemacht. Auch die beiden übrigen fallen, und 
nun wenden die Mörder sich zu den anderen Wag^n. So wie 
einer nach dem andern in dem unseligen Hofe anlangt, werden 
die darin sitzenden Priester unter dem Geheule des wütenden 
Pöbels ermordet. Nur ein einziger, der berühmte Abb6 Sicart, 
wird durch ein Wunder gerettet. 

In diesem Augenblicke kommt Billaud-Yarennes, Mitglied des 
Gemeinderats, an, der einzige von den Urhebern dieser Mordthaten, 
der sie immer billigte und der ihren Anblick mit einer uner- 
schütterlichen Grausamkeit auszuhalten vermochte. Er kommt, 
mit seiner Schärpe bekleidet, an, schreitet durch Blut und über 
Leichen und sagt zu den Mördern: „Volk, du opferst deine Feinde, 
du thust deine Pflicht!" Nach ihm erhebt Maillard seine Stimme 
und ruft: „Es giebt jetzt nichts mehr hier zu thun, gehen wir zu 
den Karmelitern!'^ Seine Bande folgt ihm, und sie ziehen gegen 
die Karmeliter-Kirche, wo zweihundert Priester eingeschlossen waren. 
Sie dringen in die Kirche und ermorden die Unglücklichen, welche 
beten und sich umarmen. Sie fragen mit lautem Geschrei nach 
dem Erzbischof von Arles, suchen ihn, finden ihn endlich und 
spalten ihm mit einem Säbelhiebe den Kopf. Als sie des Gebrauches 
der Säbel müde sind, bedienen sie sich der Feuergewehre und 
geben ganze Salven in den Sälen, im Garten, auf die Mauern und 
auf die Bäume, auf welche einige der Schlachtopfer sich retten wollen. 

Während dieser Mordszene kehrt Maillard mit einem Teile 
der Seinigen nach der Abtei zurück. Er ist mit Blut und, Schweifs 
bedeckt und tritt so in den Ausschufs der Sektion des Quatre- 
nations und verlangt Wein für die braven Arbeiter, welche die 
Nation von ihren Feinden befreien. Der zitternde Ausschufs läfst 
ihnen 80 Mafs geben. 

Der Wein wird im Hofe auf Tischen aufgetragen, die von 
den Leichnamen der diesen Mittag Ermordeten umgeben sind. 
Man trinkt, als plötzlich Maillard auf das Geföngnis deutet und 
ruft: „Los auf die Abtei!" Bei diesen Worten folgt man ihm 
und greift die Thüre an. Die zitternden Gefangenen hören das 
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Oeheul, das Bichere Zeichen ihres nahen Todes. Der Kerkermeister 
und seine Frau werden ohnmächtig. Die Thüre öfEhet sich, und 
die ersten Gefangenen, die man findet, werden an den Füfsen und 
mit Blut bedeckt in den Hof gezogen. Während man sie mit 
blinder Wut tötet, verlangen Maillard und seine Getreuen die 
Yerhaftungs-Protokolle und die Schlüssel. Einer von ihnen geht 
an die Thüre des Gewölbes, steigt auf einen Stuhl und ruft: 
„Meine Freunde, Ihr wollt die Aristokraten töten, die Eure Weiber 
und Kinder umbringen wollten, während Ihr an der Grenze sein 
würdet. Ihr habt ganz Recht, allein Ihr seid gute Bürger, Ihr 
liebt die Gerechtigkeit und Ihr wäret in Verzweiflung, wenn Ihr 
Eure Hände in unschuldiges Blut tauchtet." „Ja, ja", rufen die 
Henker. „Nun, dann frage ich Euch, ob Ihr Euch nicht der Ge- 
fahr aussetzt, die Unschuldigen mit den Schuldigen zu vermischen, 
wenn Ihr Euch wie wütende Tiger auf Menschen stürzen wollt, 
die Euch unbekannt sind, und ohne sie vorher gehört zu haben?" 
Hier wird er von einem mit einem Säbel Bewaffneten unterbrochen : 
„Willst du uns auch einschläfern? Wenn die Preufsen und die 
Österreicher in Paris wären, würden sie wohl einen Unterschied 
machen zwischen Schuldigen und Unschuldigen? Ich habe Frau 
und Kinder und will diese nicht in Gefahr lassen. Gebt meinet- 
wegen diesen Schurken Waffen, und dann wollen wir Mann für 
Mann mit ihnen fechten und Paris vor unserem Abgange zum 
Heere von ihnen reinigen." „Er hat Recht, man mufs hinauf 1" 
rufen die anderen und drängen vorwärts. Doch hält man sie auf 
und bewegt sie, sich eine Art Gericht gefallen zu lassen. 

Man kommt dahin überein, dafs man die Yerhaftungsproto- 
kolle nehmen und einen aus ihrer Mitte zum Präsidenten machen 
will; dieser soll die Namen und die Ursachen der Verhaftung 
lesen und dann sogleich über das Schicksal des Gefangenen sein 
Urteil fällen. „Maillard, Maillard soll Präsident sein!" rufen 
einige; er tritt sogleich sein Amt an. Er setzt sich an einen 
Tisch, greift einige aus seiner Bande auf, die er als Beisitzer um 
sich versammelt, legt die Protokolle vor sich, verteilt einige seiner 
Leute in die Gefängnisse, um die Gefangenen herzuholen, die 
andern bleiben vor der Thür, um den Mord zu vollziehen. Um 
sich Verzweiflungs- Szenen zu ersparen, wird ausgemacht, dafs 
Maillard sagen wird: „Bringt den Herrn nach der Force", dafs 
der Gefangene dann aus dem Vorsaale hinausgeführt und un- 
erwartet den auf ihn lauernden Mördern überliefert werden soll.* 

Zuerst denkt man an die in der Abtei gefangen gesetzten 
Schweizer, deren Offiziere in die Conciergerie gebracht waren. — 
„Ihr habt das Volk am, 10. August ermordet," sagt Maillard. — 
„Aber," antworten die Unglücklichen, „wir waren angegriffen und 

Bchenk, Belehrungen. 14 



210 Zehntes Kapitel. 

gehorchten nur dem Befehle unserer Offiziere." — „Übrigens," 
antwortete Maülard kaltblütig, ,,handelt es sich nur darum, Euch 
nach der Force zu bringen." — Allein die Unglücklichen, welche 
die drohenden Säbel durch die Thür des Vorplatzes sehen, können 
sich nicht täuschen. Sie sollen hinaus, allein sie weichen zurück 
und drängen sich in den Hintergrund. Endlich fragt einer von 
ihnen mit Festigkeit, wo sie hinaus müssen. Man öffnet ihm die 
Thür und er stürzt sich mit gesenktem Haupte unter die Säbel 
und Piken. Die andern folgen ihm und teilen alle sein Schicksal. 

Die Mörder kehren in das Gefängnis zurück, bringen alle 
Frauen in einen Saal zusammen und bringen neue Gefangene vor. 
Verschiedene, welche falsche Assignaten verfertigt haben sollen, 
werden zuerst niedergemacht. Auf sie folgt Montmorin, dessen 
Lossprechung so viel Lärmen verursacht, ihm aber seine Entlassung 
aus dem Gefängnisse nicht bewirkt hatte. Vor den blutigen 
Präsidenten gestellt, erklärte er, dafs er, einem regelmäfsigen 
Eichter unterworfen, keinen andern anerkenne. — „Meinetwegen," 
antwortete Maillard, „Sie werden also nach der Force gehen und 
dort ein neues Urteil erwarten." — Der getäuschte Minister ver- 
langt einen Wagen. Man antwortet ihm, er werde einen an der 
Thür finden. Er verlangt noch einige seiner Gerätschaften, geht 
nach der Thür zu und wird tot niedergestreckt. 

Nach ihm bringt man Thi6ry, den Kammerdiener des Königs. 
„Wie der Herr, so der Diener," spricht Maillard, und der Un- 
glückliche wird ermordet. Auf ihn folgen die Friedensrichter 
Buob und Bocquillon, angeklagt, Anteil an dem geheimen Aus- 
schusse in den Tuilerien genommen zu haben; sie werden deshalb 
getötet. — Auf diese Weise kommt die Nacht herbei, und jeder 
Gefangene glaubt in dem Geheule der Meuchelmörder das Zeichen 
seiner letzten Stunde zu hören. 

Was machten in diesem Augenblick alle öffentlichen Behörden, 
alle versammelten Gesellschaften, alle Bürger von Paris? In dieser 
unernjefsHchen Hauptstadt kann Kühe und Unordnung, Sicherheit 
und Schrecken recht gut zu gleicher Zeit herrschen, weil die 
Teile so weit von einander entfernt sind. Die Nationalversammlung 
hatte erst sehr spät das in den Gefängnissen vorgefallene Unglück 
erfahren und im höchsten Schrecken sogleich Abgeordnete ab- 
geschickt, um das Volk zu beruhigen und die Schlachtopfer zu 
retten. , Der Gemeinderat hat Kommissäre geschickt, um die wegen 
Schulden Verhafteten zu befreien und die „Schuldigen" von den 
„Unschuldigen" zu unterscheiden. Die Jakobiner schienen sich 
zu einem gänzlichen Stillschweigen verbindlich gemacht zu haben. 
Die im Marine- Ministerium versammelten Minister wufsten von 
nichts und erwarteten immer noch Danton, der sich im Aufsichts- 
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Aasschusse befand. Der Oberbefehlshaber Santerre sagte dem 
Gemeinderate, er habe Befehle gegeben, allein man gehorche ihm 
nicht, und überdies seien beinahe alle seine Leute zur Bewachung 
der Thore verwendet. So viel ist gewifs, dafs widersprechende 
und unbekannte Befehle gegeben wurden, und alle Anzeichen einer 
geheimen der öffentlichen Gewalt widersprechenden Macht vor- 
handen waren. Im Hofe der Abtei war ein Posten der National- 
garde, der den Befehl hatte, herein-, aber nicht hinauszulassen. 
An anderen Orten warteten die Posten auf Befehle, die sie nicht 
erhielten. Hatte Santerre den Kopf verloren wie am 10. August 
oder war er mit in der Verschwörung? Während Öffentlich von 
dem Gemeinderat abgeschickte Abgeordnete dem Volke Buhe 
empfahlen und sich bemühten es aufzuhalten, kamen andere Ab- 
geordnete desselben Gemeinderats in den Ausschafs der Sektion 
des Quatre-nations und fragten: „Nun, geht es hier so gut als 
bei den Karmelitern? Der Gemeinderat schickt uns, um Euch 
Hilfe anzubieten, wenn Ihr derselben bedürfen solltet." 

Die von der Nationalversammlung und dem Gemeinderat ab- 
gesandten Kommissäre hatten der Metzelei kein Ende machen 
können; sie fanden eine unermefsliche Menge, welche das Gefäng- 
nis umgab und dem gräfslichen Schauspiele unter dem Rufe: „Es 
lebe die Nation 1" anwohnte. Der alte Dusaulx stieg auf einen 
Stuhl und versuchte das Wort Gnade auszusprechen, allein konnte 
sich nicht verständlich machen. Bazire stellte sich, als gehe er 
in die Gesinnungen des Pöbels ein, allein sobald er die Gefühle 
des Erbarmens erregen wollte, hörte man nicht mehr auf ihn. 
Der Gemeinde-Anwalt Manuel hatte sich durch Mitleid bewegen 
lassen, sich den gröfsten Gefahren auszusetzen, ohne ein einziges 
der Opfer retten zu können. Auf diese Nachricht hin liefs sich 
der Gemeinderat etwas mehr erweichen als anfänglich und schickte 
eine zweite Abordnung ab, um das Volk zu beruhigen und es 
über seinen wahren Vorteil aufzuklären. Diese Abordnung konnte 
ebenso wenig ausrichten und konnte mit Mühe nur einige Frauen 
und Schuldner in Freiheit setzen. 

Das Morden dauerte die ganze gräfsliche Nacht hindurch. 
Die Mörder sind bald Richter, bald Henker, bald am Tische, bald 
im Hofe. Zu gleicher Zeit trinken sie aus Gläsern, die mit Blut 
bedeckt sind. Doch schenken sie mitten in diesem Gemetzel einigen 
Gefangenen das Leben und zeigen dabei eine unbegreifliche Freude. 
Ein junger Mensch wird von seiner Sektion verlangt, als der 
Aristokratie unschuldig unter dem Rufe: „Es lebe die Nation!" 
freigesprochen und auf den bluttriefenden Armen der Mörder im 
Triumph weggetragen. Der ehrwürdige Sombreuil, Gouverneur 
der Invaliden, wird vorgeführt und zur Force verurteilt. Seine 

U* 
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Tochter sieht ihn vom Geföngnisse aus, stürzt sich zwischen 
die Lanzen und Säbel, umfängt ihren Vater mit ihren Armen, 
schliefst sich so enge an ihn, beschwört die Henker mit so vielen 
Thränen und einer so herzzerreifsenden Stimme, dafs ihre Wut 
sich einen Augenblick legt. Dann sagen sie, gleichsam um das 
Gefllhl des grofsmütigen Mädchens noch weiter zu prüfen: „Trink 
Aristokratenblut!" und reichen ihr ein mit Blut gefülltes Geföfs: 
sie trinkt, und ihr Vater ist gerettet. Cazottes Tochter hat auch 
ihren Vater umfafst, auch unwiderstehliche Bitten an die Wütriche 
gerichtet und hat, glücklicher als jene, ihm sein Leben erhalten, 
ohne dafs sie einen solchen fürchterlichen Preis ihrer Liebe be- 
zahlen mufs. Thränen stürzen aus den Augen der Mörder, und 
in demselben Augenblicke verlangen sie neue Opfer. Einer von 
ihnen geht ins Geföngnis zurück, um Gefangene zum Tode zu 
führen. Er hört, dafs die von ihm so eben ermordeten Unglück- 
lichen zweiundzwanzig Stunden kein Wasser erhalten hatten, und 
er will gehen und den Kerkermeister töten. Ein anderer nimmt 
Anteil an einem Gefangenen, den er vor das Todes-Gericht ge- 
führt, weil er ihn in der Sprache seiner Provinz reden hört. 
Derselbe tritt so fest und mannhaft auf, dafs man ihn, trotzdem 
er ein Edelmann war, begnadigte, als es ihm gelang, nachzuweisen, 
dafs er Paris die letzten 23 Monate nicht verlassen hatte. Man 
umarmt ihn und begleitet ihn wie auch einen anderen, den man 
verschonte, eifrig nach Hause, um sogleich wieder zum Mord- 
geschäfte zurückzukehren. In einem solchen krampfhaften Zu- 
stande folgen sich alle Arten von Gefühlen in der Brust des 
Menschen. Bald ist er Wüterich, bald gutmütig, jetzt weint, jetzt 
mordet er. Mit Blut bedeckt, wird er plötzlich von dem schönen 
Gefühle einer edlen Festigkeit ergriflfen; er fühlt das Ehrenvolle 
der Gerechtigkeit, er ist eitel genug, unbestechlich oder uneigen- 
nützig zu erscheinen, und wenn man während dieser Greuelthaten 
des Septembers einen Teil dieser Wilden zugleich Mörder und 
Diebe werden sah, so übergeben andere dem Ausschusse die 
noch blutigen Kostbarkeiten, welche sie bei ihren Schlachtopfem 
gefunden hatten. Während dieser gräfslichen Nacht hatte der 
Mörderhaufe sich geteilt und dieselben Schreckensszenen in allen 
Gefängnissen verbreitet. Im Chätelet, in der Force, in der Con- 
ciergerie, bei den Bernhardinern, in St.-Firmin, in der Salpetriöre, 
in Bicetre waren dieselben Mordthaten begangen worden, und das 
Blut flofs auch hier in Strömen wie in der Abtei. Mit Mühe 
wird die königliche Familie, die im Temple gefangen gehalten 
wurde, geschützt, da sich gerade gegen sie die Wut des Pöbels 
besonders gerichtet hatte. Die Ungeheuer, die das Blut vergossen, 
hatten eine Freude daran bekommen und es sich so angewöhnt, 
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dafs sie nicht mehr aufhören konnten. Sie hatten eine Art 
Ordnung bei ihrer Metzelei eingeführt; sie stellten dieselbe ein, 
um die Leichname wegzuschaffen und nm ihr Mahl einzunehmen. 
Man sah selbst Weiber, welche sich in die Gefängnisse begaben, 
um ihren Männern zu essen zu bringen, die, wie sie sagten, in 
der Arbeit beschäftigt seien. 

In der Force befand sich die unglückliche Prinzessin von 
Lamballe, die wegen ihrer Schönheit und wegen ihrer engen Ver- 
bindung mit der Königin am Hofe sehr bekannt gewesen war. 
Man füiirte sie halb tot vor das fürchterliche Gericht. „Wer sind 
Sie?" fragten die Henker in Schärpen. — „Louise von Savoyen, 
Prinzessin von Lamballe.'* — „Welches war Ihre Rolle am Hofe? 
Hatten Sie von den Verschwörungen im Schlosse Kenntnis?" — 
„Ich weifs von keiner Verschwörung." — „Schwören Sie, die Frei- 
heit und Gleichheit zu lieben! Schwören Sie den König, die Königin, 
und das Königtum zu hassen!" — „Den ersten Punkt will ich be- 
schwören, den zweiten kann ich nicht, mein Herz widerstrebt ihm." 

„Schwören Sie doch," sagte einer der Umstehenden, der sie 
retten wollte. Allein die Unglückliche sah und hörte nichts mehr. 
— „Man lasse die gnädige Frau frei!" sagte der Präsident. (Auch 
hier war man nämlich wie in der Abtei über ein Wort überein- 
gekommen, das zum Zeichen des Todes dienen sollte.) Man führte 
die unglückliche Frau weg, die man, nach dem Bericht einiger 
Zeugen, nicht töten, sondern wirklich freilassen wollte. Allein 
an der Thür erwarteten sie blutdürstige Kannibalen. Ein Säbel- 
hieb in den Hinterkopf versetzte ihr eine blutende Wunde, doch 
ging sie noch immer vorwärts, unterstützt von zwei Männern, die 
sie vielleicht retten wollten; allein einige Schritte weiter sank sie 
unter einem tödlichen Streiche zusammen. Ihr Körper wurde 
zerrissen, die Mörder verhöhnten, verstümmelten ihn, teilten die 
Stücke unter sich. Ihr Kopf, ihr Herz, andere Teile noch wurden 
auf Stangen in der Stadt herumgetragen. Man müsse sie, sagten 
die Unmenschen, zu den Füfsen des Thrones niederlegen. Sie 
eilten zum Tempel und weckten die unglücklichen Gefangenen 
durch ein schreckliches Geschrei auf. Diese fragten voll Angst, 
was es gäbe. Die Gemeindebeamten verhinderten sie, das unter 
ihren Fenstern befindliche gräfsliche Gesindel und das auf einer 
Stange emporgehaltene blutige Haupt zu sehen. Ein National- 
gardist sagte endlich der Königin: „Es ist der Kopf der Lam- 
balle, den man Sie nicht sehen lassen will." Bei diesen Worten 
fiel die Königin in Ohnmacht, man brachte sie hinweg, und noch 
lange ertönte das Geschrei des entmenschten Haufens um die 
Mauern des Tempels. Der 3. September und die Nacht auf den 4. 
wurden immer noch durch fortgesetzte Mordthaten befleckt. In 
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Bicetre namentlich war das Blutbad länger und gräfslicher als 
sonst wo. Hier waren einige tausend wegen verschiedener Ver- 
brechen eingesperrte Gefangene. Sie wurden angegriffen, wollten 
sich verteidigen, und man gebrauchte Kanonen gegen sie. Ver- 
geblich versuchte man die Mörder zu beschwichtigen , Blutdurst 
belebte den Haufen, das Bedürfnis zu kämpfen und zu morden 
war auf den politischen Fanatismus gefolgt; sie mordeten, um zu 
morden. Das Gemetzel dauerte hier bis zum 5. September. In 
der Abtei war man eher zu Ende gekonmien. Billand-Varennes 
war wieder zu den „Arbeitern*^ gekommen. Er spricht aufs neue 
mit ihnen: „Meine Freunde, Ihr habt das Vaterland durch die Hin- 
richtung der Schurken gerettet. Frankreich ist Euch einen ewigen 
Dank schuldig, und der Gemeinderat weifs nicht, wie er Euch 
belohnen soll. Er bietet jedem von Euch 24 Livres an, die Ihr 
sogleich erhalten sollt." Beifallsbezeugungen folgen seinen Worten, 
und man begleitet ihn sogleich in den Sektions- AusschuTs, um 
sich das versprochene Geld auszahlen zu lassen. „Wo sollen wir,*' 
sagt der Präsident desselben zu Billaud-Varennes, „Geld dazu her- 
nehmen?" — Billaud antwortet, dafs der Minister des Innern 
Geld zu diesem Gebrauche haben mufs. Man eilt zu Roland, der 
mit dem Tage die Verbrechen der Nacht erfahren hat und das 
Verlangen mit Unwillen zurückweist. Die Mörder kommen in 
den Ausschufs zurück und verlangen unter Todesdrohungen ihren 
gräfslichen Arbeitslohn, und die Ausschufs-Mitglieder sind genötigt, 
ihre Taschen zu leeren, um sie zu befriedigen. Der Gemeinderat 
bezahlte den Best, und man kann in dem Verzeichnisse seiner 
Ausgaben mehrere Summen bemerkt sehen, die er den Septem- 
briseurs bezahlte; femer findet man unter dem 4. wieder 1643 Livres 
für diesen Zweck ausgegeben. 

Die Nachricht dieser Greuelthaten hatte sich in Paris ver- 
breitet und dumpfen Schrecken verursacht. Die Jakobiner schwiegen 
noch immer. Endlich begann man im Gemeinderat Mitleid zu 
empfinden, aber man setzte hinzu, dafs das Volk gerecht gewesen 
sei, nur Verbrecher bestraft und in der Vollziehung seiner Rache 
nur den Fehler begangen habe, dafs es dem Gesetze vorgeeilt 
sei. Es waren nur noch wenige übrig, welche sein Mitleiden 
retten konnte. — Man giebt die Zahl der in den Gefängnissen 
von Paris Erwürgten auf 6—12 000 an. 

Aber wenn diese Mordthaten allgemeines Erstarren erzeugten; 
so überraschte nicht weniger die Frechheit, sie einzugestehen und 
sie zur Nachahmung zu empfehlen. Der Aufsichts-Ausschufs er- 
liefs an alle Gemeinden Frankreichs ein ümlaufsschreiben, aus dem 
man den durch die Gefahr erzeugten Fanatismus am besten kennen 
lernen kann: 
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Paris, den' 2. September 1792. . 
Brüder und Freunde! 

Eine abscheuliche, Yom Hofe ausgehende Verschwörung, alle 
Vaterlandsfreunde im ganzen französischen Beiche zu ermorden, 
eine Verschwörung, in welche ein grofser Teil der National- 
versanmilung verwickelt war, brachte am 9. vorigen Monats den 
Gemeinderat von Paris zu der schrecklichen Notwendigkeit, sich 
der Macht des Volks zu bedienen, um die Nation zu retten; er 
hat alles gethan, um sich Verdienste um das Vaterland zu er- 
werben. Wer hätte glauben sollen, dafs nach den Zeugnissen, 
welche die Nationalversammlung selbst ihm erteilte, neue Ver- 
schwörungen im geheimen angezettelt und dafs sie in dem Augen- 
blicke ausbrechen würden, in welchem die Nationalversammlung, 
nicht eingedenk ihrer Erklärung, dafs der Gemeinderat von Paris 
das Vaterland gerettet habe, denselben zur Belohnung seines 
glühenden Eifers absetzen wollte! Die bei dieser Gelegenheit sich 
erhebenden Stimmen haben die Versammlung von der Notwendig- 
keit belehrt, sich mit dem Volke zu verbinden und dem Gemeinde- 
rat die Gewalt wiederzugeben, die sie ihm früher erteilte. 

Stolz auf den Genufs des allgemeinen Nationalvertrauens, das 
er sich immer mehr zu verdienen bestreben wird, entschlossen, für 
das öffentliche Wohl zu sterben, und zunächst am Sitze aller Ver- 
schwörungen befindlich, wird er sich nicht eher rühmen, seine 
Pflicht gethan zu haben, als bis er Eure Billigung, das Ziel alles 
seines Strebens, erhalten hat; dieser Billigung aber kann er erst 
dann gewifs sein, wenn alle Departements die Mafsregeln genehmigt 
haben werden, die er flir das öffentliche Beste ergriffen hat. Da 
die Pariser Gemeinde sich zu den Grundsätzen der unbedingten 
Gleichheit bekennt und kein anderes Vorrecht in Anspruch nimmt, 
als die erste zu sein in der Abwehr eines Sturmes, so wird sie 
sich beeilen, sich den am wenigsten zahlreichen Gemeinden des 
Reiches gleichzustellen, sobald die Gefahr vorüber ist. 

Benachrichtigt von dem Herannahen barbarischer Horden, be- 
eilt sich der Pariser Gemeinderat, alle seine Brüder in den 
Departements zu benachrichtigen, dafs ein Teil der abscheulichen 
Verschwörer, welche in den Gefängnissen lagen, von dem Volke 
getötet worden ist; diese Handlung der Gerechtigkeit ist ihm 
unerläfslich erschienen, um die in seinen Mauern enthaltenen 
Scharen von Verrätern durch Schrecken im Zaume zu halten, 
während es gegen den Feind zieht. Ohne Zweifel wird die Nation, 
welche durch eine lange Reihe von Verrat an den Rand des Ver- 
derbens geführt wurde, sich beeilen, dieses so nützliche als not- 
wendige Mittel gleichfalls anzuwenden, und alle Franzosen werden 
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sich wie die Pariser sagen: „Wir ziehen gegen den Feind und 
lassen keine Schurken hinter uns, die unsere Weiber und Kinder 
ermorden könnten." 

unterzeichnet: Duplain, Panis, Sergent^ Lenfant, Marat, Lefort, 

Jourdeuil, Mitglieder des Aufsichts- Ausschusses aus dem 

Oemeinderate. 



7. Der Aufstand vom 20. Mai 1795.^) 

Durch den schlechten Erfolg der Aufstände am 1. und 12. Ger- 
minal belehrt, versäumten die Verschworenen nichts, um ihrem 
früheren Mangel an Organisation und Zweck abzuhelfen. Am 
1. Prairial (20. Mai) dekretierten sie im Namen des Volkes, 
welches, um Brot zu erhalten und seine Bechte wieder 
zu erlangen, aufgestanden sei, die Abschaffung der revolu- 
tionären Begierung, die Einführung der demokratischen Verfassung 
von 93, die Absetzung und Verhaftung der gegenwärtigen Mit- 
glieder der Begierung, die Freilassung der Patrioten, die Zu- 
sammenberufung der ürversammlungen für den 25. Prairial, die 
Zusammenberufung der gesetzgebenden Versammlung an der Stelle 
des Konvents auf den 25. Messidor und die einstweilige Aufhebung 
aller Gewalt, die nicht vom Volke ausgegangen sei. Sie be- 
schlossen, eine neue Municipalität zu ernennen, die ihnen zum 
gemeinsamen Stützpunkte dienen sollte, sich der Barrieren, des 
Telegraphen, der Lärmkanonen, der Sturmglocken, der Tamboure 
zu bemächtigen und nicht zu ruhen, bis sie den Lebensunterhalt, 
die Buhe, das Glück und die Freiheit aller Franzosen sicher ge- 
stellt hätten. Sie forderten die Kanoniere, die Gendarmen, die 
Truppen zu Fufs und zu Pferde auf, sich unter die Fahnen des 
Volkes zu scharen und zogen gegen den Konvent. 

Dieser beratschlagte eben über die Mittel, den Aufstand zu 
verhindern. Die Gruppen, welche sich täglich wegen der Brot- 
verteilung und der Gärung im Volke gebildet, hatten ihm nicht 
gestattet, die Vorbereitungen zu einem grofsen Aufstand zu be- 
merken und dagegen Mafsregeln zu ergreifen. Die Ausschüsse 
brachten ihm in aller Eile Kenntnis von der Gefahr. Augen- 
blicklich erklärte er sich in Permanenz, machte Paris für die 
Sicherheit der Vertreter der Bepublik verantwortlich, liefs die 
Thüren schlief sen, erklärte alle Führer der Zusammenrottung 
aufser dem Gesetze, rief alle Bürger der Sektionen zu den 
Waffen und ernannte acht Kommissäre, welche sich an ihre Spitze 
stellen sollten, darunter Legendre, Henri La Biviöre, Kervelegan etc. 

1) Mignet, deutsch von Köhler, S. 359 ff. 
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Kaum waren diese fort, als draufsen ein grofser Lärm entstand. 
Eine der äufsem Thüren war soeben gesprengt worden, und die 
Weiber stürzten auf die Tribüne mit dem Geschrei: „Brot und 
die Verfassung von 1793!" Der Konvent empfing sie mit fester 
Haltung. „Euer Schreien/' sagte der Präsident Vemier zu ihnen, 
„wird an unserer Haltung nichts ändern, es wird die Ankunft der 
Lebensmittel auch nicht um einen Augenblick beschleunigen, sie 
vielmehr verhindern." Ein entsetzlicher Tumult übertäubte die 
Stimme des Präsidenten und unterbrach die Beratschlagung. Man 
liefs jetzt die Tribünen räumen. Allein die aufständischen Yor- 
städter gelangten bald bis zu den inneren Thüren und schlugen, 
da sie dieselben verschlossen fanden, wiederholt mit Äxten und 
Hänmiern dagegen. Die Thüren gaben nach und die aufrührerische 
Menge drang in die Mitte des Konvents. 

D^r Sitzungssaal ward jetzt zum Schlachtfelde. Die Veteranen 
Tind Gendarmen, welchen der Schutz der Versammlung anvertraut 
war, rufen zu den Waffen; der Abgeordnete Auguis stellt sich, 
den Säbel in der Hand, an ihre Spitze und ist anfangs so glück- 
lich, die Andringenden zurückzutreiben. Man nimmt sogar einige 
gefangen. Allein die zahlreichen Meuterer kehren im Sturmschritt 
zurück und dringen abermals in- den Saal des Konvents. Der 
Abgeordnete F6raud stürzt herein, von den Aufständischen verfolgt, 
welche mehrere Flintenschüsse in den Saal thun. Sie schlagen 
auf Boissy-d' Anglas an, welcher statt Vemier auf dem Präsidenten- 
stuhle safs. F6raud eilt zur Bednerbühne, um ihn mit seinem 
Körper zu decken; hier wird er mit Piken und Säbeln angegriffen 
und fällt gefährlich verwundet nieder. Die Meuterer schleppen 
ihn in die Gänge und, ihn mit Fr6ron verwechselnd, schneiden sie 
ihm den Kopf ab und stecken ihn auf eine Pike. 

Nach diesem Kampfe waren sie Meister des Saales. Die 
meisten Abgeordneten hatten die Flucht ergriffen. Es blieben nur 
die äufserste Bergpartei und Boissy-d' Anglas, welcher ruhig, mit 
bedecktem Haupte, ohne auf Schmähungen und Drohungen zu 
achten, immer im Namen des Konvents gegen die Gewaltthätigkeit 
des Volkes protestierte. Man hielt ihm den blutigen Kopf F6rauds 
hin und er verneigte sich mit Achtung vor ihm. Man wollte ihn, 
die Piken auf die Brust gerichtet, zwingen, die Vorschläge der 
Meuterer zur Abstimmung zu bringen, aber er setzte ihnen be- 
ständig die mutvollste Weigerung entgegen. Da bemächtigten sich 
die Männer der äufsersten Bergpartei, welche den Aufstand billigten, 
der Bureaux, bestiegen die ßednerbühne und dekretierten unter 
dem Jubel der Menge alle Punkte im Manifeste der Meuterer. 
Der Abgeordnete Romme machte sich zu ihrem Sprecher. Sie 
ernannten überdies eine Vollziehungskommission aus Bourbotte, 
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Duroy, Dnquesnoj, Prienr von der Marne und den Abgeordneten 
Soubrany zum Oberbefehlshaber der bewaffneten Macht. Auf 
diese Art bereiteten sie die Eückkehr ihrer Herrschaft yor. Sie 
dekretierten dann die Zurückberufung ihrer verhafteten Amts- 
genossen, die Absetzung ihrer Feinde, die demokratische Verfassung 
und die Wiederherstellung der Jakobiner. Allein es war keines- 
wegs genug, auf einen Augenblick die Nationalversammlung zu 
überfallen, es mufsten auch die Sektionen besiegt werden, denn 
nur mit diesen konnte es zu einem Treffen kommen. 

Die abgesendeten Kommissäre hatten die Sektionen schleunig 
versammelt. Die Bataillone Butte-des-Moulins, Lepelletier, Piques, 
Fontaine-Grenelle, die am wenigsten fern waren, besetzten bald 
den Carouselplatz und seine Hauptzugänge. Jetzt nahm alles 
eine andere Gestalt an; Legendre, Kervelegan, Auguis belagerten 
ihrerseits an der Spitze der Sektionsmänner die Meuterer. An- 
fangs fanden sie einigen Widerstand, aber bald drangen sie mit 
geftllltem Bayonnet in den Saal, wo die Verschworenen berat- 
schlagten, und Legendre rief: „Im Namen des Gesetzes be- 
fehle ich den bewaffneten Bürgern, sich zu entfernen." 
Sie zögerten einen Augenblick, aber die Ankunft der Bataillone, 
welche durch alle Thüren einrückten, schüchterte sie ein, und sie 
räumten den Saal mit der Unordnung einer Flucht. Die Ver- 
sammlung ward wieder vollzählig, man dankte den Sektionen und 
nahm die Beratungen wieder auf. Alle in der Zwischenzeit an- 
genommenen Mafsregeln wurden für nichtig erklärt, und vierzehn 
Abgeordnete, denen man später noch vierzehn zufügte, wurden als 
schuldig verhaftet, weil sie die Meuterei angestiftet oder sie durch 
ihre Eeden gut geheifsen hatten. Es war jetzt Mitternacht, und 
um fünf Uhr morgens waren die Gefangenen schon sechs Stunden 
von Paris. 

Trotz dieser Niederlage hielten sich die Vorstädte nicht für 
geschlagen und rückten am folgenden Morgen in Massen mit ihren 
Kanonen gegen den Konvent. Die Sektionen begaben sich ihrer- 
seits dahin, ihn zu verteidigen. Die beiden Parteien standen auf 
dem Funkte sich zu schlagen; die Kanonen der Vorstädte auf 
dem Carouselplatze waren schon gegen das Schlofs gerichtet, als die 
Nationalversammlung Kommissäre zu den Aufständischen schickte. 
Die Unterhandlungen begannen; ein Deputierter der Vorstädte 
wurde vor die Versammlung gelassen, verlangte anfangs das, was 
man den Tag vorher verlangt hatte, und setzte hinzu: „Wir sind 
entschlossen, eher auf dem Posten, wo wir stehen, zu sterben, als 
etwas von unseren Fordererungen nachzulassen. Ich fürchte nichts, 
ich heifse Saint-L6gier. Es lebe die Republik! Es lebe der 
Konvent, wenn er ein Freund der Grundsätze ist, wie ich es 
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glaube!** Man nahm den Deputierten günstig auf und verbrüderte 
sich mit den Yorstädten, ohne ihnen jedoch etwas bestimmtes zu- 
zusagen. Da diese keinen allgemeinen Gremeinderat mehr hatten, 
um ihre Entschlüsse zu unterstützen, noch einen Befehlshaber wie 
Henriot, um sie bis zu dem Augenblicke, wo ihre Vorschläge zu 
Beschlüssen geworden, unter den Waffen zu halten, so gingen sie 
nicht weiter. Sie zogen sich auf die Versicherung zurück, dafs 
der Konvent seine angelegentliche Sorge den Lebensmitteln zu- 
wende und bald die organischen Gesetze der Verfassung von 
1793 veröffentlichen werde. An diesem Tage sah man recht, wie 
eine unermefsliche materielle Grewalt und ein genau bestimmtes 
Ziel noch nicht hinreichen, um den Erfolg zu sichern; es müssen 
noch Führer und eine Behörde dazu kommen, welche den Aufstand 
stützen und leiten. Es bestand nur noch eine einzige legale Ge- 
walt, der Konvent; die Partei, welche ihn für sich hatte, siegte. 
Sechs Demokraten von der Bergpartei, Goujon, Bourbotte, 
Romme, Duroy, Duquesnoy, Soubrany wurden vor eine Militär- 
kommission gestellt. Sie erschienen vor ihr mit fester Haltung 
als Fanatiker für ihre Sache und fast sämtlich rein von Aus- 
schreitungen. Gegen sie sprach nur die Bewegung vom Frairial, 
doch dies genügte zur Zeit der Parteiungen, und sie wurden zum 
Tode verurteilt. Sie stiefsen sich alle dasselbe Messer in die 
Brust, welches einer dem anderen mit dem Rufe reichte: „Es lebe 
die Republik!*' Romme, Goujon und Duquesnoy waren so glück- 
lich, sich tödlich zu treffen; die drei anderen wurden sterbend, 
aber mit noch heiterem Gesicht auf das Schaffet gebracht. 



Fünfter Teil. 
ScUursbetraclLtimg. 

Die Revolution entstand nicht infolge ungünstiger Zufälle, 
nicht durch künstliche Aufregung, nicht durch die Aufwieglungen 
seitens ehrgeiziger Parteiführer oder lediglich durch politische 
Gegensätze, sondern der ganze französische Staat war faul und 
morsch bis ins Innerste, die Revolution stellt den Ausbruch einer 
schleichenden Krankheit dar, das Wüten derselben und die Mittel, 
sie zu heilen. 

(Anders die englischen Revolutionen. Sie entstanden aus 
dem Gegensatz des englischen Volkes gegen die absolutistischen 
Pläne und die Kirchenpolitik der Stuarts.) 

Die Hauptschuld an dem Unheil trägt der selbstsüchtige 
romanische Absolutismus. Louis XVI mufste büfsen, was seine 
Vorgänger angerichtet hatten. 
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Vor 1789 stellte Frankreich einen Staat dar, in dem das 
Prinzip des rücksichtslosen Egoismus politisch und sozial bis zur 
höchsten Potenz getrieben war. 

Die bevorrechteten Stände, Adel und Elems, waren zu selbst- 
süchtig, als dafs sie (unter Turgot und 1787 zur Zeit der Notabeln- 
versammlung), als es noch nicht zu spät war, in wahrhaft patrio- 
tischer Weise Opfer gebracht hätten. Sie vielmehr setzten Turgots 
Sturz durch. 

Ein kraftvoller, selbstthätiger Monarch hätte die furchtbare 
Entwicklung des Trauerspiels verhindert. (Vgl. Cavaignac 1848.) 
Ein kluger, thatkräftiger König hätte durch weise Eeformen und 
durch strengste Aufrechterhaltung der Buhe und Ordnung die 
Eevolution überhaupt femgehalten. 

Allgemeine Lehre. 

Eine Revolution ist ein Zeichen, dafs der betreffende Staats- 
organismus schwer krank ist. 

Revolutionen werfen ihre Schatten weit voraus. (Allgemeine 
starke Unzufriedenheit ganzer Stände, unverhältnismäfsig viel Not 
und Elend, Zunahme der Anzahl der Strafurteile der Gerichte.) 

In solch schwerer Zeit sei 

a. die Regierung 

1. stark und kraftvoll, trete sie mit Energie jedem, auch 
dem geringsten Versuche eines Aufstandes entgegen, 
dulde sie nicht das allergeringste Zeichen von Un- 
gehorsam gegen die Staatsgewalt. Unter allen Um- 
ständen erhalte oder verschaffe sie sich eine grofse, 
treuergebene Mannschaft^); 

2. suche sie das Berechtigte der Unzufriedenheit zu er- 
forschen, 

3. desgleichen die Mittel der Heilung und die Möglichkeit 
ihrer Durchführung; und 

4. führe sie dann die f(ir nötig und möglich erachteten 
Reformen schrittweise mit Vorsicht und Entschlossen- 
heit durch, der Thatsache eingedenk, dafs im Staate 
eine Klasse nach der anderen emporstrebt und ihre 
Lage zu verbessern sucht. 

b. Diejenigen Stände, welche bei solcher Reformthätigkeit 
Opfer (aus eigenem Antrieb innerhalb ihres Wirkungskreises und 
infolge staatlicher Mafsnahmen) zu bringen haben, müssen sie 
bereitwillig und ohne Zögern um des allgemeinen Heils, um ihrer 
eigenen Zukunft willen darbringen. Sonst kommt nicht selten 
eine Zeit der bitteren Reue. 

1) Vgl. Lamartine im Frühjahr 1848. 
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Sobald es sich um sehr zahlreiche Volks st an de handelt, 
wird die Angelegenheit bald wie die meisten politischen Fragen 
eine Machtfrage. Höchste Pflicht des wahren Vaterlandsfreundes 
ist es, zu verhüten, dafs diese Machtfrage mit den Waffen aus- 
gefochten werde. 

Lediglich durch energische Eraftentfaltung werden Revolutionen 
nicht verhindert; es müssen zu ihrer Vorbeugung geeignete und 
genügende Reformen eintreten. Andernfalls bricht eher oder später 
ein Tag des Schreckens an. 

Neue politische und soziale Lehren, denen Hunderttausende 
von Männern, besonders solchen, die gewöhnt sind, die Faust zu 
gebrauchen und einem Führer zu folgen, mit Fanatismus an- 
gehören, mit „geistigen Waffen", durch Überredung also, be- 
kämpfen und besiegen wollen, ist irrig, also ein schwerer Fehler. 
Gleich den Verkündigem und Anhängern einer neuen Religion 
lassen die Massen nicht von ihren Theorien, sind sie zuletzt be- 
strebt, die Lehren zu verwirklichen. 

Diejenigen, welche die Funken angefacht, mit dem Blasebalg 
das anfangs geringe Feuerchen zu einer mächtigen Flamme wachsen 
gemacht, sind, mögen sie aus schlauer Berechnung oder aus Über- 
zeugung von der Friedlichkeit ihrer Partei reden, ja, gar die, 
welche nicht an dieselbe glauben, verspotten und verfolgen, nie- 
mals imstande, selbst beim besten Willen nicht, bei dem gröfsten 
Einflufa nicht, wenn erst infolge ihres Wtihlens die Flammen die 
schützenden Dämme mit der Stärke der entfesselten Naturgewalten 
überspringen und vernichten, sie in Schranken zu halten. „Niemand 
ist undankbarer als das Volk.^' Im gegebenen Augenblicke kommen 
neue Männer auf, die Helden des Wortes und der Feder werden 
von den Männern der That abgelöst, verdrängt oder auch vertilgt. 
Die Franzosen, welchen das Volk von Paris 1789 und 1790 zu- 
jauchzte, die es vergötterte und bis zum Himmel emporhob, waren 
1793 grofsenteils geächtet und guillotiniert. 

Ist das Königtum zu schwach, versucht es zu spät oder 
zögernd und unentschlossen Reformen, begnügt es sich mit kleinen 
Mittelchen, dann bricht die Revolution aus. Dies unfähige König- 
tum und die bisher an Einfluls und Besitz hervorragenden Klassen 
werden zuerst getroffen, der in unruhigen Zeiten gewöhnlich 
äufserst schwächlich, mitunter sogar feig auftretende Mittelstand 
wird zurückgestofsen von denen, die „alles zu gewinnen, nichts 
zu verlieren haben" (als das in solchen Zeitläuften gering an- 
geschlagene Leben), von den untersten Schichten, von der grofsen 
Masse. Dann entsteht ein Vertilgungskampf und eine Ausbeutung 
sondergleichen allen anderen Ständen gegenüber, geleitet von 
neu aufgekommenen energischen, rücksichtslosen, herrschsüchtigen, 
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meist auch genufssüchtigen Männern. Dann erfolgt erbarmungs- 
loses Kämpfen um die Herrschaft. Den Sieg erringt, wer die 
Masse für sich gewinnt. Diese, voll Neid und Hafs gegen die 
vom Schicksal Bevorzugten, an sich politisch unreif, folgt voll 
parteifanatischen Eifers blindlings ihren Führern, am liebsten 
denen, die ihr am meisten schmeicheln, am meisten versprechen, 
auch solchen, die ihr durch kraftvolles Auftreten imponieren. 
(Danton.) Die Masse selbst ist in solchen Zeiten, in denen ge- 
wöhnlich Teuerung und Not aller Art auf ihr lasten, aufgeregt, 
unruhig, unlustig zu rechter Arbeit, raublustig und grausam. 
Immer der kühnste und rücksichtsloseste Demagog siegt über 
seine Eivalen. Jede einfache Meinungsverschiedenheit gilt schon 
als todeswürdiges Verbrechen und wird demgemäfs behandelt. Die 
von den Revolutionären selbst festgesetzte neue Verfassung wird 
wenig innegehalten, zuweilen sogar suspendiert. Die am meisten 
von Gesetz und Freiheit reden, verfahren am gewaltthätigsten, 
Not und Ehrgeiz führen eine Diktatur weniger herbei, eine Diktatur, 
die auf die Bajonette der Massen und aufserordentliche Gerichts- 
höfe gestützt ist. Nicht selten spielen begabte, ihren eigenen 
Standesgenossen abtrünnige oder femstehende Männer in solchen 
Perioden eine grofse Rolle. (Graf Mirabeau, der Herzog von 
Orleans; vgl. Pisistratus, Katilina, Cäsar.) Es tritt allgemeine 
Anarchie ein, Not und Elend aller Art, Raub, Mord, Bürgerkrieg, 
grauenhafte Vergeudung des Nationaleigentums sind an der Tages- 
ordnung. Schlimmer fast noch als der romanische Absolutismus 
und die Oligarchie gebärdet sich die Ochlokratie. 

Endlich raffen sich die Mittelklassen auf. Todesmatt und 
ausgesogen, föllt der Staat zuletzt in die Hände eines Tyrannen, 
der die Revolution bändigt. Die geängstigten Mittelklassen wollen 
in diesem Stadium der Entwicklung innern Frieden um jeden 
Preis, darum sind sie anfangs mit dem da noch bescheiden und 
vorsichtig auftretenden Cäsarismus zufrieden. So wird der gordische 
Knoten mit dem Schwert des Unterdrückers zerhauen! 

Der Tyrann, gestützt auf das Heer, später noch auf den 
Klerus und durch diesen auf die Landbevölkerung — aber nicht 
auf die Liebe und Anhänglichkeit der heranwachsenden Jugend — 
erfüllt einen Teil der Reformen, sorgt für Glanz und Ruhm, ftlUt 
zuletzt^) dem historisch- ethischen Gesetze gemäfs, dafs unrecht- 
mäfsig erworbene Gewalt auf Sand gebaut ist und eher oder 
später zusammenbricht. — Napoleon I und der III fallen infolge 
einer auswärtigen Invasion. Aber Fürstengeschlechter, die mit 
ihrem Volke durch Jahrhundert lange gleiche Schicksale ver- 



1) Oder sein Nachfolger. 
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wachsen sind, fassen in den Tagen der Drangsal noch festere 
Wurzel. Friedrich Wilhelm III. 

Zuweilen folgt auf die Tyrannis (die Cromwells und Napoleons I, 
beinahe auch auf die Napoleons III) unter teilweiser Erfüllung 
der Wünsche der Gemäfsigten eine Wiederherstellung der im 
innersten Wesen geschädigten, geschwächten Königsdynastie, die 
einige Jahrzehnte darauf gänzlich verschwindet. Die Kosten einer 
Eevolution trägt das Königtum nebst der am meisten bevorrechteten 
Klasse, an Gut und Blut auch der Mittelstand. Der „Appell an • 
die Gewalt" bringt auch den unteren Ständen wenig Vorteil: 
Dezimiert durch die Revolutionskämpfe, bleiben sie an Besitz auf 
der alten Stelle. Darum haben sie ebenfalls allen Grund dazu, 
den Bürgerkrieg zu vermeiden nnd statt seiner, wenn sie ihre Lage 
verbessern wollen, den gesetzmäfsigen Weg zu wählen, zumal der 
Staat nicht allein um eines Standes, sondern um der allgemeinen 
Wohlfahrt willen da ist, und wertvolle Reformen nur schrittweise 
vor sich gehen können. „Das bewaffiiete Volk", das die Revolution 
ausnutzen will oder beginnt, hat noch niemals einen dauernden 
Sieg errungen, jederzeit haben Männer der „bevorzugten Klassen" 
(Sulla, Cäsar, die Tyrannen des ausgehenden Mittelalters) gerade 
aus den unteren Klassen ein treu ergebenes Heer gesammelt, das 
ihnen wider jedermann in den Streit folgte. Kühne Soldaten- 
häupter sind es, die den Gewinn der Revolution einstreichen. 

Das verfassungsmäfsige Königtum, sofern es stark, ein- 
gewurzelt, geschichtlich fest gegründet und hochverdient ist, ver- 
mag am besten und leichtesten, sobald es sich nicht zum Führer 
einer Partei macht, sondern das Staatsganze im Auge behält, 
Revolutionen heilend vorzubeugen.^) 



1) Geschichtliche Gesetze verlaufen mit der Unerbittlichkeit 
von Naturgesetzen. Ist ein menschlicher Organismus schwer krank, dann 
hilft kein Hausmittel, auch kein Zureden. Vielmehr ist der Leidende 
mit Energie zu hindern, etwa durch falsche Lebensweise sich noch mehr 
zu schädigen, sind alle Heilfaktoren in besonnener, ruhiger Weise in 
Anwendung zu bringen. Versäumt man beides oder eins von beiden, so 
nehmen die Krankheitsstoffe rasch zu, das Fieber, das bereits den Körper 
schüttelt, rast weiter und führt grofsen Kräfteverlust herbei. Dann tritt 
nach der Krisis leicht die Auflösung ein. Ist der Organismus doch noch 
lebensfähig, dann erfolgt langsame, durch mancherlei Rückfälle unter- 
brochene Rekonvaleszenz. Eine völlige Gesundung ist nicht immer mög- 
lich, zu Nerven aufregenden, auf die Dauer sehr schädlichen Reizmitteln 
wird darum Zuflucht genommen. 
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Elftes Kapitel. 
Entstehen sozialistischer Lehren nnd Parteien. 

Erster Teil. 
Einleitung. 

Infolge der Lehren Rousseaus, welche von den Jakobinern 
der strengeren Richtung wie Robespierre und Baboeuf noch weiter 
ausgebaat wurden, verblieb der Gedanke einer Änderung der 
sozialen Lage und der, wenn möglich und erforderlich, selbst 
gewaltsamen Hebung der Lage der unteren Schichten, des so- 
genannten „vierten Standes'^, im Bewufstsein der Zeit haften. Es 
entstehen neue Theorien, um die Verkündiger derselben bilden 
sich Anhängerkreise, um einige grofse Parteimassen. 

So entwickelt sich im 19. Jahrhundert eine starke soziale 
Bewegung, deren Träger, nachdem die politischen Ideale der 
europäischen Kulturvölker, Einheit und Verfassung, meist erfüllt 
sind, zur Zeit nicht nur das Hauptinteresse erregen, sondern wegen 
der nahezu die ganze civilisierte Welt umfassenden, internationalen, 
aufserordentlich zahlreichen und fanatisch gesinnten Anhängerschaft 
die friedliche Weiterentwicklung der Menschheit bedrohen. 

Die „soziale Frage" gewann an Bedeutung, 

1. seit die Lohnarbeiter infolge ihrer Teilnahme an den Auf- 
ständen (1830, besonders 1848) und durch die deutsche Reichs- 
verfassung gröfsere politische Rechte erhielten, 

2. seit die neue wirtschaftliche Entwicklung die Kapital Wirtschaft 
zeitigte, welche die Unterschiede zwischen reich und arm ver- 
schärfte , 

3. und infolge des Aufschwungs und der Ausdehnung der Industrie 
und der schnellen Zunahme der Bevölkerung grofse Arbeiter- 
massen in mehrere Mittelpunkte zusammengeführt wurden. 

Nun will man, zumal in den arbeiterreichen Grofsstädten 
der grofsartige Luxus zahlreicher „Kapitalisten" und „Unternehmer" 
das vielfache Elend, das den „vierten Stand" oft heimsucht, greller 
hervortreten läfst, zu den neu errungenen politischen Rechten 
materielle Gleichberechtigung hinzuerwerben, die, weil sie 
selbstverständlich niemals auf friedlichem Wege durchführbar ist, 
nach Analogie von 1789—1799, 1830 und 1848, nur durch 
eine blutige Revolution erreichbar sein kann. 

Die neue wirtschaftliche Entwicklung wurde her- 
vorgerufen durch allgemeine Anwendung der neuen Er- 
findungen. 
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1705 hatte Newcomen die erste Dampfmaschine zusammengesetzt, 

1763 James Watt die Dampfmaschine verbessert^ 

1775 waren Versuche mit kleinen (Flufs-)Dampfschiffen angestellt, 

1801 war der mechanische Webstxihl erfunden, 

1807 hatte Fulton die erste regelmäfsige Dampfschiffahrt ein- 
gerichtet, 

1814 Stephenson die Lokomotive ersonnen, 

1825 fuhren Dampfer auf dem Rhein, 

1830 „ Eisenbahnzüge zwischen Liverpool und Manchester, 

1833 war von Ganfs und Weber der elektrische Telegraph erfunden, 

1835 die erste Eisenbahn in Deutschland (Nürnberg — Fürth) 
eingerichtet, 

1838 begann der Dampferverkehr zwischen England nnd Amerika, 

1839 die Agrikulturchemie (künstliche Düngemittel), 
1851 sind die Briefmarken eingeführt. Daran reihen sich 

1866 Kabel zwischen Irland und New-Fonndland , 

1867 Festsetzung eines einheitlichen Portos für Briefe im Gebiete 
des norddeutschen Bundes, 

1868 die Postanweisung, 

1869 Vollendung des Suezkanals durch Ferd. Lesseps, 
erste Pacificbahn, 

1874 der Weltpostverein, 

1882 die St.-Gotthardt-Eisenbahn. 

Da der Kontinent seine Kräfte auf militärischem Gebiete ver- 
zehrte und sich nach des ersten Napoleon Sturz in einem Zustande 
der Erschlaffung und innerer Krisen befand, England aber von einem 
Einfall verschont geblieben war, ja, die französischen und holländi- 
schen Besitzungen in anderen Erdteilen an sich gerissen hatte, 
konnte es, zumal die meisten Erfindungen auf seinem Gebiete ge- 
macht wurden, in Handel und Grofsbetrieb seine Vormachtstellung 
behaupten und befestigen, so dafs besonders Mittel-, Süd- und 
Osteuropa von ihm handelspolitisch abhängig waren. Damm be- 
mühte man sich seitens Englands sehr für die Verbreitung der 
Ad. Smithsohen Lehre und empfahl dem Ausland den Freihandel. 



Zweiter Teil. 

Neue Zustande. 

L Der Dampfbetrieb hat den Verkehr gewaltig gesteigert 
(Welthandel), durch Maschinenbetrieb in Fabriken (Grofsindustrie) 
und, zusammen mit der Agrikulturchemie, in der Landwirtschaft 
(Dampfdreschmaschine, Dampfpflug) eine aufserordentliche Ver- 
mehrung der Güter, zugleich Anhäufung grofser Volksmassen 
an den fOr Handel und Grofsbetrieb günstigen Plätzen (Nähe 

Schenk, Belehrnngen. 15 
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von Steinkohlenlagern; Häfen) yerarsacht. Die vergröfserten 
Betriebe sind nur mit grofsem Betriebskapital zn führen. So 
entsteht die Herrschaft der kapitalistischen Wirtschaftsform. 
Zur Oeldwirtschaft gesellt sich die Kreditwirtschaft (Banken, 
Börsen). 

Es entwickeln sich nun neben landwirtschaftlichen 
Vereinen, die durch Yersammlungen, Fachzeitschriften und 
Wanderlehrer dem einzelnen Landwirt Beihilfe leisten, 

a. Aktiengesellschaften, in denen eine Beihe Kapitalinhaber 
zu gemeinsamer Ausbeutung eines Bergwerkes, zu gemein- 
samem Betrieb einer Fabrik, Brauerei, einer Bank, einer 
Eisenbahn u. s. w. in der Weise zusammentritt, dafs auf 
jeden Anteilschein gleichen Nennwertes ein gleicher Betrag 
aus dem Gesamtreingewinn (Dividende) fällt. Die Gesell- 
schafter sind nicht persönlich für die Verbindlichkeiten 
der Gesellschaft haftbar. Das Gesellschaftskapital besteht 
aus den Anteilscheinen, Aktien (gewöhnlich nicht unter 
1000 Mark). 

Bei der Gründung einer Aktiengesellschaft wird über 
die Errichtung und die Ordnungen derselben („Statut") eine 
gerichtliche Urkunde aufgenommen. Die Aktieninhaber bilden 
die Generalversammlung (jede Aktie eine Stimme), ein Auf- 
sichtsrat und ein Vorstand leiten den Verein. Besoldete 
Beamte (Direktoren) führen die Geschäfte. 

Es entstehen ferner b. Kommanditgesellschaften, 
c. Kommanditgesellschaften auf Aktien und d. stille 
Gesellschaften. 

b. Eine Kommanditgesellschaft ist ein unter gemeinsamer Firma 
betriebenes Handelsgewerbe, an dem neben dem (oder den) mit 
seinem (ihrem) ganzen Vermögen für das Geschäft haftenden, 
wohl auch in demselben selbst thätigen Gesellschafter(n) 
sich ein oder mehrere andere Gesellschafter beteiligen, welche 
als „ Kommanditisten'^ nur mit einer bestimmten Summe 
beteiligt, nur bis zur Höhe derselben haftbar sind und aufser- 
halb der Leitung und Mitarbeit stehen. 

c. Die Kommanditisten erhalten für ihre Einzahlungen Aktien 
und sind für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft nur mit 
der Summe, die sie für jene gegeben, haftbar. Als „Aktio- 
näre" üben sie durch einen von ihnen gebildeten Aufsichtsrat 
und durch die Generalversanmilung, die alljährlich einmal 
zusammentritt, Aufsicht aus. 

d. Jemand, der sein Geld möglichst vorteilhaft anlegen will, 
tritt als „stiller Teilnehmer" mit einer bestimmten Summe 
ohne Zusage fester Zinsen in ein Geschäft unter der Be- 
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dingung ein, dafs er am Schlafs des Geschäftsjahres nach 
der Berechnung des Gewinnes oder Verlustes den auf ihn 
fallenden Anteil erhält. Ihm steht das Recht des Einblicks 
in die Gesqhäftsbücher, aber kein Ansprach auf irgend einen 
Einflufs auf den Betrieb zu. 
n. Vorteile der neuen Wirtschaftsformen. 

1. (Die Maschine verursacht) Verminderung der körperlichen, 
Steigerung der geistigen Arbeit; 

2. bessere Ausnützung des Bodens, Vermehrung der Nahrungs- 
mittel; 

3. Steigerung des gesamten nationalen Einkommens und Be- 
sitzes; infolgedessen 

4. Verschönerung und „Sanierung" der Städte, Vermehrung der 
Verkehrswege (auch Strafsenbahnen), gröfsere Unterstützung 
gemeinnütziger und wohlthätiger Vereine und Anstalten; 

5. Durchführung kostspieliger Unternehmungen (Eisenbahnen 
mit Alpentunnel, Suez-, Nordostseekanal, Lloyds); 

6. gröfsere Anteilnahme der minder begüterten Klassen infolge 
der durch den Grofsbetrieb billigeren Preise an materiellen 
und geistigen Genüssen (Zeitungen, Bücher, Reisen); 

7. gröfsere Annäherung der Völker der Erde aneinander. 
(Weltausstellungen.) 

IIL Nachteile. 

1. Schnellere Bereicherung der Kapitalinhaber, Anhäufung 
ungeheurer Vermögen, dadurch gröfserer Gegensatz zu den 
Arbeitern und gröfsere Abhängigkeit derselben vom 
Unternehmer. Vielfache Ausbeutung der Arbeitskraft, 
(nächtliche Arbeit selbst in solchen Fabriken, in denen Weiber 
arbeiten; Kinder von 12 Jahren arbeiteten viele Stunden 
lang in den belgischen Kohlenbergwerken). 

2. Staatsgefährliche schroffste Scheidung zwischen den (mit- 
unter hochfahrenden) Grofsindustriellen und Grofshändlem 
und den wegen ihrer gröfseren Abhängigkeit unwilligen, 
von Neid erfüllten, durch ihre grofse Anzahl und die neu- 
erhaltenen politischen Rechte in ihrem Selbstbewufstsein 
gehobenen Arbeitern, also zwischen „Kapital und Arbeit". 

3. Zu grofse Bedeutung der Geld vermittelnden Börsen und 
Banken. 

4. Vielfach wildes Jagen nach Reichtum, Sucht vieler, durch 
(arbeitsloses) Spekulieren schnell Millionen zu gewinnen, 
teilweise geldgierige, unpatriotische Gesinnung. (Die 
Berliner Börse*) zeichnete 1870 nicht die preufsische 



1) Am 20. Juli war vom Norddeutschen Reichstag eine Eredit- 

16* 
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Kriegsanleihe, so dafs die Heere ohne finanzielle Deckung 
der Ausgaben ins Feld zogen; wohl aber beteiligte sie sich 
an der Zeichnung der französischen Kriegsanleihe, da sie 
dies „Geschäft" für sicherer halten mochte.) — Bastloses, 
ruheloses, gesundheitswidriges Vorgehen auf allen Gebieten. 
Alles soll „schnell" errungen werden, „schnell" vor sich 
gehen. (Folge: Plötzlicher Tod durch Herzschlag, Nervosität, 
Morphiumsucht; die Irrenhäuser füllen sich rascher.) 

5. Schnelle Steigerung des Luxus und LuxusbedürMsses in 
den „Kapitalistenkreisen". Alle Klassen ahmen ihnen nach. 
Dadurch entsteht vielfach Verschuldung und Unzufriedenheit. 
Die allgemeine Lebensführung und die allgemeinen Ansprüche 
an Lebensgenufs steigen. (Vgl. Schillers und des Ministers 
Goethe Haus mit den Villen manches mittleren Dichters.) 

6. Indem auch Staat und Gemeinde reichere, teuere Ein- 
richtungen treffen, nicht selten in rascher Folge, wächst 
die Staats- und Gemeindeschuld ins Eiesenhafte. (Da 
manche Bausumme nur mit 178% amortisiert wird, he- 
iastet man sogar ungeborene Geschlechter.) Indem jedes 
wichtigere politische Ereignis den Stand der Staatspapiere 
beeinflussen kann, wird die Bevölkerung in Spannung und 



forderung von 20 MilL Thalern einstimmig angenommen worden, aber 
bis zum 4. August war nur eine Million gezeichnet: Die Börse und die 
grofsen Bankhäuser rührten sich nicht. Vaterlandsliebe und Opfer- 
freudigkeit waren da nicht zu finden. Dagegen verstanden es eisige 
Börseukreise gar wohl, nach dem Kriege durch greuelvoUe Schwindel- 
grundungen, die 1873 den „Krach" zur Folge hatten, das deutsche Volk 
materiell auszusaugen und sittlich zu schädigen. Nur dadurch, dafs alle 
Schichten der Bevölkerung^ zumal die kleinen Sparer, freudig ihr Geld 
hingaben, wurde die Anleihe gedeckt. Die „Magdeb. Zeitung** (vom 
20. Juli 1896) berichtet über das Ergebnis der ersten und der anderen 
Zeichnungen: „Gezeichnet wurden in Berlin von 6542 Zeichnern 
21960 550 Thlr., in Hamburg von 1461 Zeichnern 6 900 000 Thlr., in 
Breslau von 1093 Zeichnern 3 030 260 Thlr., in Köln von 617 Zeichnern 
2 617 600 Thlr., in Frankfurt a. M. von 632 Zeichnern 2 476 300 Thlr., 
in Leipzig von 971 Zeichnern 1878 660 Thlr., in Stettin von 1071 
Zeichnern 1766 650 Thlr., in Magdeburg von 1118 Zeichnern 1690 700 
Thlr., in Königsberg von 506 Zeichnern 1 433 560 Thlr. An den übrigen 
Zeichnungsstellen gingen Beträge unter einer Million ein, an 66 Steilen 
Summen über 100 000 Thlr. Das Frankfurter Haus Rothschild, das 
hier für das französische Anlehen Herrn v. Bleichröder thätig sein liefs, 
rührte sich 1870 mit seinen Berliner Agenten gar nicht, ja der Abge- 
ordnete Karl Mayer v. Rothschild erschien nicht einmal in der Sitzung 
des Reichstages, welche zur Diskussion der Anleihe angesetzt worden 
war. Er hätte zu viel in seinem Geschäfte zu thun, liefs er sagen.** 
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Aufregung erhalten. Der Staat wird von der Börse teil- 
weise abhängig. 

7. Da der Lohn in der viele Genüsse und viele Abwechslungen 
versprechenden Grofsstadt höher als auf dem Lande ist, 
entvölkert sich das Land, und 

8. in den Industriegegenden wächst rasch der nichtsbesitzende 
Arbeiterstand. Weil in Grofsstädten ein Überflufs von 
Arbeiter angebot ist, finden sich zumal „in schlechten 
Zeiten" daselbst viele Arbeitslose, während auf dem Lande 
im Frühjahr und Sommer Tausende Arbeit finden würden. 

9. Das Handwerk, welches auf die Dauer nicht mehr mit dem 
vermittelst grofsen Kapitals und Maschinenbetriebs billiger 
liefernden Unternehmertum konkurrieren kann, geht zu 
Grunde. So werden unzählige selbständige Meister abhängige 
besitzlose Fabrikarbeiter. Als solche erhalten sie den Lohn 
eines Gesellen, nicht mehr dazu den Gewinn, den sie als 
Meister hatten. (Ein Meister hat bei ausreichender Be- 
schäftigung und Kundschaft Gewinn, weil er etwas Kapital 
und die Geschäftsleitung aufser der eigenen Arbeit aufweist. 
Für diesen Gewinn trägt er das Bisiko und besorgt den 
Warenverkauf und die Einziehung der Gelder.) Es wird 
immer schwerer, zuletzt unmöglich, dafs sich innerhalb 
vieler Geschäftszweige tüchtige Gesellen, die nicht wohl- 
habende Meistersöhne sind, ein eigenes Geschäft gründen 
(„sich etablieren"). 

10. In der Fabrik liefert der einzelne Arbeiter nur Teilarbeit, 
da in den Fabriken der Grundsatz der Arbeitsteilung 
durchgeführt ist. Sein Wirken ist mehr mechanisch. Es 
geht ihm die Freude am eigenen Werk, der Stolz, den der 
Handwerker auf die selbst geschaffene Arbeit hat, die 
Freudigkeit in seinem Berufe verloren. 

11. Auch die kleineren Landwirte werden in ihrer Existenz 
bedroht, nämlich durch das infolge Grofsbetriebs und 
besseren Bodens billigere überseeische Korn. 

12. Durch die kapitalistische Wirtschaftsweise wird der Kon- 
kurrenzkampf stäi'ker. Die dadurch hervorgerufenen 
„Bankerotte" und „Krache^)" bringen Arbeiter und Fabrik- 
beamte um ihr Brot. Dann sind jene häufig auf „Armen"- 
Unterstützung angewiesen. 

13. In den grofsen Fabriken und den engen Arbeiterwohnungen 
der Grofsstädte ist die Gesundheit manchem Schaden aus- 



1) Solche „Krisen" fanden statt: 1816, 1826, 1836—39, 1847, 1867, 
1866, 1873. 
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gesetzt. Liegt die Fabrik weit ab Yon der Arbeiterwobnung, 
so leidet das Familienleben. 

14. Übermäfsige Produktion. Produktion der Bazarartikel 
(zu 10, 40 und 50 Pfennigen). Die Magazine mit ,,Scbleuder- 
preisen" Yemichten Handwerk und kleinen Eaufmannsstand. 

15. Die Binge oder Trusts, in die sieb Grofskapitalisten zu- 
sammenthun, sind gef&brlicbe Handelsmonopole in der 
Hand einzelner. 

IV. Bemübungen der wirtscbaftlicb Scbwäcberen, be- 
sonders der Mittelklassen, sieb zu belfen und zu 
scbützen. 

Mittel. Man bildete nacb Art der Eapitalistengesell- 
scbaften nacb dem Grundsatz „Vereint ist aucb der Scbwacbe 
mäcbtig" grofse Vereinigungen. 

1. Bildung von Genossensebaften (meist kleiner Kauf- 
leute, Beamten, Handwerker), die von einem Vorstand ge- 
leitet und von einem Verwaltungsrat überwacbt werden. 

a. Vorscbufs- und Kreditvereine. Gegen Pfand 
(liegenden Besitz u. s. w.) oder Bürgscbaft eines Dritten 
erbält der kleine Gescbäftsmann Geld zu billigen Zinsen, 
um es im Gescbäft anzulegen. 

b. Robstoff- und Magazinvereine. 
0. Produktivgenossenscbaften. 

d. Konsumvereine. Es werden gemeinsam grofse Ein- 
käufe gemaebt, und die Waren zum Selbstkostenpreis mit 
Zuscblag der Gescbäftsunkosten an die Mitglieder (oder 
sogar an jedermann, vgl. Konsumverein zu Görlitz) abge- 
lassen. Der Gewinn des Kaufmanns verbleibt den Genossen. 

e. Bauvereine. Zweck: Erbauung von Hfiusem für die 
Mitglieder. 

Durcb (b und) d wird aber der kleine und mittlere 
Kaufmannstand sebr gescbädigt; er verliert die Kund- 
scbaft, scbliefst das Gescbäft , und der bis dabin selb- 
ständige Gewerbtreibende wird unselbständiger Handlungs- 
gebilfe oder Kontorist mit niederigerem Einkommen. Dies 
ist ein schwerer Scbaden für den Staat* Je mebr selb- 
ständige Kauf leute, Handwerker, Bauern, desto besser steht 
es mit dem Staat, je weniger, um so schlimmer. Die Herab- 
gesunkenen vermehren die Schar der Unzufriedenen. Nur 
ein breiter, zufriedener selbständiger Mittel- 
stand ist das Rückgrat des Staates. 

2. Bildung von Versicberungsgesellsch|iften (auf Gegen- 
seitigkeit oder von Aktiengesellschaften gegründet). Nach 
Vorgang der Regierungen und vieler Gemeinden, welche 
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ihre Beamten bei eintretender Arbeitsunfähigkeit und im 
Alter sowie deren hinterlassene Familien (meist unter Ein- 
ziehung jährlicher Beiträge seitens der betreffenden Beamten) 
einigermafsen sicher stellten, bildeten sich Privatversicherungs- 
gesellschaften: 

a. Feuer-, b. Hagel-, c. Vieh-, d. Transport-, e. Unfall-, 
f. Lebens-, g. Aussteuer-, h. Militärversicherung. 
Die Arbeiter, welche nicht in der Lage waren, von ihren 
Lohnbezügen Beiträge zu dgl. Versicherungen aufzubringen, blieben 
mit ihren Familien den Zufällen des Lebens preisgegeben. Im 
Anblick des Luxus der Neuzeit und in ihrer gedrückten Lage 
wollen sie vorerst zweierlei erreichen: 
Erhöhung ihres Lohnes und 

Sicherung ihrer Stellung den Unternehmern gegenüber. 
Ihre Mittel hierzu: Gründung von Gewerkschaften (in Eng- 
land trade-unions), Arbeitseinstellung;« Boykotte. So entsteht ein 
Kampf zwischen „Kapital und Arbeit^^, d. h. den Unternehmern 
und den wirtschaftlich unselbständigen Lohnarbeitern. 



Dritter Teil. 
Sozialistische Theorien, 

Es gewinnen auf die städtischen Arbeiter die seit Beginn 
des Jahrhunderts gebildeten neuen „sozialistischen Lehren*' EinfluTs, 
deren Verkündiger in den letzten Jahrzehnten faßt in allen Kultur- 
staaten groCse Macht erwerben. 
1. Geschichtliches. 

a. Die gemäfsigte Richtung. In Frankreich: Louis 
Blanc („Organisation der Arbeit'*). In Deutschland: 1830 
Beginn der Verbreitung sozialistischer Lehren in den Bhein- 
landen. Lassalle aus Breslau, nationalgesinnt, will seine 
Ideen auf friedlichem Wege durchführen, stiftet 1863 den 
allgemeinen deutschen Arbeiterverein, f 1864. 

(Seine Lehre vom ehernen Lohngesetz: Der Lohn ge- 
währt stets nur die Mittel zu dürftigster Lebensführung; 
denn steigt er über den Durchschnitt, so tritt ein erhöhtes 
Angebot von Arbeitskräften ein, so dafs er wieder sinkt. 
Sinkt er unter den Durchschnitt, so zieht Not und Elend 
in die Wohnungen der Arbeiter ein; das Angebot der Arbeits- 
kräfte mindert sich nun, die Nachfrage steigt, damit wieder 
der Lohn.^)) 



1) Dem gegenüber ist darauf hinzuweisen, dafs die Löhne in 
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b. Die internationale, kommunistische Richtung. In 
Frankreich: St. Simon (f 1825), Foumier (f 1837): 
Prondhon (f 1865): „Eigentum ist Diebstahl". In Deutsch- 
land: Marx (geb. zu Trier, 1848 flüchtig, seitdem in Eng- 
land lebend; giebt 1864 sein Hauptwerk „das Eiipital" heraus, 
t 1883), Engels, Liebknecht, Bebel. Marx und Engels ver- 
öffentlichen im Jahre 1848 in Brüssel das schon 1847 ver- 
faf&te „kommunistische Manifest^^ und bilden in London 1864 
die ,,Internationale Arbeiterassociation". 

Liebknecht und Bebel gründen 1869 die „Eisenacher 
Arbeiterpartei'^ Sozialdemokratie. 

(Marx lehrt: „Die Arbeit ist die Quelle und der MaCs- 
stab jeglichen Wertes. (Wert = Tauschwert.) Alle Arbeit 
ist einander gleich. Demnach müssen alle gleichen Lohn 
beziehen, die gleich lange Zeit arbeiten, um dies durch- 
zusetzen, müssen sich alle „Proletarier" aller Länder ver- 
einigen und die bestehende Gesellschaftsordnung stürzen ; dann 
wird aller Besitz gemeinsamer Besitz; auf friedlichem Wege 
ist solches nie möglich, nur durch eine Revolution, durch 
die Diktatur des Proletariats.) 

Die Not, welche der „Krach" von 1873 unter den 
städtischen Arbeitern, wßlche unterdes infolge der durch die 
Beichsverfassung und -gesetzgebung auch ihnen gewähr- 
leisteten Bechte wie allgemeines Wahlrecht, Freizügigkeit, 
Koalitionsrecht, selbstbewufster geworden sind, hervorgerufen 
hat, führte immer mehr Anhänger in das Lager der sozial- 
demokratischen Partei. Es findet 1875 zu Gotha Vereinigung 
beider Richtungen durch die Gründung der „sozialistischen 
Arbeiterpartei" Deutschlands statt. Das Gothaer Pro- 
gramm, 1891 zu Erfurt etwas geändert, nun Erfurter 
Programm, stellt die Forderungen derselben auf. 
2. Ziel: 

„Der Sozialismus ist die mit klarem Bewufstsein auf alle 
Gebiete menschlicher Thätigkeit angewandte Wissenschaft. Diese 
lehrt nach ihm auf politischem Gebiete die Bepublik, auf ökono- 
mischem den Sozialismus, auf dem, was man heute religiöses 
Gebiet nennt, den Atheismus." (Bebel.) 

An Stelle des heutigen Staatswesens tritt der sozialistische 
Staat, „die Gesellschaft". In derselben sind alle einander 
gleich (an Stand, Bechten und Pflichten, die Weiber den 



Deutschland in vielen Erwerbszweigen auf die Dauer gestiegen sind, 
und zwar höher, als infolge des Sinkens der Metallpreise und der Er- 
höhung der Arbeitslöhne die Preise der Lebensmittel stiegen. 
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MSimern). Alle arbeiten (Männer wie Frauen) gleich lange Zeit 
(vor der Hand in Oemäüsheit des za erringenden Normalarbeits- 
iAges von 8 Stxmden eben so lange, später nach Yerbesse- 
rang der jetzigen and Erfindung neuer Maschinen kaum 6), alle 
erhalten, da jede Arbeit der anderen gleich ist, gleichen Arbeits- 
ertrag, gleiche Sicherung der Existenz, gleichen Ansprach auf 
Lebensgenufs. Der Staat organisiert die Arbeit, leitet die ge- 
nossenschaftlich betriebene Gütererzeugung und den Güterver- 
brauch, weist jedem seine Arbeit und seine Arbeitsstelle zu und 
verteilt, da alles Geld in die Staatskasse fliefst, die gleichen 
Anteile in Gestalt von Bons. Auf diese hin erhält der einzelne in 
gemeinsamen Speisehäusem und Magazinen Speise und Kleidung. 
Die Kinder werden auf Kosten der „Gesellschaft'^ in Internaten 
gleich erzogen und erhalten die gleiche Bildung. Nach dem er- 
reichten 18. Lebensjahr wird jeglicher* einem Berufe zugewiesen 
und fttr ihn ausgebildet. — Beligion ist Privatsache, für kirch- 
liche Zwecke giebt die „Gesellschaft^' keine öffentlichen Beiträge, 
Beligionsdiener werden von ihr nicht als Arbeiter betrachtet, die 
Ehe wird abgeschafft. An ihre Stelle tritt ein jederzeit lösbarer 
Privatvertrag von Mann und Frau, welcher ohne Beobachtung 
weltlicher oder kirchlicher Formen geschlossen wird. „Die bornierte 
|dyllpoesie des eigenen Heims wird dann verschwinden, wenn die 
Frau nicht mehr kocht, wenn vielmehr die Zurichtung der Speisen 
ebenso wie die Erziehung der Kinder die Funktion bestimmter 
Leute wird, welche dieselbe besorgen." Krankenpflege und Rechts- 
sprechung geschehen unentgeltlich. Die Eigentumsvergehen und 
-verbrechen werden aufhören, die anderen meist auch; die Ver- 
brecher werden als Lre behandelt. 

In politischer Hinsicht tritt an Stelle der Monarchie die 
demokratische Republik, in der alle Männer und Frauen gleiches 
Stimmrecht haben. Recht der freiesten Meinungsäufserung, freies 
Versammlungsrecht, gleiches, allgemeines Wahlrecht, Selbstver- 
waltung; Behörden und Richter gehen aus der Volks wähl hervor. 
Statt des Militärs Volkswehr. Aufhebung jeder Beschränkung 
politischer Rechte auTser im Falle der Entmündigung.^) 

Zu dem Zwecke sind vorerst alle Arbeitsmittel durch eine 
„grofse Expropriation'' zum Eigentum der Gesellschaft 
zu erklären, d. h. alles, vermittels dessen Güter erzeugt werden, 



1) Die deutsche Reichsverfiftssung entzieht nämlich das Wahlrecht 
denen, die sich im Eonkurse befinden oder Armenunterstützmig beziehen 
oder gerichtlich mit Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
bestraft sind. Unter den 38 000 Gefangenen der Pariser Kommune 
waren aber 7460 räckfölUge Kriminalverbrecher. 
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also z. B. Maschinen, Handwerkszeug, Verkehrsmittel, Rohstoffe, 
Gruben, Bergwerke, Salinen, Grund und Boden. 

Noch vor Ende des Jahrhunderts sollte der „grofse Kladdera- 
datsch'', d. h. Zusammenbrach der heutigen Gesellschaftsordnung, 
eintreten. Engels berechnete den Sieg der Sozialdemokratie auf das 
Jahr 1900; „dann werden sich die deutschen Proletarier der franzö- 
sischen Sansculotten von vor 100 Jahren nicht unwürdig zeigen". 
„Zunächst fordert die Partei zum Schutze der Arbeiterklasse'' 

a. eine wirksame nationale und internationale Arbeitei^chutzgesetz- 
gebung auf folgender Grundlage: 

a, Festsetzung eines höchstens acht Stunden betragenden Nor- 
mal-Arbeitstages. 

/5. Verbot der Erwerbsarbeit für Kinder unter vierzehn Jahren. 

y. Verbot der Nachtarbeit, aufser für solche Industriezweige, 
die ihrer Natur nach, aus technischen Gründen oder aus 
Gründen der öffentlichen Wohlfahrt Nachtarbeit erheischen. 

ö. Eine ununterbrochene Buhepause von mindestens 36 Stunden 
in jeder Woche für jeden Arbeiter. 

6. Verbot des Trucksystems. 

b. Überwachung aller gewerblichen Betriebe, Erforschung und 
Regelung der Arbeitsverhältnisse in Stadt und Land durch 
ein Reichs- Arbeitsamt; Bezirks- Arbeitsämter und Arbeitskammen^ 
Durchgreifende gewerbliche Hygiene. 

c. Rechtliche Gleichstellung der landwirtschaftlichen Arbeiter und 
der Dienstboten mit den gewerblichen Arbeitern; Beseitigung 
der Gesindeordnungen. 

d. Sicherstellung des Koalitionsrechts. 

e. Übernahme der gesamten Arbeiterversicherung durch das Reich 
mit mafsgebender Mitwirkung der Arbeiter an der Verwaltung. 

Vielfach suchte man aufserdem eine internationale gemein- 
same Feier des 1. Mais seitens „der Arbeiter" durchzusetzen. 

Um nun alle Arbeiter, Handwerker, kleinen Beamten für 
ihre Partei zu gewinnen, wählen die Sozialdemokraten die rück- 
sichtslosesten Kampfmittel: 

Untergrabung jeglicher Autorität „im Himmel wie auf 
Erden". „Die Autorität die Wurzel alles Übels" (Liebknecht). 

Vernichtung jegliches Gefühles der Zufriedenheit, jegliches 
Sparsamkeitssinnes. Verhöhnung des Patriotismus.^) 

Schürung von Standeshafs. 

Arbeitsausstände auch da, wo keine Aussicht auf Erreichung 
höherer Löhne war, um die durch die Not des Ausstandes 
erzürnten Männer zu gewinnen. 



1) Zuletzt besonders gelegentlich der Sedanfeier 1895. 
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Boykotte. (Verrufserklärungen von Geschäften, Brauereien, 
Lokalen.) 

Trotz mannigfacher, aus taktischen Gründen und zur Ein- 
schlSferung besonders des Bürgerstandes in der neuesten Zeit 
erfolgten Leugnung ist die Partei sich dessen wohl bewufst, 
dafs, da die besitzenden Klassen ihr Eigentum niemals freiwillig 
herausgeben, da zumal die Berufsklassen der höchsten Vor- 
bereitung niemals jede Arbeit der anderen gleich erachten 
werden, nur die Gewalt, die Bevolution den Sturz des alten 
Staates und seiner Einrichtungen herbeifllhren kann. Die inter- 
nationale Erhebung der Proletarier aller Länder soll den Sieg 
erringen. „Ihr wird niemand widerstehen können." 

(Bebeis Ausspruch im Beichstage 1871: „Der Pariser 
Kommune- Aufstand war nur ein kleines Vorpostengefecht in dem 
Kriege, welchen das Proletariat g6gen alle Paläste führen wird." ^)) 
Die Verhetzung der Stände, der Kampf gegen jede Autorität, 
die Verspottung der Ideale (besonders der Vaterlandsliebe und 
der Beligion) bewirken eine gewaltige Gärung in den unteren 
Volksklassen. 1878 erheben zwei Sozialdemokraten ihre Hand 
gegen den greisen Kaiser Wilhelm I! Trotz der nun erlassenen 
Ausnahmegesetze*), die bis 1890 in Kraft sind, wächst die 
sozialistische Partei noch mehr an, ganz besonders in den 
grofsen Mittelpunkten des Handels und der Industrie. Zur 
Zeit zählt sie, abgesehen von den Hunderttausenden junger 
Männer^) zwischen 18 und 25 Jahren über ly^ Million Reichs- 
tagswähler, welche zusammen 46 Abgeordnete in den Reichstag 
schicken. Von den 10% Millionen wahlberechtigter Staats- 
bürger des Deutschen Reiches wählen demnach 17% sozia- 
listische Abgeordnete. Während man seitens der Partei- 
leitung aus taktischen Gründen von der Revolution schweigt 
und in der Landagitation den Bauern gegenüber nichts über 
die Religion sagt, in einem neuen (agrarischen) Programm der 



1) Marx schrieb bereits 1847: „Nur bei einer Ordnung der Dinge, 
wo es keine Erlassen und keinen Klassengegensatz giebt, werden die 
gesellschaftlichen Evolutionen aufhören^ politische Revolutionen zu sein. 
Bis dahin wird am Vorabend jeder allgemeinen Neugestaltung der Ge- 
sellschaft das letzte Wort der sozialen Wissenschaft stets lauten: Kampf 
oder Tod; blutiger Krieg oder das Nichts! So ist die Frage unerbittlich 
gestellt r* 2) „Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der 
Sozialdemokratie.'* Danach worden bereits 1879 244 Vereine geschlossen 
nnd 184 Zeitschriften nebst 307 Büchern und Broschüren verboten. 
3) Lehrlinge von 16 Lenzen sah man seiner Zeit sogar in dem klassi- 
schen Weimar geschmückt mit der Medaille „Zur Erinnerung an den 
Sieg des Proletariats über das Sozialistengesetz**. 



236 Elftes Kapitel 

Parieileitang den Gnmdlehren der Sozialisten entgegen sogar 
zunSchst den Eleinbaner') gelten lassen wollte, betonen die sog. 
„Jungen'^ offen auf das lanteste den reyolntionflren Stand- 
punkt and preisen den gewaltsamen Umsturz. 

Über die sozialistischen Ziele hinaus^ gehen die an Zahl 
noch schwachen, aber energischen nnd beispiellos rücksichts- 
losen Anarchisten, welche vollstftndigste persönliche Freiheit 
und Ungebundenheit ohne Staat^ ohne Gemeinde, ohne Regierung 
irgend welcher Art predigen nnd dnrch Einschüchterung der 
Nationen yermittels furchtbarer Gewaltthaten die Herstellung 
ihres Idealzustandes erzwingen wollen. (Spies in Chikago warf 
mit einigen Genossen zusammen Sprenggeschosse entsetzlichster 
Wirkung unter das arglose Publikum. 1884 wollen Beinsdorff 
und Genossen bei der Enthüllung des Nationaldenkmals auf 
dem Niederwald Kaiser Wilhelm und die anwesenden Fürsten 
in die Loffc sprengen, Caserio erdolchte 1894 den Präsidenten 
der französischen Bepublik in Lyon.) 



1) Bebel hat es ganz richtig erkannt, dafs der Kleinbäuemstand 
in den Bozialdemokratiscben Staat nicht hineinpafst, und er würde ihn 
daher am liebsten aus der Welt versebwiDden sehen. Auf Seite 395 der 
neuen (der fünfundzwanzigsten !) Auflage seines Buches über die Frau 
wendet er sich gegen eine Äufserung tod Professor Adolf Wagner, 
welcher in dem Lehrbuch der politischen Ökonomie von Bau die sozial- 
politische Bedeutung des Bauernstandes mit folgenden Worten treffend 
kennzeichnete: ,,Da8 private, kleine ländliche Grundeigentum bildet eine 
durch keine andere Einrichtung zu ersetzende ökonomische Grundlage 
für einen hochwichtigen Teil der Bevölkerung, einen unabhängigen 
selbständigen Bauernstand und dessen eigentümliche sozialpolitische 
Stellung und Funktion." — Bebel sagt hierzu: ,,Wenn der Autor nicht 
seinen konservativen Freunden zu Lieb um jeden Preis für den armen 
Bauer schwärmt, mufs er unsem Kleinbauern für den ärmsten Menschen 
halten; der kleine Bauer ist unter den gegebenen Umständen für die 
höhere Kultur nahezu unzugänglich, er rackert sich von früh bis spät 
bei schwerer Arbeit ab und lebt oft schlechter als ein Hund; Fleisch, 
Butter, Eier, Milch, die er produziert, geniefst er nicht, er produziert 
sie für andere, er kann sich unter den jetzigen Verhältnissen in keine 
höhere Lebenslage emporarbeiten und wird dadurch ein kultur- 
hemmendes Element. Wer die Bückwärtserei liebt, mag an der 
Fortexistenz dieser sozialen Schicht Genugthuung empfinden, der 
menschliche Fortschritt bedingt, dafs sie verschwindet.'* 
Als er, um die Landagitation erfolgreicher zu machen, also nur aus 
Gründen des „Stimmenfangs^^ ^^^^ das obenerwähnte neue Programm 
vertrat, folgte ihm der Breslauer Parteitag nicht. 2) Bebel freilich 
stimmte auf dem 1880 zu Paris abgehaltenen Sozialisten-Kongrefs der auf 
demselben abgegebenen Erklärung in der Hauptsache zu, dafs zwischen 
Sozialisten und Anarchisten nur spitzfindige Unterschiede beständen. 
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Vierter Teil. 

Bedeutung der Sozialdemokratie für den Staat: 
A, Theoretisch. 

1. Positiv. 

a. Sie hat vor allem durch ihr Bestehen und durch ihren 
Kampf alle EQassen erinnert, dafs das Kapital daran war, 
wie im alten Rom, alle Klassen zu unterwerfen, so dafs 
es zuletzt nur noch Millionäre und Lohnarbeiter (solche 
mit dem Kopf und solche mit der Hand) geben würde. 

b. Sie bedeutet das Aufstreben ganzer Schichten zu besseren, 
gesicherteren Lebensbedingungen. 

c. Sie mahnt den Staat und die besser gestellten Bevöl- 
kerungsschichten an ihre Pflichten den Armen und Gre- 
ringen gegenüber. 

2. Negativ. 

Die sozialdemokratische Partei, ihre Kampfesweise, ihre 
auTserordentlich eifrige und erfolgreiche Propaganda bedeuten 
für den modernen Staat eine furchtbare Gefahr. Sie zer- 
bricht die Stützen des Staats-, Gemeinde-, Familienlebens. 
Es ist unfafsbar zu meinen, ja, ein Hohn auf die Gesetze 
geschichtlicher und sozialer Entwicklung, eine solch ungeheure, 
bisher stets wachsende Partei mit solch fanatischer Be- 
geisterung für ihre Ziele könne durch „geistige Mittel", 

d. h. durch Belehrung und Überredung ihren Überzeugungen 
entfremdet werden. Äufserst gefährlich ist die Idee mancher 
ruheliebenden und hoffnungsfreudigen Leute, die Sozialdemo- 
kratie verwandle sich in eine Art bürgerliche Partei, die nur 
friedlich vorgehe. Ob die meisten Führer gerade die letzte Zeit 
über von einer „friedlichen Revolution" sprechen, ob auch 
öfters Zwiespalt im eigenen Lager obwaltet, so ist dies keine 
Bürgschaft für jederzeit gesetzliche, ruhige Arbeit der Partei. 
Sie sagen ja selbst, dafs zu allen Zeiten die neuen Ideen 
in der Regel erst durch gewaltsamen Kampf ihrer Ver- 
treter mit den Vertretern der Vergangenheit zur Geltung 
gelangten. (Bebel, Marx.) Die Treue des Heeres dem Kaiser 
und den Fürsten gegenüber läfst den Führern eben jenes 
neue Gebahren einstweilen nützlich^) erscheinen, leicht können 



1) Auch würde ein Öfteres Daraufhinweisen, dafs nar über Blut 
und Leichen hinweg der Weg zur Aufrichtung der „neuen Gesellschaft" 
denkbar ist, die Bürgerkreise zu ernsthafter Feindschaft veranlassen, was 
bei den Reichstagswahlen schädlich wirken würde. Es ist ein anderer 
Weg zur That nicht vorhanden. Niemand glaubt, dafs, wenn wirklich 
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andere Männer an die Spitze treten, die kühner und thatenfroher 
sind. Ist einmal der Meinung der aufgeregten Massen nach der 
günstige Augenblick gekommen, sind einmal besonders schlimme 
Tage voll Not und Unruhe über das Land hereingebrochen^ ist also 
die Zeit „reif^^), dann bedarf es nur eines geringen Anlasses: Ein 
Zufall fuhrt dann den Entscheidnngskampf herbeL Die alten 
Führer werden dann bei Seite geschoben, und alles gethan, um 
die weniger entschlossenen Vertreter „so tödlich als möglich zu 
treffen". Den rücksichtslosesten fällt dann die Leitung zu. 

Es ist irrig anzunehmen, die Sozialdemokraten seien schwer- 
lich bereit, dann mit ihrem Leben für die Erfüllung ihrer Ziele 
einzutreten. Mit seltener Hingebung und Überzengungstreue hängen 
sie an ihren Lehren wie an einer Religion voller Verheifsungen, 
wie der Araber am Islam. Mit vollster Zuversicht erwarten 
unzählige derselben den Sieg ihrer Sache, wofür sie einst opfer- 
willig alles darangeben werden. „Als föchten sie für die beste 
Sache, für welche jemals ein Gewehr geladen und ein Schwert 
gezogen worden, gaben (im Mai 1871) die Kämpfer der Kommune 
ingrimmig ihr Leben dahin. Auch mitunter mit jenem lachenden 
Gleichmut, womit die alten Nordlandsrecken in den Tod gingen. 
Bei der Porte St. Martin hielt mitten im Kugelregen ein Blusen- 
mann die rote Fahne, deren Träger er war, hoch empor und 
lehnte sich dabei mit dem Bücken an ein hinter ihm stehendes 
Fafs. „Bist du müde oder faul?" fragt ihn ein Mitstreiter. „Weder 
dies noch jenes," giebt er zur Antwort; „ich lehne mich an, um 
nicht umzufallen, wenn ich getroffen werde, und auch dann noch 
die Fahne festhalten zu können." — 

„Nicht die Masse unberechtigter Forderungen, sondern der ge- 
ringe Bruchteil berechtigter Ansprüche, der in ihnen steckt, verleiht 
revolutionären Bewegungen Kraft." (Bismarck.) „Nicht das Sein 
der Dinge bestimmt ihren Wert, sondern der Schein, und nicht die 
Wahrheit, sondern der Kredit einer Idee regelt ihre Wirksamkeit." — 

Das Vorhandensein einer so grofsen, unzufriedenen, fanatischen, 
fest in sich geschlossenen Partei ist ein Zeichen innerer Krank- 
heit des Organismus. Krankheiten werden nun aber nicht durch 
Belehrung, nur selten durch Suggestion geheilt, sondern durch 
Beseitigung der Ursachen der Entstehung und Ableitung des vor- 
handenen Krankheitsstoffes unter vorsichtiger, energischer Leitung 

einmal im Reichstag (von 397) 200 Mitglieder die Abschaffung der 
Monarchie and HerstelluDg des Zuknnftsstaates beschliefsen sollten, Kaiser, 
Bandesfürsten und Besitzer alles fahren lassen. Dafs der Bandesrat 
einem derartigen Beschlafs beitreten würde, ist ebenfalls ausgeschlossen. 
Also mafs die Internationale zum Schwert greifen. 
1) Wie 1789 and 1871 in Paris. 
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sachverständiger Männer. Wird der Versuch der Heilung ver- 
säumt oder erfolgt er zu spät oder in nicht sachgemäfser Be- 
handlungy dann erfolgt der Ausbruch einer Krankheit, die zum 
Untergang oder zu dauerndem Siechtum führt, oder eine schwere 
Operation nötig macht. 
B. Was soll also der Staat thun? 

Er soll durch Herbeiführung des Heilprozesses der Kata- 
strophe vorbeugen, er soll die discordia qua magnae res dila- 
buntur zur concordia umwandeln, der „stärksten Bingmauer^* der 
Städte. Welche Staatsform eignet sich hierzu am ehesten? 
Da Aufrechterhaltung absoluter Buhe und Ordnung die erste 
Vorbedingung staatlichen Gedeihens und Wirkens ist, die oberen 
Stände gewöhnlich nicht aus eigenem Antriebe opferwillig genug 
sind (vgl. die römische Oligarchie) und nicht viel mehr die 
Mittelklassen, letztere femer in bedrängten Zeitläuften selten 
mannhaft auftreten, sondern sich meist durch noch so kleine 
entschlossene, rücksichtslos vorgehende Parteien knechten lassen, 
der Absolutismus aber gerade die morschesten Stützen hat, ist 
am meisten das gemäfsigte, verfassungsmäfsige Königtum, das 
Stärke und eigene Initiative besitzt, das, tief im Lande ein- 
gewurzelt, Jahrhunderte hindurch Freud' und Leid mit der 
Nation geteilt, eine grofse historische Vergangenheit mit be- 
deutenden Verdiensten um alle Stände aufzuweisen hat, ge- 
eignet, den innem politischen und sozialen Frieden wiederher- 
zustellen. Der Inhaber der Krone mufs Kraft mit Klugheit 
verbinden, kühne Initiative, Ausdauer und Vorsicht besitzen, 
die allgemeine Wohlfahrt über alles setzen und entsprechende 
Minister finden. Ein solcher Herrscher, einer solchen Dynastie 
entsprossen, kann den vom Schicksal Bevorzugten vieles ab- 
verlangen, die vom Schicksal weniger oder nicht Berücksichtigten 
am ehesten versöhnen und in Buhe erhalten. Schon um seiner 
selbst willen mufs das Königtum in folgender Weise vorgehen: 

Einerseits mufs es unter allen Umständen mit Kraft und 
Energie jedwede Unordnung verhindern, jeden Aufstand im 
Keime ersticken, nicht den mindesten Ungehorsam gegen die 
Gesetze dulden und hingehen lassen; 

dazu die Stützen seiner M)Eicht untersuchen und befestigen, sich 
treue Mannschaften^) sammeln oder erhalten; 
andrerseits das, was an den Forderungen der Unzufriedenen 
berechtigt ist, aufsuchen, die Mittel zu dessen Durchführung 
ausfindig machen, die Möglichkeit dör Durchführung erwägen 
und dasselbe entschlossen, konsequent, ohne sich durch irgendwen 



1) Lamartine 1848. 
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oder irgend etwas irre machen zu lassen, aber vorsicMig, schritt- 
weise (nicht zu hastig wie Joseph II), nicht rücksichtslos, aber 
auch nicht zu langsam, und zwar alles, was möglich und nötig ist 
(damit nicht auf 1808 ein 1848 folge), reformatorisch durchführen. 
Nur kraftvolles Auftreten ohne Reformen nützt auf die 
Dauer nichts: Auf die Pariser Junitage 1848 folgte die Pariser 
Konunune 1871, und wer weifs, was auf diese noch kommen 
wird! Kleine Hausmittel, wie sie Napoleon IIP) anwandte, 
sind ebenso erfolglos „wie die Beformchen von 1774 — 1789. 
Was ein tapfrer, kluger, patriotischer Mann in solchen Tagen 
vermag, zeigt Solon. Dafs nach seiner Verfassungsthätigkeit die 
innere Unruhe wieder auflebte; kam daher, dafs in Athen eine 
kraftvolle Begierung fehlte. Im Deutschen Reiche sind die Hohen- 
zoUem imstande zusammen mit den Bandesfürsten eine soziale 
Friedensarbeit zu vollbringen. Sie besitzen das Königtum „von 
Gottes Gnaden^^ und das Kaisertum 
staatsrechtlich durch die Gesetze und Verträge, 
historisch kraft geschichtlicher Wirksamkeit und ihres Ver- 

wachsens mit der Nation, 
natürlich kraft ihrer Tüchtigkeit, durch die sie Preufsen ge- 
schaffen und das Beich geeint haben, sowie allen Ständen 
Fürsorge angedeihen liefsen. 

Ganz vor allem sind aber die zur Zeit noch vorhandenen 
Beste der wirtschaftlich selbständigen Mittelklassen zu erhalten: 
Handwerk, Bauer, kleiner und mittlerer Kaufmannsstand. In 
ihnen steckt ein ungeheures Kapital echter Sittlichkeit, groijBer 
Arbeitskraft und Arbeitslust, Ausdauer, männlicher Gesinnung, 
opferwilligster, nicht ruhmrediger Vaterlandsliebe, Treue zu 
Fürst und Land, Kaiser und Beich. Sie vor allem haben die 
Schlachten der Freiheitskriege geschlagen, ohne sie wäre über- 
haupt eine Erhebung Preufsens aus der schmachvollen Lage nach 
1806 unmöglich gewesen. Schamhorst, Arndt, Nettelbeck waren 
diesen Kreisen entsprossen, Blücher darum von so gewaltigem 
Einflufse, weil er gerade sie zu behandeln wufste. Die Hundert- 
tausende des Mittelstandes sind das wahre Fundament jedes 
Staates, Je mehr es wirtschaftlich selbständige Bürger und 
Bauern giebt, um so sturmfester ist er gegründet, je mehr er 
verliert, um so eher geht er dem Verderben entgegen. Born 
wurde die Beute fremder Völker, weil Italiens Bauernstand 
dahin und der römische Bürgerstand verarmt und entsittlicht war. 
Besonders der Bauernstand liefert die ausdauerndsten, kräftigsten 



1) S. V. Treitschke, der Bonapartismus. (Historische und politische 
Aufsätze, III.) 
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Mannschaften für den Heeresdienst, um ihres gesetzlichen, der 
Gewaltthat abgeneigten Sinnes willen komnien diese Gruppen 
in Bürgerkriegen häufig unter die Herrschaft rücksichtsloser 
Parteiführer und ihrer bewaffneten Anhängerschaft und dann 
eines Gewaltherrschers. 
C. Was ist an den Forderungen der Sozialisten berechtigt? 

1. Nach geschichtlichem Gesetz wollen die unteren Stände eine 
bessere Stellung erwerben. So die Bürger im 14. Jahr- 
hundert und seit 1789. Jetzt strebt der sogenannte „vierte 
Stand'' nach oben. Ihm nach wird es ein fUnfter Stand 
thun. Dieses Streben ist berechtigt; aber die Ziele müssen 
vernünftig, also mafsvoU und erreichbar, gesteckt werden, 
und es sind streng gesetzliche Mittel und Wege einzuhalten. 
Übrigens folgt auf Gewalt Gewalt, auf 1793 der Brumaire 1799, 
auf 1848 Napoleon III, 1871 siegte Mac Mahons Heer. 

2. Die Einrichtung der Assoziationen ist mehr zu fördern^ da 
sie dem Wesen der jetzigen Wirtschaftsform mehr entspricht. 

3. Es sind in der That mancherlei MiTsstände besonders für 
den sogenannten vierten Stand vorhanden. 

a. Wirtschaftliche. 

Infolge des auf die Spitze getriebenen kapitalistischen 
Grofsbetriebs und mancher Auswüchse des Börsentums. 
(Schlechte, ungesunde, enge Wohnungen, unnötige Nacht- 
arbeit, Kinderarbeit in Fabriken und Bergwerken, bis zur 
Bildung der Partei gröfsere Abhängigkeit vom Unter- 
nehmer, wegen der Krisen und Bankerotte öfters unsichere 
Existenz, durch die einseitige Teilarbeit geringere Ver- 
wendbarkeit nach erhaltener Kündigung.) — Von alters 
her: Unsäglich viel Elend und Sorge. 

Freilich geniefst der „vierte Stand" auch die Vorteile 
cc, des kapitalistischen Wesens mit. Seine Lebensführung 
hat sich in Vergleich zu der vor 80 Jahren bedeutend 
gehoben. Sehr viele Gegenstände, weil jetzt durch 
die Massenerzeugung sehr billig, sind ihm zugänglich; 
ß. des neuen Rechtsstaates und der konstitutionellen Ver- 
fassung. Er nimmt im Eeiche als Staatsbürger am 
politischen Leben Anteil. Manch tüchtiger, gut be- 
anlagter Arbeitersohn stieg zu Reichtum, hohem Amt 
und Ansehen empor. 
Aber die Anhänger der Sozialdemokratie wollen nun 
auch, stolz auf die politischen Rechte, ganz im Einklang 
mit dem alles hastig, wohl möglich im Nu erringen 
wollenden, vielfach recht materiell gesinnten Jahrhundert 
des Dampfes und der Elektrizität recht schnell und 

Schenk, Belehrnngen. 16 
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bald volle Anteilnahme an den Gütern der Erde. Gleich 
manchem nur auf den rohen Genuls bedachtem Unter- 
nehmer und Geldfürsten haben viele der ihrigen ihren 
Zielen alles Ideale abgestreift. Statt einiger Mitwirkung 
im Staatsleben erstreben sie geradezu die Diktatur des 
imteren Volkes. Vgl. Liebknechts Auffassung von den 
Zuständen in dem von ihm ersehnten ,yVolksstaat'': 

„In dem wahren Volksstaat hilft sich das Volk selbst. 
Wenn das Volk, wenn die Arbeiterbataillone gerüstet 
an den Thoren des Parlaments stehen, dann kann vielleicht 
ein von der Tribüne geschlendertes Wort, zündend wie 
ein elektrischer Funke, das Signal zur befreienden That 
geben." 

Demnach vermag sich Liebknecht die Zustände in 
seinem künftigen Volksstaat gar nicht anders zu denken als 
die in den schlimmsten Tagen der französischen Revolution, 
b. Ständische. 

Vielfach treten Mitglieder der wohlhabenderen Klassen 
hochmütig gegen die unteren Klassen auf. Kommt es 
doch oft sogar unter Verwandten vor, dafs wohlhabende 
mäfsig begüterte von oben her ansehen und behandeln. 
Es herrscht noch der thörichtste Klassen- und Kasten- 
geist. Viele reiche Leute vergessen, dafs sie ihren Be- 
sitz nur dem Zufall, nicht mit einem Teilchen eigener 
Tüchtigkeit und Arbeit verdanken. Dabei ist noch Ge- 
ringschätzung der körperlichen Arbeit verbreitet. 
D. Undurchführbarkeit der sozialistischen Lehre. 

Die allgemeine Gleichheit und die durch die „neue Gesell- 
schaftsordnung" erstrebte allgemeine Glückseligkeit der politisch 
und wirtschaftlich „reinsten Demokratie" widerstrebt 
I. den Verhältnissen der Wirklichkeit. 

Wird aller Arbeitsertrag gleich verteilt, so kommen im 
Beiche auf den Kopf doch nur 444 Mark. Es ist gar nicht 
so viel Nationalreichtum vorhanden, um wirklich allgemeine 
menschliche Glückseligkeit ermöglichen zu können. Nun steigt 
zwar das Gesamteinkommen und der Gesamtreichtum der 
Nationen. Aber es wird eine Zeit kommen, wo die Industrie 
so gut wie keinen Export mehr hat, wo Europa und Amerika 
über alle Mafsen bevölkert sein werden. Im Jahre 2000 wird 
das Reich (statt 50) 135 Millionen Einwohner zählen. Wie 
viel dürfte dann auf den Kopf kommen?! — Ist das eine 
Revolution wert? Und welch eine Menge Besitztümer würde 
in einer grofsen Umwälzung zerstört werden! (Vgl. die fran- 
zösische Revolution.) In England entfallen auf jeden Kopf 
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im Durchschnitt 674, in Italien 244, in BuTsland 230, in der 
tenren Union 780 Mark. Wird dann die „Internationale" auf 
gleiche Bezüge jedes einzelnen innerhalb der ganzen 
weifsen Rasse dringen, also Krieg beginnen? Auch würde 
es ungerecht und unsittlich sein, wenn die Weifsen nur an 
sich dächten, zumal es viele Millionen fleifsige Asiaten giebt, 
welche im ganzen weit schlechter gestellt sind als jene. 
Dann würden allein 700 Millionen Chinesen, Japaner und 
Indier gleichen Arbeitsertrag beanspruchen. — Sobald nun 
in der reinen Demokratie, unter der Herrschaft vollster Selbst- 
verwaltung und Selbstbestimmung, die Masse auf Mehrheits- 
beschlüsse hin thun und lassen kann, was sie gerade will, 
so wird man voraussichtlich die Arbeitszeit immer mehr 
verringern, also noch weniger Durchschnittsertrag haben. 
So viel Einkommen hat keine Nation, dafs alle vom 
14. — 18. Lebensjahr auf Staatskosten erzogen werden können, 
ohne dafs sie zum gröfsten Teil mit arbeiten, und sie dabei 
alle Personen über 60 Jahre als „Pensionäre der Gesell- 
schaft" in erträglichen Verhältnissen ernährt. So viel kann 
kein Volk erarbeiten, und wenn der Normaltag sogar 
14 Stunden umfafste. 
n. Besonders der Menschennatur. 

1. Die Menschen sind von Natur völlig ungleich, an 
körperlicher und geistiger Kraft und Fähigkeit, besonders 
an Ausdauer, Willenskraft, an Verstand, Gemüt, an 
Leistungskrafb und Leistungsmenge und Beschaffenheit 
des Geleisteten, an Neigungen, Temperament, Selbstbe- 
herrschung, Bedürfnissen. 

2. Dem menschlichen Gerechtigkeitsgefühl widerstrebt der 
Grundsatz: Gleicher Lohn für jede Arbeit, jeden 
Arbeiter, denn wie verschiedenartig sind die Leistungen 
und die aufgewandte Mühe! Soll das Talent gar nicht 
berücksichtigt werden zu gunsten des mittelmäfsigen Durch- 
schnitts, dann müfste auch dem entgegengetreten und ent- 
gegengearbeitet werden, dafs die Schönen und Gesunden 
die Häfslichen und Kränklichen an Einflufs und Genufs 
überragen. 

3. Die allermeisten Menschen bedürfen zur Erhaltung und 
Erhöhung ihrer Arbeitslust und -kraft der Aussicht oder 
wenigstens der Hofihung auf besonderen Gewinn (an Gut 
oder Ehre). Fallen diese weg, dann auch der mensch- 
liche Kulturfortschritt. In den 1848er „nationalen Werk- 
stätten" zu Paris wurde mehr politisiert als gearbeitet, 
so dafs sie wenig leisteten und geschlossen wurden. 

16* 
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4. Die Freude am eigenen Besitz, an Familie, am eigenen Heim, 
am Vaterland fällt weg. Gerade dies wollen aber fast alle! 
„My house is my Castle." „Lieber im eigenen Haus trocken 
Brot als im Schlosse als Gast oder Angestellter die herrlichsten 
Gaumengenüsse.*' Zur Behauptung eigenen Besitzes bringt der 
Mensch manches Opfer, ebenso für seine Familie. 

5. Die Menschen wollen möglichst individuelle Freiheit inbezug 
auf Berufswahl, Nahrungsart, Zubereitung derselben, Kleidung 
und Abwechslung. In der „sozialen Gesellschaft" kann aber von 
solcher Freiheit keine Bede sein, wenn anders der Staat die 
gesamte Produktion und Konsumtion leiten, also auch voraus- 
sehen und berechnen soll. Auch hätte er zu viel Verluste. 

6. Was soll bei nur acht, später sechs oder fünf Stunden täglicher 
Arbeit der Mensch, besonders Sonnabends von zwölf bis Sonn- 
tags abends mit seiner freien Zeit alles anfangen? Der Mensch 
will und mufs doch schliefslich etwas thun! Sich geistig be- 
schäftigen? Thun dies etwa alle Unternehmer? Die höheren 
Lehranstalten ständen zu y^ leer, wenn den Knaben die Wahl 
freistünde. Man würde vielmehr in die Lokale gehen und 
politisieren oder an Vergnügungsstätten. Darauf würde Streiten 
und Schlemmen oder Vergnügungssucht folgen. Würde über- 
haupt vom „gleichen Arbeitsertrag" viel für Begleichung alko- 
holischer Getränke und Billets übrig bleiben? Was geschieht 
wohl mit dem, der nicht arbeiten will? „Man wird ihm die 
Nahrung entziehen." (Bebel.) Dann wohl auch den Vertretern 
etwaiger Gegenparteien? 

7. Ohne Ehe und Familie verdirbt das menschliche Geschlecht. Wie 
schwer erkennt man unter fremden Säuglingen sein Kiudl In 
fremder Massenpflege sterben die Kinder in Menge dabin. Ohne 
die Ehe geht das weibliche Geschlecht zu Grunde. Der natür- 
liche Beruf der Frau weist nicht in die Fabrik, sondern ins Haus. 

8. Infolge des menschlichen, natürlichen Begehrens nach Besitz, 
Auszeichnung und Macht wird doch ein Kampf um die Leitung, 
ein Veruntreuen der der Gesamtheit gehörenden Güter erfolgen. 
Die meisten würden nur halbwegs ihre Pflicht thun. Schwere, 
blutige Parteikämpfe werden dauernd vorhanden sein. Der 
Jahres- Gesamtertrag wird immer mehr sinken. Mit der Zeit 
entstände aber doch wieder eine neue obere Klasse. 

9. Allgemeine Unzufriedenheit wird herrschen, schlimmer als jetzt. 
Erstens der Millionen, die bis dahin Privateigentum oder höheres, 
Einkommen besafsen, und denen die gesamte Neuordnung ver- 
hafst ist, zweitens der Massen, die von der neuen Gesellschafts- 
ordnung doch nicht die erhoffte Glückseligkeit erhalten haben. 
Was wird man dann mit den Unzufriedenen thun? Im Anfang, 
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wenn sie noch nicht zahlreich genug auftreten, nach Eobespierre 
und St.- Just anfs Schafott senden? 

10. Es wird eine allgemeine absolute Unfreiheit auf sozialem, 
politischem, religiösem Gebiete obwalten, freie Selbstbestimmung 
ist dann unmöglich, eine Art Zuchthausstaat mit rücksichtsloser 
Unterdrückung der bisher besser Gestellten und der gegnerischen 
Parteien und ungeheuer grofsem Aufsichtspersonal ^) ist das 
Ergebnis. 

11. Alles edle Streben wird ertötet, gute Sitte, Kunst, Wissen- 
schaft werden vernichtet, furchtbare Verrohung wird erfolgen, 
die Welt um vier Jahrtausende in ihrer Entwicklung zu- 
rückgeworfen werden. An Stelle der zwar in vielen Be- 
ziehungen tadelnswerten aber doch hohen Kultur und mannig- 
fach auch inneren Tüchtigkeit des jetzigen Zeitalters tritt zuletzt 
das Chaos. Schon heute ist die Zuchtlosigkeit der Jugend der 
unteren Klassen im Steigen begriffen, eine Folge des Krieges, 
den die sozialistische Partei voll Spott und Hohn wider jede 
Autorität führt.*) 

Sogar Bousseau, der da lehrt, die Menschen seien von 
Haus aus alle gleich gut und edel, sagt (le contrat social, 
HI, 4 Schlufs): „Gäbe es ein Volk von Göttern, so würde es 
sich demokratisch regieren. Eine so vollkommene Regierung 
palst für Menschen nicht." 
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fifewaltsame Yersnclie der Sozialisten, ihr Staats- nnd 
fifesellscliaftsideal durchzusetzen. 

Dafs in der That den geschichtlichen Gesetzen gemäfs und 
ganz im Einklang mit Marx' Prophezeiung, dafs die neue kom- 
munistische Gesellschaft auf gewaltsamem Wege, „durch die 

1) Die stete Überwachung der teilweise kommunistischen Ordnung 
im Inkareiche erforderte auf 1000 Familien 113 Beamte I (S. 0. Martens, 
Die geschichtliche Grundlage und die Hauptzüge in den politischen- 
und sozialen Zuständen des Inkareiches, Bostocker Dissert., 1895, S. 67.) 
2) Unter den 1892 wegen Verbrechen und Vergehen gegen Reichs- 
^esetze verurteilten 422 346 Personen (über 8 7o ^©^ Bevölkerung!) 
waren 46 488, die noch nicht das 18. Lebensjahr erreicht hatten. 
66 392 waren wegen Vergehen und Verbrechen gegen den Staat, die 
öffentliche Ordnung und die Religion, 167 927 gegen die Person, nämlich 
65666 wegen gefährlicher, 22 821 wegen einfacher Körperverletzung, 
46 468 wegen Beleidigung, 248 wegen Mord oder Totschlag verurteilt. 
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Diktator des Proletariats" herbeigeführt werde, die Partei gtinstige 
Gelegenheiten benutzte, tun mit den Waffen in der Hand zum 
Ziele zu kommen, lehrt die Geschichte Frankreichs und Spaniens: 
Die französischen Glieder der Partei machten 1848 und 1871 
bewaffnete Versuche zur Verwirklichung ihres Staats- und Ge- 
sellschaftsideals, spanische 1873. 

Zustand 1848 in Frankreich. 

Das Königtum hatte keine feste Basis: Die der Jnlirevolution. 

Das Königtum hatte von Anfang an starke Feinde: a. die 
Bourbonenpartei, — b. die Bonapartisten, — c. die Republikaner 
beider Gruppen. 

Das Königtum schwächt selbst seine schwache Stellung: 

a. Es entfremdet sich seine ursprünglichen Anhänger, den Bürger- 
stand, 

a, durch seine sehr unpopuläre äufsere Politik, die es, um seine 
Dynastie von den alten Dynastien als ebenbürtig betrachtet 
zu ^ehen und in gute Beziehungen zu denselben zu gelangen, 
im Einklang mit den Ostmächten z. B. in Italien und in der 
Schweiz befolgt; 

ß. durch seine verfassungswidrigen Bemühungen, die Königs- 
gewalt zu vermehren. 

b. Es verliert die öffentliche Achtung durch den Eindruck der 
Entartung, den es macht; 

a. Louis Philipp selbst ist äufserst gewinnsüchtig und kapita- 
listisch (im bösen Sinne) thätig; 
ß, Versumpfung in den Regierungskreisen. 
Unter der Herrschaft der „Bourgeois" war das Kapital ge- 
steigert, neue sozialistische Lehren hatten den vierten Stand er- 
griffen. Es bildete sich eine starke sozialistisch-republikanische 
Partei, besonders in Paris, bald auch Verschwörungen. Aufstände. 
Journal R6forme. (Louis Blanc und Redru-Rollin.) Die Stützen der 
Julimonarchie waren morsch, der Boden ihrer Existenz unterwühlt. 

1. Februarrevolution und ihre Folgen. 

Als die Regierung die Reformbankette, auf denen man vor 
allem die Reform des Wahlrechts forderte, auf Grund eines ver- 
jährten Gesetzes (von 1796) verbot, entstand am 22. und 23. Februar 
ein Aufstand zu dem Zweck, den verhafsten Minister Guizot zu 
stürzen. Der König entläfst, als ein Teil der Nationalgarde sich 
den Empörern anschliefst, Guizot und verspricht die Reform. So 
war die Mehrheit der Pariser zufriedengestellt. Die Stadt wird 
illuminiert. Aber die geheimen Gesellschaften sind nicht zufi-ieden. 
Sie veranlassen einen neuen Kampf. Der König benimmt sich 
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schwächlich, die Bürgergarde weigert den Kampf gegen das Volk, 
die Linientruppen werden teils überwältigt, teils fallen sie ab. 
Das Julikönigtum wird gestürzt, die Bepublik ausgerufen. 

Da die Februarrevolution das Werk der arbeitenden Klasse 
war, mufste die provisorische Regierung deren Besserstellung zu 
ihrer Hauptanfgabe machen. Sie verpflichtet sich, „das Becht 
auf Arbeit^' anzuerkennen. Ein Arbeiter, Albert, wird der 
provisorischen Begierung beigesellt, Louis Blanc, der sozialistische 
Theoretiker, soll mit Hilfe eines „Arbeiterparlaments" die Arbeit 
organisieren und das Volk beglücken. Dasselbe erhält das Hotel 
Luxemburg, die ehemalige Pairskammer, als Sitzungslokal. Am 
10. März ward dies sozialistische Arbeiterparlament, an dem gegen 
400 Abgeordnete der verschiedenen Arbeiterklassen teilnahmen, 
eröffnet. Zugleich errichtete die Begierung in Paris und in allen 
gröfseren Fabrikstädten unter der Oberaufsicht von Direktoren 
ateliers nationaux. In Paris allein traten erst 20 000, nach und 
nach 150 000 Arbeiter ein, deren jeder täglich zwei Franken er- 
hielt. Allein diese Nationalwerkstätten leisten nichts, da die Arbeiter 
derselben müTsig sind, indem sie statt zu arbeiten, politisieren; sie 
werden, da sie in geschlossenen Massen ihren Führern stets zur 
Hand sind, zu einer für die Buhe des Staates gefahrdrohenden 
Macht. Dabei waren die Staatsfinanzen zerrüttet. Bei Gründung 
der Bepublik standen 190 Millionen Franken Kassenbestand 
900 Millionen Soll gegenüber. Indessen strebt der energischere 
Teil der Sozialisten nach Errichtung eines Wohlfahrtsausschusses 
und der revolutionären Diktatur. Zahlreiche revolutionäre Klubs 
und Verbrüderungen, durch Abgesandte und Schriftenaustausch in 
Verbindung miteinander, bedeckten ganz Frankreich. Die unter 
der Oberleitung Louis Blancs erscheinende Zeitung „Organisation 
du travail" führte in mehreren Nummern hintereinander die Namen 
der reichsten Kapitalisten und Grundbesitzer von Paris auf, und 
man setzte grofsartige Demonstrationen behufs Sprengung der 
provisorischen Begierung in Szene (z. B. am 16. und 17. März, 
16. April). 

Die Hoffnungen der roten Bepublikaner, dafs die neugewählte 
Nationalversammlung wesentlich Männer ihrer Bichtung aufweisen 
würde, erfüllten sich nicht. Vielmehr zählte diese in grofser 
Mehrzahl gemäfsigte Bepublikaner in ihren Beihen. Der Groll 
jener nahm zu, als nach Abdankung der provisorischen Begierung 
eine Exekutivkommission von fünf Männern zusammentrat, die bei 
der Ernennung der Minister die Sozialisten überging. Aufserdem er- 
liefs die Nationalversammlung das Verbot, Petitionen im Sitzungs- 
lokale persönlich zu überreichen. Als nun auch noch das von 
Louis Blanc beantragte „Ministerium des Portschritts", das die 
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Fordeningen der Arbeiter durchführen sollte, abgelehnt wurde, 
wollten die Häupter der sozialistischen Vereine, Blanqui, Huber, 
Easpail, Sobrier, Barb^s die Nationalversammlung auseinanderjagen. 
50 — 60 000 meist unbewafl&iete Arbeiter ziehen am 15. Mai vor 
das Parlament, dringen in den Sitzungssaal und in die Zuschauer- 
räume, tragen ihre Forderungen vor und schreiten, als die Ver- 
treter der Nation, bedroht und beschimpft, samt dem Präsidenten 
Buchez das Gebäude verlassen, und der Generalmarsch geschlagen 
wird, zur Wahl einer neuen provisorischen Regierung. Dann 
nehmen sie das Stadthaus mit Gewalt, wo sie verschiedene Dekrete 
(Auflösung der Nationalgarde, Einsetzung einer Exekutivkommission) 
erlassen. Jetzt zeigte sich die Frucht der Voraussicht und That- 
kraft Lamartines, der seit Beginn der Februarrevolution Mitglied 
der Regierung war. Dieser hatte, um allen voraussichtlichen 
revolutionären Umtrieben die Spitze bieten zu können, die Er- 
richtung einer 12 000 Mann starken Mobilgarde durchgesetzt und 
deren Treue und Ergebenheit zu sichern verstanden. Entschlossen 
zerstreute er die Volksmassen, drang in das Stadthaus ein und 
verhaftete die Verschwörer. Drei bewaffnete revolutionäre Banden, 
unter anderem „die Montagnards", und die „revolutionäre Garde" 
wurden aufgelöst. Nun wollte man schrittweise die National- 
werkstätten aufheben. Zuerst sollte die Zahl der vom Staat zu 
Unterstützenden vermindert werden. Da erhoben sich die Sozialisten, 
und der furchtbare, blutige Juniaufstand tobte vier Tage lang 
in den Strafsen von Paris. Nachdem bereits am 22. Mai Zu- 
sammenrottungen von Arbeitern der Nationalwerkstätten stattge- 
funden hatten, war am 23. morgens ein grofser Teil der Stadt 
mit Barrikaden und Aufständischen besetzt, und das Streiten be- 
gann. An demselben nahm an diesem Tage nur ein Drittel der 
Nationalgarden teil, die übrigen gaben die Erklärung ab, dafs 
sie nicht in der Lage wären, für die Regierung zu marschieren. 
Bis zum 25. Mai nachmittags durchraste ein erbitterter Kampf 
die von den Sozialisten besetzten, von Barrikaden strotzenden Stadt- 
viertel. Die Nationalversammlung ernennt den energischen Kriegs- 
minister Cavaignac zum Oberbefehlshaber aller Streitkräfte, ver- 
kündet, als die Zahl der Empörer wächst, den Belagerungszustand 
und bekleidet den General mit diktatorischer Gewalt. Diese 
Thatkraft führte zum Sieg. Die Nationalgarden, die sich auf den 
Generalmarsch am 24. Mai zahlreicher eingestellt hatten, die 
Mobilgarde und die Linientruppen thaten ihre Pflicht. Zuerst wird 
ein Teil des Templeviertels erobert, die Einnahme des Klosters 
St. Lazare, des Zentrums der Insurrektion gelang vorerst noch 
nicht. Nachdem dafür das Pantheon erstürmt war, waren die 
Aufständischen von allen Seiten von Regierungstruppen umringt, 
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so dafs ihnen alle Verstärkungen von benachbarten FabrikstUdten 
abgeschnitten wurden. Am 25. behaupteten sie noch das Quartier 
des Jardin des plantes, Berej, fast die ganze Vorstadt St. Antoine^ 
die oberen Teile von St. Denjs und La Chapelle, Stücke des 
Marais und der Templevorstadt. Noch 20 000 Männer standen 
hier auf den Verschanzangen; ihre Frauen, Kinder und Greise 
hatten sie hier. Voll wilder Verzweiflung füllten sie die Lücken 
der Barrikaden mit den Leichen der Gegner und schwuren, lieber 
unter dem roten Banner zu sterben als sich zu ergeben. General 
Br6a, den man gefangen genommen hatte, und Erzbischof Affre, 
der zum Frieden riet, wurden ermordet. Als aber viele von den 
Sozialisten besetzten Punkte unterminiert, und einige besonders 
feste Stellen trotz erbittertster Gegenwehr erobert waren, erlosch 
nach und nach der Aufstand. Gegen 50000 Anhänger der roten 
Bepublik hatten wider 100 000 Verteidiger der bestehenden Ordnung 
vier Tage gestritten, 10—12 000 waren tot oder verwundet, von 
elf Generalen fielen zwei während des Kampfes, starben fünf bald 
nachher an ihren Wunden. Viele Aufrührer wurden ergriffen und 
bestraft, die Nationalwerkstätten geschlossen. Das „Recht auf 
Arbeit.^)'' lehnte die Nationalversammlung als unausführbar^) 
ab, desgleichen den Grundsatz einer progressiven Einkommen- 
steuer (, d. h. einer direkten, mit der Höhe des Einkommens 
steigenden Steuer, wie sie unter anderem auch in Preufsen längst 
besteht). 

Infolge der Furcht vor dem Sozialismus, durch den Einflufs 
der Geistlichkeit auf die Landbevölkerung und die eifrige Thätigkeit 
seiner Partei wird Prinz Louis Napoleon zum Präsidenten (auf 
vier Jahre) gewählt. „Ln Angesicht Gottes und des französischen 
Volkes," schwur er, „der einen und unteilbaren Republik treu zu 
bleiben und alle durch die Verfassung ihm auferlegten Pflichten 
zu erfüllen/' Dann hielt er folgende Ansprache an die National- 
versammlung: „Die Stimme der Nation und der Eid, den ich eben 
geleistet, zeichnen mir mein künftiges Verfahren vor. Meine 
Pflichten sind mir vorgeschrieben, und ich werde sie als Mann von 
Ehre erfüllen. Ich werde als Feinde des Vaterlandes alle die- 
jenigen betrachten, welche darauf ausgehen, durch ungesetzliche 
Mittel abzuändern, was Frankreich angeordnet. Zwischen mir und 
Ihnen, Bürger Abgeordnete, kann es keine Meinungsverschiedenheiten 

1) Einer etwaigen Verpflichtung^ jedem Arbeit zu schaffen, kann 
der Staat nicht nachkommen. Übrigens findet sich für viele Arbeitslose 
doch Arbeit, für die freilich geringere BezahluDg erlangt würde, z. B. im 
Sommer auf dem Lande. Akademisch gebildete Leute müssen aber Jahre 
lang Hauslehrer werden, wenn kein Amt für sie frei ist, ja, noch tiefer 
steigen. 
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geben, unser Wille und unsere Wünsche sind die nSmliclien. 
Ich will wie Sie die ßtaatsgesellschaft wieder auf ihren Grund- 
lagen sicher stellen, die demokratischen Einrichtungen befestigen 
und alles aufbieten, um die Leiden des hochherzigen und ein- 
sichtigen Volkes zu lindem, welches mir einen so glänzenden Be- 
weis seines Vertrauens gegeben hat." Das französische Volk hätte 
den gesetzestreuen Cavaignac anstatt des Bonaparte zum Präsidenten 
wählen und durch Reformen den gemäfsigten Teil^) der Sozialisten 
gewinnen müssen. Aber es ging wie 1799. Die Furcht lähmte 
die Denkkraft, trotz der Lehren der Geschichte beschwor man den 
Cäsarismus herauf, dessen Agenten durch Gelderzahlungen gerade 
den Juniaufstand mit hatten beschleunigen helfen, in der Absicht, 
dafs dessen Furchtbarkeit die Nation dem Bonapartismus in die 
Arme treiben sollte. Napoleon strebt nach der Tyrannis, dem 
Kaiserthron seines Oheims, gestützt auf das Heer, die Geistlichkeit 
und das Plebiszit. Als die Nationalversammlung nicht in die Ab- 
änderung der Verfassung willigt, welche verbot, dafs man nach 
Ablauf der Amtszeit sofort wieder als Präsident wählbar sei, läfst 
er in der Nacht vom 1. bis 2. Dezember 1851 die Häupter der 
republikanischen und der orleanistischen Partei bei Nacht in ihren 
Wohnungen überfallen und festnehmen, löst die Nationalversammlung 
auf und spricht die Abschaffung der von ihm feierlich „im Namen 
Gottes und des französischen Volkes" beschworenen Verfassimg aus. 
Ein darauf entstandener Strafsenaufstand wird blutig niedergeworfen, 
zu Hunderten werden die politischen Gegner, gleichviel welcher 
Gesinnung und Richtung, in die Kasematten und Gefängnisse ge- 
worfen, Tausende nach Cayenne verbannt. (Vgl. die Proskriptionen 
Sullas!) Die Nation, bearbeitet von den Beamten, vom Klerus, 
der durch den Zug zur Wiederherstellung der päpstlichen Gewalt 
in Eom gewonnen war, und aus Angst vor neuen Unruhen, 
spricht sich in einem Plebiszite mit angeblich mehr als sieben 
Millionen Stimmen für Louis Napoleons neuentworfene Staats- 
ordnung aus. Am 2. Dezember 1852 Napoleon als N. IIL „Kaiser 
der Franzosen". (Vgl. den Stufengang mit dem Napoleons I.) 
Seine Regierung ganz nach der Weise der Tyrannis, wozu noch 
die schon von seinem Oheim ins Werk gesetzten Plebiszite (im 
Sinne der Rousseauschen Volkssouveränität) kommen. Mit eiserner 
Faust hält er die Ordnung aufrecht. Allein, trotz aller auswärtigen 



1) Z. B. unterwarf man die Schullehrer, weil man sie des Sozialis- 
muB zieh, durch ein Schullehrergesetz völlig der Willkür der Präfekten, 
statt dafs man ihre äufserst niedrigen Einnahmen in einer der Bedeutung 
dieses Standes entsprechenden Weise erhöht hätte, wodurch sicherlich 
sozialistische Sympathien erstickt wären. 
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Triumphe, trotz alles Glanzes ^ trotz des Beistandes der franzö- 
sischen Geistlichkeit, trotz der Versuche, durch Begünstigungen 
und reichliche Beschäftigung den Arbeiterstand für sich zu ge- 
winnen^), trotz der „Krönung des napoleonischen Gebäudes" durch 
eine liberalere Verfassung und des letzten Plebiszites von 1869 
(über 7 Millionen stimmten mit „oui^', lYg MiUionen, worunter 
freilich 60 000 in Heer und Flotte, mit „non"), bricht der auf 
gesetzwidrige Weise, durch Eidbruch und Gewalt aufgerichtete 
Thron, weil ohne festen Halt im Lande, weil sittlicher Kraft bar, 
beim ersten schweren Schicksalsschlag plötzlich zusammen: 4. Sep- 
tember 1870. Hier erfüllte sich des Dichters Wort: „Die Welt- 
geschichte ist das Weltgericht." 

2. Der Kommune-Aufstand von 1871. 

Nach und nach kam die sozialistische Partei in Frankreich 
wieder zu Kräften und sie begann zu hoffen und zu handeln. Schon 
am 31. Oktober 1870 und am 22. Januar 1871 versuchte sie, 
des napoleonischen kraftvollen Begiments ledig und den Zustand 
des Landes benutzend, sich des Stadthauses und damit der Gewalt 
über Paris zu versichern. Dann, als infolge der mit dem deutschen 
Beich abgeschlossenen Konvention von Versailles vom 28. Januar 1871 
nur noch 12 000 bewaffnete Soldaten in der ungeheuren Stadt 
standen, der weitaus gröfste Teil des Heeres aber in deutscher 
Gefangenschaft war, hielt sie ihre Zeit für gekommen: Am 
18. März 1871 Aufstand in den Arbeitervierteln; 28. März bis 
22. Mai: Herrschaft der sozialistischen Kommune in Paris. 

Die späterhin bewiesene Energie seitens der Begierung und 
der zu Versailles versammelten Nationalversammlung verursacht 
im Mai die Niederwerfung der Empörer. 

Li dem Aufstande der Pariser Kommune sind die Grundlinien 
sozialistischer Bevolutionen, so lange sie nur in einer (Grofs-)Stadt 
zum Ausbruch kommt, und die Begierung Festigkeit zeigt, vor- 
gezeichnet. 
L Vorbedingungen. 

1. Vorhandensein einer starken fanatischen Kommunistenpartei. 

2. Kühne, vor keinem Wagnis zurückschreckende Führer an 
deren Spitze. 

3. Der Staat befindet sich in schlimmster Lage. — 

1) In der Zeit seiner Verbannung und seiner Gefangenschaft in Ham 
hatte sich Napoleon eingehend mit volkswirtschaftlichen Fragen be- 
schäftigt und dann ein Buch ,^Über die Ausrottung des Pauperismus** 
geschrieben, das in Arbeiterkreisen mannigfache Anerkennung fand. — 
über seine späteren Mafsnahmen s. v. Treitschke, Historische und poli- 
tische Aufsätze, III, Frankreichs Staatsleben und der Bonapartismus. 
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Damaliger Zustand Frankreichs: 

a. Eine Million siegreicher Fremdlinge soeben im Lande, die 
Nord- und Ostforts der Hauptstadt noch in deren Händen. 

b. Fünf Milliarden Franken sollen gezahlt werden. 

c. Ein Heer der Fremden mulÜB so lange in den Ostdeparte- 
ments erhalten werden, bis jene Summe aufgebracht ist. 

d. Die Begierung Frankreichs der bestehenden Verfassung 
nach republikanisch, aber 

e. die Mehrheit des Parlaments royalistisch und klerikal. 

f. Wenig Soldaten in der Stadt, die (wohl auch durch die 
lange Waffengemeinschaft während der Belagemngszeit) 
mit dem Volke vielfach in guten Beziehungen stehen. 

IL Vorbereitende Umstände. 

1. Dem Volke entgehen gewisse Vorteile nur durch den Gang 
der Ereignisse. 

2. Es besitzt in Menge Waffen. — Damals: 

a. Die Massen, bisher vom Staat erhalten (die Männer em^ 
pfingen Sold, die Familien Beköstigung), sollen wieder 
arbeiten. 

b. Sie sind in Besitz von Waffen und waren längst kriegs- 
mäfsig in Abteilungen geordnet. 

ni. Gang der Handlung. 

1. Ein geheimes Comit6 beginnt zu handeln; kühn und ent- 
schlossen geht es vor, die Vertreter der Begierung zeigen 
Mangel an Vorbedacht und Thatkraft (Vgl 10. Aug. 1792.) 

Es setzt sich in Besitz der Artillerie und der besten 
Positionen. — Das Comit6 tritt im Verborgenen zusammen. 
Die Kanonen werden genommen. Die Begierung trifft zu 
spät und ungeschickt Mafsregeln zu deren Wiedergewinn. 
Die Sozialisten behaupten sie gegen zwei Marschkolonnen 
und besetzen wichtige Punkte. 

2. Die Begierungstruppen unzuverlässig, fallen zum Teil ab, 
gehen „zum Volke" über. Die Begierung, entweder aus 
Mangel an Hilfsmitteln oder an Thatkraft (vgl. 1789), ver- 
liert die Stadt. — Mehrere Begimenter fallen ab. General 
Lecomte und sein Stab gefangen. Die Versailler Begierung 
hatte zwar bald 40 000 Mann mit 500 Geschützen zur Hand, 
gab aber die Stadt vorläufig auf, entweder aus Mangel an 
Wagemut oder aus mangelndem Vertrauen zu der Treue 
der Soldaten, oder weil ihr 40 000 Mann zur Bewältigung 
der Aufständischen nicht ausreichend erschienen. 

3. Bacheakte der souveränen Masse gegen gefangene Offiziere. 
— Die Generale Lecomte und Thomas werden in nieder- 
trächtiger Weise hingemordet. 
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4. Der Mittelstand benimmt sich (mit geringer Ausnahme,, was 
natürlich nutzlos ist) trotz starker Macht feige. (Vgl. 1792—94.) 

— Anfangs war die Nationalgarde ganz und gar zurück- 
haltend, dann boten 30000 der Regierung ihr Hilfe an. Von 
490000 Wählern blieben über 200000 am Tage der Wahl 

— es galt die Wahl der Gemeinderatsmitglieder — fem. Da 
die Sozialisten sämtlich zur Wahlurne gegangen sein werden 
und noch mancher Andersgesinnter auTser ihnen, so stellten 
die Wegbleibenden die staatserhaltenden Elemente dar. 

5. Versöhnungsversuche schlagen fehl. — Vergeblicher Umzug 
der Freimaurer. 

6. Ungeschickteste Vertreter der Regierung benehmen sich thöricht. 
-^ Admiral Saisset. 

7. Aufrichtung der sozialistischen Regierung, bestehend aus 
Schwärmern und Katilinariem; kaum ein braver Arbeiter 
gehört ihr an. — Der neugewählte sozialistische Gemeinderat 
übernimmt das Regiment. Die Mehrzahl der Mitglieder waren 
Winkeladvokaten, Winkelärzte, Winkellitteraten, bankerotte 
Krämer, „verbummelte" Studenten und Arbeiter, weggejagte 
Kommis. Zu den Ehrenmännern gehörte der 76jährige In- 
genieur Beslay, ein überzeugter Anhänger der kommunistischen 
Partei. Nur ein tüchtiger eigentlicher Arbeiter war Mitglied 
der Kommune, der Färbergeselle V. Clement. 

8. Die Kommunisten, des leichten Sieges froh, feiern ihre Feste. 

— Fest der Kommune am 28. März. 

(Vgl. 1790 Verbrüderungsfest. 1793 das Fest des ötre supröme.) 

9. Die sozialistische Regierung setzt sich in Besitz von Geld- 
mitteln, wobei sie seltsamerweise die grofsen Privatbankbesitzer 
schont, im Sinne ihrer Lehre aber kostbare Kirchengeräte raubt 
und die Besitzenden mit starken Ausnahmesteuem belegt. 
Gesetze werden gegeben. — Accise, Tabaksregie, Stempel- 
gebühren, Zwangsanleihen bei der Bank von Frankreich und 
den Eisenbahngesellschaften liefern die täglich notwendigen 
Mittel (800 000 Fr.). Sämtliche bewegliche Güter der geist- 
lichen Genossenschaften als Nationaleigentum behandelt, alle 
Staatsausgaben für den Kultus verweigert. Das Hazardspiel 
wird verboten, eine Schulorganisation entworfen, nächtliche 
Bäckerarbeit untersagt. 

10. Das weibliche Geschlecht nimmt an der Bewegung teil. Weil 
leichter reizbar, um so wilder. (Schiller: „Da werden Weiber 
zu Hyänen".) — Amazonenbataillone, zuletzt in der Stärke 
von 10 000. 

11. Trotz der Lehre, dafs alle Arbeit einander gleich sei, erhalten 
verschiedene Beamtengrade höhere Bezüge. — Es ward eine 
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höchste Stafe von 6000 Fr. Jahresgehalt festgesetzt, jedes 
Gemeinderatsmitglied erhielt 15 Fr. Tagegelder, jeder Oher- 
general 16, der Bürgerwehrmann aher ly^ Fr. und Be- 
köstigung. 

12. Eifersucht und Mifstrauen beginnen die Häupter der Sozialisten 
zu erfüllen. (Vgl. 1793.) — Es wurden einige von den andern 
verhaftet, als ob sie Spione der Versailler Begiemng wftren. 

13. Man denJct von einer Seite an die Schaffung der Diktatur. 
(Bobespierre soll ähnliche Pläne fär seine Person gehabt haben. 
Der Wohlfahrtsausschufs war nahezu eine Diktatur von drei 
Männern.) — Die Ernennung eines Diktators wird vorge- 
schlagen, aber abgelehnt. 

14. Die gegnerische Presse wird unterdrückt. — Die nicht kommu- 
nistischen Journale werden unterdrückt, auch die republikani- 
schen, wie der „Siöcle". 

Sonst, in der Theorie, ist der Sozialismus entschieden für 
Sicherung der freiesten Meinungsäufserung. — Als der Polizei- 
präfekt Eiganlt eines Tages einen Journalisten verhaften liefs, 
bat ihn ein Kollege desselben um Freilassxmg des Gefangenen. 
„Man scheint jetzt die Freiheit der Presse gering zu achten.'* 
Bigault: „Freiheit der Presse? Kenne dergleichen nicht." „Sie 
wollen nichts davon wissen? Ehemals haben Sie selbst aber 
dieselbe immer gefordert^' „Ja, zur Zeit Badinguets. ^) Aufser- 
dem habe ich für meine Person im voraus erklärt, dafs unsere 
Partei nun und nimmermehr eine oppositionelle Presse dulden 
würde, wenn wir einmal die Oberhand gewinnen. Das haben 
wir jetzt und somit dulden wir keine gegnerische Presse." 

15. Die verfassungsmäTsige Begierung fafst ihre Kräfte zusammen 
und holt zu einem entscheidenden Schlage aus. — Mac Mahon 
wird zum Oberbefehlshaber der Belagemngsarmee, die aus 
den aus Deutschland kommenden Gefangenen gebildet wird, 
ernannt. Mit 150000 Mann zieht er heran. 

16. Mit grofser Kraft, fanatischer Begeisterung und hingehendster 
Tapferkeit kämpfen die Sozialisten; trotz ihrer gewaltigen 
Waffenmassen sind sie im Nachteil, weil sie Mangel an techni- 
schen Kenntnissen haben. (Vgl. die Jakobiner 1792 — 1794.) 
Der Bürgerkrieg erregt die Gemüter mehr als ein Kampf wider 
Fremdlinge. — Mifsglückter Zug gegen Versailles. Stand- 
hafteste Verteidigung. Auf beiden Seiten erschiefst man viel- 
fach die Gefangenen. 

17. Als die Aufständischen ihre Sache dem Untergang nahe sehen. 



1) Napoleons 111 Spottname. Unter diesein Namen war er aas 
Harn entwichen. 
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beginnen sie zu wüten: Gegen Gefangene (Septembermorde 1792, 
als die prenfsische Armee in die Champagne eindrang), gegen 
aUes, was den „Beaktionären'^ besonders teuer ist, gegen das 
Eigentum gegnerischer Staatsmänner. Zuletzt versuchen sie, 
da nicht sie Paris behaupten und „reformieren'' können, die 
Stadt in barbarischer Weise zu vernichten. Am meisten 
Wildheit zeigt das weibliche Geschlecht. Antwort darauf; 
Grausames Wüten der Regierungstruppen. — Die Geiseln, 
300 Priester und Gendarmen, werden ermordet, die Napoleons- 
säule wird gestürzt, die Kirche Br6a zerstört. Plünderung der 
Kirchen, öffentliche Schmähreden gegen Ehe und Religion. 
Thiers' Haus niedergerissen. Die Truppen Mac Mahons be- 
nahmen sich sehr grausam.^) 

18. Die Strafurteile der Sieger. (Vgl. den „weifsen Schrecken" 
1794 und 1814.) Verluste der Nation. — 11 170 gefangene 
Sozialisten kommen vor die Kriegsgerichte. 110 werden zum 
Tode verurteilt, aber nur 24 hingerichtet, worunter 1 Mitglied 
der Regierung; andere werden deportiert. 30000 Sozialisten 
fielen im Kampfe oder wurden von den Regierungstruppen 
erschossen. 7500 Tote und Verwundete zählte das Heer, Güter, 
Gebäude u. dgl. im Werte von 500 Millionen Franken sind ver- 
brannt, 53 Millionen gab die Kommune zur Aufrechterhaltung 
des Aufstandes aus, dazu kamen die Belagerungskosten. 

19. Folge: Reaktion oder halb und halb absolutistisches König- 
tum. — Beinahe wäre das Haupt der legitimistischen bour- 
bonischen Partei (als Henry V) König geworden (durch das 
geängstigte neue Parlament) und damit fast das Mittelalter 
zurückgeführt. Wäre der Aufstand allgemein gewesen, dann 
hätte ein siegreicher General leicht Diktator werden können. 

So ist der Gang der Entwicklung, wenn der Aufstand nur an 
einer Stelle ausbricht, wenn die Regierung in der Lage ist, sich 
die erforderlichen Mittel zur Niederwerfung desselben zu verschaffen 
und die Rebellion auf ihren Ausbruchsherd zu beschränken, und 
wenn sie dann mit Energie den Entscheidungskampf schlägt. 
Andernfalls hätte der Brand alle grofsen Städte ergriffen, die 

1) Die 1871 vielfach bewiesene Grausamkeit der Regierungstruppen 
ist geradezu geeignet, viele der davon Betroffenen in den Augen ihrer 
Parteigenossen als Märtyrer erscheinen zu lassen. Darum widerstreitet 
dieselbe nicht allein der Menschlichkeit, sondern auch der politischen 
Klugheit. Scharfen Tadel verdient nach dieser Richtung der Marquis 
de Gallifet. Seltsam ist auch, dafs nach errungenem Siege der Ordnnngs- 
partei 360 000 anonyme Denunziationen beim Kriegsgericht einliefen, 
während kaum halb so viel Kommunisten die Waffen getragen hatten. 
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Nationalversammlung und die Regierung in Versaillee wären zer- 
sprengt, der Pariser Wohlfahrtsausschufs hätte nach Vorbild dessen 
von 1793 die Herrschaft über das ganze Land zu erringen ver- 
sucht. Ein blutiger, greuelvoller Bürgerkrieg hätte ganz Frank- 
reich heimgesucht und an den Band des Verderbens gebracht. 

Urteile der Sozialisten Deutschlands über den Kommune- Auf- 
stand von 1871: 

Bebel (im Beichstag 1871): „Die Pariser Kommune ist ein 
kleines Vorpostengefecht in dem Kriege, den das Proletariat gegen 
alle Paläste führen wird," 

Marx: „Die Hauptnrsache der Niederlage der Kommune be- 
stand darin, dafs sich die Proletarier der andern europäischen 
Hauptstädte nicht auch erhoben hatten.'' 

Der Tag der Überwältigung des Pariser Aufstandes wird von 
vielen Parteigenossen innerhalb des deutschen Reiches als Trauer- 
tag betrachtet. Die „Berliner Volkstribüne'' hatte am 20. Gedenk- 
tag (18. März 1891) den Männern der Kommune eine Gedächtnis- 
nummer auf blutrotem Papier gewidmet und die Thaten jener den 
Parteigenossen als Beispiel empfohlen. Jedoch die Pehler der 
Kommunarden solle man vermeiden, z. B. die Schonung der Bank 
von Frankreich und ihrer Depositen. Die deutsche Sozialdemokratie 
würde da fest zugepackt und die Bank mit Beschlag belegt haben. 

J. Scherr: Wird die Welt aus der Geschichte dieses Kampfes 
etwas lernen? — Vielleicht. Vielleicht aber behält Hegel recht, 
der da sagte: „Die Geschichte lehrt nur, dafs sie die Leute nichts 
lehrte", das heifst, dafs die Leute nichts von ihr lernen wollen. 

Zur Veranschaulichung des Grades von Parteifanatismus, 
der sozialen Kämpfen eigen zu sein pflegt, diene beifolgendes 
Kapitel. 

Der Untergang der Pariser Eommone. 

Johannes Scherr, das rote Quartal*), S. 90—123. 

Die letzte Maiwoche brachte die Katastrophe, brachte hoch- 
rote Pfingsten, wie Paris noch keine gesehen hatte. 

Wenn man vom Boulogner Walde her durch die Pforte 
La Muette die grofse Umwallung passiert und den Schienendamm 
der Gürteleisenbahn hinter sich hat, so erblickt man in der Richtung 
auf Passy zur Rechten Park und Schlofs La Muette. Hierher 
hatte der Obergeneral der Kommune, Dombrowski, sein Haupt- 



1) Leipzig, Ph. Beclam jun. — Selbstverständlich studiert der 
Lehrer auch Werke aus der Feder von Sozialisten, z. B. Geschichte 
der Kommune von 1871 von Lissagaray. Stuttgart, Dietz. 
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quai*tier verlegt, als es der Entscheidung zuging. Er stellte den 
mehr und mehr an den Wall herangekommenen Belagerern einen 
zähen und geschickten Widerstand entgegen, vermochte aber mit 
seinen Mitteln die Überlegenheit der blauen Artillerie in die Länge 
nicht zu bestreiten. Diese Überlegenheit machte es dem Polen 
am 20. Mai klar, dafs die Walllinie, ob zwar bis zur Stunde noch 
keine Bresche in dieselbe gelegt war^ nicht mehr zu halten wäre 
und daher von der Porte Maillot bis hinunter zur Porte St.-Cloud 
geräumt werden müfste. Aber nur, um eine zweite Verteidigungs- 
linie desto hartnäckiger zu halten, den Schienendamm der Gürtel- 
bahn, welcher ganz zweckentsprechend gelegen und gebaut war. 
Den Bückzug auf diese Linie befahl Dombrowski am folgenden Tage. 
Wäre nun der Bückzug mit der erforderlichen Ordnung voll- 
zogen worden, und hätten sich die Boten auf und hinter dem 
Eisenbahndamm gehörig einzurichten vermocht, so würden sie 
zweifellos imstande gewesen sein, die Westfront der Stadt noch 
mehrere Tage, vielleicht sogar Wochen vor dem Einbruch der 
Blauen zu schützen. Li diesem Falle, so hat man mit Becht ge- 
folgert, müfste die Katastrophe noch viel schrecklicher geworden 
sein, weil der rote Zerstörungswahn mehr Zeit gehabt hätte, seine 
Absichten zu Thaten zu machen. Auf das Vorhandensein solcher 
Absichten ist schon früher hingewiesen worden. Doch mag hier 
noch die Bemerkung stehen, dafs die Behauptung, es sei im 
Schofse der Kommune oder des Wohlfahrtsausschusses oder des 
Zentralcomit^s ein förmlicher Plan zur systematischen Zerstörung 
von Paris im Falle der Niederlage, ein formlicher Plan der ünter- 
minierung, Sprengung und Verbrennung der Stadt ausgearbeitet 
worden, nirgends erwiesen wurde, auch durch die nachmalige 
Prozedur der Kommunarden vor dem Kriegsgerichte nicht. Freilich 
• die Tendenz zu einer solchen Ungeheuerlichkeit rumorte unter mehr 
als einer Schädeldecke, wie uns ja von der Hand mehr als eines 
Mitgliedes der Kommune schwarz auf weifs bezeugt ist. Aber 
es wird nichts so heifs gespeist, als es gekocht ist, und von der 
fixen Vorstellung eines Narren bis zur methodischen Ausführung 
derselben ist ein weiter Weg. Demnach dürfte, alles zusammen- 
gehalten, die geschichtliche Wahrheit sein, dafs der wahnwitzige 
Zerstörungsgedanke, obzwar von diesem oder jenem Fanatiker schon 
viel früher ausgeheckt, erst in den Nöten des Verzweiflungskampfes 
systematisch thatsächliche Gestalt gewann, und dafs die mit Petrol 
getränkte Brandfackel zunächst als strategisches Mittel in An- 
wendung kam. Jedoch soll damit keineswegs verneint werden, 
dafs diese Fackel, nachdem sie einmal geschwungen war, in den 
Händen von Gesellen wie Perr6 und Bigault zur gemeinen Mord- 
brennerfackel geworden, und dafs diese und ihnen ähnliche Böse- 

Sohenk, Belehxangon. 17 
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wichte dem teufliscben Gelüste nachgegeben haben, die Zerstörung 
der Paläste und Häuser von Paris um der Zerstörung willen zu 
betreiben. 

Wäre diesen Rasenden Zeit gelassen worden, ja dann würde 
Paris, ganz Paris in einem Flammenmeer versunken sein. 

Sie hatten keine Zeit. 

Montags, den 22. Mai, wurden in der Morgenfrühe die Pariser 
durch einen furchtbaren, von Westen her vorschreitenden Kanonen- 
donner geweckt. Wer auf die Strafsen hinabeilte, sah Volkshaufen 
vorüberlaufen und hörte sie schreien: „Die Blauen sind in der 
Stadt. Die Yersailler sind einmarschiert.^^ Oder: „Die Bothosen 
sind da. Wir sind verraten." Oder: „Man schlägt sich beim 
Viadukt von Auteuil und auf dem Marsfelde." Dem Geschütze- 
donner vom Westen giebt solcher von Nordosten Antwort. Die 
Batterieen auf dem Montmartre werfen ihre Bomben zum Triumph- 
bogen hinüber. Neue Volkshaufen, neue Schreie der Angst, der 
Wut, der Verzweiflung. Dann das alles zusammengefafst in den 
Ruf: „Barrikaden!" Auf den Boulevards wenige Eilgänger, Wirt- 
schaften und Magazine geschlossen. Der Barrikadenbau beginnt 
in allen gegen den Bundplatz, aus welchem der Are de Triomphe 
aufragt, hinausführenden Strafsen. Vorübersprengende Offiziere, 
kreischende Kommando werte, fieberische Thätigkeit von Männern, 
Frauen, Kindern, welche Pflastersteine und anderes Barrikaden- 
material herbeischleppen. Hochaufgeschürzte Amazonen, Ingrimm 
auf den bleichen Gesichtern, die rote Kappe aufs wirre Haar ge- 
stülpt, haben sich vor Mitrailleusen gespannt und ziehen dieselben 
im Laufschritt herbei. Vorbeigehende, die weder Bürgerwehrröcke 
noch Blusen anhaben, werden ohne Umstände zum Steinetragen 
geprefst, mehr oder weniger höflich oder grob. „Nicht wahr, 
Monsieur, Sie werden so freundlich sein, uns ein bifschen zu helfen?'^ 
Aber auch aus der Dur-Tonart: „Bürger, du wirst so geftlllig 
sein, ims nicht zu bespionieren, sondern Steine herbeizutrageti, 
oder ich schlage dir den Schädel ein." 

Die Blauen waren also in der Stadt. Wie war das zuge- 
gangen? Hatte wirklich der Prophezeiung des Bürgers Jules 
Vallös gemäfs einer der Kommune^ Generale dieses oder jenes Thor 
an die Versailler verkauft? Nein. Ihr Erfolg, d. h. die Möglichkeit 
des Eindringens in die Stadt; war für die Begierungstruppen selbst 
eine Überraschung gewesen. Die zweite Belagerung von Paris 
endete mit einem Handstreich, welcher zunächst durch die kühne 
Entschlossenheit eines einfachen Bürgers ermöglicht wurde. 

Die Belagerer hatten ihre Laufgräben bis unter den Wall 
vorgetrieben. Bis Dienstag, den 23. Mai, hofften sie Bresche 
schief sen und dann zum Sturmangriff schreiten zu können. Sie 
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wufsten nicht, dafs die Überlegenheit ihrer Batterieen den Boten 
die längere Behauptung der Umwallung unmöglich gemacht, und 
demzufolge Dombrowski den Eückzug zum Gürtelbahndamm be- 
fohlen hatte. Ebenso unbekannt war ihnen, dafs dieser Rückzug 
sehr unordentlich bewerkstelligt wurde, und die Streiter der Kom- 
mune, statt in ihrer neuen Aufstellung sich gehörig einzurichten, 
vorgezogen hatten, in den Schenken von Auteuil und Passy sich 
ein Sonntagsvergnügen zu machen. Bei sothanen Umständen war 
die Umwallung aufgegeben und leer, der Bahndamm dagegen ent- 
weder noch gar nicht oder doch nur ungenügend besetzt. 

Um 3 Uhr nachmittags sahen Rothosen, welche in der bis 
nahe vor die Bastionen der Porte St.-Cloud getriebenen Tranch6e 
wachtstanden, einen bürgerlich gekleideten Mann auf der Höhe 
der Umwallung erscheinen, ein weifses Tuch schwenkend. Das 
war der Bürger Jules Ducatel, ein Subaltembeamter beim städtischen 
Strafsenwesen. Mit Einsetzung seines Lebens benutzte er den 
günstigen Augenblick, um die Regierungstruppen zu verständigen, 
dafs sie den Wall übersteigen könnten, ohne Gegenwehr zu finden. 
Ein Kapitän vom Genie, Garnier, der an dieser Stelle die Be- 
lagerungsarbeiten leitete, bemerkte den winkenden Mann ebenfalls, 
traute jedoch dem Gewinke nicht recht, sondern argwohnte auf 
Seiten der Roten die Kriegslist, die Blauen auf eine Mine zu locken. 
Trotzdem, da Ducatel, auf die Gefahr hin, in jedem Augenblick 
von Wehrleuten der Kommune in seinem geftlhrlichen Beginnen 
überrascht und niedergeschossen zu werden, mit seinem Taschen- 
tuche zu wehen fortfuhr, näherte sich der Offizier dem Manne bis 
auf Gehörweite, rief ihn fragend an und erfuhr von ihm den Sach- 
verhalt. Garnier vergewisserte sich mittels einer sofort vorge- 
nommenen Erkundung von der Wahrheit der Aussage Ducatels, 
und ein gerade zufällig in den Laufgräben weilender Seekapitän, 
Namens Tr6ves, depeschierte die unverhoffte Neuigkeit nach Ver- 
sailles. Die Führer der zunächst stehenden Truppenteile wurden 
ebenfalls eilends benachrichtigt und begannen noch vor 4 Uhr 
ihre zweckdienlichen Bewegungen. Die Division Berg6 bemächtigte 
sich der Porte St.-Cloud, die Division Berthaut des Raumeö zwischen 
der Umwallung und dem Bahndamm. Dann wurden fliegende 
Kolonnen innerhalb der Wälle nordwärts vorgeschoben, um sich 
der Thore von Auteuil und Passy zu bemächtigen, durch welche 
dann die draufsen bereitstehenden Mannschaften des Generals 
Ladmirault hereindrangen. Etwas später marschierte auf der Süd- 
seite das Corps Cissey durch die Thore von Versailles und Vanves 
in die Stadt. Die Dunkelheit war noch nicht völlig hereinge- 
brochen, als sich schon 80 000 Mann Regierungstruppen auf der 
Stadtseite der Umwallung befanden, die drei Corps der Generale 

17* 
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Douay, Ladmirault und Cissey. Es mufs denn doch eine grofse 
Lockerung und Lotterung unter den Boten eingerissen gewesen 
sein an jenem Sonntagsabend. Denn der Widerstand, welchen die 
Blauen fanden, war so nichtssagend, dafs sie noch an demselben 
Abend zu weiterem Vorgehen sich entschliefsen konnten. Die 
Dunkelheit begünstigte diese weiteren Handstreiche, welche das 
Schlofs La Muette, den Trokadero, den Triumphbogen, das Mars- 
feld und das ganze Quartier Vaugirard in die Gewalt der Truppen 
brachten. Auf dem Trokadero und beim Are de Triomphe ver- 
suchten die überraschten Boten allerdings Gegenwehr, vermochten 
aber damit nicht aufzukommen. Am letztgenannten Orte waren 
sie mitten im Bau einer Batterie überrascht worden. Die Blauen 
kehrten die Geschützemündungen alsbald gegen die Champs Elys^es 
hinab und schickten Kugeln bis zum Industriepalast und Eintrachts- 
platz. Diese Begrüfsung beantworteten die Boten mit Geschossen, 
welche eine von ihnen auf der Terrasse der Tuilerien errichtete 
Batterie die Prachtstrafse der Champs Elysees entlang zum Triumph- 
bogen hinaufsandte. 

In der inneren Stadt vernahm man wohl dieses Kanonenduett, 
aber man war solchen Singsangs seit Monaten so gewohnt, dafs 
man sich zum Schlafen niederlegte, ohne zu ahnen, dafs die Blauen 
innerhalb der ümwallung. Soweit diese am Abend in der Dunkel- 
heit hatten vordringen können, waren sie in diesen Quartieren, 
namentlich in den Westendquartieren rechts der Seine laut sym- 
pathisch empfangen und als Befreier begrüfst worden. Das war 
ganz in der Ordnung. Aber nicht in der Ordnung war, dafs die 
Soldaten der Begierung jetzt schon alle Boten, deren sie habhaft 
werden konnten, erbarmungslos niedermachten und von ihren 
Offizieren von dieser Mordvvut keineswegs abgemahnt, sondern viel- 
mehr noch dazu angeeifert wurden. Alle auch nur halbwegs an- 
ständigen Menschen in Europa haben sich über die Greuel, welche 
die Boten während des Verzweiflungskampfes der Kommune ver- 
übten, entsetzt. Aber der nur allzu gerechtfertigte Abscheu hätte 
nicht blofs auf eine Seite fallen sollen. Denn nicht allein die 
roten Besiegten, sondern auch die blauen Sieger haben sich wie 
wilde Bestien aufgeführt. Nein, nicht so, sondern so wild und 
wüst, wie nur der Mensch, nicht das Tier, zu wüten vermag. Da, 
in dieser schrecklichen Pariser Woche, hat pich die vielgerühmte 
„christliche" Zivilisation wieder einmal herrlich sehen lassen, wie 
sie sich eben immer und überall sehen liefs und sehen läfst, wo 
die elementaren Triebe und Leidenschaften der Menschenbestien, 
alle konventionellen Anerzogenheiten abstreifend, kämpfend auf- 
einanderprallten und aufeinanderprallen. . . . 

Das war ein Erwachen am Morgen dieses 22. Maitags! Von 
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Vaugirard im Süden bis zum Montmartre und La Villette im 
Norden, vom Quai d'Orsay und von der Madeleine im Westen 
bis nach Belleville und zum P^re Lachaise im Osten lief der 
Schreck ensmf: „Die Versailler sind in der Stadt!" Aber als- 
bald rollte diesem Ruf wie ein Widerraf der Alarmschrei nach: 
„Zu den Waffen! Auf die Barrikaden!^' Und mit diesen in 
tausenderlei Modulationen wiederholten Bufen und Schreien misch- 
ten sich das Wirbeln der Trommeln, die Hömersignale, das Heulen 
von tausend Sturmglocken, das Bassein fahrender Geschützzüge, 
das „Husten" der Mitrailleusen, Bombengezische, Chassepotsge- 
knatter — und alle diese Laute flössen zusammen in einen chao- 
tischen Schwall, in ein dumpfes, unartikuliertes, nervenfoltemdes 
Gedröhne. Man konnte glauben, das Todesröcheln der Biesenstadt 
zu hören. 

Noch war es aber nicht so weit. Die rote Fahne senkte sich 
nicht faul und feig vor der trikoloren. Nein, bis zur äufsersten 
Möglichkeit wurde sie emporgehalten, solange überhaupt noch Arme 
da waren, sie zu halten. Nur deutsche Hofhistoriographen, Leute 
ohne Eingeweide, oder Liberale mit hoher obrigkeitlicher Be- 
willigung könnten bestreiten wollen, dafs hier fdr eine schlechte 
Sache mit einem Todesmut gestritten wurde, wie er selbst für 
eine beste nie heldischer aufgewendet worden. 

In der Frühe wurde ein Aufruf vom Kriegsdelegierten 
Delescluze ausgegeben, der zum Widerstände bis aufs Messer auf- 
forderte. Ein wunderliches Dokument, ganz aus unbestreitbaren 
Wahrheiten und grotesken Lügen zusammengerührt. Alles aus 
dieser Tonart: „Zu den Waffen, Bürger, zu den Waffen! Ihr wifst, 
es handelt sich darum, zu siegen oder den Pfaffenknechten von 
Versailles in die unbarmherzigen Hände zu fallen, diesen Schuften, 
welche Frankreich den Preufseu ausgeliefert haben und uns jetzt 
den Preis für ihren Verrat bezahlen lassen wollen. Zu den Waffen! 
Auf die Barrikaden!" 

Die Kommune, des Zentrums der Stadt, sowie der im Norden 
und Osten gelegenen Vorstädte sicher, hatte also den Kampf um 
ihr Sein und Nichtsein an- und aufgenommen. Nicht vergebens 
auch rief sie zu den Waffen. Wohl an 50 000 Streiter gehorchten 
dem Rufe, darunter ganze Bataillone von Amazonen. Es mufste 
selbst von den Siegern, als sie die Geschichte der Besiegten schrieben, 
widerwillig anerkannt werden, dafs von Frauen die Barrikaden 
häufig am hartnäckigsten verteidigt wurden. Auf den endlich von 
den Truppen erstürmten Trümmern vieler dieser improvisierten 
Citadellen fand man die Leichen schöner Mädchen, auf der Schulter 
die Offiziersepauletten, im jungen Busen die Todeswunde. Über- 
wältigt und gefangen, liefsen Streiterinnen der Kommune nicht 
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ab, noch mit den Fäusten und Zähnen zu kämpfen, bis man sie 
niederschofs. 

Das unerwartete Eindringen der Blauen hatte das Verteidigungs- 
system der Boten sehr lückenhaft gelassen. Der Barrikadenbau 
konnte in vielen Strafsen erst Montags, den 22. Mai, angehoben 
werden und mnfste daher überhastet werden. Etliche Hauptpunkte 
jedoch konnten für wohlvorbereitet gelten, dem Angriff zu trotzen. 
So auf dem linken Stromufer das rechts von der Bue Jacques ge- 
legene Pantheonquartier, auf dem rechten das Hotel de Yille, 
der Vendömeplatz, das Chftteau d'Eau, weiterhin die Butte Mont- 
martre, die Butte Chaumont oberhalb Belleville und der bekannte 
Kirchhof P^re Lachaise, ostwärts zwischen der Gürteleisenbahn und 
der ümwallung gelegen. 

Am 22. Mai hörte die Kommune als solche zu existieren auf, 
indem sich ihre Mitglieder an ihre verschiedenen Posten in den 
einzelnen Bezirken begaben. Zu einer vollzähligen gemeinschaftlichen 
Beratung traten sie nicht wieder zusammen. Im Stadthause ver- 
blieb nur die Delegation beim Kriegswesen und das Comit6 der 
öffentlichen Sicherheit. Die letzte Nummer des „Journal officiel'^ 
kam am 23. Mai heraus. Zu den letzten Bekanntmachungen der 
Konmiune, die aber schon nur noch von Hand zu Hand verbreitet 
werden konnten, gehörte das berüchtigte, vom „3. Prairial des 
Jahres 79'^ datierte, von Delescluze, Regere, Banvier, Johannard, 
Vesinier, Brunei, Dombrowski unterzeichnete Branddekret: „Bürger 
Milliöre wird an der Spitze von hundert Zündern (fus^ens) die 
verdächtigen Häuser — (d. h. Häuser, aus welchen irgend ein 
feindseliger Akt hervorgehen sollte) — und die öffentlichen Denk- 
mäler auf dem linken Ufer anzünden. Bürger Derreure mit hundert 
Brandmännem ist für das 1. und 2. Arrondissement beauftragt. 
Bürger Billioray mit hundert für das 9. und 10. Arrondissement. 
Bürger Vesinier mit fünfzig im besonderen für die Boulevards von 
der Madeleine bis zur Bastille. Die Bürger werden sich mit den 
Barrikadenchefs ins Einvernehmen setzen, um die Ausführung dieser 
Befehle zu sichern.*' Gegen die Echtheit dieses Dokumentes haben 
sich jedoch schwerwiegende Bedenken erhoben, so schwere, dafs 
ich es ausdrücklich nur als ein zweifelhaftes gelten lassen kann, 
ja sogar, was meine persönliche Meinung angeht, für ein nach- 
träglich fabriziertes anzusehen entschieden geneigt bin. Dagegen 
halte ich den berüchtigten^ obzwar von roter Seite her ebenfalls 
für untergeschoben erklärten, lapidarisch-lakonischen Brandbefehl 
Perr6s: „Verbrennt sofort das Finanzministerium!" (faites de suite 
flamber Finances) für echt, bis die Falschheit der Unterschrift 
dargethan ist. — 

Der Marschall Mac Mahon hat sich als Leiter der Einnahme 
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von Paris und der Niederwerfung der Kommune zweifellos als 
tüchtiger General erwiesen, wenigstens als ein weit tüchtigerer 
denn im Feldzug von 1870. Nachdem die Kommune einmal im 
Vollbesitze der Hauptstadt und ihrer unermefslichen Hilfsmittel, 
waren zur Wiedergewinnung von Paris Streitkräfte nötig, die sich 
nicht aus dem Boden stampfen liefsen. Es hat sich überhaupt 
noch nie etwas Rechtes und Tüchtiges aus dem Boden stampfen 
lassen. Woher dem Marschall das Material an Soldaten haupt- 
sächlich zuflofs, ist schon früher erwähnt worden. Nach der 
Unterzeichnung des Deiinitivfriedens zwischen Deutschland und 
Frankreich am 10. Mai zu Frankfurt und nach der Ratifikation 
dieses Friedensvertrages durch die Nationalversammlung zu Ver- 
sailles am 13. Mai war der Zuflufs ein so ausgiebiger geworden, 
dafs sich Mac Mahon instandgesetzt sah, die Organisation seiner 
Truppen zu vollenden. Er hatte zuvörderst drei Corps formiert, 
zwei Infanterie- und ein Kavalleriecorps (Ladmirault, Cissey, Du 
Barrail). Dazu waren dann zwei weitere Armeecorps gekommen 
(Douay und Clinchant) und endlich noch eine aus drei Divisionen 
bestehende Eeserve unter dem General Vinoy. So gerüstet, sah 
sich der Marschall kräftig genug zum entscheidenden Handeln, und 
dieses war, wie wir gesehen, auf den 23. Mai angesetzt. Die 
Ereignisse vom 21. Mai hatten aber den Angriff vorgerückt. Vom 
Mont Val6rien herab hatte der Obergeneral den Einbruch der 
Truppen in die Stadt geleitet. Dann hatte er sich zur Stunde, 
als der Trokadero, das Marsfeld und die Kriegsschule von den- 
selben genommen waren, von der Citadelle herab und in die Mitte 
seiner Regimenter begeben. Während der Nacht traf er seine Be- 
stimmungen und Verfügungen inbetreff der grofsen Strafsenschlacht, 
welche am folgenden Tage anhob und erst nach siebentägigem 
Streiten zu Ende sein sollte, — nach einem Streite, von welchem 
der Dichter hätte singen können, was er von der Bestürmung 
Jerusalems durch die Bömer des Titus gesagt hat: 

„0, welcher Mordkampf hat sich da entsponnen l 
Aus tausend Wunden sprang so voll das Blut, 
Als wären unversiegbar solche Bronnen ..." 

Frisch, klar, sonnig, so recht ein Maimorgen, ging der vom 22. 
über Paris auf, welches diesem Frieden und Glanz der Natur 
gegenüber wieder einmal darthat, was es mit der vielgepriesenen 
Zivilisation unseres Jahrhunderts eigentlich auf sich habe. Von 
beiden Seiten wurde die siebentägige Schlacht mit gleicher Wut 
gefochten. Der Unterschied war nur, dafs die Blauen mit Methode, 
die Roten dagegen mit Verzweiflung wüteten. 

Der Marschall hütete sich wohl, den Stier bei den Hörnern 
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fassen zu wollen, d. h. einen MassenangrüBf auf das furchtbar 
barrikadierte Zentrum der Stadt zu unternehmen. Er und seine 
Generale griffen die Sache anders an. Im Besitze einer festen 
Operationsbasis, verschritten sie zu einer Beihe von konzentrischen 
Angriffsbewegungen, welche den Zweck hatten und erreichten, auf 
Seitenwegen und selbst mitten durch HSuserwände und Häuser- 
reihen hindurch die festesten „Yolkscitadellen^^ zu umgehen, Paris 
mittels Besetzung der Hauptverkehrsadern und der strategischen 
Punkte mählich zu umstricken und einzuwickeln, um dann die 
ümschntirung fester und enger zu machen, zuletzt so eng und 
fest, dafs mit einem letzten Würgegriff der Insurrektion ihr letzter 
Atemzug zu entpressen wäre. 

Angenommen, ein Beobachter hätte von der Kuppel des In- 
validenpalastes herab den Bewegungen der fünf Kolonnen, in 
welche der Marschall seine Streitkräfte geteilt hatte, am 22. Mai 
zusehen können und hätte bei dieser Schau das Antlitz nach Norden 
gekehrt, so würde er ganz links wärts die Kolonne des Generals 
Ladmirault die Linie der Gürteleisenbahn aufwärts verfolgen ge- 
sehen haben, eine Bewegung, welche den Zweck hatte, einem der 
Hauptbollwerke der Boten in den Bücken zu kommen, dem Mont- 
martre. Demselben Ziele strebt der General Clinchant zu, welcher 
vom Triumphbogen aus gegen den Park von Monceau und Batig- 
nolles hinaufdrängt. Der General Douaj seinerseits sucht im 
Zentrum die Champs Eljs^es und den Beauvauplatz zu gewinnen. 
Zur Bechten, auf dem linken Seineufer, lenkt der General Cissey 
seine Truppen auf den Bahnhof Montpamasse zu, um ^ich von 
dort den Weg zum Pantheon zu öffnen. Die Beserve unter Vinoy 
behält der Marschall bei der Hand, um damit nach Bedarf Douay 
oder Cissey zu unterstützen. 

Den ersten bedeutenden Vorschritt machte der letztgenannte 
General. Noch am 22. Mai. Sein Sturm auf den bezeichneten 
Bahnhof gelang, auch entrifs er den Boten die gewaltige Barrikade, 
welche sie hinter der Umwallung auf der Strafse nach Orleans 
erbaut hatten, und brach sich damit Bahn zur Butte aux Cailles. 
Auch im Zentrum und auf der Linken war die Schlacht im 
Gange, führte jedoch erst am folgenden Tage zu einem für die 
Blauen beträchtlichen Ergebnis. Dies war kein anderes als der 
am 23. Mai mit ganzem Erfolg unternommene Angriff auf das 
Montmartre-Quartier. Clinchant bedrängt es vom Süden und Westen 
aus, Ladmirault fafst es vom Norden her. Mittags 1 Uhr flattert 
die Trikolore auf der Spitze des Turmes von Solferino. Noch 
zwei Stunden lang aber tobt der Kampf um die mächtige Barri- 
kade auf dem Platze Pigalle, so recht die Arx oder Akropolis 
der Kommune. Hier befehligt Dombrowski in Person, wird nieder- 
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gestreckt und sterbend zum Spital Lariboisidre getragen, wo er 
am nächsten Morgen ausatmet. Der Verlust des Montmartre be- 
deutet für die Boten schon ihre entschiedene strategische Nieder- 
lage. Auf Sieg kann jetzt nicht einmal der Wahnsinn mehr hoffen. 
Die beiden Plätze Pigalle und Blanche sind mit Blutlachen bedeckt, 
100 Kanonen, mehrere Tausende von Gefangenen sind die Beute 
der Sieger. Die Bache beginnt ihre Eüsilladen an der Stelle, wo 
am 18. März der Frevel die seinigen begonnen hatte. Der General 
Ladmirault bleibt vor der Hand auf Montmartre stehen; der 
General Clinchant steigt auf die äufsere Boulevardlinie hinab, um 
von dieser aus und über die innere hin mit dem General Douay 
im Zentrum Fühlung zu suchen. Links der Seine hat inzwischen 
der General Cissey seinen Vormarsch, allerdings nnter schwerem 
Bingen, bis zur Kirche St.-Sulpice fortgesetzt. 

Die Nacht sinkt herab auf die roten Walstätten des zweiten 
Schlachttages, auf Weh und Wunden ohne Zahl. Tausende von Wacht- 
feuern lassen kein Dunkel aufkommen, und das Gebrause und Getose 
ruht kaum für etliche Stunden. Dann kommt der dritte Tag — 

„Aufgeht die Sonne; untersinkt sie wieder; 

Sie sieht nur Blut und Tod; sie steigt empor — 

Im Kampfe stehen immer neue Glieder.^^ 

Noch hielten die Boten nicht nur den Osten der Stadt, sondern 
auch das Zentrum unter ihrer Hand. Die Tuilerienterrasse, das 
Schlofs selber, den Louvre, das Palais Boyal, die Madeleine, den 
Vendömeplatz machten sie am 23. Mai den Angreifern noch immer 
streitig und behaupten diese Punkte den ganzen Tag hindurch. 

Mittels Umgehungen, Häuserdurchbrüchen, Massen Wirkungen 
des schweren Geschützes suchten die Blauen, deren Harste in 
sicherem Einvernehmen und unter festeinheitlicher Oberleitung 
handelten, diese Zentralstellung ihrer Gegner zu bewältigen, um 
dann, stromaufwärts dringend, den Herzstofs auf den Aufstand zu 
führen, d. h. das Hotel de Ville anzugreifen. Gleichzeitig mit 
diesen Operationen im Mittelpunkte der Stadt gingen draufsen an 
der Peripherie derselben andere vor sich, welche die Absicht 
hatten und erreichten, die drei Südforts Montrouge, Bicdtre und 
Ivry den Boten zu entreifsen. Die von dem Generalstabsoffizier 
Leperche geschickt geleiteten, von den Obersten DelofFre und 
Desgarets tüchtig geführten, durch die Beiterei des Generals Du 
Barrail kräftig unterstützten Angriffe auf die genannten Citadellen 
hatten zur Folge, dafs die Verteidiger es geraten fanden, die 
Werke aufzugeben und in mehr oder weniger eiligem Bückzug 
ihr Heil zu suchen. Jedoch erst, nachdem sie bis zum 25. Mai 
ausgehalten hatten. 
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Sie hielten überhaupt überall aus, solange auszuhalten war. 
Die Kämpfer der Kommune der Feigheit zu bezichtigen, ist nicht 
allein ungerecht, sondern heifst auch die Thatsachen nicht sehen 
wollen, und ist demnach ganz albern. Der gerechte Urteiler mufs 
es ja geradezu staunenswert nennen, dafs die Boten der ganzen 
Überlegenheit militärischer Technik und Disziplin gegenüber den 
Kampf so lange zu führen vermochten, sie, die ohne einheitliches 
Kommando und darauf angewiesen waren, alles, was ihre Gegner 
vor ihnen voraushatten, mittels ihrer Anstelligkeit und Todesver- 
achtung einigermafsen auszugleichen. 

Aber, wohlverstanden, ich spreche von den wirklichen Kämpfern 
der Kommune, nicht von dem schandbaren Gesindel, welches die 
Waffen nur trug, um damit wehrlose Opfer hinzuschlachten, zum 
Abscheu der Mit- und Nachwelt. 

Solches Gesindel, Auswurf der Eiesenkloake Paris, durch 
alle Latrinen der Gaunerei gekrochene Halunken, auf allen 
Schmutzwegen der Ausschweifung bewanderte Dirnen, sah man 
schon am 23., zahlreicher noch am 24. Mai in den Strafsen zwischen 
dem Bastilleplatz und dem P^re Lachaise lungern und lauem, 
Aasvögeln gleich, welche Leichen wittern. Sie umkreisten die 
Mauern des Gefängnisses La Boquette und krächzten gräfsliche 
Drohungen zu den vergitterten Penstern empor, hinter welchen 
die „Geiseln'^ gefangen safsen. 

Aber nicht diese Elenden hätten das rote Gespenst vom 
September von 1792 wieder heraufzubeschwören vermocht. Von 
Amts wegen wurde es heraufbeschworen. Die Kommune hatte den 
Beschluss gefafst, die sämtlichen Geiseln sollten umgebracht werden. 

Ort, Tag und Stunde dieses Beschlusses, sowie die Namen 
der Mitglieder, welche dabei mitgewirkt, genau zu ermitteln, ist 
bislang nicht gelungen. Fest aber steht, dafs das Exekutivcomit^ 
am Mittwoch, den 24. Mai, diesen Befehl erliefs: „Der Bürger 
Eigault in Gemeinschaft mit dem Bürger R6göre wird mit der 
Ausführung des Dekrets der Kommune inbetreff der Geiseln be- 
auftragt. Unterzeichnet: Delescluze. Billioray." 

Die Verteidiger der Kommune sagen, dieses Blutdekret sei 
nur erlassen worden zur gerechten Wiedervergeltung der Gräuel, 
welche die „Insurgentenjagd*' verübte, die von den Blauen in den 
von ihnen eroberten Stadtvierteln erbarmungslos angestellt wurde. 
Das mag so sein, und kein gerechter Mann wird anstehen, die 
Greuel dieser Menschenjagd nachdrucksam zu brandmarken. Allein 
immerhin besteht ein Unterschied zwischen diesen Barbareien, 
welche eine kampftoll gewordene Soldateska auf von dem Blute 
ihrer Kameraden dampfenden Walstätten gegen mit den Waffen 
in der Hand ergriffene oder ihr als solche bezeichnete Kommunar- 
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den verübte, und der kaltblütig angeordneten und kannibalisch-roh 
ausgeführten Abschlachtüng von armen Gefangenen, welche an dem 
Mordkampfe gar nicht teilgenommen hatten. Nicht die Leiden- 
schaft, nein, die kühlberechnende Grausamkeit hat das Signal zu 
den ruchlosen Massenmorden gegeben, wie sie am 24. Mai be- 
gannen. Das ist das glühendste Brandmal, welches die Kommune 
sich aufgedrückt hat. 

Der Bürger Eigault zauderte nicht, zu thun, was ihm eine 
Lust. Dieser Mensch war einer von jenen in unserer Zeit nicht 
eben seltenen Kalkulatoren, welche die materialistische Lehre des 
Jahrhunderts als einen Panzer tragen, an welchem alles abprallt, 
was Gefühl, Menschlichkeit, Ehre, Wahrheit und Ge- 
rechtigkeit heilst. Solchen Strolchen ist das Laster eine Eleganz 
und der Frevel ein Zeitvertreib. Sie kennen und anerkennen 
nichts als ihr eigenes kleines, hohles, eitles, vom Gröfsenwahn 
aufgebl£(htes Ich, und die Selbstsucht, keck, frech, schamlos bis 
zur Hündischkeit, ist das Idol, vor welchem sie auf dem Bauche 
liegen. 

Der Mordbefehl des Exekutivcomit6s war kaum in Rigaults 
Händen, als er nach St.-P6lagie eilte, wo der von ihm gehasste 
Republikaner Chaudey eingekerkert war. Der Prokurator der 
Kommune zeigte dem Gefängnisdirektor Banvier an, dafs die 
Stunde der „Hinrichtung^^ der Geiseln geschlagen habe, und dafs 
Chaudey „den Tanz beginnen werde'^ Selbstverständlich hatte die 
Kommune bei Zeiten dafür gesorgt, das Yerwaltungs- und Auf- 
sichtspersonal in den Gefllngnissen aus „Bürgern^^ zusammenzu- 
setzen, auf die sie sich verlassen konnte. Ihre Geföngnisdirektoren 
waren jedenfalls Leute, die als im Gefängnisleben erfahren be- 
zeichnet werden mussten. So dirigierte z. B. in La Boquette ein 
gewisser Fran9ois — in einigen Zeugenaussagen heifst er auch 
Lefran9ais — , welchem die Züchtlingsjacke, die er früher getragen, 
noch jetzt ganz gut auf Leib und Seele gepasst hätte. 

Der arme Chaudey wurde in die Schreibstube des Gefäng- 
nisses heruntergebracht, wo ihn der Bürger Prokurator also be- 
grüfste: „Bürger, ich bin beauftragt, die Hinrichtungen in den 
Gefängnissen zur Ausführung zu bringen. Sie kommen heute 
daran, sofort — binnen einer Stunde werden Sie erschossen sein.^^ 
Chaudey ward durch diese brutale Erö&ung begreiflicherweise 
verblüfft, fasste sich aber rasch und sagte: „Aber, Baoul Rigault, 
haben Sie denn auch bedacht, was Sie thun wollen?" — „Aller- 
dings. Ich vollziehe einen Beachlufs der Kommune. Das ist alles!" 
— „Aber Sie wissen doch, ich bin ein guter Republikaner. Sie 
schädigen eine heilige Sache. Sie bringen die Republik um." — 
„Gleichviel. Sie sterben wie alle die übrigen Geiseln." — „Aber, 
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Bürger Eigault — " „Genug, meine Zeit ist knapp. Wollen Sie 
etwa einen Beichtvater?" — „Scherzen wir nicht! Sie wissen 
recht gnt, dafs ich keinen Beichtvater will." — „Sie sind ein 
Mörder, Sie haben es verschuldet, dafs Blanqui umgebracht 
wurde." — „Aber Blanqui lebt ja; ich kann das beweisen. Viel- 
leicht vermag ich sogar seine Austauschung zu bewirken." — 
„Aha, Sie stehen also mit Versailles in Verbindung? Wohlan, 
Sie und alle die andern Geiseln sterben." — „Gut, ich werde Ihnen 
zeigen, dafs und wie ein Republikaner zu sterben weifs." 

Der Wackere zeigte es. In den Bundgang des Gefängnisses 
geführt, wo das Mordpeloton seiner harrte, wurde er der Kapelle 
zur Seite in einen Mauerwinkel gestellt. Der Bürger Prokurator 
gönnte sich das Vergnügen, mit gezogenem Degen den Mordakt 
zu kommandieren. Schlecht getroffen, stürzte Chaudey zu Boden 
und hatte noch die Kraft zu rufen: „Vive la r^publique!" Da 
wirft sich mit den Worten: „Ich will dir die Republik schon aus 
dem Schädel treiben!" der Brigadier Gentil, ein Haupthandlanger 
Rigaults, auf den Verwundeten und jagt demselben eine Revolver- 
kugel „durch den Rachen", wie er sich später lachend rühmte. 
Die Ausplünderung des Toten durch die Mörder gehörte mit zum 
Ganzen, Neben Chaudeys Leichnam wurden etliche Minuten darauf 
noch die von drei gefangenen Gendarmen hingeworfen, auf welche 
man, den Greuel zu würzen, in dem Rundgange wie auf Jagd- 
tiere unter Zoten, Flüchen und Gelächter geschossen hatte. Nach 
also vollzogenem Menschenopfer brach der Bürger Rigault nach 
dem Geföngnisse La Sant6 auf, „um sein Geschäft fortzu- 
setzen" .... 

Die Muse der Geschichte hat die traurige Verpflichtung, vor 
nichts zurückschaudern zu dürfen und alles sagen zu müssen. 
Aber sie hat auch das Recht, mit beschwingten Sohlen über Blut- 
lachen hinwegzuschreiten. Müfste man doch selber so eine rote 
Bestie von 1871 sein, wollte man sich dazu hergeben, die gräfs- 
liche Reihe der Niedermetzelungen der Geiseln und anderer Opfer 
breitspurig zu durchwaten. Auch zu zählen brauchen wir die 
Gemordeten nicht genau. Die Zahl macht bei solchen Schreck- 
nissen eigentlich gar nichts aus. Nicht, wie viele Opfer die Li- 
quisition, die Hexentribunale, die Bartholomäusnacht, die September- 
morde und das rote Quartal hingeschlachtet, macht den Greuel 
aus, sondern dieses, dafs überhaupt Menschen so gegen Menschen 
wüten konnten und gewütet haben. 

Den scheusäligsten Anblick gewährten auch wiederum hierbei 
die weiblichen Scheusale, wie die „Amazonen" Katharine Rogissart, 
Natalie Lemel, Zelie Grandel und Marguerite Gandair, genannt 
Lachaise. Die letztgenannte hat eine Hauptrolle bei den Mord- 
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thaten gespielt und sich ganz unglaublich greulich in La Eoquette 
aufgeführt, sowie bei der Abschlachtung des Grafen de Beaufort, 
welcher als Offizier in der Armee der Kommune gedient hatte, aber 
plötzlich, ohne einen Schatten von Grund, durch die Furie des 
Verrats bezichtigt und auf ihr Betreiben auf dem Voltaireplatze 
niedergemacht wurde. Das Wildschwein von Weib stampfte auf dem 
noch warmen Leichnam herum und sagte etwas und that etwas, 
was nicht beschrieben werden kann. 

Mittwochs, den 24. Mai, begannen die Massenmorde. An der 
Spitze der Mörderrotte, welche schon seit etlichen Tagen La Eo- 
quette umlauert hatte, brachen die Grandel und die Lachaise in 
das Gefängnis ein. Die letztgenannte Megäre that gerade so, als 
wäre sie die amtlich bestellte Leiterin der Mordarbeit, welche von 
den Gefängnisbeamten freilich mehr nur zugelassen als angeordnet 
worden ist, aber doch zugelassen. 

Das Nachtßtück, wie der Erzbischof Darboy und fünf seiner 
Mitgefangenen im Hofraume des Gefängnisses beim Fackelschein 
niedergemetzelt wurden, hat sich dem schaudernden Gedächtnis 
der Zeitgenossen unverlöschbar eingeprägt. 

Nach verübtem Frevel wies einer der Mörder den Wächtern 
Pinet und Bourguignon ein Pistol mit den Worten: „Seht, es 
raucht noch. Damit hab' ich dem Kerl von Erzbischof den Garaus 
gemacht.^' Ein anderer bemerkte grinsend: „Dieser alte Hund von 
Darboy wollte nicht sterben, dreimal noch versuchte er aufzu- 
stehen.'^ Draufsen auf dem Platze prahlten die Mordbuben ganz 
laut: „Wir haben 50 Franken verdient." 

Etliche Tage darauf fand man auf der Maine des 11. Arron- 
dissements dieses lakonische Protokoll: „Comit6 der öffentlichen 
Sicherheit. Heute, den 24. Mai, 8 ühr abends sind im Gefäng- 
nisse La grande Eoquette Georges Darboy, L. B. Bonjean, L. Du- 
coudray, M. Allard, A. Clerc und G. Deguerry hingerichtet worden. 
Kommune von Paris. Kabinett des Chefs der öffentlichen Sicher- 
heit. Gemeindepolizei." Dieses Aktenstück trägt das amtliche 
Siegel der Polizeipräfektur, aber keine Unterschrift. Es ist jedoch 
festgestellt, dafs der Bürger Ferr6, der Delegierte bei der öffent- 
lichen Sicherheit, am 24. Mai zweimal in La Eoquette sich zu 
schaffen machte, am Vormittag und am Nachmittag. Vor dem 
Kriegsgerichte zu Versailles hat ein Hauptzeuge dem Angeklagten 
Ferr6 ins Gesicht gesagt, dafs dieser die Mordrotte persönlich in 
das Gefängnis geführt habe. Dieser Augenzeuge war der Civil- 
ingenieur Daval, ein Ehrenmann, ebenfalls als „Geisel" eingetürmt. 
Der Gerichtspräsident: „Sie sind also ganz sicher, in dem An- 
geklagten Ferr6 das Mitglied der Kommune zu erkennen, welches 
gemeinschaftlich mit Eanvier das Exekutionspeloton in La Eoquette 
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einführte, und welches Sie am 24., 26. und 27. Mai in der Schreib- 
stube des Gefängnisses gesehen haben?" Herr Duval: „Ja, ich 
beschwör' es." Übrigens ist auch die Anwesenheit Eigaults in 
La Eoquette während jener Mordtage wohlbezeugt. Summa: 
Die Schlächtereien in dem genannten Gefängnis sind nicht 
etwa nur zufällige gewesen ^ sondern amtlich angeordnete ^ nicht 
ein blofser Pöbelexcefs, sondern eine vorbedachte, berechnete That 
der Kommune, eine That, bei deren Ausführung sie sich solcher 
Tiermenschen bediente, wie sie ihr in Hülle und Fülle zur Hand 
waren. 

Donnerstag, den 25. Mai, mufsten die Dominikanermönche von 
Arcueily wo sie eine Schale hatten, in den Tod gehen. Sie waren, 
23 Patres und Pratres, auf Befehl des Wohlfahrtsausschusses am 
19. Mai verhaftet und in das Fort Bicötre gebracht worden. Als 
am 25. die Koten das Fort aufgeben mufsten, schleppten sie die 
Mönche mit sich, stellten sie auf einer Barrikade der Avenue 
dltalie den Kugeln der Blauen blofs, und nachdem sie gegen 
Abend zu auch die Barrikade hatten verlassen müssen, massakrierten 
sie mit schon gewohnheitsmäfsiger Brutalität die wehrlosen Opfer, 
von welchen nur einige wenige zu entfliehen vermochten. 

Weiter, weiter in diesem Blutsumpfe! Wir müssen hin- 
durch .... 

Nach der Ermordung des Erzbischofs und seiner Todes- 
genossen war es drei Geistlichen, dem General vikar Surat, dem 
Abb6 Beourt und dem Missionär Houillon, gelungen, in Gemein- 
schaft mit dem Stadtsergeanten Chaulieu aus der grofsen Roquette 
zu entweichen. Aber alsbald hatte sich eine Jägerschar, geführt 
von einer Megäre, welche in der Linken eine rote Fahne und in 
der Rechten ein Messer hielt, auf die Fährte der Flüchtlinge ge- 
worfen. Sie wurden eingeholt, in den Hof der Petite Roquette 
geschleppt, an die Mauer gestellt und niedergeschossen. Chaulieu 
bat die Fahnen- und Messerträgerin — Wolff- Guyrad hiefs die 
Vettel — sein Leben zu schonen, da er der Vater von acht un- 
erzogenen Kindern sei. Sie schleuderte ihm eine Zote ins Gesicht 
und kommandierte „Feuer!" Ein Gassenjunge, einer jener Gamins, 
welche August Barbier mit dem ätzenden Griffel eines Juvenal 
also gezeichnet hat: 

„Dein echt Geschlecht, Paris, das ist der Strafsenschreier, 
Halbwüchsig, schmutzig, fahl wie ein verschliffner Dreier, 
Das ungezogene Kind, der Taugenichts, der trag 
Verschleudert Tag um Tag, der gern auf seinem Weg 
Die magern Hunde quält und, seinen Gassenhauer 
Sich pfeifend, schlüpfrig Zeug hinkritzt an jede Mauer; 
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An nichts glauht dieses Eind; es speit die Mutter an; 
Der Himmel dtinkt ihm nur ein abgeschmackter Wahn; 
Was zuchtlos nur und frech, spukt in des Buben Hirne, 
Dem reif das Laster steht auf fünfzehnjähriger Stirne" — 

ja, ein solcher Sprofs „de la race de Paris" stand spater, der 
Mitschuld an diesem Mord angeklagt, vor dem Kriegsgericht und 
gab auf die Frage des Vorsitzenden, warum er auf die Priester- 
Geiseln geschossen habe, kurzweg die Antwort: „Weil man keine 
BeJigion mehr braucht'^ Das sind so Folgen der Thatsache, dafs 
eine Stadt, welche sich rühmt, die „Weltleuchte", die „Sonne der 
menschlichen Zivilisation" zu sein, barbarisch genug war und ist, 
innerhalb ihrer Mauern 60000 Kinder ohne alle Schulbildung und 
Erziehung aufwachsen zu lassen. 

Freitags, den 26. Mai, gab man dem Pöbel von Bellevüle 
jenes entsetzliche Schauspiel, welches unter dem Namen des Ge- 
metzels in der Strafse Haxo bekannt ist. Man hatte zu dieser 
schrecklichen Opferung 52 Geiseln, 14 Geistliche und 38 Stadt- 
polizisten (Gardes de Paris), aus La Koquette geholt. Zwischen 
5 und 6 Uhr abends führte man die Opfer inmitten einer Pro- 
zession von johlenden Banditen und lachenden Vetteln die ßue de 
Paris hinauf und dann rechtshinein in die Bue Haxo. In dieser 
stand rechts und links dichtgedrängt die Menge, welche die dem 
Tode geweihten Männer mit wütenden Verwünschungen über- 
schüttete. „Nieder mit ihnen! Schiefst sie tot!" war der Kehr- 
reim des kannibalischen Gebrülls. Bei dem Hause Nr. 83 wurden 
die Geiseln in einen Hofraum oder vielmehr in einen ummauerten 
Graben hineingetrieben. Stabsoffiziere von verschiedenen Batail- 
lonen, in Schärpen und Borten prangend, wohnten der anhebenden 
Schlächterei an. Chassepot und Bevolver thaten ihr Werk, thaten 
es so lange, bis keins der Schlachtopfer mehr atmete. Die Leichen 
warf man in den Kellerraum eines unvollendeten Gebäudes. Als 
der Greuel zu Ende, brach die Menge in ein wildes Beifallsgeheul 
aus, und junge Weiber liefen auf die Mordbuben zu, drückten 
ihnen die pulvergeschwärzten, blutbespritzten Hände und riefen 
ihnen zu: „Brav gemacht, gut gearbeitet, Schatz!" 

Auf Sonnabend, den 27. Mai, scheint noch eme Schlächterei 
gröfsten Stils geplant gewesen zu sein; darauf deutete es hin, 
wenn der Bürger Ferr6 in der Schreibstube der grofsen Boquette 
erschien und die Freilassung und Bewaffnung der in dem Gefäng- 
nisse verwahrten Kriminalverbrecher und Bagnokandidaten an- 
ordnete. Offenbar in der Meinung, durch diese ehrenwerten 
„Bürger" alle noch im Hause vorhandenen „Geiseln" niedermachen 
zu lassen. Allein, den Bösewichten gelangen an diesem Tage 
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nnr noch einzelne Mordtbaten. Zu weiteren liefs ihnen das be- 
drohliche Vorrücken der Blauen keine Zeit mehr. Auch verbarri- 
kadierten sich die Geiseln, durch diesen oder jenen Wächter heim- 
lich unterstützt und von der Annäherung der Better unterrichtet, 
in ihren Zellen, entschlossen , ihr Leben so teuer als möglich zu 
verkaufen. Die Bagnokandidaten ihrerseits fanden es mehr nach 
ihrem Geschmacke davonzugehen, als eine mehr und mehr ge- 
fährlich werdende Blatarbeit zu verrichten. Der „Bürger Ge- 
föngnisdirektor" Fran^ois hatte zwar eine hübsche Anzahl von 
Orsinibomben in Bereitschaft, um damit, wie er prahlte, noch im 
letzten Augenblick die sämtlichen Geiseln zn vernichten. Aber 
auch er fand es in der Erinnerung an Züchtlingskleider und 
Züchtlingskost geraten sich davonzumachen, bevor der „letzte 
Augenblick" gekommen war. 

Die aufgehende Pfingsfctagssonne strahlte Trost und Befreiung 
in die Angst- und Todeshöhle von La Boquette. 



Blut und Feuer — Feuer und Blut. 

„Wann ich tot, mag die Welt in Feuer aufgehen!" sagte 
Tiberius. 

„Nach uns die Sündflut 1" sagte Madame de Pompadour. 

„Wann unsere Zeit gekommen, wird Paris uns gehören oder 
Paris wird nicht mehr sein! Wir oder das Nichts!" sagte schon 
vor der Katastrophe von Sedan, also vor dem Sturze des Kaiser- 
reichs, ein Häuptling der roten Mongolen von 1871. 

Ja, der roten „Mongolen". Denn genau so, wie es im Mittel- 
alter die gelben Mongolen getrieben hatten, so' trieben es im Mai 
1871 die Kommunarden. Was sie nicht zu besitzen und zu be- 
haupten vermochten, sollte vernichtet werden, damit es wenigstens 
auch andere nicht besäfsen. 

Ganz dieselbe wilde Selbstsucht, wie sie aus dem finsteren 
Despoten Tiber gegrollt und aus dem leichtsinnigen Buhlweib 
Jeanne Antoinette Poisson gelacht hatte. 

Es war etwas, nein, viel, alles von der Entmenschung, welche 
die Bürgerkriege der Eömer zur Zeit des Untergangs der Eepublik 
kennzeichnete, in diesem französischen Bürgerkriege des roten 
Quartals. Aus der mörderischen Maiwoche heraus schaudert uns 
auf Schritt und Tritt das Zähnefletschen und das Wutgebrüll 
wilder Tiere an. Das ist nichts Menschliches mehr, weder hüben 
noch drüben. Auf der einen Seite nur noch die Baserei der Ver- 
zweiflung, auf der andern nur noch der Bausch der Bache. 

Wenn der Wohlfahrtsausschufs der Kommune in einem seiner 
letzten Aufrufe zeterte: ,,Zu den Waffen! Auf die Barrikaden! 
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Kein Erbarmen! Schiefst alle nieder, welche den Versaillem die 
Hand reichen könnten. Feuer! Feuer I" so gab es unter den Blauen 
Offiziere genug, welche die Soldaten zu massenhaftem Nieder- 
schiefsen ihrer Gefangenen unaufhörlich anstachelten. Vor allen 
andern aber hat sich ein Bonapartist, der Marquis und Oberst 
de Gallifet, durch sein blutgieriges Wüten berufen gemacht. 

Freilich, es mufste biegen oder brechen. Vom 23. Mai an 
handelte es sich für die beiden kämpfenden Parteien schlechter- 
dings um nichts anderes mehr, als welche von ihnen die Kraft 
hätte, die Gegnerin unter die Füfse zu treten. 

Nachdem der düstere Jakobiner Delescluze die Einbufsen des 
Tages erfahren und damit die Überzeugung erlangt hatte, dafs der 
Anfang vom Ende gekommen sei, sagte er: „Paris soll in die 
Luft! Eher soll es bis auf den Grund niedergebrannt als den 
Royalisten überliefert werden!" 

Dieses Wort kann füglich als das Signal genommen werden, 
welches den Zündern und Zünderinnen — (eine hübsche Sorte von 
„flamines" und „flamininae" fürwahr!) — an ihr schreckliches Werk 
zu gehen und dem Pulver das Petrol zu gesellen gebot. 

In der Nacht vom Dienstag auf den Mittwoch (23. bis 24. Mai) 
wurde das Namenlose vorbereitet: die Feuerbestattung der „Welt- 
metropolis". 

Wer dann im Morgengrauen von den Höhen von Meudon oder 
Montretout auf Paris hinabgeschaut hätte, würde gesehen haben, 
wie der rote Hahn seine ersten Flüge that, um, eine Feuer- 
furche hinter sich herziehend, von den Tuilerien zum Louvre, zum 
Palais Royal, ziun Finanzministerium und weiter, immer weiter 
zu fliegen. 

Aber wer nach allen den vorhergegangenen Schrecken noch 
leichtherzig genug gewesen war, die Nacht zu verschlafen, den 
machte der Entsetzensschrei: „Paris steht in Flammen!" aus dem 
Bette springen. Und ein Tag brach an, nein, eine ganze Reihe 
von Tagen, von denen jeder glauben konnte, das alte Weltgerichts- 
lied wäre für ihn gesungen: — 

„Dies irae, dies illa 

Solvet urbem in favilla"^) .... 

Derweil war das wilde Ringen zwischen Roten und Blauen 
um den Besitz von Paris noch lange nicht zu Ende. Hier und dort 
schlag man sich mit steigender Erbitterung. Angriff und Ver- 
teidigung waren gleich heldisch. Als föchten sie für die beste 



1) Tag des Zornes, Tag der Bache, 

Wirfst die Stadt in Schutt und Asche. 

Schenk, Belehrungen. 18 
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Sache, für welche jemals ein Gewehr gehiden und ein Schwert 
gezogen worden, gahen die Kämpfer der Kommune ingrimmig ihr 
Leben dahin. Anch mitanter mit jenem lachenden Gleichmut, 
womit die alten Nordlandsrecken in den Tod gingen. Bei der 
Porte St.-Martin hielt mitten im Kugelregen ein Blnsenmann die 
rote Fahne, deren Träger er war, hoch empor und lehnte sich 
dabei mit dem Bücken an ein hinter ihm stehendes Fafs. „Bist 
du müde oder faul?" fragt ihn ein Mitstreiter. „Weder dies noch 
jenes,^' giebt er zur Antwort; „ich lehne mich an, um nicht um- 
zufallen, wenn ich getroffen werde, und aach dann noch die Fahne 
festhalten zu können.'* 

Noch am Dienstag hatten die Blauen, abgesehen von der 
Wegnahme des Montmartre, von dessen Höhe sie ihre Bomben 
nach Belle ville und zum P^re Lachaise hinüberwarfen, beträcht- 
liche Eroberungen gemacht. Der General Ladmirault schob seine 
Truppen die äuTseren Boulevards entlang ostwärts vor, der General 
Clinchant verfolgte in den Quartieren zwischen den beiden Boule- 
vardslinien die gleiche Richtung. Ebenso im Zentrum die Generale 
Douaj und Vinoy. Alle diese Bewegungen, welchen der General 
Cissey auf dem linken Ufer die seinigen anpafst, richten sich 
konzentrisch auf das Hotel de Yille. Cissey ist noch am Dienstag 
bis gegen die Bue du Bac hin vorgedrungen, während auf dem 
rechten Stromufer die Terrasse der Tuilerien, die Madeleine und 
der Vendömeplatz von den Truppen genommen werden, welche 
auch in der Chaussee d' Antin und in der Bue Lafayette festen 
Fufs fassen. 

Fürder bereitet die Nacht dem Kampfe keine Unterbrechung 
mehr. Für Beleuchtung sorgen ja die Petroleurs und die Petro- 
leusen. Es hat den Anscheiu, als müfste sich die ganze Biesen- 
stadt zu einem ungeheuren Feuerherde gestalten, und inmitten von 
Glut und Rauch geht das Gewürge weiter. 

Am Morgen vom 24. Mai nehmen die Blauen die Börse und 
den Börsenplatz. Douay geht gegen die hochbamkadierte und 
zähverteidigte Pointe de Si-Eustache vor und bewältigt sie nach 
herben Verlusten. Dann bedroht er von der Rue de Rambuteau 
her das Stadthaus, gegen welches von der Uferseite her Vinoy auf 
der Rue Rivoli vorgeht, während Cissey nach Bemeisterung der 
Barrikaden auf dem Pont Neuf seinen Waffengeftlhrten von der 
Seine-Insel her die Hand reicht. Der jetzt anhebende Kampf um 
das Hotel de Ville währt mit wachsender Wut die ganze Nacht 
hindurch bis zum folgenden Tag. Dann räumen die Roten ihr 
Hauptquartier, das Hauptquartier so mancher Revolution. Aber 
die Blauen sollen es nicht haben! Ein furchtbarer Knall, welcher 
ringsum die Erde beben macht, eine ungeheure tiefschwarze Dampf- 
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masse, die sich langsam aufwärts wälzt, dann ein greller Feuerschein, 
der an allen vier Ecken des Stadthanskolosses emporspnngt. Der 
Bürger Pindy hat sein Wort gehalten: das Hotel de Ville steht 
in Flammen und brennt nm die Wette mit den Tuilerien, der 
Louvrebibliothek, dem Palais Boyal und dem Finanzministerium, 
dem Ehrenlegionspalast, dem Palais d'Orsay, dem Justizpalast und 
der Polizeipräfektur, die brennenden Theater, Markthallen, Fabriken 
und Privathäuser nicht gerechnet. Nur das rasche Vordringen 
Cisseys auf dem linken Ufer hatte den Petroleurs die Anzündung 
des Pantheon verwehrt, oder waren die Zünder und Brenner 
selbst davor zurückgeschreckt? Sie wufsten ja, dafs in den 
Kellern des Tempels 16 Millionen Patronen, 20 Tonnen Pulver 
und mehrere Kisten Dynamit lagerten — ein schlafender Vulkan. 
Wäre derselbe mittels der Brandfackel geweckt worden und aus- 
geborsten, so müfste die Verwüstung eine geradezu unerhörte ge- 
wesen sein. 

Um die dritte Hauptstellung der Kommune im Zentrum, um 
das Chäteau d'Eau, mufste noch lange gerungen werden, vom 
Donnerstagsmorgen bis zum Freitagsmorgen. Das Vorschreiten 
der vier vereinigten Truppencorps, welche auf dem rechten Ufer 
kämpfen, zum Kanal St.-Martin und zum Bastilleplatz ist mit den 
gröfsten Schwierigkeiten verbunden. Unaufhörlich regnen auf die 
zwischen der Gürteleisenbahn und der inneren Boulevardslinie ge- 
legenen Stadtquartiere die Granaten und Petrolbomben, welche die 
Batterieen der Boten von der Butte Chaumont in Belleville und 
vom Pdre Lachaise herab- und hereinschleudem. Diese Punkte, 
sowie der Faubourg du Temple und die Rue d'Angoulöme sind 
die letzten Halte der Insurrektion, welche ihr gehärtetster Führer, 
Delescluze, schon am Tage vor dem Verluste des Stadthauses als 
eine Sache bezeichnet hatte, für die kein Sieg mehr zu hoffen, 
sondern nur noch der Tod zu suchen wäre. . . . 

Es dürfte ein eitles Mühen sein, von dem Paris, wie es am 
Mittwoch, den 24., bis zum Sonntag, den 28. Mai, sich darstellte, 
eine auch nur annähernd deutliche Vorstellung sich zu machen. 
War es doch wie das Hereinbrechen des Chaos. Nur etwa die 
giganteske Phantasie eines Dante vermöchte von dieser „cittä 
dolente" der Wirklichkeit ein Bild zu geben. Was uns Augen- 
und Ohrenzeugen berichten, ist blofses Stückwerk und kann nicht 
mehr sein. Sie vermochten nicht alle die Schrecknisse, die sie 
mit allen Poren einatmeten, zu unterscheiden und festzuhalten, 
geschweige zu einem Gesamtgemälde zu gruppieren. Ein franzö- 
sischer Zeuge sagt aus: „Man mufs vom 23. bis zum 28. Mai in 
Paris gewesen sein, um sich eine Vorstellung von dem entsetz- 
lichen Anblick bilden zu können, welchen die grofse Stadt während 

18* 



276 Zwölftes Kapitel. 

der Feuersbrttnste darbot, die nach der Meinnng ihrer Urheber 
sie in Asche legen sollten. Die mörderischen Kämpfe, welche die 
Armee der Ordnung und die der Demagogie einander lieferten, die 
Hohlgeschosse, welche nach allen Richtungen platzten, die Gefahren 
jeder Art, von denen das Leben der Bewohnerschaft in jedem 
Augenblick bedroht war, — das alles war gewifs angethan, hoch- 
gradigen Schrecken zu erregen. Aber dennoch war nichts so er- 
schütternd, so erstarrend, so verzweifelnd wie der Anblick von 
allen diesen den Flammen überlieferten Monumentalbauten, in 
welchen seit Jahrhunderten mit religiöser Sorgfalt so viele Schätze 
der Knnst und Wissenschaft angesammelt worden waren. Beob- 
achter, welche von der Höhe von La Roquette" — (wo unser Zeuge 
als Geisel gefangen safs) — „oder von der Hochebene von Cha- 
tillon diese Feuersbrünste betrachteten, sagten sich mit Entsetzen, 
dafs die prächtige Hauptstadt der modernen Zivilisation zu einem 
Trümmerhaufen werden müfste; denn sie glich ja einem ungeheuren 
Glühofen, einem kolossalen Feuerherd, von welchem Flammen- 
ströme aufschössen, und riesige Rauchwolken emporwirbelten.'' Ein 
Augenzeuge von jenseits des Kanals brach beim Anblick der 
brennenden Tuilerien, des brennenden Louvre, des brennenden 
Palais Royal, der brennenden Rue Royale in die Worte aus: „Sie 
brennt wahrhaft königlich, die ganze Seite der Strafse von dem 
Madeleineplatz bis zur Rue des Faubourg St.-Honor6. Li dieser 
letztgenannten Strafse sind alle Gossen voll Blut. An jeder 
Strafsenecke steigt eine Barrikade auf. Kanonendonner, Musketen- 
geknatter, Mitrailleusengehuste bilden zusammen ein Orchester, 
das zu diesem Drama der Zerstörung die Musik macht. An- 
gesichts dieser Schrecknisse fafst unbeschreibliche Wut die Menge. 
Bislang hatte sie im Gefühl ihrer Befreiung nur Hoch und Hurra 
geschrieen, jetzt aber wandelt sich ihre Freude in bestialischen 
Rachegrimm. Zitternd und keuchend vor Zorn, erzählt man sich, 
dafs das Petrolfeuer auch das Finanzministerium und alle öffent- 
lichen Gebäude am Quai d^Orsay sowie in der Rue du Bac ver- 
zehre. Die das Sonnenlicht auslöschenden Flammengarben und 
Rauchmassen fachen in den Herzen der Pariser einen Brand an, 
nicht weniger wild, teuflisch und vernichtend. „Schiefst alle Ge- 
fangenen nieder! Kein Erbarmen! Nieder mit den Petrolmännern 
und Petrolweibem!'^ schreien die Leute wie wahnwitzig den Sol- 
daten zu. Und alsbald hebt eine wütende, schauderhafte, haar- 
sträubende Jagd auf die Verdächtigen an. Man sucht; fafst und 
füsiliert Männer und Weiber auf der Stelle. Und dieses Höllen- 
geschäft treiben am eifrigsten die Frauen.^' 

Man hat es ein Wunder genannt, dafs nicht die äufsersten 
Befürchtungen sich verwirklicht, dafs nicht die Flammen ganz 
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Paris eingeäschert hätten. Das Wunder erklärt sich aber wie alle 
die sogenannten Wunder aus nattLrlichen umständen. Zunächst 
aus der schon früher betonten Hanptursache, dafs der unerwartet 
frühzeitige Einbinich der Blauen in die Stadt die Yemichtungs- 
pläne der Boten nur teilweise zur Beife und zur Ausführung 
kommen liefs. Nebenursachen kamen hinzu: das energische Yor- 
schreiten der Truppen warf Unordnung in die Beihen der Kom- 
munestreiter, und diese störte dann auch vielfach die Arbeit der 
Zünder; Hauseigentümer fanden in der äufsersten Gefahr so viel 
Mut, den Brandlegungen mit Gewalt sich zu widersetzen; pfiffige 
Portiers führten die anlegenden Brandmänner in die Keller und 
fdllten sie mit Wein bis zur Besinnungslosigkeit; endlich darf als 
sicher angenommen werden, dafs vielen Brennern im letzten 
Augenblicke Herz und Hand versagten, ihre höllischen Aufträge 
zu vollziehen. . . . 

Und immer noch flatterte die rote Fahne, und fuhren die 
Batterieen der Butte Chaumont und des P^re Lachaise auf die 
Stadt zu feuern fort. Nur kurze Pausen des Aufatmens gönnte 
sich der Verzweiflungskampf. In der Nacht vom Freitag auf den 
Sonnabend raste er mit unsäglicher Wut um Belleville her, dessen 
gebügelte Quartiere und winkelige Gassen von Barrikaden starrten. 
Das ganze Nest schwimmt in einem grellen Bot, denn die un- 
geheuren Speicher (,,Docks") brennen lichterloh. Die „strategische" 
Brandfackel hat auch hier ihr Werk gethan. Wie zwei riesige 
Ausrufungszeichen ragen die spitzen Türme der Kirche von Belle- 
ville aus dem Feuerschein empor. Vom Montmartre herüber 
schlagen die Bomben der Blauen fort und fort in das Häuser- 
gewirre. Immer neue Brände springen auf. Doch mit unbeug- 
samem Fanatismus halten die Belleviller an der verlorenen Sache. 

Noch einen ganzen Tag, den 27. Mai. Denn nachdem das 
schreckliche Getöse gegen Tagesanbruch eine Weile verstummt 
gewesen, hebt es von neuem an, und wieder beginnt das Streiten 
und Morden. Die Sonne, müde der Greuel, die sie seit drei Tagen 
gesehen, hatte einen dichten Wolkenschleier vor ihr Antlitz ge- 
zogen; aber der Widerschein der Feuersbrünste färbte das Grau 
dieses Schleiers kupferrot. Mithandelnde in dem furchtbaren 
Trauerspiel haben nachmals ausgesagt, dafs der Anblick von Paris 
an jenem trüben Maimorgen von einer wahrhaft gespenstigen Un- 
heimlichkeit gewesen sei. 

Man mufste ein Ende machen. Die Blauen holten aus zum 
letzten Schlag. Sie waren zur Stunde damit fertig geworden, die 
Insurrektion einzukreisen, sie in einen Zirkel von Eisen, Blut und 
Feuer einzuschliefsen, welcher von Belleville und vom Pdre Lachaise 
bis ungefähr zum Boulevard Beaumarchais, zum Bastilleplatz, zur 
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Bue de Charonne und zur Bue du Temple reichte. Aber auch 
aus diesem Kreise heraus setzten die Boten den blauen Angreifem 
einen so energischen Widerstand entgegen, dals gegen Mittag zu 
unter den Generalen der Begierung die Bede ging, es werde nichts 
übrig bleiben als Geschütze allerschwersten Kalibers herbeizu- 
schaffen, um damit die zur Zeit noch hartnäckig behaupteten 
Quartiere in einen ungeheuren Trümmerhaufen zu verwandeln. 
Erst der Abend brachte, ohne dafs zu diesem Äufsersten ge- 
schritten werden muTste, die Entscheidung. Die Generale Lad- 
mirault und Yinoy führten sie herbei. Jener falBt, nachdem er 
sich der Vorstadt Yillette bemächtigt hat, die Bntte ChaumoDt 
von hinten und erstürmt sie; diesem gelingt der Sturmanlauf auf 
den P^re Lachaise, von wo aus er noch am späten Abend bis zur 
La Boquette hereindringt. So war denn Belleville gebändigt, und 
die Bachefurie ging in seinen halbzerstörten Gassen bis weit in 
die Nacht hinein würgend um. Scharen von roten Flüchtlingen 
suchten in der Bichtung von Yincennes, welches Fort bis zum 
29. Mai sich hielt, Bettung und Zuflucht, wurden aber auf diesem 
Fluchtweg . scharenweise von ihren blauen Yerfolgem nieder- 
gemacht. 

Nun ist, was noch von der Kommune und den Kommunarden 
übrig, im Faubourg du Temple und in der Bue d'Angouleme 
eingekeilt. Noch halten sie aus, die Nacht über und den Morgen 
vom Pfingstsonntag, obzwar das Stummbleiben der Kanonen auf 
der Butte Chaumont und dem P^re Lachaise ihnen verkündigt, 
dafs alles aus und vorbei, und die Todesstunde gekommen. Gegen 
Mittag sind sie in die Bue d'Angoulßme eingeschnürt. Sie haben 
keine Geschütze mehr und nur noch eine Barrikade. Diese be- 
haupten sie, bis die vom Faubourg du Temple her die Strasse 
heraufsausenden Kauonenkugeln die letzte Schutzwehr niederwerfen, 
und die letzten Verteidiger den Chassepotschüssen und Bajonett- 
stöfsen der heranstürmenden Soldaten erliegen. 

Auf den Trümmern dieser letzten Barrikade lag barhaupt, 
waffenlos, fünf Todeswunden in Brust und Haupt, ein hagerer 
Greis. Der letzte Häuptling der Kommune, Delescluze, hatte hier 
um 12 Uhr mittags den Tod gesucht und gefunden. Nicht ge- 
sucht, aber doch mit leidlicher Fassung hingenommen hatte den 
Tod der Prokurator der Kommune, Bigault, welcher im Bürger- 
wehranzug ergriffen, erkannt und an der Ecke der Bue Gay-Lussac 
von Chasseurs des 19. Begiments füsiliert worden war. Ver- 
schiedenen anderen Mitgliedern der Kommune war dasselbe wider- 
fahren. So dem Bürger Milli^re, welchen Soldaten auf den Stufen 
des Pantheon niedergeschossen hatten. Vielen Kommunarden je- 
doch gelang die Flucht, teils noch während der Agonie der 
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Kommune, indem sie sich durch die von den Deutschen besetzte 
Fortslinie zu schmuggeln wufsten, teils später. — 

Um 2 Uhr nachmittags vom 28. Mai verkündigte eine Pro- 
klamation des Marschalls den Parisern: „Die Armee Frankreichs 
hat euch gerettet. Paris ist befreit, der Kampf zu Ende, die 
Ordnung wiederhergestellt." 



Dreizehntes Kapitel. 
Richters „Sozialdemokratische Zakanftsbilder'S 

Nur durch ungeheure Ströme von Bürgerblut, über die Trümmer 
der Kultur hinweg würde der „4. Stand*^ d. h. die städtischen 
Lohnarbeiter, „durch eine gemeinsame Erhebung der Proletarier 
agiler Länder" die Herrschaft erlangen und die anderen Stände, 
nämlich die bisher „oberen und mittleren" Klassen und die noch 
hinter den Lohnarbeitern stehenden, später den 5. Stand bildenden, 
zwingen können, die Aufrichtung des sozialistischen Zukunftsstaates 
zu ertragen. 

Wie würden nun Staat und Gesellschaft, in Konsequenz der 
Lehren der internationalen Sozialdemokratie aufgeführt, aussehen? 
Die Partei selbst hat ein solches Gemälde, wie es dann praktisch 
aussehen soll und aussehen würde, noch nicht im einzelnen als 
für die Gesamtheit bindend darstellen lassen. Nun hat Eugen 
Richter, ein hervorragendes Mitglied des Reichstages , von der 
Partei des laisser faire laisser aller, eine Schrift verfafst, in der 
er aus den Lehren und Forderungen der Sozialisten heraus den 
Zukunftsstaat schildert: Sozialdemokratische Zukunftsbilder. Berlin, 
Verlag „Fortschritt", Aktiengesellschaft.^) Dies Buch ist von der 
Sozialdemokratie als verfehlt, als feindliche Tendenzschrift gebrand- 
markt worden. Aber dies wäre nur dann mit Becht geschehen, 
wenn der Verfasser nicht parteilos, sondern parteiisch geschrieben 
und dabei nicht logisch sondern, absichtlich oder unabsichtlich, 
unrichtig Schlüsse gezogen und auf diese Schlüsse seine Darstellung 



1) Die Expedition der„FreisiDmgeD Zeitung** (Berlin SW.Zimmerstr. 3) 
versendet portofrei gegen vorherige Einsendung des Betrages Partien von 
mindestens 5 Exemplaren zum Preise von 40 Pfg., von mindestens 
10 Exemplaren von 30 Pfg., von mindestens 60 Exemplaren von 20 Pfg. 
für jedes Exemplar. Da ein Abdruck der Broschüre innerhalb dieses 
Buches weit tearer sein würde, ist dieselbe in der Höhe der Bedarfs- 
ziffer aus Berlin gemeinsam zu beziehen. Der Einzelpreis ist 50 Pfg. 
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des politischen und sozialen Lebens nnd Treibens der Zeit nach 
der „grofsen Explosion in der ganzen Kulturwelt" gegründet hätte. 

Bei der gemeinsamen Lektüre des Baches werden wir, getreu 
unserer Absicht, völlig unabhängig von jeder Bichtung, auf 
geschichtlichem Wege und durchaus unparteiisch das Wirkliche 
zu ergründen, sorgföltig prüfen, ob in jener Schrift die Ideen und 
Ziele der Partei richtig zur Anschauung gebracht sind, und in 
Übereinstimmung mit denselben das Ganze bis ins kleinste folge- 
richtig aufgebaut ist. 

Vorauszuschicken ist dreierlei. 

1. Bichter beginnt seine Schilderung, wohl um die denkbar 
günstigste Entwicklung des kommunistischen Staates zeichnen 
zu können, mit der Annahme, dafs die sozialistische Partei 
Deutschlands in friedlicher Weise, einfach durch einen Mehr- 
heitsbeschlufs im Beichstag, den vollständigen Sieg errungen 
habe. Ein solcher friedlicher Sieg widerspricht aber ganz und 
gar den geschichtlichen Gesetzen und ist darum undenkbar und 
unmögUch. (Vgl. 1790, 1793, 1799, 1848, 1871.) Thatsächlich 
wäre ein bluttriefendes Chaos die Basis des neuen „Idealzustandes". 

2. In ebenfalls geschichts widriger Weise unterläfst er es darzulegen, 
wie nach errungenem Siege unter den neuen Machthabern mit 
der Zeit ein Kampf um die ersten Stellungen entsteht und 
durchgeführt wird. So lange auf unserm Planeten eben Menschen 
und nicht ,,die Götter Bousseaus'^ wandeln, entbrennt ein solcher 
Streit, und zwar, je länger er dauert, in um so rücksichtslosester 
Art unter den Führern und unter den verschiedenen Bichtungen. 
Bichter aber läfst sogar die sogen. „Jungen" (, die radikalere 
Bichtuug,) und die Anarchisten schweigen. 

3. Wiederum historischer Wirklichkeit entgegen hat der Verfasser 
der „Sozialistischen Zukunftsbilder" den Einflufs und die politische 
Thätigkeit des weiblichen Geschlechtes zu gering angeschlagen 
und danach falsch dargestellt. Die klugen und die schönen 
Frauen, sowie die fanatischen Schwestern derselben werden in 
revolutionären Zeiten, noch dazu im Staate der „Parität" beider 
Geschlechter, die gröfste Bedeutung erringen. (Vgl. die erste 
französische Bevolution und den Aufstand von 1871.) 

Es folgt nun kapitel weise Lesen und Besprechung der Broschüre. 

Beispiel für den Gang der Besprechung der einzelnen 

Kapitel. 

Nachdem das Kapitel gelesen ist, giebt ein Schüler den Inhalt 
desselben an. Sodann wird unter Leitung des Lehrers imtersucht, 
ob die darin vorgetragenen Ereignisse genau aus dem sozialistischen 
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Ideengange erfolgen oder ob sie, diesem entsprechend, hätten anders 
vor sich gehen müssen. Dann wird ganz nach Art der Erörterung 
des Aufbaus eines Dramas die Entwicklung verfolgt und nach- 
gesehen, ob dieselbe dem Innersten der Menschennatur und den 
geschichtlichen Gesetzen gemäfs folgerichtig weiter schreitet. 

1. Die Siegesfeier. 

Inhalt. Abschaffung der Monarchie. (1.) Auflösung der Schutz- 
mannschaft. (2.) Beschlufs, die Eönigsstatuen durch Standbilder 
verewigter (4.) Geistesheroen der Partei zu ersetzen. Hoffnung auf 
bessere Wohnung und überhaupt auf bessere Verhältnisse. (3.) 

Sozialistisch richtig? 1) „Der Sozialismus ist die mit klarem 
Bewufstsein auf alle menschliche Thätigkeit angewandte Wissen- 
schaft. Sie lehrt nach ihm auf politischem Gebiete die Republik.'^ 
2) Konsequenz der Forderung: Freie Selbstbestimmung. 3) Berechtigt; 
um der Hebung „des vierten Standes^* willen erfolgte ja die ganze 
sozialistische Thätigkeit. 4) Dieser Ausdruck pafst nicht recht für 
einen „zielbewufsten^^ Genossen, da der Sozialismus „auf dem, was 
man heute religiöses Gebiet nennt^\ den Atheismus lehrt. Immerhin 
aber mag er gelten, weil der biedere Meister entweder noch zum 
Christentum hält („Religion Privatsache**) oder in seinem Wörter- 
buch noch altgewohnte Ausdrücke ohne genaue Prüfung ihrer 
eigentlichen Bedeutung stehen hat. Antwort: Ja. 

Dies Kapitel enthält die ersten Teile der „Exposition". 

Seine Darstellung entspricht dem Charakter der menschlichen 
Natur insofern, als bei edlen und auch Durchschnittsmenschen die 
Erringung des Sieges eine gehobene, freundliche Stimmung hervorruft. 

Die politische Seite ist — wie schon in den Vorbemerkungen 
angegeben — grundfalsch, weil solche inhaltsreiche, alles bestehende 
von Grund aus umstofsende Eevolutionen sich niemals friedlich 
vollziehen können. Kaiser, Fürsten, Bundesrat, die jenen treu ge- 
bliebenen Teile des Heeres, die Besitzer, vor allem die Grund- 
besitzer unterwerfen sich niemals einem Mehrheitsbeschlufs des 
Beichstages obiger Tendenz. Ein Beschlufs einer Beichstagsmehr- 
heit erlangt auch erst durch Beitritt des Bundesrates und die 
Unterschrift des Kaisers Gesetzeskraft (und die darauf erfolgende 
Veröffentlichung im Beichsgesetzblatt). 

2. Die neuen Gesetze. 

Inhalt: Auswanderung vieler „Bourgeois". Alle Staatspapiere, 
Pfandbriefe, Banknoten für null und nichtig erklärt. Alle Immo- 
bilien, Verkehrsmittel, Werkzeuge vom Staate in Besitz genommen, 
jegliche Privatproduktion hört auf. (1.) Der „Vorwärts" Beichs- 
anzeiger, alle anderen Zeitungen hören auf. (2.) Das Erfurter Pro- 
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gramm von 1891 einstweilen Grundrecht. Danach: Allgemerae 
Arbeitspflicht mit gleichen Bechten für alle männlichen und 
weiblichen Personen vom vollendeten 21.— 66. Jahre. (3.) Alle, die 
jOngei* oder älter, auf Staatskosten erhalten. An Stelle der 
ebenfalls eingezogenen Geldmünzen nnd Geldsurrogate treten Geld- 
certifikate. (5.) Militär und Steuern fallen weg. Ärzte und Rechts- 
anwälte arbeiten als Staatsdiener unentgeltlich. Festsetzung von 
politischen Festtagen. (4.) 

Sozialistisch richtig? 1) Im Einklang mit dem Parteiprogramm. 

2) Mehrere Zeitungen erscheinen lassen hiefse unnötige Ausgaben 
machen. Der Staat organisiert die allgemeine Produktion und 
Konsumtion, darf also nicht verschwenden. Aufserdem könnte 
das Herausgeben mehrerer oder gar vieler Zeitungen der Minorität, 
der abgewirtschafteten Kapitalistenpartei, zum Worte verhelfen, was 
die Neuordnung der Verhältnisse gefährden würde. Freilich ist 
dies gegen das Prinzip des noch 1891 geforderten „Bechtes der 
freiesten Meinungsäufserung'^ Diese mag mündlich vor sich gehen. 

3) Die Partei forderte stets Herabsetzung der Jahresgrenze für die 
heute schon mit Altersrenten Bedachten auf dieses Lebensalter, 
sowie unentgeltliche gleiche Erziehung und Unterweisung aller. 
Für diesen Punkt war keine volle Übereinstinunung über die Alters- 
grenze vorhanden, allein das 21. Jahr eignet sich insofern am 
besten, als man 18 Jahre Erziehung und Unterricht und 3 Jahre 
Ausbildung für einen bestimmten Beruf rechnen kann. 4) Vgl. 1789, 
1871 und die sog. „Maifeier". 5) Gold und Silber, nun im Innern 
unnötig, dienen nur noch im Auslandsverkehr, Antwort: Ja. 

Kapitel 2 gehört ebenfalls zur „Exposition". Korrektes kon- 
sequentes Fortschreiten. 

Menschlich richtig gezeichnet. So auch, dafs die Bourgeois 
tausendweise auswandern wollen. 

Wenn (nach Richters Vorgang) die politische Seite von 
Kapitellais Basis angenommen wird, dann ist Kapitel 2 geschicht- 
lich richtig. Vor allem die Unterdrückung, ja, das Unmöglich- 
machen jeglicher gegnerischen Presse. Vgl. Raoul Rigault 1871. 

Im ö. Kapitel „Eine Reichstagssitzung" beginnt die Verwick- 
lung. Man fängt an zu ahnen, dafs das Ende der Hoffnungs- 
freudigkeit des Anfanges nicht entsprechen wird. 

Das Endergebnis der Prüfung ist, dafs, die drei Vor- 
irrtümer historischer Art^) abgesehen, Eugen Richters Darstellung 
vom Zukunftsstaat unparteiisch, logisch und richtig aus den Lehren 
der Sozialdemokratie hervorgegangen ist. 

1) Dann sind auch für den Darchschnitt die Ersparnisse von Agnes 
viel zu hoch berechnet. 
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Das also ist das in Aussicht gestellte Yölkerparadies nach 
Vernichtung der heutigen Verhältnisse: 

Furchtbare Verminderung der Produktion ^ halbe Hungersnot, 
absoluter Bettlerzustand des einzelnen inbezug auf Wohnung, 
Kleidung, Speise. Elende Sklavenstellung der Person ohne freie 
Selbstbestimmung auch nur in den allereinfachsten und selbst- 
verständlichsten Dingen, Zerreifsen aller engeren natürlichen Bande. 
Alles edle Streben, Kunst und Wissenschaft dahin. An Stelle des 
Fleifses Trägheit, der Ordnung ünbotmäfsigkeit. Zum Schutze 
dieses Zuchthausstaates eine ungeheure Armee notwendig. BtLrger- 
krieg* Der Feind im Lande. Das Heer, ohne genügende Aus- 
bildung, Kleidung, Verpflegung, Bewaffnung, nicht zum Kampfe, 
sondern zur Schlachtbank geführt. 

SchluTs: Anarchie. Das Chaos. 

Aus demselben werden dann die in ihre Atome zerschmetterten 
bisherigen Kulturvölker in Jahrhunderte langer Arbeit erst wieder 
an der Stelle angelangt sein, an welcher sie sich am Ende des 
neunzehnten Säkulums befinden. 



Schlufswort zu Kap. 11 — 13 der „Belehrungen". 

Nach den Gesetzen menschlicher Entwicklung in politischer und 
sozialer Beziehung werden die meisten Staaten „nichts von der 
Geschichte gelernt" und dereinst nur wenig zur Verhinderung des 
nahenden Klassenkampfes gethan haben. Das Verhängnis, das dann 
über sie hereinbricht, ist zum grofsen Teil mitverschuldet. „Der Übel 
gröfstes aber ist die Schuld." Umsonst war dann für sie das Mene 
tekel upharsim in Mommsens Darstellung der inneren Verhältnisse des 
römischen Staates im zweiten vorchristlichen Jahrhundert erklungen: 

„Das Gewitter war noch nicht ausgebrochen; aber dicht und 
dichter ballten die Wolken sich zusammen und einzelne Donner- 
schläge rollten bereits durch die schwüle Luft."^) „Dort wie hier 
waren die Majoritäten noch wohlgesinnt und boten über den BiTs 
weg, der die Parteien trennte, noch häufig die Hände, um gemein- 
schaftlich die schlimmsten Übelstände zu beseitigen. Aber da man 
die Quellen nicht verstopfte, so half es wenig, dafs die besseren 
Männer mit Besorgnis auf das dumpfe Tosen der anschwellenden 
Flut lauschten und an Deichen und Dämmen arbeiteten. Indem 
auch sie sich mit Palliativen begnügten imd selbst diese . . . nicht 
rechtzeitig und umfänglich genug anwandten, halfen sie mit dazu^ 
den Nachkommen eine böse Zukunft zu bereiten. Indem sie ver- 
säumten den Acker umzubrechen, während es Zeit war, zeitigten 
Unkraut auch, die es nicht säeten."^) 

1) Römische Geschichte, 8. Aufl. I, S. 827; 2) ebenda, S. 828. 
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Die HohenzoUern und ihre Fflrsorge fBr die allgemeine 
Wohlfahrt. 

Die HohenzoUern, vielleicht in Graubünden entsprossen, in 
Schwaben Grafen, in Franken Burggrafen von Nürnberg, in Branden- 
burg Markgrafen und Earfürsten, in (Ost-)Preuf8en Könige, somit 
Ober-, Mittel- und Norddeutschland gleich zugehörig, haben wie 
selten ein Herrschergeschlecht ihren Staat selbst geschaffen und 
tragen nach natürlichem und geschichtlichem Entwicklungsgesetz 
mit Eecht ihre Königs- und die deutsche Kaiserkrone. Ihre Thätig- 
keit auf dem Gebiete der Volkswohlfahrt war vor allem in den 
letzten drei Jahrhunderten bedeutend. 

I. Der Grofse^) Kurftirst. 

Seinem Grofsvater Johann Sigismund ähnlich an Umsicht, 
Kraft, Entschlossenheit, aber in höherer Potenz als derselbe mit 
diesen Eigenschaften ausgerüstet, bewahrt er sich die Elastizität 
und Ausdauer des Geistes und Körpers, indem er sich vor jeglichem 
Laster behütet; wie Demosthenes von Jugend an an nichts denkt 
als an Bestrafung seiner schlimmen Vormünder und sich zu diesem 
Behufe zum Bedner ausbildet, so lernt er, der dereinst sein Land 
aus dem Zustand, in den es Schweden und Kaiserliche gebracht, 
wieder emporheben will, in den Niederlanden durch eigene Wahr- 
nehmung erkennen, was ein kleiner, aber thatkräftiger Staat ver- 
mag, dafs Beligionsfreiheit und Beligionsfriede, Blüte von Handel, 
Industrie und Ackerbau, sowie des Kolonial wesens zur allgemeinen 
Wohlfahrt notwendig sind. Die mangelnde Stetigkeit mancherlei 
Art in den Generalstaaten wurde, wie er an Frankreich sah, 
durch die alles zusammenfassende, einheitliche, stets in gleichem 
Geiste geleitete absolute Monarchie vermieden. 

A. Zustand Brandenburg-Preufsens 1640. 

a. Die nur durch Personal-Union zusammengehaltenen Lande, die 
Kurmark, die Neumark, Cleve, Mark und Ravensberg, Ost- 
preufsen, seit 1648 (rsp. 1680) Magdeburg, Halberstadt, Minden, 
Hinterpommern und Cammin stellten jedes einen selbständigen 
Staat dar (8), der unter dem gemeinsamen Oberhaupte ständisch 
regiert wurde. Am gröfsten war die Macht der Stände (Adel 
und bevorrechtete Städte) im Herzogtum Preufsen. Dazu kam, 

1) Der grofse Kurfürst würde so viel als der lange Kurfürst bedeuten. 



•Die Hohenzollern n. ihre Fürsorge f. d. allg. Wohlfahrt. 285 

dafs letzteres unter polnischer, die andern noch etwas unter 
des Beiches Sonveränität standen. 

b. Der Minister und die Truppen unzuverlässig. 

c. Das Land (aufser Ostpreufsen) durch den 30jShrigen Krieg 
„wüste und leer". 

d. In den rheinischen Landen holländische Besatzungen, auf ge- 
wisse Städte Ostpreufsens machte Schweden Ansprüche, über 
Ostprenfsen die polnische Lehnshoheit. 

Gesamtergebnis: 

Friedrich Wilhelm „ein Erbe ohne Erbteil". (Friedrich d. Gr.) 

B. Erfolg seines Wirkens. 

Der Grofse Kurfürst der Neubegründer des brandenburg- 
preufsischen Staates. 

1. Er machte seine Staaten frei von jeglicher Be- 
vormundung, Abhängigkeit und Willkür. Durch die Be- 
stimmungen des westfälischen Friedens innerhalb seiner deutschen 
Gebiete nahezu, in Ostpreufsen seit 1660 völlig souverän, hält 
er sich frei von Schweden, Frankreich, Polen und dem Kaiser 
und schafft im Nordosten des Beiches einen gesicherten Staat, einen 
Eckstein für die künftige Errichtung eines neuen Deutschlands. 

Mittel: Das von ihm aufgerichtete stehende Heer von 
28 000 Mann. G. v. Derfflinger, 0. v. Sparr. Es wird erhalten 
von dem Ertrage der Accise (s. u.). 

Indem er die Existenz des Staates sicherte und ihn schützte, 
sicherte er zugleich die Existenz der Einwohner desselben, schützte 
er sie vor Beraubung und Mordbrennerei. (Vgl. dagegen die 
mittleren Rheinlande zur Zeit Louis XIV!) 

2. Er schuf die Staatseinheit auf absolutistischer 
Grundlage. Gegensatz zwischen dem romanischen und hohen- 
zoUernschen Absolutismus (s. IX. Kapitel): Dort T^tat c'est moi, 
der egoistische, willkürliche, sich selbst vergötternde, hier der sich 
seiner Pflichten voll bewufste Absolutismus. Friedrich Wilhelm 
sagt, als er sich den Yerführungsver suchen im Haag entzieht: 
„Das bin ich mir, meinen Eltern und meinem Lande schuldig."^) 
Sein Wahlspruch: „Pro populo et Deo." — Die Macht der Stände 
wird zu diesem Zwecke gebrochen.*) 

Aus einer Anzahl weit auseinander liegender, nur durch die 
Person des gemeinsamen Landesherm lose miteinander verbundener 
Staatsgebiete!, deren jedes nur auf sein eigenes Heil bedacht ist, 



1) Friedrich der Gr.: „Le prince n'est lui-m^me que le premier 
domestique des peuples/* 2) Freilich mitunter unter Anwendung schärf- 
ster Mittel. 
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baut er einen Staat mit starker Centralgewalt; gemeinsamer 
Oberverwaltung, „dem Geheimen Batskollegium'^ ans 12 (wesent- 
lich) bürgerlichen Beamten bestehend, gemeinsamem Heer- und 
Steuerwesen und Münzeinheit auf. 

Mittel: Das ihm eidlich verpflichtete, von ihm mit Geld be- 
soldete, gelehrte, meist bürgerliche, im Wirkungskreis nicht an- 
gesessene Beamtentum. Beamtentum und Heer vor allem Träger 
des Geistes der Zusammengehörigkeit. Mittelpunkt: Berlin. (In 
beide tritt der Adel nach und nach über. Statt wie in Frank- 
reich ein schmarotzender, fauler, entsittlichter Hofadel, liefert der 
brandenburgisch-preufsische tüchtige Offlziere und Beamte.) 

Bereits am 12. Dezember 1650 erklärte er den branden- 
burgischen Ständen, welche ihn, obwohl es galt, die Schweden 
aus Hinterpommem zu bringen, um Verminderung des Heeres 
baten ^): 

„Allein müssen die Land-Stände bedenken, dafs nunmehr die 
Kurf Lande und Pommern gleichsam membra unius capitis 
sein. Gleichwie nun die gesamte Land-Stände Sr. E. D., wann 
Dieselbige um eine Provinz der Karmark Brandenburg periclitieren 
sollte, sich als getreue Unterthanen würden anzunehmen schuldig 
sein, also können sie nicht fürüber, auch respectu der pommerschen 
Lande ; so gleichfalls an Sr. K. D. kommen, etwas auf sich zu 
nehmen." 

Feste Staatseinnahmen sind nun: 

a. Die Erträgnisse aus dem „Kammer wesen*^ Die Domanial- 
güter werden nicht mehr verwaltet, sondern verpachtet. Geld- 
wirtschaft. Dazu die 

b. aus Post-, Zoll-, Salz-, Forst-, Münz-, Bergregal; 

c. der Kontribution, der Steuer des platten Landes; 

d. der städtischen Accise, einer Verbrauchssteuer, erst nur auf 
Getränke, Brot, Fleisch, Salz, Nutzvieh, Saatgetreide, in der 
Mark auch auf alle Lebensmittel und die Hauptartikel des Ge- 
werbfleifses, anfangs blofs in den unmittelbaren, seit Nov. 1681 
auch in den stiftischen und ritterschaftlichen Städten der Mark 
eingeführt, seit 1. Jan. 1684 auf alle Stände ausgedehnt; 

e. aus der Mehl- und Brausteuer. 

Die gesteigerte Macht des Fürstentums und die Anfänge des 
Einheitsstaates brachten den mittleren und unteren Ständen doppelten 
Vorteü*): 

1) Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte des Kurfürsten Fr. 
Wilh., X. Bd., S. 193 f., auch bei Schilling, S. 179. 2) Doch schädigte 
den Bauernstand die den gelehrten Beamten römisch-juristischer Schulung 
eigene irrige Auffassung der deutschen bäuerlichen Verbältnisse. S.Kap. VIII 
Absatz: Der Bauernstand. 
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a. Die nene Beamtenschaffc diente mit Eifer, Treue und Hingebung 
dem Fürsten, dem Staate, war wohl unterrichtet, oft kon- 
trolliert, absetzbar und immer anderen Landesteilen entsprossen, 
als wo sie in Thätigkeit war, unparteiisch. Die bisherigen, 
meist der Bitterschaft entnommenen Beamten hatten weit mehr 
die Interessen ihrer Verwandtschaft und Standesgenossen im 
Auge behalten als die des Landesherm und des Landes oder 
gar des Gesamtstaates. 

b. Die Accise wird auf alle Stände ausgedehnt, während bis dahin 
Prälaten, Bitterschaft, fürstliche Bäte und ein Teil der Bats- 
verwandten in den Städten nahezu steuerfrei gewesen waren. 
— Lidem aber nicht mehr der Adel und städtische Trabanten, 
letztere vom Magistrat geschickt, die Landesverteidigung („das 
Defensionswerk") ausübten, sondern der Kurfürst mit einem 
besoldeten Heer, war es völlig gerecht, dafs alle Stände zur 
Erhaltung des Heeres beitrugen. Die Accise, durch deren Ein- 
führung der städtische Grundbesitz befreit wurde, rettete damals 
viele Städte vom Untergang und führte viele fremde Bürgers- 
leute ins Land. Zur Beaufsichtigung der Accise -Verwaltung 
tritt seit 1667 ein Bürgerausschufs neben den Bat und erhält 
1683 das Bewilligungsrecht für aufserordentliche städtische 
Abgaben. 

Vordem wurden die Städte ohne jede Kontrolle seitens 
der Bürgerschaft lediglich zum Vorteil der mit einander 
„versippten und verschwägerten*' Geschlechter von einem Bat, der 
sich aus jenen Patrizierfamilien zusammensetzte und alljährlich als 
„alter" und „neuer" Bat wechselte, erledigte Stellen aber durch 
Kooptation besetzte, verwaltet. Jene Bürgerausschüsse sind der 
erste Anfang zu den Stadtverordnetenversammlimgen. 

Diesen Verdiensten des Grofsen Kurfürsten wird ein 
im Dresdener Archiv befindliches, wohl aus dem Jahre 1697 oder 
1698 stammendes Aktenstück gerecht.^) Die wichtigsten Stellen 
lauten: 

„Der Chur Brandenburgische 6tat wahr noch bey Hm. Friedrich 
Wilhelms Churf. Durchl. glohrwürdigster gedächtnis angetretener 
Begierung gar schlecht; das Landt undt fürnehmblich die Städte 
wahren unbebauet und wüste, die ünterthanen verlaufen. Branden- 
burg konte der Zeit aus der Marck und andern dero provincien 
nicht so viel revenuen ziehen, dafs es in allen 6000 Mann hette 
halten können. Dero Hofstaat wahr gantz irregulair undt be- 
standt aus wenigen Bedienten, das Cammerwesen undt davon 



1) Droysen, Geschichte der preufsischen Politik IV, 4, S. 208 ff. 
Ebenfalls bei Schilling, S. 196—198. 
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dezendirende Aembter übel bestellet, die commercia nndt corre- 
spondentzien lagen gantz zugmnde; in snmma, es wahr ein gar 
schlechter Zustandt sowoU in diesen undt Jenen zu sehen. 

Sr. Churf. Durchl., als welche ein landesfürstl. undt Väter- 
liches Mittleiden mit dero von Oott Ihro Verliehenen Landen undt 
XJnterthanen trugen, sahen höchstvemünfftig gar woll, dafs in der 
länge solches nicht bestehen, sondern dafs Sie genöthiget werden 
würde, zu aufhelffung dero gantz desolaten Städten undt ruinirten 
XJnterthanen andere nachdrückliche messures zunehmen. Bevor 
dieselbe aber etwas gewisses anfingen, brauchten Sie diese 
maxime: Sie hatten bemercket, weiln dero 6tats Ministerium, 
auch Cammer undt Justitz collegia meistentheils mit Persohnen 
von der RittersehaflFt, welche überdehm eine immerwehrende Ver- 
wandt- und Bluthsfreundtschaft untereinander hatten, besetzet wehren, 
dafs das Jenige, was Sie fürzunehmen gnädigst endtschlossen, 
endtweder in Zeiten unterdrücket, oder doch dehnen andern Stenden, 
umb sich auf alle Felle parat zu halten, so fort deshalb Nachricht 
ertheilet wahr worden, indehm die jenige Ministri, welche Mit- 
Stände wahren, dieses pro principio hatten, dafs, weiln Sie nicht 
wissen konten, ob Ihre Söhne Geheime oder andere Bäthe dereinst 
werden, hingegen gewis wehren, dafs dieselbe Stände bleiben 
würden, So müsten Sie auf der Kinder Erhaltung mehr, als auf 
Ihres Landesfürsten interesse sehen; dafs Churf. Dchl. dahero 
auswertige, aus andern dero provincien capable Per- 
sohnen beruffen Hessen, welche gelehrt, meistens von Bürger- 
lichem Standte undt in der Chur undt Marck Brandenburg ün- 
angesessene sein musten. Als nun solche sowoll, als noch Andere 
Persohnen von mittler condition, welche zu exequirung des Vor- 
habens gebrauchet werden selten (iedoch letztere unter einen gantz 
anderen Nahmen), insgesambt an- undt in schweren Eydt und 
pflichten genommen worden wahren, brachen Churf. Dchl. mit Dero 
hejlsamer intention aus, declarirten den Ständen öfifentlich, wie 
Sie die consumptions accise in denen gantz agonisirenden Städten 
einführen lassen wollten undt wie Sie mit derselben würklichen 
Einführung hier undt dort bereits den anfang machen lassen. Da 
wahr nun die ankündigung undt execution gar nahe beysammen. 
Die Stände flattirten sich zwar noch damit, dafs durch Ihre plau- 
sible mehr, denn gründtliche Vorstellungen Sie dieses neue werck 
noch woll übern Hauffen werffen würden . . . ; allein das neue Ge- 
heime Raths CoUegium bewiefs Ihnen, dafs Ihren, der gemein- 
sahmen Wollfahrt e diametro zu wiederlaufenden Begehren ohn- 
möglich deferirt werden könnte . . . 

Die revenuen der accise sindt 6mahl mehr als der vormahligen 
contribution; über dehm ist der Bürger nicht mehr so gedrücket 
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als Vordehm, indem die weitlauffigte, zwischen Bitterschafft und 
Städten wegen des quanti geführte processus, nicht minder die 
harten execations-Eosten cessiren; die Städte seiendt trefflich an- 
gebauet, voll besetzet, und laufen die Künstler und Handtwercker 
aus den benachbahrten ehrten, alwo keine accise ist, als aus den 
Hessischen, Mecklenb., Pommerschen, absonderlich aus Sachsen 
häuffig zu, so dafs man binnen der Zeit, dafs die Accise in den 
Brandenburgischen introdacirt gewesen, bei die 15 000 Persohnen, 
welche für Sächsische sich ausgegeben, gezehlet hatt. 

Die revenuen der Accise werden zum militair etat lediglich 
verwendet; Churf. Dchl. disponiren alleinig nach dero gefallen 
darüber undt bedürfen nicht mehr von dem guten willen 
dero Stände dependiren, wie Vormahls . . . 

Das Cammerwesen ist in allen Churf. provincien anitzo auf 
gleiche ahrt reguliret, undt da man die ambter und domanial- 
güther Vormahls insgesambt administriren lassen, werden dieselben 
alle verpachtet, durch welche Verpachtung ein gar grofser Unter- 
schiedt sowoll wegen der revenuen, als auch wegen der cultivirung 
des ackerbaues vermercket worden. Undt betragen sich die von 
den Verpachteten ambtem in allen Churf. provincien fallende 
intraden an die 13 tonnen goldes, da solche bej der administration 
noch nicht 4 tonnen goldes gewesen . . . 

Die revenuen von den Zollwesen, welche steigendt und fallendt 
nach dem gang der commerciorum sein, werden praeterpropter 
auf m/500 tal. geschätzet. Die revenuen von den Posten deductis 
deducendis auf m/80 tal. Die revenuen von Salzwesen auf m/40 tal. . . . 

Durch alle obige, nach einander erzehlte woU eingerichtete 
Regalien, sonderl. das Accise undt Cammerwesen, hatt Branden- 
burg seine revenuen sehr hoch getrieben, sich souverain in dero 
Landen, resp. seinen Landt Stende, bey auswährtigen formidabel 
und capabel gemachet, nicht allein wegen des in seinen Lande 
mittelfs der Accise so starck zugezogenen Volcks eine nombreuse 
Armee in kurtzer Zeit anzuschaffen, sondern dieselbe auch (wenn 
gleich die Subsidien, welche es in diesem letzten Kriege wieder 
der Cron Franckreich hier undt dort gezogen, cessiren) dennoch 
von dero Eigenen Landes revenuen solche zu unterhalten 

Undt damit ich zum Schlufs Chur-Brandenburgs bey dieser undt 
Jener guten Verfafs- undt Einrichtung adhibirte Maximes, deren 
unterschiedene angeführt werden könnten, in wenigen fasse, so hat es 
sonderlich in allen dero hochsterleuchtesten actiones herfürblicken 
lassen, wie zu Formirung eines regulirten Etats eine der artigsten 

Regeln sey: 

Wol überlegen, geschwindt exequiren, 
Wol belohnen undt scharff bestrafen. 

Scbenk, Belehrungen. 19 
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3. Er förderte das wirtschaftliche Leben: Manufaktur 
und Handel im Sinne des Merkantilismus^) und seines Hauptver- 
treters Colbert, zugleich aber, ehe das physiokratische System auf- 
gestellt war, den Ackerbau. Indem er, wohl nach holländischem 
Vorbilde, auch den letzteren wertschätzte und unterstützte, hielt er 
sich von einer schädlichen einseitigen Bethätigung des Merkantilis- 
mus frei. 

Der entsetzliche Krieg hatte in der Bevölkerung alles selb- 
ständige Handeln, alle Thatkraft vernichtet Darum war es Pflicht 
der Landesherrn, ratend und helfend beizuspringen. 

Das Gewerbe wird vor allem gefördert und (durch Einfuhr- 
verbote auf fremde Tuch-, Metall-, Glaswaren und Ausfuhrverbote 
auf einheimische Wolle) geschützt. Einführung fremder Li- 
dustriezweige, auch durch die Aufnahme der aus Frankreich ge- 
flüchteten Eeformierten, die z. B. die Seidenmanufaktur nach Kre- 
feld bringen, Herbeiziehen ausländischer Arbeiter zur Anleitung 
der einheimischen, Aussetzung von Belohnungen an besonders 
tüchtige Handwerker, Anlegung von Glashütten, Glasschleifereien, 
Eisenhämmern, Zuckersiedereien, Erleichterung des Eintritts in die 
Zünfte, Vorschriften über Meisterstück, Wanderzeit und Lehrlings- 
wesen. Im Jahre 1669 stellte der Gr. Kurfürst beim Reichstag 
den Antrag, den Zunftzwang aufzuheben. 

Die Einführung der Accise veranlafste rege Bauthätigkeit, 
besonders in Berlin, das sich verhältnismäfsig wieder hob, auch 
teilweise Beleuchtung und Pflasterung erhielt. 

Zur Förderung und Beschleunigung des Verkehrs wird die 
Post ausgebildet,^) desgleichen zwischen Spree und Oder (,also 
Schlesien und Polen mit Hamburg verbindend,) der Friedrich- 
Wilhelmskanal erbaut, wodurch Berlin der wirtschaftliche Mittel- 
punkt des deutschen Nordostens wurde, werden Landstrafsen 
angelegt, Ruhr und Lippe schiffbar gemacht. Brücken wiederher- 
gestellt. Den Seestaaten nacheifernd, gründet man sogar eine 
Handelsgesellschaft (in Emden), eine Flotte und in Afrika einige 
Niederlassungen. 

Zur Bebauung der durch den Krieg verwüsteten Äcker werden 
Kolonisten aus Holland herbeigeholt, die wie auch herunter- 
gekommene Inländer mit Saatkorn, Bauholz, Zugvieh, auch mit 
Geldmitteln unterstützt werden. Verbesserung der Viehrasse, 
holländische Musterwirtschaft in Oranienburg, Hebung von Obst- 
bau, Gärtnerei, Anpflanzung von Tabak (Uckermark). Anordnung, 
dafs kein junger Bauer zur Ehe schreiten dürfe, ehe er 6 Obst- 



1) Der erste Postdirektor war Michael Matthias. In 10 Tagen ge- 
langte ein Brief von Cleve nach Königsberg. 



Die HohenzoUern u. ihre Fürsorge f. d. allg. Wohlfahrt. 291 

bäume veredelt und 6 Eichen gepflanzt habe. Das sog. „Legen 
der Bauernhöfe" wird den Gutsherrn streng untersagt. — Von 
den B^fugies kommen 20 000 in seine Lande, über 5000 allein 
nach Berlin. 

4. Hebung des Volkes in geistiger und religiöser 
Hinsicht. Aufrichtung der Toleranz. 

Er selbst gab in seinem Privatleben das beste Beispiel von 
Sittenreinheit, echter Frömmigkeit, Duldung, wirkte somit als Er- 
zieher seines Volkes, dem damals, besonders den oberen Schichten, 
das schlimme Treiben zu Versailles und in mancher deutscher Resi- 
denzstadt vor Augen war. — 

Jegliche Anfeindung einer Beligionsgemeinschaft durch eine 
andere wird untersagt. Li Cleve-Mark erhielten die beiden 
evangelischen Bekenntnisse und die Katholiken an bestimmten Orten 
freie Religionsübung, dtfzu volle Gleichberechtigung in bürgerlicher 
Hinsicht. Die B6fugi6s werden durch das Potsdamer Edikt auf- 
genommen, 8. Nov. 1685. Die Universität zu Frankfurt a/0. wird 
erneuert, in Duisburg eine andere gegründet. Anlegung der (später 
Egl.) Bibliothek in Berlin. Die zerstörten Schulen und Kirchen 
werden wiederhergestellt, auch Armenhäuser eingerichtet. 



Aus dem Erlafs des Gr. Kurfürsten an die Geheinien Räte 
vom 31. Mai 1652^) über das Punctum Religionis. 

Bei dem Puncto Religionis aber hätten Wir Uns dergleichen 
unnötigen DifQcultäten zu denen der also genannten Lutherischen 
Religion zugethanen Ständen nicht versehen, gestalt sie es gewifs 
auch keine Ursach haben. Dann soviel das Exercitium Augustanae 
Confessionis anreicht, da ist ja unleugbar und liegt hell am Tage, 
dafs ihnen dasselbe frei und ungehindert gelassen, auch dem 
geringsten Unterthanen unter ihnen ein andres zu glauben von 
Uns niemaln zugemutet worden; weniger haben sie über die 
geringste Turbation mit Fug einige Klage zn führen; am aller- 
wenigsten aber, dafs sie ab offlciis publicis tarn Ecclesiasticis quam 
Politicis exkludieret und die Land -Kinder gleichsam des bene- 
ficii der Kommunität bei den Universitäten und Schulen privieret 
werden sollten. Dann gleichwie solches mit Bestände nimmer wird 
erwiesen werden können, also ist hingegen klar und offenbar, dafs 
die meiste und ansehnlichste Chargen und beneficia auch bei den 
vornehmsten CoUegiis bis auf diese Stunde mehr mit Lutherischen, 
als Reformierten besetzt und genossen werden. Wir halten auch 
eigentlich daföir, dafs kein einiger Lutherischer Religion zugethaner 



1) Urkunden und Aktenstücke zur Gesch. d. Kurf. Friedr. Wilhelm, 
X, 256, auch bei Schilling, S. 179. 

19* 
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Kur- oder Fürst im ganzen Böm. Beich zn finden, der dergleichen 
den Beformierten zu gestatten und dieselbe gleichwie Wir indiscri- 
minatim befördern sollte.^) 

Dem ungeachtet aber werden Wir Uns hierinnen nicht ändern^ 
seind auch nochmaln, gleichwie bishero geschehen, gn. entschlossen, 
sowohl Lutherischen, als Beformierten Unsere Kurf. Gnade und 
Beförderung ohne Ansehung der Beligion widerfahren zu lassen. 
Wann auch solche friedliebende Theologen imd Gemüter (welches 
aber heutigen Tages fast rar) möchten gefunden werden, die ihren 
anzeitigen» ja gar nicht nötigen bittem Eifer und Affekten soweit 
dominieren und sich des unchiistlicben Schm&hens, Lästems und 
Verdammens in Schulen und auf den Kanzeln enthalten könnten, 
würden Wir kein Bedenken tragen, auch dieselbe bei der theolo- 
gischen Fakultät zu bestellen. Diejenigen aber zu berufen und 
ihnen die Jugend, welche ins künftige bei den geistlichen und 
weltlichen officiis bestellt werden solle, zu untergeben, die Unsere 
Beligion verketzern, lästern und verdanmien, und Uns also selbst 
bei Unsem Unterthanen verhafst zu machen, gleichwie Wir damit 
Unser Conscienz gravieren würden, also hoffen wir nicht, dafs es 
denen Lutherischer Beligion zugethanen Ständen ein Ernst sein 
sollte. 

n. Friedrich Wülielm L 

Seinen Eltern in jeder Beziehung unähnlich, im innersten 
Wesen schlicht, einfach, gerade, derb, mit trefflichem Verständnis 
für alles Praktische, ohne Sinn für die feineren Äufserungen der 
geistigen Kultur, entwickelte sich Friedrich Wilhelm (nach Art 
seines Jugendfreundes Leopold von Anhalt-Dessau), voll Abneigung 
gegen die Pracht, Verschwendung, französische Eleganz und Mifs- 
wirtschaft und das Medicäertum des väterlichen Hofes, zu einem 
einfachen, nüchternen, sparsamen, deutsch gesinnten, streng sittlichen, 
tief religiösen, äufserst pflichttreuen, arbeitsamen, der Kunst und der 
reinen Wissenschaft geringschätzig begegnenden Herrscher, einem 
eifrigen Soldaten und vorzüglichen Volkswirt. Jedoch 
wandte er die damals dem Söldnertnm anf dem Exerzier- 
platz gegenüber beliebte harte und rücksichtslose Be- 
handlungsweise gegen fast jedermann an. 

Sein Ideal eines deutschen Fürsten: Guter Soldat, guter Wirt, 
guter Christ. 



1) Zum erstenmal in Deutschland war damals „die Möglich- 
keit friedlichen Zusammenlebens von Protestanten und Katholiken und 
eines geordneten Zusammenwirkens von evangelisch -weltlichen und 
katholisch -geistlichen Mächten" erwiesen. 
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Sein Wirken. 

1. Gewaltige Steigerung der Machtmittel des Staates 
zur Erhaltung der Existenz und zur Yorhereitung 
einer selbständigen Politik. Deutschnationale Hal- 
tung dem Auslande gegenüber. 

um in seiner unablässigen, eifrigen Thätigkeit, den Staat 
nach innen und auTsen za stärken, nicht „von dem Neide des 
Hanses Habsburg" gestört zu werden, von dem man sich in- 
folge der österreichischen Politik seit 1648, wie die Denkschrift 
des preufsischen Ministers v. Ilgen (vom J. 1716?) zeigt, nichts 
Gutes versah, giebt der König seinem Wirken mit voller Ab- 
sichtlichkeit einen Schein von Lächerlichkeit. Hierzu schreibt 
er in seinem Testament: 

,^Mein ganzes Leben hindurch war ich gezwungen, um dem 
Neide des österreichischen Hauses zn entgehen ^ zwei Leiden- 
schaften zur Schau zu tragen, die ich nicht hatte, — ungereimten 
Geiz und übertriebene Vorliebe für lange Soldaten. Nor wegen 
dieser so sebr in die Augen fallenden Schwachheit vergönnte 
man mir das Einsammeln eines grofsen Schatzes und die Ein- 
richtung einer starken Armee. Beide sind da und mein Nach- 
folger bedarf keiner Maske." 

Doch wiU er dem Haus Österreich das Kaisertum erhalten 
wissen. „Kein Engländer und Franzose soll über uns Deutsche 
gebieten, und meinen Kindern will ich Pistolen und Degen in 
der Wiege geben, dafs sie die fremden Nationen aus Deutschland 
helfen abhalten." „Wenn die Franzosen ein Dorf in Deutschland 
attaquierten, so müfste das ein Coujon von einem deutschen 
Fürsten sein, welcher nicht den letzten Blutstropfen daran 
wagte, sich dagegen zu setzen." 

Resultat: Ein schlagfertiges, wohldiszipliniertes Heer von 
83 000 Mann, ein Schatz von mehr als 10 Mill. Thalem. Die 
H&lfte der Mannschaften besteht wieder aus Landeskindem. Das 
Reich während seiner Regierung vom Ausland wenig behelligt. 
Freilich tritt der Kaiser das Herzogtum Lothringen an Stanis- 
laus Lesczinskj und damit (1766) an Frankreich ab. 

Macht und Ansehen des Staates aber sichern und fördern 

Handel und Wandel seiner Bewohner; die Ruhe von der linken 

Rheinseite her ermöglichte Gesamtdeutschland sich nach und 

nach von den Plünderungen der letzten Jahrzehnte zu erholen. 

2. Durchführung der Staatseinheit und des Absolutismus. 

An der Spitze des Staates steht seit 1723 das General- 
Ober-Finanz-Kriegs- und Domänendirektorium, das in 
ftlnf „Departements^' zerföUi Die oberste Leitung des Ganzen 



294 YierzehoteB Kapitel. 

nahm der König, unterstützt von zwei Kabinettsräten, in die 
eigene Hand, je ein Minister überwachte als Chef die Geschälte 
je eines Departements. Für die auswärtigen Angelegenheiten 
und die Justizverwaltung wurden Spezialminister ernannt, nicht 
aber für Finanzen und Militärwesen. Denn „Ich bin der 
Finanzminister und Feldmarschall des Königs von Preufsen; 
dies wird dem Könige von Preufsen aufhelfen." Die Kriegs- 
und Domänenkammern bildeten das Begierungskollegium 
der einzelnen Provinzen, unter denen die Land rate über das 
platte Land, die Departementsräte über die Domänen, die 
Kriegs- und Steuerräte über die Finanz- und Polizeiverwal- 
tung gesetzt waren. An Stelle der versippten Patrizier über- 
trug er die Besorgung der übrigen Zweige der Stadtverwaltung 
lebenslänglichen Magistraten, die er zum Teil selbst ernannte. 
In einigen Städten standen ihnen „Verordnetet^ zur Seite. 

Als oberste Kontrollbehörden überwachten die Oberrech- 
nungskammer (seit 1714) nnd die Oberrevisionskammer 
die gesamte Kriegs-, Finanz- und Polizeiverwaltung bis ins 
einzelnste. 

Sein Beispiel strengster Pflichterfüllung, seine un- 
aufhörliche persönliche Überwachung und seine unerbittliche 
Strenge gegen jeden seinen Anordnungen und Erwartungen 
nicht Entsprechenden liefs ein aufserordentlich tüchtiges, dem 
König und dem Gesamtstaat treu, pünktlich und eifrig dienen- 
des, sparsames, unbestechliches Beamtentum erwachsen, wie 
es kein anderer Staat je aufzuweisen vermochte. 

Die Zwischengewalten zwischen Monarchen und Unter- 
thanen waren somit beseitigt, die Steuerfreiheit der Bittergüter 
wurde aufgehoben, keine Autorität neben der der Krone ge- 
duldet. Bandentscheid an die Eingabe der ostpreufsischen 
Landstände (in der diese gegen die Einführung eines „General- 
Hufenschosses" mit der Beifügung Verwahrung einlegten: Tout 
le pays sera ruinö): „Tout le pajs sera ruin6? Nihil Kredo, 
aber das Kredo, dafs die Junkers ihre Autoritaet Nie pos volam 
wird ruiniert werden. Ich stabilire die Souverainet^ wie 
einen Bocher von Bronce." (Nie pozwalam, d. h. ich er- 
laube es nicht, war die Formel, vermittels der ein einzelner 
Landbote im polnischen Beichstage jeden Beschlufs politischen 
oder gesetzgeberischen Inhaltes verhindern konnte.) „Wir sind 
doch Herr und König und können thun, was Wir wollen." 
(Art. XXXV §. 6 der Instruktion für das Generaldirektorium 1722). 
3. Seine Thätigkeit im Finanzwesen. 

Accise und Kontributionen über die ganze Monarchie aus- 
gedehnt, letztere, wo sie bereits bestand, gerechter eingeschätzt. 
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Die Lehnsgüter der Eitterschaft wurden in Allode verwandelt, 
an Stelle der seit langer Zeit nicht mehr geleisteten Lehns- 
dienste tritt eine Grundsteuer, für jedes Lehnspferd 40 Thaler. 
Die Domänen, welchen die königlichen Schatullgüter beigefügt 
werden, giebt Friedrich Wilhelm nicht mehr in Erb-, sondern in 
Zeitpacht. Die Einnahmen des Staates steigen auf 7 Millionen 
Thaler. — Dagegen war die Einrichtung der „Rekrutenkasse" 
ein schwerer Mifsgriff. In dieselbe hatten alle diejenigen, 
welche ein Amt, höhere Stellen oder Titel erhielten, einen ge- 
wissen BeitrsLg einzuzahlen. So kam es, dafs öfters das Amt 
geradezu an den Meistbietenden kam. Aufserdem waren die 
Besoldungen recht mäfsig, so dafs Minderbegüterte durch die 
Einzahlung in die Rekrutenkasse in Sorgen gerieten. 
4. Ständisches. Sämtliche Stände werden als Unterthanen be- 
trachtet und behandelt. 

a. Der Adel, der sich seit dem Gr. Kurfürsten häufig der Ver- 
waltung widmete, mufs seine Kräfte noch mehr in den Dienst 
des Staates stellen, indem ihn der König veranlafst, in das 
Heer einzutreten. Er erhält seine Lehen als All od zu- 
gesprochen, wird aber zur jährlichen Zahlung einer Grund- 
steuer verpflichtet, trotzdem sich die magdeburgische Ritter- 
schaft selbst an den Kaiser wandte, und dieser sogar Kur- 
sachsen zur Unterstützung derselben aufforderte. Dafs er die 
Bürgerlichen vom Offiziercorps fernhielt — sie hatten unter 
dem Grofsen Kurfürsten und Friedrich L die Hälfte desselben 
gebildet und sich wacker gehalten — gereichte später dem 
Staate zum gröfsten Schaden: 1806. 

b. Aus den Pächtern der Staatsdomänen, der „Ämter", entwickelt 
sich ein wohlhabender Mittelstand, der nicht nur tüchtige 
Landwirte, sondern auch Beamte und Gelehrte liefert. 

c. Die Bürger der Städte werden von dem selbstsüchtigen Re- 
giment der Geschlechter befreit, durch den Schutz und die 
Förderung von Gewerbfleifs und Handel bessergestellt 

d. Die Befreiung des Bauernstandes wird angestrebt, scheitert 
aber noch auf den adligen Gütern an dem Widerstand der 
Grundherrn. Aber die Bauern der Domänendörfer wenigstens 
werden von der Leibeigenschaft erlöst, den Kolonisten der 
neugegründeten Dörfer Freiheit und Erbrecht gewährleistet, 
strenge Strafen auf Mifshandlungen durch Gutsherrn und 
Beamte gesetzt, Verbote gegen das Bauernlegen erlassen. 

Aus dem Edikt vom 22. März 1719: 

„Der König hat in Erwägung gezogen, was es denn für 
eine edle Sache sei, wenn Unterthanen die statt der Leibeigen- 
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Schaft sich der Freiheit rühmen, das Ihrige desto besser ge- 
niefsen, ihr Gewerbe und ihr Wesen mit um so mehr Begierde 
und Eifer als ihr eigenes betreiben und ihres Hauses und 
Herdes, ihres Ackers und Eigentums sowohl für sich als die 
Ihrigen für Gegenwart und Zukunft desto mehr gesichert seien/' 
In gleicher Weise ward der Bauernstand gefördert durch 
die Mafsregeln des Königs zu Gunsten der Landwirtschaft: 
Bessere Geräte, neue Nutzpflanzen wurden eingeführt, Mafs- 
nahmen gegen die Binderpest getroffen. 

Der Bauernstand wird durch das Kantonalreglement von 
1733, das im Prinzip die allgemeine Wehrpflicht aussprach, 
verpflichtet, die Hälfte der Bekruten aufzubringen. Das platte 
Land wird zu dem Behufe in Aushebungsbezirke geteilt. 
Schamhorsts Werk wird somit bereits von Friedrich Wil- 
helm L angebahnt; gemeinsames Ideal: Die Nation soll sich 
selbst schützen. So unbequem auch vielen der Militärdienst, 
so hart er damals auch sein mochte, er brachte doch dem 
Stand grofsen Nutzen: Der junge Landmann wurde aus der 
einförmigen Thätigkeit herausgebracht, seine männlichen 
Eigenschaften wurden mehr entwickelt, ein gewisses Staats- 
gefühl begann in ihm au&ukeimen. Ein Teil der Bauern 
ward wieder der Menschheit zugeführt, der Stand eine Stütze 
auch der politischen Existenz des Staates. 
5. Wirtschaftspolitik. 

a. Hebung der Landwirtschaft. Die Domänen, trefflich 
bewirtschaftet, werden Mustergüter für alle landwirtschaft- 
lichen Betriebe, neue Geräte und Kulturpflanzen eingeführt, 
Sümpfe und Moore ausgetrocknet (z. B. das Lnech in den 
Marken), unzählige seit dem 30jährigen Kriege noch ver- 
lassene Bauernstellen mit neuen Inhabern versehen. Gegen 
37 000 „Ausländer", darunter 17 000 protestantische Salz- 
burger, werden besonders auf dem Lande angesiedelt, zumal 
in der Kurmark und im Littauischen, dazu 332 Dörfer, 
49 Domänen gegründet, 6000 Hufen angebaut. 

b. Gewerbe und Handel. Im Sinne des Merkantilismus 
Colberts wird beides geschützt (durch Zölle) und gefördert 
Der Staat kontrolliert die gewerbliche Arbeit, richtet neue 
„Manufakturen" ein, verbietet Wollausfuhr, verlangt von seinen 
Beamten und Offizieren, dafs sie nur einheimische Erzeugnisse 
kaufen. Die Armee wird in inländisches Tuch gekleidet. 
1733 setzte infolge dieser Begünstigung die Tuchindustrie 
44000 Stück Tuche zu 24 Ellen an das Ausland ab. Be- 
sonders die Erwerbszweige, welche der Armee dienten, kamen 
empor: Pulvermühlen bei Berlin, Schwertfeger in Spandau, 



Die Hohenzollern u. ihre Fürsorge f. d. allg. Wohlfahrt. 297 

Waffenschmiede in Potsdam, Kupfer- und Eisenarbeiter in 
Neustadt. Um das Aufblühen des Oewerbes, „durch das 
viele arme Leute ihr Brot haben können'^ nicht zu beein- 
trächtigen, wurden die Handwerker, aus deren Zahl man 
anfangs einige zum Heeresdienst anwarb, vom Militär be- 
freit. Die Odermündung ein Ausgangsthor des preuTsischen 
Handels, 
c. Städtische Kultur. Zwölf Städte wurden gegründet, dar- 
unter Gumbinnen, Potsdam stieg von 300 Einwohnern auf 
20 000. In Berlin (zum Teil durch Zwang) ersteht die 
Friedrichsstadt. Die Hauptstadt erhielt 1734 eine neue 
Polizeiverwaltung. Mietskutschen wurden aufgestellt, Kranke 
und Arme von den öffentlichen Plätzen verwiesen, dafür in 
Krankenhäuser aufgenommen. 

6. Kunst und Wissenschaft. Die reine Wissenschaft und die 
schönen Künste werden durchaus vernachlässigt, die Akademie 
der Wissenschaften verfällt, ihr Präsident wird beispiellos verspottet. 

Dagegen werden die praktischen Wissenschaften und das 
Elementar-Schnlwesen unterstützt. 

Sein Plan, „ein beständiges und ewiges Landrecht^ aus- 
arbeiten zu lassen, wird zwar erst von Friedrich d. Or. ver- 
wirklicht, aber das Justizwesen und das Medizinalwesen werden 
neu geordnet (Kammergericht in Berlin, fünf Hofgerichte in den 
Provinzen), die Charit^ und die Militär-Medizineranstalt in der 
Hauptstadt eingerichtet. 

1717 führte er den Schulzwang ein, „um dem höchst 
deplorablen Zustand des Landvolkes in Ansehung alles Wissens 
und Thuns abzuhelfen". 2000 neue Volksschulen entstehen. 

Die Toleranz wird nach dem Beispiel seiner beiden Vor- 
gänger geübt, auf christliche Erziehung und Gesinnung gröfster 
Wert gelegt. Als protestantischer Fürst schützt er die Salz- 
burger, zu deren Bestrafung der Kaiser dem Erzbischof von 
Salzburg mehrere Tausend Soldaten überlassen hatte, gegen 
schwere Unbill. 

7. Sittliche Hebung des preufsischen Volkes. 

Durch sein Beispiel und seine Mafsnahmen förderte der 
König Einfachheit, Sparsamkeit, gute Sitte, deutsches Wesen, 
e;rzog er besonders Beamte und Offiziere zur strengsten Pflicht- 
erfüllung nicht um des Lohnes, sondern um der Pflicht willen. 
Das Beamtenmaterial wäre ohne die Gepflogenheiten der Be- 
krutenkasse noch besser gewesen. Jeder Ausschreitung, Ver- 
schwendung und Nachahmung ausländischer Unsitte trat er 
streng, oft sogar gewaltthätig entgegen, freilich auch der reinen 
Wissenschaft und den Künsten. 
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Immanuel Kants Lehre vom kategorischen Imperativ ist 
die philosophische Darstellung der Praxis des Königs. 

Durch Friedrich Wilhelm L, den grofsen Organisator und 
Volkswirt, erhielt der ganze Staat ein festes, starkes Funda- 
ment, gewaltige Spannkraft, Zähigkeit, Arbeitskraft, empfingen 
die Mittelstände (Bürger und Bauern) Förderung. Unter ihm 
bereits ist das Königtum ein soziales Königtum, ein Hort der 
vom Schicksal minder Bedachten und der von demselben Ver- 



Friedrich Wilhelm I. ist ein Beispiel dafür, was ein Mann 
in hervorragender Stellung durch sein Vorbild und seinen eisernen 
Willen selbst in einer Sündflut von Verderbnis and Selbstsucht 
(vgl. das damalige Paris, Dresden, Warschau) zu vollbringen 
vermag. 

Wie notwendig dem Bauernstand fürstlicher Beistand war, 
erhellt aus einem Bericht aus dem Clevischen, der L J. 
1710 an den auch bereits jenem Stande wohlwollend gesinnten 
Vorgänger Friedrich Wilhelms gerichtet war:^) 

Weile an theils Orten die Leibeigenschaft ist und die von 
Adel solche nicht aufheben, sondern die grofse Gewalt über 
Ihre Unterthanen behalten wollen. So nehmen dieselben solche 
durch die Schwere Aegyptische Dienste und mit grofsen und 
weiten Korn-, auch dergleichen Fuhren, harten Strafen und 
anderen Abgaben dergestalt mit, dafs Sie blut arm bleiben und 
von Ihnen die Contribution (an den Staat) und Abgaben nicht 
zu erpressen ist, oder Sie müssen davon gehen; geschieht dieses, 
so werden sie wiedergeholet und das übel mit ihnen ärger ge- 
machet; die Leuthe werden gestrafet, hart tractiret, Ihnen bey 
Mifswachsen-Zeit oder andern Unglücksfällen, gleichwie Se. 
Königl. Maj. Dero getreuen Unterthanen widerfahren lassen, 
keine remissiones, wo nicht aus der Contribution, — so Dero- 
selben, nicht aber dem Edelmann oder Eigenthumbsherrn ab- 
gehet, — noch unter die Arme gegriffen und wieder aufgeholfen, 
sondern bis aufs Blut aufsgesogen. Die Einquartierung und 
Krieges-Fuhren, auch Werbungen ruiniren sie mit. Der Edel- 
mann will sein geringes Guth nützen und Sich wohl aufführen, 
auch andern es gleich machen, und also mufs alles übern- 
haufen gehen, wo Se. Königl. Maj. Landes Väterliche Sorge 
solches nicht remediret und obige vorgeschlagene media (remedia) 
nicht zur Hand nimbt, auch ebenfals durch Unpartheysche Leuthe 
der von Adel Unterthanen Hofbriefe, welche ihnen wegen der 



1) Stadelmann, Friedrich Wilhelm 1. in seiner Thätigkeit für die 
Landeskultur Preufsens, S. 211 ff., bei Schilling S. 218 f. 
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Leibeigenschaffc theils aufgedrungen nnd nicht nach proportion 
Ihrer Länderejen und andern Abgaben eingerichtet worden, unter- 
suchen und der Billigkeit einrichten lassen. Bei denen Regierungen 
und Hof- und Land- und andern Gerichten bekommen Sie Keine 
Justitz, weile die Ohms mit darin sitzen, und diese selbst wegen 
Ihrer eigenen Güther und Bauern ein Interesse dabej haben nnd 
Selbst sich Kein präjuditz machen wollen. 

Eigenhändig geschriebene Ordre Friedrich Wilhelms I. 
an den Geheimen-Rat v. Creutz.^) 

Dem Geheimen Etats-Rath von Creutz befehle hiermit an, 
die Leibeigenschaft von den Bauern abzuschaffen und sie zu Frey- 
Bauern zu machen, die Hoff- Wehren will Ich hiermit Erb- und 
eigenthümlich auf ihre Kindeskinder schenken, dagegen sollen sie 
in jedem Amte einen körperlichen Eyd ablegen, dafs sie Mir treu, 
holdt seyn wollen, ihre Prästanda fleifsig entrichten, die Höfe 
nicht zu verlassen als mit dem Todt; und wenn sie abbrennen, 
will Ich sie Holz geben. Dagegen sollen sie die Bauerhöfe in 
guten Stand setzen und nicht so verfallen lassen, als wenn Krieg 
wäre. Wenn ein General Calamität ist, da Gott vor sey, alsdann 
will Ich sie als ein treuer Laudes-Vater unter die Arme greifen. 
Creutz soll dieses alles so einrichten und diesen Meinen ernst- 
lichen Willen bey der Königsbergschen Kammer-Registratur legen. 
Dieses gehet nur die deutsche Kammer an, der Litthauischen 
werde befehlen, was Ich da haben will; dieses gehet Litthauen 
nichts an. 

Königsberg, den 17. Juni 1718. 

Fr. Wilhelm. 

Vorstellung der ostpreufsischen Kriegs- und Domänen- 
kammer auf den voranstehenden Befehl nebst den eigen- 
händigen Randbemerkungen des Königs.^) 

Königsberg, den 18. Juni 1718. 
. . . findet obbemeldete Amts-Kammer ihren theuren Eyden und 
Pflichten nach von unumgänglicher Nothdurft dabey nachstehendes, 
jedoch sonder das geringste Mafsgeben, vorzustellen, und zwar wie 
dabey zu besorgen, dafs 

1. der aus der Leibeigenschaft in die Freiheit gesetzte Bauer 
(und zwar hauptsächlich aus denen Grenz-Aemtem) austreten, nach 



1) In Ostpreufsen. 2) Stadelmann, PreufeeDS Könige in ihrer 

Thätigkeit für die Landeskultur. 4 Teil, S. 196 ff.; bei Schilling S. 232 ff. 
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Polen übergehen und als ein frejer Mann daraus nicht zn recla- 
miren stehen werde; 

(Bandbem. des Königs: In 5 Jahr wie viel habe wieder ge- 
kriegt mit 3 Leute.) 

2. der Bauer seine Söhne, wenigstens diejenigen, so auf dem 
väterlichen Erbe nicht continuiren können, und also bis sie zn 
Besetzung anderer Königl. Bauer-Erbe gebrauchet werden, bis 
hiezu (jetzt) in denen Dörfern aufbehalten sejn, zu Handwerkern 
geben, und folglich dadurch ein Mangel an guten Wirthen zu Be- 
setzung derer Königl. Bauerhöfe, auch sonsten guten Ejiechten zu 
Bestellung der Wirthschaft entstehen werde, welche herzustellen 
bis hiezu die Unterthänigkeit das einzige Zwangmittel gewesen. 

(Bandbem. des Königs: ist Gottlos schellmisch.) 

4. Würde diese Freymachung dazu dienen, dafs, da die bäuer- 
liche Unterthanen bis hiezu schuldig, ihre Kinder zu Dienstbothen 
auf die Yorwerker zu geben, sie unter Yorschützung der erhaltenen 
Frejheit sich dawider legen, dadurch aber die Arrendatores in 
ihren Wirthschaffcen sehr zurücke setzen würden. 

(Bandbem. d. Königs: ist nichts.) 

7. notorisch, mit wie vieler Mühe man die bäuerliche Unter- 
thanen aus einem Amte ins andere, oder auch nur aus einem 
Dorfe ins andere zu Annehmung lediger Erbe bringen und leiten 
können, so ist in alle Wege zu befahren, dafs die verliehene Prey- 
heit auch dabey noch mehrere Difficulte schafFen werde. Aufser 
welchem auch noch 

8. wohl zu ermessen stehet, ob Se. Königl. Majestät bey der- 
gleichen der Unterthänigkeit entbundenen Leuten freye Hand be- 
halten werden; (Bandbem. d. Königs: ich bleibe Herr, ich kann 
immer machen, wie ich es gut finde; die Bauern müssen thun, 
was ich will; es ist nicht so, wie mit einem Edelmann, der vor 
das Hof Gericht stehet mit der Bauern, die nicht Leibeigen sind/') 
dann man ihnen in Folge der Zeit mehreres Schaarwerk, oder 
bey sich bessernden Zeiten etwas mehres an Zins auferlegt, oder 
aber wenn sie bey vorkommender Yerbesserung Sr. Königl. Majestät 
Bevenues versetzet werden sollten, so dürften sie als freygesprochene 
Leute sich ungern dazu bequemen und auch hierunter die Freyheit 
mifsbrauchen." Schliefslich wird dem Könige der Yorschlag ge- 
macht, die Aufhebung der Leibeigenschaft probeweise nur in 
einigen Dörfern zur Ausführung bringen zu lassen. (Dazu fol- 
gende Bandbemerkung des Königs: Die Kammer soll nur fleifsig 
seyn und den Bauern recht zu verstehen geben, was sie vor einen 
Profit haben von der Freyheit, alsdann würde gewifs in etlichen 
Jahren das Land besser bebauet und gute conditionirte Amts 
Bauern haben, als ich jetzo pauvre Bauern habe; die Gebäude 
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aussehen, als wenn Erleg im Lande 10 Jahre gewesen; in Yor- 
Pommern, da ich in Campagne mit der Arm6e gestanden und 
völlig ausfouragiert habe, siehet es nicht in den Dörfern so lieder- 
lich aus, als in Preufsen in meinen Amts-Dörfern; weil es den 
Bauern nicht eigen ist, so sagen sie, der Konig mufs decken 
lassen, der mufs alles machen, ich bin Leibeigen; der Bauer rühret 
nichts an, ich habe mit den Bauern gesprochen, ich weifs alles. 

Friedrich Wilhelm.) 
Dieses Schriftstück und die Bandbemerkungen zeigen dreierlei: 

a. Die Schnelligkeit, mit der damals gearbeitet wurde: Der Er- 
lafs des Königs trägt als Datam den 17. Juni 1718, die aus- 
führliche Antwort den 18. Juni. 

b. Das geringe Entgegenkommen der Beamten in Sachen der Bauern. 

c. Die klare Einsicht und den guten Willen des Monarchen. 

Aus der Instruktion Friedrich Wilhelms L für das 
Oeneraldirektorium^) vom 20. Dezember 1722. 

Articulus I. 

Wegen der Bedienten^) bei dem Oeneral-Ober-Finanz-, 
Kriegs- und Domainen-Direktorio etc. 

§ 7. Es (die Geheimen Räte) müssen aber so geschickte Leute 
sein, als weit und breit zu finden, und zwar von evangelisch- 
reformirter oder lutherischer Beligion, die treu und redlich sind, 
die offene Köpfe haben, welche die Wirtschaft verstehen und sie 
selber getrieben, die von Commercien, Manufactur und 
anderen dahin gehörigen Sachen gute Information be- 
sitzen, dabei auch der Feder mächtig, vor allen Dingen aber 
unsere angebome ünterthanen sein, es müfste denn, so viel diesen 
letztem Punkt betrifft, sich fügen, dafs (Jus zwar ein Fremder, 
jedoch sehr habiler Mensch vorgeschlagen würde, welchenfalls Wir 
endlich wohl ein oder zwei von dergleichen Subjectis^) bei ünserm 
General-Ober-Finanz-, Krieges- und Domainen-Directorio passiren 
lassen wollen . . . 

§ 9. Die Käthe in den Provinzial-Commissariaten aber sollen 
sein gute, tüchtige Leute, die einen gesunden natürlichen Verstand 
haben und von Jugend auf bei Commercien, Manufactur, 
Accise und anderen in das Commissariats-Departement 
einschlagenden Sachen hergekommen. 

§ 1 2. Wenn kleine oder geringe Bedienten bei unsem Provinzial- 



1) Förster, Friedrich Wilhelm L, König von Preufsen, II, S. 173 ff.; 
bei Schilling S. 285 ff. 2) Solcherlei Ausdrücke waren freilich auch 
eine Folge des Absolutismus. 
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Eammern und Commissariaten bestellet werden, müssen sich dieselbe 
mit der Becruten-Casse gehörig abfinden, und soll alsdann derjenige 
den Dienst haben, welcher am habilesten ist und am meisten giebet.') 

Articulus n. 
De Ministroram Functiones. 

§ 11. Das G. 0. F., K. u. D. D. soll alle Montage, Mitt- 
wochen, Donnerstage und Freitage an dem von Uns dazu desti- 
nirten Orte zusammen kommen und mit einander alle zu dem 
6. 0. F., E. u. D. D. gehörende Sachen collegialiter, nicht aber 
in den Häusern, wie bisher, tractiren. 

§ 17. Des Sommers soll sich das G. 0. F., K. u. D. D. ver- 
sammeln des Morgens um 7 ühr und des Winters um 8 Uhr. 

§ 18. Sie sollen nicht eher auseinandergehen, bis alle und 
jede Sache in dem Departement, welches dejour ist, abgethan 
worden, damit nicht ein Zettel davon übrig bleibe. 

§ 19. Können sie in einer Stunde mit den Affairen fertig 
werden, so stehet ihnen frei, auseinander zu gehen. Können sie aber 
des Vormittags nicht fertig werden, so müssen sie saus inter- 
ruption bis auf den Abend um 6 Uhr, oder bis sie alle Affairen 
abgethan, beisammen bleiben. (In diesem Falle erhalten die Minister 
Mittagsessen aus der königl. Küche.) 

§ 21. Wann einer von den dirigirenden Ministris, oder einer 
von den Geheimen Finanz , Krieges- und Domünen-Bäthen eine 
Stunde später, als Wir in diesem Artikul § 17 befohlen, auf das 
G. 0. F., K. und D. D. konunt und keine schriftliche permission 
deswegen von Uns hat, demselben sollen von seinem Tractement 
einhundert Ducaten abgezogen und zur Pönal-Casse gegeben werden. 

§ 22. Wer gar nicht in das G. 0. F., K. und D. D. kommt, 
ohne dafs er durch Krankheit daran behindert wird, oder dafs er 
dazu Erlaubnifs von Uns habe, der soll sechs Monat von seinem 
Tractement zur Pönal-Casse verführen. 

§ 23. Wer zum andern Mal ohne Unsere permission, oder 
Krankheit halber ausbleibet, der soll cum infamia cassiret werden, 
denn Wir sie davor bezahlen, dafs sie arbeiten sollen. 

Articulus VIL 

Wegen Conservation der Unterthanen. 

§ 2. Es hat aber das G. 0. F., K. u. D. D. nicht blofs und 

allein auf die Conservation der Städte, und um dieselben in flori- 

santen Zustand zu setzen, sein Absehen zu richten, sondern ab- 

1) Nicht überraschend im Zeitalter des Ämterkaufes, aber einer 
Hebung des untern Beamtenstandes hinderlich. 
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sonderlich auch aaf die Conservation des Landmannes, der Dörfer 
und des platten Landes mit zu reflektiren. 

Articulus X. 

Accisewesen. 

§ 7. Es soll Niemand in ünserm Königreich, Provinzen und 

Landen accisefrei sein, und damit aller Unterschleif desto mehr 

abgeschnitten werde, wollen wir selbst nebst ünserm königlichen 

Hause die Accise bezahlen . . . 

Articulus XIL 
Manufactur Sachen. 

§ 1. Von was grofser Importanz vor uns und Unsere Lande 
die Etablirung guter und wohl eingerichteter Manufacturen sei, 
solches ist dem G. 0. F., K. und D. D. vorhin zur Genüge be- 
kannt, und wird also dasselbe sich alles äufsersten FleiTses ange- 
legen sein lassen müssen, damit, soviel nur immer möglich, alle 
(Gattungen von Wollen-, Eisen-, Holz- und Leder-Manufacturen, 
die noch nicht in Unseren Landen etabliret sein, daselbst einge- 
richtet weiden mögen. 

§ 9. Wenn es an Tuchmachern fehlet, so mufs man dieselben 
in Görlitz, Lissa und Holland vor Geld anwerben lassen. 

§ 10. Um einen tüchtigen Gesellen anzuwerben, kaufet man 
demselben einen Stuhl und giebet ihm ein hiesiges Mädchen zur 
Frau, das Lagerhaus aber schiefset ihm die Wolle vor; dadurch 
kommt der Geselle sofort zu Brod, etabliret eine Familie und 
wird in so weit sein eigener Herr. 

Articulus XXXV. 
Wegen der Anfragen. 

§ 1. Wir stellen dem G. 0. F., K. u. D. D. frei, über alles, was 
sie nöthig finden, bei Uns anzufragen, absonderlich aber über extra- 
ordinäre Casus, darüber Unsere allergnädigste Resolution eingeholet 
werden mufs. 

§ 3. Die Anfragen müssen aber, soviel immer möglich, kurz 
und deutlich gefasset, die Sache, worauf es ankommt, in wenig 
Worten und nerveus vorgestellet, alsdann das Gutachten beigefüget 
und die Baisons, worauf sich selbiges gründet, hinzugethan werden. 



IIL Friedricli II., „der Einzige". 

Glänzend beanlagt, aber auch von Natur den Freuden des Lebens 
zu sehr zugethan, wurde er durch eine beispiellos traurige Jugend 
auf den rechten Weg der Fürstengröfse geführt: Er stellte sein 
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ganzes Sein in den Dienst des Staates. Im Innern folgte er dem 
Beispiel seines Vaters, allein in milderer und menschenfreundlicherer 
Form, wozu ihn seine eigene Zeit der Erniedrigung und die aus 
England und Frankreich herüberkommenden Humanitätslehren be- 
wogen. FestgegrUndet auf den massiven Bau seiner Monarchie, 
wie ihn Friedrich Wilhelm I. gestaltet, vertrauend auf die geniale 
Kraft; seines Geistes, wagte er den Kampf zur Mehrung und Stärkung 
seines Staates und behauptete die Existenz desselben gegen halb 
Europa. Der französischen Litteratur zugethan, verstand er das 
Blühen und Knospen der zeitgenössischen deutschen Poesie nicht 
und entzog ihr seine Anerkennung (aufser Geliert). Er war y,ein 
Fürst von deutschem Herzen, aber französischer Zunge'\ ^) — Das 
Wesen seines Regimentes: Patriarchalischor, aufgeklärter Absolutis- 
mus. Er fördert die Entwicklung Preufsens zum ,,Bechtsstaat'^ 
Der Sieg bei Bofsbach war für das Erwachen eines lebendigen 
Nationalgefühls bedeutsam, nicht minder für die nationale Dichtung. 
(Lessings Minna von Bamhelm..) 

A. Bezeichnende Äufserupgen des Königs. 

1. Aus dem Werke „L^Antimachiavel^^ 1740. (Chapitre I.) 
„II se trouve que le souverain, bien loin etre le maitre absolu 
des peuples qui sont sous sa domination, n*en est lui-mdme que 
le premier domestique'^ 

2. Aus dem vom König selbst abgehaltenen Protokoll 
im Prozefs des Müllers Arnold (11. Dez. 1779). 

„Sämmtliche JustitzcoUegia . . . müssen nur wissen, dafs der 
geringste Bauer, ja was noch mehr ist, der Bettler, ebenso wohl 
ein Mensch ist, wie Se. Majestät sind, und dem alle Justitz muTs 
wiederfahren werden, indem vor der Justitz, alle Leute gleich sind, 
es mag sein, ein Prinz, der wider einen Bauer klagt, oder auch 
umgehi-t, so ist der Prinz, vor der Justitz, dem Bauer gleich: Und 
bei solchen Gelegenheiten, mufs nur nach derGerechtig- 
keit verfahren werden, ohne Ansehen der Person." 

3. Randentscheid zu einer Eingabe des Geh. Rats de la Motte, 
welcher um NichtVeröffentlichung eines gegen seinen Schwager 
gefällten Urteils bat. 

„Es muTs in dergleichen Fällen gerade durch gegangen werden 
und deijenige, welcher infamien begehet, und wenn er vom 
Königlichen Geblüte wäre, bestrafet werden.*' 

4. Aus seinem Testamente (geschrieben 1769). 

Notre vie est un passage rapide du moment de notre 



1) Diese treffende Charakteristik Friedrichs d. Gr. gab Kaiser 
Wilhelm I. 
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naissance k celui de notre mort. Pendant ce court espace, 
rhomme est destin6 ä travailler pour le bien de la soci^t6 dont 
il fait Corps. Depuis que je parrins au maniement des affaires, 
je me suis appliqu6 avec toutes les forces que la nature m'avait 
donn6es, et selon mes faibles lumiöres, ä rendre heureux et 
florissant cet Etat, que j'ai eu l'honneur de gouverner. J'ai 
fait r6gner les lois et la justice, j'ai mis de Tordre et de la 
nettet6 dans les finances, et j'ai entretenu Farm^e dans cette 
discipline qui Ta rendue supörieure aux autres troupes de 
TEurope. — J'ai consid6r6 les revenus de T^tat comme Tarche 
du Seigneur, k laquelle aucune main profane n'osait toucher; 
les revenus publics n'ont jamais 6t6 dötoumös ä mon usage 
particulier." 

B. Friedrichs IL Walten für das allgemeine Wohl. 

!• Die Erhebung Preufsens zur Grofsmacht, seine Feuer- 
probe im siebenjährigen Kriege und stete Kriegs- 
bereitschaft kommen auch dem einzelnen zu Nutze: „Der 
Preufse in Lissabon", die Barbaresken geben gefangene Preufsen 
ohne Lösegeld heraus, von 1763 — 1807 betritt kein Feind 
preuTsischen Boden diesseits des Rheins; damit ist eine un- 
gestörte, friedliche innere Fortentwicklung gegeben. Die Macht- 
stellung und das darauf gegründete Ansehen des Staates sind 
ein Bürge für die Sicherheit seiner im Auslande befindlichen 
Bürger. Das preufsische Staatsgefühl beseelt alle Stände. 

2. Friedrichs Verwaltung ist im wesentlichen die seines 
Vorgängers. Aufserordentliche, unermüdliche eigene Thätig- 
keit, Bewahrung der Staatseinheit und des Absolutismus, der 
aber im Sinne der Zeit humaner erscheint. 

3, Finanzwesen. Gröfste Sparsamkeit. Er hält sich „für ver- 
pflichtet, den Staat so uneigennützig zu verwalten, als wenn 
er jeden Augenblick den Bürgern (citoyens) Rechenschaft ab- 
legen müsse". Er hält es für „strafbar", wenn er das Geld 
seines Volkes verschwendet". 

Die Instruktion seines Vaters an das Generaldirektorium 
wird mehrfach verbessert und 1748 durch eine neue ersetzt. 
Grundsatz: „Es sollen durchaus keine Steuern gemacht werden, 
wobei der Unterthan nicht bestehen kann." Am allerwenigsten 
sollen die Leistungen der Bauern und die Kontribution (die 
ländliche Grundsteuer) erhöht werden, jede „Plusmacherei" soll 
aufhören, „die hin und wieder mit andrer Leute Unglück ge- 
macht ist". 

Die Rekrutenkasse wird insofern reformiert, als in den 
Provinzen östlich der Weser bei der Besetzung der unteren 

Schenk, Belehrungen. 20 
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Beamtnngen nicht mehr mit auf die Meistbietenden reflektiert 
werden soll. Der Neuangestellte in jenen Landschaften mufs 
lediglich (eine unseren Anschauungen widersprechende, aber dem 
Geiste des vorigen Jahrhunderts gemäfse, milde Einrichtung) 
das Gehalt des ersten Vierteljahres in die Bekrutenkasse einzahlen. 
Um die Schftden des langen Krieges ausbessern, das Heer 
vermehren und dauernd schlagfertig erhalten und einen zur 
politischen Initiative erforderlichen Schatz sammeln zu können, 
glaubt sich jedoch Friedrich d. Gr. nach 1763 genötigt, zur Er- 
schliefsung neuer Geldquellen das Merkantilsjstem zu über- 
spannen und höchst unpopuläre Neuordnungen ins Leben 
zu rufen. Neue Einfuhrverbote werden erlassen, die Accise 
trifft nun auch eine bedeutende Anzahl bisher steuerfreier Luxus - 
und Modewaren, zum Salzmonopol treten die far Tabak und 
Kaffee hinzu. In der neugegründeten „Generaladministration der 
Königlichen Gefälle'^ werden besonders Franzosen angestellt. . 

Ergebnis: Der König erhält nicht nur das auf 200 000 
Mann erhöhte Heer, sondern giebt 24 Millionen Tbaler an sein 
Land, hinterläfst einen Schatz von 54 Millionen. 
4. Die Stände. 

a. Der Adel. Weil er in den Kriegen Tüchtiges geleistet und 
grofse Opfer gebracht hat, verbleiben ihm die Offizierstellen 
und das Becht des Alleinbesitzes von Rittergütern mit der 
leibeigenen Bauernschaft; jedoch wird die Lage der letzteren 
gebessert. Kreditanstalten zum Schatze des adligen Grund- 
besitzes. 

b. Der Bauernstand, 

Scharfe Aufsicht, dass die Bauern der Domänenämter 
im Besitz der ihnen zugesprochenen Höfe bleiben. Erleichte- 
rung der Dienstbarkeit der Bauern, Sicherung gegen Er- 
höhung ihrer Lasten, schwere Bestrafung ihrer Bedrücker. 
(Die Gemahlin des Grafen Gefsler, des Obersten des Baj- 
reuthschen Dragonerregiments in der Schlacht von Hohen- 
friedberg, erhält eine Festungsstrafe von 6 Jahren.) 

c. Der Soldatenstand, Die Mannschaften bestanden meist 
aus Söldnern, Friedrich wollte dem Gewerbe keine Kräfte 
entziehen. Allein diese Söldnertruppen hatten viele Mängel 
an sich, viel Abhub war darunter. Die Behandlung blieb 
hart. Auch das Ofliziercorps wurde nicht hinreichend „ver- 
jüngt". 

5- Wirtschaftspolitik, 
a. Landwirtschaft. 

Die Wunden des Ejrieges werden naoh Möglichkeit ge- 
heilt. Korn, Mehl, Hafer, 35 000 Kavallerie- und Artillerie- 
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pferde werden verteilt, in einigen Gegenden die Steuern 
herabgesetzt, viele Millionen baren Geldes zum Aufbau von 
Häusern und Gehöften und Ankauf von Vieh verwandt. 

Moore (Ostfriesland), Oder-, Warthe-, Netzebruch ent- 
wässert und urbar gemacht.^) Neue Obstarten^ die Kartoffel, 
Futterkräuter, der Maulbeerbaum eingeführt, der Anbau von 
Flachs, Kümmel, Safran gefördei-t. Wüste Flächen werden 
aufgeforstet, an Stelle des bisherigen Forstbetriebs tritt die 
Schlagwirtschaft. Besonders die neugewonnenen Landesteile 
ehedem polnischer Zugehörigkeit erfahren des Königs Für- 
sorge. Gegen 500 neue Dörfer wurden angelegt, 350 000 
Morgen der Kultur gewonnen, 50 000 Ansiedlerfamilien unter- 
gebracht, 
b. Gewerbe und Handel. 

Merkantilsystem, Zwei Departements (für Post, Com- 
mercien und Manufaktur und für Bergwerke und Hütten) 
nengegründet. Das WoU- Ausfuhrverbot verbleibt, neue Schutz- 
zölle. Neue Gewerbszweige werden eingeführt (Sammet-, 
Porzellan-, Eisen- und Stahlfabriken), wozu Arbeiter imd 
Fabrikanten ins Land gezogen werden. Flachsspinnerei, 
Leinenfabrikation, Wollspinnerei, Herstellung von Garn-, 
Stickerei- und Klöppelwaren unterstützt und vermehrt. 

Zur Erleichterung des Binnenverkehrs verband er Weichsel 
und Elbe: Bromberger-, Finow-, Plauescher Kanal. Gründung 
der Königlichen Bank und der Seehandlung. Der Hafen von 



1) Im deutschen Reiche sind 5,3 v. H. des Gesamtgebietes, d. h. 
mindestens 2^/4 Millionen Hektare als Moorboden dem Getreidebau ent- 
zogen. Ein jeder Hektar solchen Landes würde durchschnittlich 1000 
Mark an Kosten für Urbarmachung und Einrichtung verursachen. Da 
nun 10 Hektare dergleichen Neulandes ausreichen würden, einer Bauem- 
familie vollständiges, menschenwürdiges Auskommen zu gewähren, könnte 
man somit durch friedliche Kulturarbeit Baum für 225 000 Banern- 
familien, also für ly, Millionen Menschen kemhaftester Art gewinnen 
and dadurch dem Reiche gleichsam eine neue Ackerbauprovinz , ein 
neues Pommern erwerben. Diese Menschenmenge bedeutet übrigens den 
18 fachen Betrag der jetzigen jährlichen Auswanderung, die man gar 
wohl wenigstens zur Hälfte Yg Jahrhundert lang nach den neuen Kultur- 
ländereien zu leiten vermöchte. Die Gesamtkosten würden 2*/^ Milliarde 
betragen. Diese Summe kann für das deutsche Reich, dessen kapital- 
kräftige Bewohner 21—23 Milliarden allein ans Ausland verliehen 
haben, durchaus nicht unerschwinglich sein, zumal y^ Million Bauern- 
güter als Deckung dienten. Die Einrichtung wäre selbstverständlich so 
zu treffen, dals die Bauern einige Jahre von Steuern befreit und in den 
Stand gesetzt würden, ihr Land nach und nach als Eigentum zu er- 
werben. 

20* 
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Swinemünde, die asiatische und bengalidche Handelsgesell- 
schaft in Emden sollen den Auslandsverkehr fördern, 
c. Städtisches Wesen. 

Die Mafsnahmen für Gewerbe and Industrie mehrten 
den städtischen Besitz. Dagegen werden die Überschüsse der 
Stadtkämmereien in die Staatskasse überführt. Die Ver- 
waltung der Magistrate wird von den Kriegs- und Steuer- 
räten streng überwacht, die Ausbeutung der unteren Klassen 
verhindert, aber viel vom Städtewesen verstehen jene (oft 
alte Offiziere) nicht. 
6. Volksbildung, Kunst und Wissenschaft. 

Schulen und Lehrerseminare erstehen, das „General-Land- 
Schul-Beglement^ soll dem verfallenen Landschnlwesen auf- 
helfen. V. Bochows Thätigkeit für dasselbe. Da y^ aller Staats- 
einkünfte auf das Heer verwandt werden, kann freilich nicht 
genug geschehen; alte Unteroffiziere Lehrer. — 

Was die höheren Schulen anlangt, so ist der König ftir 
eifriges Studium der Bhetorik (Auszug aus dem verdeutschten 
Quintilian), der Logik (Wolff, Auszug), deutschen Grammatik, 
lateinischen Sprache, der ins Deutsche übersetzten Autoren und des 
Französischen, femer für Internate; er schärft den Schulzwang ein. 
Von dem Landschulunterricht verlangt er wenig :^) 
„Dafs die Schulmeister auf dem Lande die Beligion und 
die Moral den jungen Leuten lehren, ist recht gut . . . Darum 
müssen die Schulmeister sich Mühe geben, dafs die Leute atta- 
chement zur Beligion behalten, und sie so weit bringen, dafs 
sie nicht stehlen und morden . . . Sonsten ist es auf dem 
platten Lande genug, wenn sie ein bifschen lesen und schreiben 
lernen; wissen sie aber zuviel, so laufen sie in die Städte und 
wollen Sekretärs und so was werden." 

Friedrich verkannte damit die Bedeutung des Bauern- 
standes für die geistige Kultur der Nation: Gerade von unten 
herauf erstanden letzterer hervorragende Männer. 

Die Akademie der Wissenschaften wird neu eingerichtet, 
freilich wesentlich mit Ausländem besetzt. Militärakademie, In- 
genieurschule. Sanssouci, Neues Palais, Opemhaus, Invaliden- 
haus werden erbaut. 

Der König wahrt die vollste Toleranz; sogar die Jesuiten 
schützt er, als deren Orden von Bom aus aufgehoben war. Er 
findet es „unverzeihlich, in die Gewissen und Gedanken der 
Menschen hinein regieren zu wollen". Bandentscheid auf die 



1) Vgl. das Schreiben an den Minister Freiherm v. Zedlitz vom 
6. Septbr. 1779; SchiUing, S. 297. 
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Anfrage seitens des Konsistoriums, ob die katholischen Soldaten- 
kinder-Schulen, welche Anlafs gäben, dafs Protestanten zum 
Katholizismus tibergingen, bestehen bleiben sollten: 

„Die Religionen Müssen alle ToUeriret werden, und Mus 
der Fiscal nuhr das Auge darauf haben, das keine der andern 
abrug Tuhe, den hier mus ein jeder nach Seiner Fasson ^) Seiich 
werden." — Auch dem Zeitungswesen gönnt er eine gewisse 
Freiheit. 

Der König selbst ist wissenschaftlich und ktinstlerisch 
thätig. Er blies die Flöte (Konzerte zu Sanssouci), komponierte 
den „Hohenfriedberger Marsch", verfafste französische Gedichte, 
stand in regem schriftlichem und mtindlichem Verkehr mit be- 
deutenden Männern und schrieb viele Werke; z. B. L'Antima- 
chiavel, Histoire de mon tems, Histoire de la guerre de sept ans, 
De la litt^rature allemande, Lettres sur Tamour de la patrie. — 
Sein Einflufs auf die deutsche Dichtung. Goethe: „Der erste 
und wahre höhere eigentliche Lebensgehalt kam durch Friedrich 
d. Gr. und die Thaten des siebenjährigen Krieges in die deutsche 
Poesie." Lessing, Gleim, Bamler, Kleist. 

7. Justizwesen. 

Sein Ziel: Gleichheit aller vor dem Gesetz. (Der König 
steht unter demselben.) Unabhängigkeit der Bechtsprechung. 

Abschaffung der Folter. Trennung der Verwaltung von der 
Bechtsprechung, Schaffung eines selbständigen Richterstandes. 
Thätigkeit des Grolskanzlers v. Cocoeji, 1748 Veröffentlichung 
der neuen Gerichtsordnung im Codex Fridericianus. Seinem 
Vater nachfolgend, veranlafste er die Aufzeichnung des „all- 
gemeinen preuTsischen Landrechtes", aber im Geiste der Hu- 
manität. Carmers und Suarez' Verdienste. — Der Müller von 
Sanssouci. Trotz besten WoUens irrte der König im Amold- 
schen Prozefs. 

Abfall von seinen Überzeugungen: Verfahren gegen den 
Freiherm v. d. Trenck. 

8. Sittlicher Zustand. 

Der Fürst ist „strafbar", wenn er, statt der Wächter guter 
Sitten zu sein, „die Volkserziehnng durch sein eigenes verkehrtes 
Exempel verderbe." So sprach und danach handelte Friedrich als 
Monarch. Femer war er ein leuchtendes Vorbild strengster Pflicht- 
erfUllung, gröfster Thätigkeit und zeigte, wie man die Mufsezeit 



1) Manche meinen, in dem Ausdruck „Fa9on** liege etwas Gering- 
schätzung. Mit nichten. Id jener Zeit sprach man ein entsetz- 
liches Mischmaschdeutsch, in dem fafon „Art, Gestalt" schlechthin be- 
deutete. 
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nicht mit Gelagen und geistlosem Spiel, sondern durch ernste Be- 
schäftignng mit den Künsten und Wissenschaften ausfallen müsse. 
Jedoch wirkt sein familienloses Einsiedlerleben und das 
sittenlose Gebahren der von ihm bevorzugten Franzosen 
schädigend. 

C. Urteil des genialen Staatsmannes Graf von Mirabeau 

über die friedericianische Monarchie.^) 

(De la monarchie prussienne sous Fr6d6ric le Grand, 1788.) 

„Die preufsische Monarchie verdient an sich die Teilnahme 
jedes denkenden Menschen; sie ist ein schönes und grofses Kunst- 
werk, an welchem geniale Künstler Jahrhunderte gearbeitet haben; 
sie hat treffliche Einrichtungen, der Geist der Ordnung und Begel- 
mäfsigkeit ist ihr innewohnend, Denkfreiheit und religiöse Duldung 
sind vorherrschend, bürgerliche Freiheit ist hier beinahe so weit 
gewährt, als es in einem der unumschränkten HeiTschaft eines 
Einzigen unterworfenen Lande möglich ist, in welchem die Über- 
reste der Barbarei noch einen grofsen Teil des Bauernstandes zur 
Knechtschaft (Leibeigenschaft und Hörigkeit) verurteilen; sie be- 
sitzt ein Militärsystem, welches nur weniger Veränderungen bedarf, 
um ein vollkommenes zu sein, sie hat endlich dem gesamten Europa 
das Beispiel einer Gesetzgebung aufgestellt, dem noch keine andere 
sich nähert.^^ Soll der Staat aber seine Stellung behaupten, so 
sind mehrere Reformen notwendig. 



D. Nachahmer. 

Friedrich ward „nicht nur das gültige Muster eines neuen 
Königtums", „sondern zugleich der populäre Mafsstab königlichen 
Wertes und Verdienstes". 

In vielen Ländern Europas ahmten ihm die Fürsten nach, zu- 
weilen recht unglücklich, meist zum Nutzen ihrer ünterthanen. 
So in Baden Karl Friedrich, in Anhalt-Dessau Leopold II. Friedrich 
Franz, in Sachsen Friedrich August der Gerechte, Karl August von 
Sachsen- Weimar, in Würzburg-Bamberg Franz Ludwig v. Erthal, 
in Mainz Emmerich Joseph, in Trier Clemens Wenzel, femer Max 
Franz, Josephs 11 Bruder, als Erzbischof von Köln. Dazu kommen 
vor allem Maria Theresia und Kaiser Joseph II. Dagegen herrschte 
grauenhafter Despotismus in der Pfalz, in Ansbach -Bayreuth, 
Württemberg und Hessen-Kassel. 



1) Znrbonsen, Qaellenbuch der brandenburgisch -preafsisehen Ge- 
schichte. S. 242, 24S. 
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Österreich. 
Euhig und plamnäfsig geht 

(I.) Maria Theresia 

darauf aus, an Stelle des bisherigen lockeren Staatenbundes, der nur im 
gemeinsamen Herrseherhause seinen Einheitspunkt hatte, die Ein- 
heit der Verwaltung anzubahnen. Bisher bestanden besondere 
Kanzleien für Ungarn, Italien, Böhmen, die inner-, ober- und 
Yorderösterreichischen Lande; jetzt standen an der Spitze des Ge- 
samtstaates die k. k. Staatskanzlei, der innern Verwaltung der 
nichtungarischen Länder der kaiserliche Staatsrat. Adel und 
Klerus werden zu den Steuerlasten (1746 Kopfsteuer) heran- 
gezogen, Grund und Boden neugemessen und abgeschätzt, es wird 
die Robotpflicht der Bauern den Grundherrn gegenüber besser 
normiert. Man trennt Bechtsprechung, Verwaltung und Finanz- 
wesen. Die Kaiserin ernennt eine Kommission zur Ausarbeitung 
eines gemeinsamen österreichischen Civil- und Strafrechts, ordnet 
das Finanzwesen^) (Tabaksmonopol, Lotto, Wiener Börse), fEJrdert 
Lidustrie und Handel. Sie erneuert das Heerwesen und gründet 
als „eine lebendige Grenzfestung^^ die Militärgrenze. Am Hofe 
herrscht aber Pracht und Luxus. 

(n.) Joseph IL 

Voll glühenden Eifers, einen absolutistischen wirklichen 
Einheitsstaat mit Vorherrschaft des Deutschtums unter vollster 
Berücksichtigung der Humanitätsideen seines Zeitalters zu schaffen, 
ging der edle Kaiser mit allzu grofser Hast und oft auch mit 
Willkür vor. In Kürze wollte er trotz der viel gröfseren Gegen- 
gewalten, als sie in Brandenburg-Preufsen vorhanden gewesen, das 
Werk, das die Hohenzollern in anderthalbhundertjähriger Arbeit 
vollbracht, nachahmen und noch weiterführen. Seine Art des 
Wirkens eine „Revolution von oben". Er scheiterte in seinen 
meisten Bestrebungen, weil so grofse Reformen in grofsen Staaten 
nicht auf einmal, sondern nur nach und nach in gedeihlicher Weise 
vorgenommen werden können. 

1. Joseph strebte eine vollständige Zentralisation der Ge- 
samtmonarchie an, die deutschen Gepräges und, statt von 
Adel und Klerus ^ wie in Preufsen von einem treuen, einfachen, 
eifrigen Beamtentum und einem starken Heere gestützt wäre; 



1) Bei ihrem Regierungsantritt fand sie 87 000 Gulden im Staats- 
schätze vor. 1762 sah sie sich genötigt, die „Bankozetter* (Papiergeld) 
herauszugeben. 
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2. femer Gleichstellung aller vor dem Gesetz, Gleich- 
besteuemng aller Staatsbürger. 

3. Er hob die Leibeigenschaft auf. 

4. Durch das Toleranzedikt (1781) gab er den Protestanten 
und nichtunierten Griechen freie R«ligionsübung und politische 
Gleichberechtigung mit den Katholiken; die Israeliten werden 
privatrechtlich gleichgestellt. Sekten und Freimaurer aber läfst 
er scharf tiberwachen. 

5. Der Kaiser will die geistlichen Orden von der Verbin- 
dung mit den auswärtigen Oberen lösen, den Klerus der Staats- 
aufsicht unterordnen; er hebt viele Klöster auf. 

6. Er fördert das Schulwesen: Schulzwang. In den Uni- 
versitäten fördert er nur die dem staatlichen Leben direkt zu- 
gewandten Fakultäten, die philosophischen beschränkt er. (Friedr. 
Wüh. I.) 

7. Er hebt Industrie, Handel, als Physiokrat auch den 
Ackerbau. 

8. Besonders der Musik zugethan, schuf er, Mozart unter- 
stützend, die deutsche Oper; 1787 bringt er „Fiesko^' zur Auf- 
führung. 

9. Ein „Schätzer der Menschheit", wie er sich nannte, scha£Pke 
er die steife spanische Hofetikette ab, erging sich gern in heiterer, 
zwangloser Geselligkeit, lebte wie ein knnsteifriger, schlichter Edel- 
mann, begegnete jedermann wohlwollend and freundlich, öffnete 
den Wienern den Prater. Die Zensur beschränkte er, Bettungs-, 
Taubstummeninstitute, Waisen-, Irrenhäuser liefs er einrichten. 

Nicht verstanden und auch mit Undank belohnt von den 
Klassen, denen zu Liebe er das meiste anbahnte, bekämpft nnd 
verleumdet von allen, deren Vorrechten er nahetrat, von Aufständen 
umringt, starb Joseph II 1790 frühzeitig infolge seines Übereifers 
und seiner Kümmernisse. „Ich sterbe,^' rief er aus, als er ver- 
nahm, dafs sogar die Bauern sich gegen ihn hatten aufreizen lassen, 
„ich mtifste von Holz sein, wenn ich nicht stürbe." Später würdigi e 
man seine Bedeutung. Das ihm in Wien errichtete eherne Denk- 
mal trägt die Worte: Josephe secnndo, qni saluti publicae vizib 
non diu, sed totus. 

E. Prenfsen 1786. 

So grofs nun auch unter Friedrich d. Gr. Preufsens Macht- 
stellung war, so durfte man doch nicht verkennen, dafs sie bei 
der zerrissenen Lage der Provinzen, der natürlichen Schwäche seiner 
Mittel (6 Mill. Einwohner gegen 27 in Frankreich, 22 in Öster- 
reich u. s. w.), der ungeheuren Militärlast, nur dann erhalten werden 
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konnte, wenn fortwährend die höchste Anspannung aller sittlichen, 
geistigen und materiellen Kräfte stattfand, wenn Heer und Beamten- 
tum ununterbrochen überwacht, weiter ausgebildet und nationali- 
siert, wenn der Entwickelung der Zeit gemäfs notwendige und 
nützliche Beformen durchgeführt wurden, und vor allem ein 
Friedrich II ähnlicher, arbeitsamer, sparsamer, einfacher, energischer, 
alles selbst kontrollierender Herrscher das Scepter führte. 

Nicht zu vergessen war endlich: Kopf und Arme waren zu 
stark entwickelt, es mufste für eine Stärkung der Basis, nämlich 
für Hebung der Mittelklassen und Vermehrung der deutschen 
Provinzen gesorgt werden, dazu für einen Bund mit Norddeutschland. 
Alles dies geschah nicht. („Der Ftirstenbund" zerfiel bald.) 
Es ist ein Beweis fUr Mirabeaus hohe staatsmännische Weis- 
heit, dafs er bereits 1786 viele Preufsen heilsame und notwen- 
dige Neuordnungen voraussah und genau formulierte. Seine 
Ratschläge wurden aber nicht befolgt. Erst 1807—11, als es 
beinahe zu spät war, wurde, meistens in seinem Sinne, der Staat 
reformiert. 

F. Aktenstücke. 

1. Aus Friedrichs 11. Instruktion^) für das General- 
direktorium. 1748. 
Erleichterung der Dienstbarkeit der Bauern. 

Es sollen durchaus keine Anlagen (Auflagen) gemacht werden, 
wobei der Unterthan nicht bestehen kann. Am allerwenigsten 
aber wollen Se. Majestät gestatten, dafs bei den Revisionen der 
Ämteranschläge die Prästationen der Unterthanen (wohin sie haupt- 
sächlich die Dienstgelder mitrechnen) erhöhet werden sollen^ sondern 
es sollen diese, wie sie jetzo sind, unverändert bleiben und als 
fixierte Prästationen angesehen werden. Se. Majestät wissen, dafs 
eines der Dinge, welche dem Bauersmann zu hart und ganz un- 
erträglich fallen, die schweren und ganz unerträglichen Dienste 
sein, welche dieselben thun müssen, wobei mehrenteils vor den 
Gutsherrn wenig herauskommt. Es befehlen dahero Se. Königliche 
Majestät emstlichst, dafs das Generaldirektorium sich ein ganz 
besonderes Werk daraus machen und nicht nur in jeder Provinz, 
sondern auch in jedem Kreise derselben eine serieuse Unter- 
suchung anstellen soll, ob nicht sowohl Amts-, als auch Städte- 
und adliche Unterthanen von diesem dem Bauersmann so gar 
ominösen Umstand in gewissem Mafse befreiet und die Sache der- 
gestalt eingerichtet werden könne, dafs, anstatt dafs der Bauer 

1) Schilling, S. 263 f. 
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jetzo die ganze Woche hindarcli dienen mtifs, derselbe die Woclie 
über nicht mehr als drei oder vier Tage zn Hofe dienen dürfe. Es 
wird dieses zwar anfangs etwas Qeschrei geben, allein da es vor 
dem gemeinen Mann nicht auszustehen ist, wenn er wöchentlich 
fünf Tage, oder gar sechs Tage dienen soll, die Arbeit an sich 
auch bei denen elenden Zuständen, worin er dadurch gesetzt wird, 
von ihm sehr schlecht yerrichtet werden mnfs, so mnfs damnter 
einmal durchgegriffen werden; und werden alle vernünftige Guts- 
herren sich hoffentlich wohl accomodieren, in diese Yerftnderong 
derer Diensttage ohne Schwierigkeit zu willigen um so mehr, da 
sie in der That ersehen werden, dafs, wenn der Bauer sich nur 
erst ein wenig wieder erholt hat, er in denen wenigen Tagen 
ebensoviel und vielleicht noch mehr und besser arbeiten wird, als 
er vorhin in denen vielen Tagen gethan hat. — 

Was nun Se. Majestät im vorhergehenden Paragraph ratione 
der Verminderung derer unerträglichen Hofedienste allergnftdigst 
geordnet und befohlen haben, solches soll auch wegen derer bei vielen 
Ämtern (Domänen) und adligen Gütern hergebrachten ganz über- 
mäfsigen sogenannten Burg-, Vest- und Eeisefuhren beobachtet und 
es damit um so mehr auf einen billigen Fufs gesetzt werden, da die 
Umstände der gegenwärtigen Zeiten auf die alten, in welchen der- 
gleichen Dienste eingeführt oder vielmehr denen armen Unter- 
thanen aufgebürdet worden, ganz und gar nicht mehr quadrieren. 

Das Eontributionswesen. 

Es wird zuvörderst als ein principium regulativum hiermit 
festgesetzt, dafs bei dem Eontributionswesen niemals etwas er- 
höht, sondern, wenn es die Umstände der Leute erfordern, eher 
abgesetzt werden soll, indem Se. Majestät mit einem grofsen Quanto 
auf dem Papier um so weniger etwas gedient ist, da Sie solches 
doch niemals richtig und völlig erhalten können, sondern zuletzt, 
und wenn die armen Unterthanen ganz entkräftet und zum Teil 
durch executiones ruiniert sind, daran dennoch ein ansehnliches 
abschreiben und niederschlagen, auch wohl gar noch dazu zu 
Eetablierung der Unterthanen aus dero Eassen ein ansehnliches 
herschiefsen müssen. 

2. Friedrich an Cocceji, Chef der Justiz in Brandenburg- 
Preufsen.^) 1746. 

Da aus unzähligen mir bekannten Exempeln erhellet, dafs 
nicht ohne Ursache überall über eine ganz verdorbene Justiz- 

1) Preufs, Friedrich d. Gr. Eine Lebensgesohiohte. I, 312; bei 
Schilling S. 266. 
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administration in meinen Landen geklaget worden, ich aber bei 
nunmehro geschlossenem Frieden darzu nicht stille schweigen, son- 
dern mich selbst darein melieren werde: so sollet ihr nun an alle 
Meine Justizkollegien eine nachdrückliche Zirkularordre desfalls 
ergehen lassen, worinnen dieselbe von denen bisherigen, leider 
eingerissenen und oft himmelschreienden MiTsbräuchen durch 
Chikanen, Touren und Aufhaltungen der Justiz nach der alten 
Leier, der wohlhergebrachten Observanz und dergleichen öffentlich 
tolerierten Mitteln der Ungerechtigkeit abgemahnet, hingegen an- 
gewiesen werden, künftig bei Vermeidung Meiner höchsten Ungnade 
und unausbleiblicher Bestrafung allein darauf zu arbeiten, dafs 
jedermann ohne Ansehn der Person eine kurze und solide Justiz 
sonder grofses Sportulieren und Kosten, auch mit Aufhebung derer 
gewöhnlichen Dilationen und offc unnötigen Instanzien administrieret 
und alles dabei blofs nach Vernunft, Becht, Billigkeit, auch wie 
es das Beste des Landes und deren Unterthanen erfordert, ein- 
gerichtet werden möge. 

Ein anderer Kabinettsbefehl Friedrichs an Cocceji.^) 1747. 

Mein lieber Geheimer Etatsminister von Gocceji! Die sehr 
gnttdige Zufriedenheit, welche Ich zeithero über euren besondem 
Fleifs und höchst rühmlichen Eifer in Verbesserung des Justiz- 
wesens Meiner Lande gehabt, zugleich aber der gewünschte Succefs, 
so eure Bemühungen in Pommern in Abkürzung der so verderb- 
lichen langwierigen Processe^) und in Einführung einer recht- 
schaffenen Justiz gefolget ist, haben Mich bewogen, euch eine 
distinguierte Marque Meiner gnädigsten Zufriedenheit zu geben und 
euch deshalb nicht nur die Charge eines Grofskanzlers von Meinen 
Königlichen und allen übrigen Landen nach eingeführtem Patent 
zu erteilen, sondern auch zugleich Meinen beikommenden Orden 
vom schwarzen Adler zu conferieren, in dem gnädigsten Vertrauen, 
dafs ihr, so lange es nur eure Kräfte und Vermögen zulassen 
wollen,*) in so heilsamer Arbeit und Bemühung fortfahren und 
nach Meiner euch bekannten Intention eine redliche und recht- 
schaffene Justiz in Meinen Landen herzustellen suchen werdet. 

3. Friedrichs 11. Gespräch mit dem neuen westpreufsischen 
Regierungspräsidenten v. Massow.*) 1784. 

Ich habe ihn zum Präsidenten gemacht, und ich mufs ihn 
also auch wohl kennen lernen. Ich bin eigentlich der oberste 
Justizkommissarius in Meinem Lande, der über Recht und Gerechtig- 



1) Preufs, I, 318; Schilling, S. 267. 2) 2400 alte Prozesse wurden 
innerhalb 8 Monate zu Ende geführt. 3) Gocceji, welcher 1679 ge- 

boren war, starb 1766. 4) Preufs, III, 378; bei Schilling S. 268. 
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keit halten soll; aber ich kann nicht alles bestreiten und mufs 
daher solche Leute haben, wie er ist. Ich habe eine schwere 
Verantwortiing auf mir, denn ich mufs nicht allein von allem 
Bösen, das ich thue, sondern auch von allem Guten, was ich 
unterlasse, Rechenschaft geben. So auch er; er mufs durchaus 
unparteiisch und ohne Ansehn der Person richten, es sei Prinz, 
Edelmann oder Bauer. Hört er, das sage ich ihm, sonst sind wir 
geschiedene Leute. — Hat er Güter? „Nein, Ew. Majestät l" Will 
er welche kaufen? „Dazu habe ich kein Geld, Ew. M^'estSt!" 
Gut, so weifs er, was Armut ist, und so mufs er sich um so viel 
mehr der Bedrängten annehmen!'* — 

4. Friedrichs II fernere Fürsorge für den Bauernstand. 

a. Eabinettsbefehl an die kurmärkische Kammer.*) 1749. 

Da verschiedene (Domänen-) Beamte die Bauern mit Stock- 
schlägen Übel traktieret haben,. S. K. M. aber dergleichen Tyrannei 
gegen Dero ünterthanen durchaus nicht gestatten wollen, so wollen 
Höchstdieselben, dafs, wenn forthin einem bewiesen werden kann, 
dafs er einen Bauer mit dem Stocke geschlagen habe, ersterer 
sodann deshalb alsofort und ohne einige Gnade auf 6 Jahre zur 
Festung gebracht werden soll'), wenn auch schon dergleichen Beamte 
der beste Bezahler wäre und seine Pacht sogar praenumerierte. 



b. Kabinettsbefehl an das Generaldirektorium.') 1777. 

S. K. M. haben wahrgenommen, dafs bei Dero Ämtern noch 
Bauergüter sich befinden, die den darauf wohnenden Leuten nicht 
eigentümlich zugehören, und dafs die Beam'ten, wenn hiemächst 
die Eltern gestorben, denen Kindern die Höfe abnehmen und solche 
nach Gefallen an andere vergeben, wie dieses aus dem hierbei er- 
folgenden Bericht der pommerschen Kammer erhellet, da der Be- 
amte zu Golbatz die Sophie Schünemann aus ihrem väterlichen 
Bauerhofe zu Isinger, den sie nach Aussage aller Zeugen recht 
ordentlich bewirtschaftet hat, wider alles Becht und Billigkeit 
eigenmächtig vertrieben und einen fremden Wirt darauf gesetzt 
hat. Wenn nun das Sr. K. M. Willen ganz entgegen ist, vielmehr 
Dero Intention dahin gehet, dafs alle Bauerhöfe, so unter Dero 
Ämter gehören, sowohl in Pommern, als in der Kur- und Neu- 
mark und in den übrigen Provinzen den Besitzern eigentümlich 

1) Preufs, I, 305; Schilling S. 298. 2) So geschah es einer Gräfin 
Gefsler, der Gemahlin des Helden von Hohenfriedberg, des Obersten der 
Bayrenthschen Dragoner. 3) Preufs, III ^ 466, bei Schilling S. 293 f. 
Friedrich Wilhelm 1 hatte 1719 den leibeigenen Dom&nenbauem in 
Hinterpommem und Kammin die Höfe als Eigentum übergebe. 
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verbleiben und von den Eltern auf die Kinder kommen sollen, 
weil solches den grofsen Nutzen zuwege bringt, dafs die Unter- 
thanen dadurch aufgemuntert werden und bessern Fleifs anwenden, 
ihre Güter gut und ordentlich zu bewirtschaften und mit mehrerm 
Eifer sich angelegen sein lassen, alles in gutem Stande zu unter- 
halten, sobald sie versichert sind, dafs solche nach ihrem Tode 
ihren Kindern nicht genommen werden können: so befehlen Höchst- 
dieselben Dero u. s, w. Generaldirektorium hierdurch in Gnaden, 
das hierunter Erforderliche ohne Anstand zu regulieren und zu 
verfügen, dafs an allen Orten, wo es noch nicht geschehen, die 
unter die Ämter gehörenden Bauergüter den ünterthanen erblich 
und eigentümlich übergeben werden, dergestalt, dafs solche von 
den Eltern auf die Kinder kommen, in die hiemächst in dem 
ruhigen Besitz ihres vom Vater ererbten Gutes gelassen werden. 



5. Friedrichs Sorge für Gewerbe und Landwirtschaft.^) 
Eabinettsordre an den Minister von Gaudi. 1786. 
Aus Meiner mündlichen Unterredung wisset Ihr bereits, wohin 
Meine Meinung und Absichten in Ansehung der Provinz West- 
preufsen und der daselbst zu machenden Arrangements und Ver- 
besserungen eigentlich gehet. . . . Solcher Verbesserungen sind in 
Westpreufsen noch ein Haufen zu machen, besonders in denen von 
der Netze und daherum gelegenen Gütern solcher polnischen Edel- 
leute, die ihren Aufenthalt in Polen haben, sich um die Melio- 
rationen ihrer Güter nicht bekümmern und dazu leicht 80 000 Thlr. 
im ganzen betragende Bevenues aus dem Lande schleppen, welches 
zumal für eine so schlecht beschaffene Provinz von nachteiligem 
Folgen ist, als wenn aus einem eingerichteten Lande wie Sachsen 
500000 Thlr. jährlich auswärts gehen. Aus dem Grunde bin Ich 
auch gewilliget, die Güter solcher Polnischen von Adel, besonders 
wenn sich darin Gelegenheit zu Verbesserungen findet, an Mich 
zu kaufen; denn von Mir erhält das Land den Ertrag solcher 
Güter zurück, und dadurch erhält es sich. Meine Aussicht geht 
besonders auf die Gegenden, welche mit grofsen und weitläufigen 
Brüchem versehen sind, und auf deren Urbarmachung, wenn solche 
füglich abgelassen und Wiesen daraus gemacht werden können. 
Die darauf zu etablierenden Holländereien müssen aber ins grofse 
gehen und viele tausend Kühe enthalten, damit daraus ein be- 
trächtlicher Buttervertrieb nach Warschau bewirkt und davon 
wieder ebensoviel Geld ins Land gezogen würde, als die hiesigen 
Gegenden für Butter nach Schlesien schicken. Zur Besorgung 

1) Preufs, IV, 382 ff., bei Schilling S. 294 f. 
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solcher Holländereien müssen dazu Leute ans dem Mecklenburgischen 
und Holsteinischen verschrieben werden, die mit der Viehzucht 
und dem Buttermachen recht eigentlich umzugehen wissen. — 
Demnächst fangen zwar die Preufsen an, etwas industrieuser und 
aufgeklärter zu werden, und es hat mich dieses sowohl, als der 
Fortgang der Fabriken überhaupt gefreuet. Vorzüglich muTs man 
dahin besorgt sein, dafs die neue Tachmanufaktur zu Culm in 
Aufnahme kömmt, damit die Wolle, die zeither aus Polen nach 
Holland verfahren und daselbst verarbeitet ist, künftig nach 
Culm gezogen und allda genutzt werde, welches um so thunlicher 
ist, da an letzterem Orte die daraus fabricierten Tücher wohlfeiler 
gemacht und verkauft werden können als in Holland. Auch die 
Gerbereien muTs man in Aufnahme zu bringen suchen, da die 
rohen Felle genugsam aus Polen zu haben sind, und dieses Gewerbe 
für Preufsen grofse Vorteile verspricht. Eine ganz besondere 
Aufsicht bedürfen die Ziegelbrennereien, deren Einrichtung Mir 
noch keineswegs gemacht zu sein scheint, sowie sie die Steine noch 
zu verschiedenen und zu hohen Preisen verkaufen. Ein grofser 
Fehler in der Einrichtung der Provinz liegt aber auch darin, dafs 
die Bauern zum Teil zu viel und weitläufige Ländereien haben. 
Auf die bei einem Gute überflüssigen Hufen müfste der zweite 
Sohn aus denselben angebaut werden. Es ist notwendig, dafs Ich 
davon unterrichtet werde, um das Ganze übersehen zu können. 
Ich habe auch bereits an die Kammer Befehl gegeben, dafs mit 
dem Leinsäen Proben gemacht werden sollen, weil Mir's lieb sein 
würde, wenn man in Preufsen guten Leinsamen gewinnen und 
Schlesien damit versorgen könnte; bis jetzt aber noch keine An- 
zeige davon erhalten. 

G. Der Pflichtbegriff Kants. 

Die durch Friedrich Wilhelm I dem preufsischen Staate eigen 
gewordene Auffassung und Erfüllung der Pflicht im strengsten 
Sinne des Wortes machte einen tiefen Eindruck auf die Zeitge- 
nossen und das nachfolgende Geschlecht. Den Begriff der Pflicht 
preufsischer Art stellt am schärfsten der grofse Königsberger 
Philosoph Immanuel Kant in der „Kritik der praktischen 
Vernunft" dar.^) 

„Es liegt so etwas Besonderes in der grenzenlosen Hoch- 
schätzung des reinen, von allem Vorteil entblöfsten moralischen 
Gesetzes, so wie es praktische Vernunft uns zur Befolgung vor- 
stellt, deren Stimme auch den kühnsten Frevler zittern macht und 
ihn nötigt, sich vor seinem Anblicke zu verbergen, dafs man sich 

1) Ausgabe von J. H. y. Kirchmann, S. 96 ff. 
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nicht wundem darf, diesen Einfiufs einer blofs intellektaellen 
Idee aufs Gefühl für spekulative Vernunft unergründlich zu finden 
und sich damit begnügen zu müssen, dafs man a priori doch noch 
so viel einsehen kann: ein solches Gefühl sei unzertrennlich mit 
der Vorstellung des moralischen Gesetzes in jedem endlichen ver- 
nünftigen Wesen verbunden. Wäre dieses GefUhl der Achtung 
pathologisch und also auf dem inneren Sinne gegründetes Gefühl 
der Lust, so würde es vergeblich sein, eine Verbindung desselben 
mit irgend einer Idee a priori zu entdecken. Nun aber ist es ein 
Gefühl, was blofs aufs Praktische geht, und zwar der Vorstellung 
eines Gesetzes lediglich seiner Form nach, nicht irgend eines 
Objekts desselben wegen, anhängt, mithin weder zum Vergnügen, 
noch zum Schmerze gerechnet werden kann, und dennoch ein 
Interesse an der Befolgung desselben hervorbringt, welches wir 
das moralische nennen; wie denn auch die Fähigkeit, ein solches 
Interesse am Gesetze zu nehmen (oder die Achtung fürs moralische 
Gesetz selbst) eigentlich das moralische Gefühl ist. 

Das Bewufstsein einer freien Unterwerfung des Willens 
unter das Gesetz, doch als mit einem unvermeidlichen Zwange, 
der allen Neigungen, aber nur durch eigene Vernunft angethan 
wird, verbunden, ist nun die Achtung fürs Gesetz. Das Gesetz, 
was diese Achtung fordert und auch einflöfst, ist, wie man sieht, 
kein anderes als das moralische (denn kein anderes schliefst alle 
Neigungen von der Unmittelbarkeit ihres Einflusses auf den Willen 
aus). Die Handlung, die nach diesem Gesetze, mit Ausschliefsung 
aller Bestimmungsgründe aus Neigung, objektiv praktisch ist, heifst 
Pflicht, welche um dieser Ausschliefsung willen in ihrem Begriffe 
praktische Nötigung, d. i. Bestimmung zu Handlungen, soungerne, 
wie sie auch geschehen mögen, enthält. Das Gefühl, das aus 
dem Bewufstsein dieser Nötigung entspringt, ist nicht patho- 
logisch, als ein solches, was von einem Gegenstande der Sinne 
geweckt würde, sondern allein praktisch, d. i. durch eine vor- 
hergehende (objektive) Willensbestimmung und Kausalität der 
Vernunft möglich. Es entsteht also, als Unterwerfung unter 
ein Gesetz, d. i. als Gebot (welches für das sinnlich -affizierte 
Subjekt Zwang ankündigt), keine Lust, sondern sofern vielmehr 
Unlust an der Handlung in sich. Dagegen aber, da dieser Zwang 
blofs durch Gesetzgebung der eigenen Vernunft ausgeübt wird, 
enthält es auch Erhebung, und die subjektive Wirkung aufs 
Gefühl, sofern davon reine praktische Vernunft die alleinige Ursache 
ist, kann also blofs Selbstbilligung in Ansehung der letzteren 
heiXsen, indem man sich dazu ohne alles Interesse, blofs durchs 
Gesetz bestimmt erkennt, und sich nunmehr eines ganz anderen, 
dadurch subjektiv hervorgebrachten Interesses, welches rein prak- 
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tisch und frei ist, bewufst wird, welches an einer pflichttnSfsigen 
Handlang zu nehmen, nicht etwa eine Neigung anrätig ist, sondern 
die Vernunft durchs praktische Gesetz schlechthin gebietet und 
auch wirklich hervorbringt, dämm aber einen ganz eigentümlichen 
Namen, nämlich den der Achtung, fahrt. 

Der Begriff der Pflicht fordert also an der Handlang, objektiv, 
Übereinstimmung mit dem Gesetze, an der Maxime derselben aber, 
subjektiv, Achtung ftlrs Gesetz, als die alleinige Bestimmungs- 
art des Willens durch dasselbe. Und darauf beruht der Unter- 
schied zwischen dem Bewufstsein, pflichtmäfsig and aus 
Pflicht, d. i. aus Achtung fürs Gesetz, gehandelt zu haben, davon 
das erstere (die Legalität) auch möglich ist, wenn Neigungen 
blofs die Bestimmungsgründe des Willens gewesen wären, das 
zweite aber (die Moralität), der moralische Wert lediglich darin 
gesetzt werden mufs, dafs die Handlung aus Pflicht, d. i. blofs 
am des Gesetzes willen geschehe. 

Es ist von der gröfsten Wichtigkeit, in allen moralischen 
Beurteilungen auf das subjektive Prinzip aller Maximen mit der 
äafsersten Genauigkeit Acht za haben, damit alle Moralität der 
Handlangen in der Notwendigkeit derselben aus Pflicht und aus 
Achtung fürs Gesetz^ nicht aus Liebe und Zuneigung zu dem, 
was die Handlungen hervorbringen sollen, gesetzt werde. Für 
Menschen and alle erschaffene vernünftige Wesen ist die moralische 
Notwendigkeit Nötigung, d. i. Verbindlichkeit, und jede darauf 
gegründete Handlang als Pflicht, nicht aber als eine von uns 
selbst schon beliebte oder beliebt werden könnende Verfahrongs- 
art vorzustellen. Gleich als ob wir es dahin jemals bringen 
könnten, dafs ohne Achtung fürs Gesetz, welche mit Furcht oder 
wenigstens Besorgnis vor Übertretung verbunden ist, wir, wie die 
über alle Abhängigkeit erhabene Gottheit, von selbst, gleichsam 
durch eine uns zur Natur gewordene, niemals zu verrückende Über- 
einstimmung des Willens mit dem reinen Sittengesetze (welches 
also, da wir niemals versucht werden können, ihm untreu zu 
werden, wohl endlich gar aufhören könnte, für uns Gebot zu sein) 
jemals in den Besitz einer Heiligkeit des Willens kommen könnten. 

Das moralische Gesetz ist nämlich für den Willen eines aller- 
vollkonmiensten Wesens ein Gesetz der Heiligkeit, für den 
Willen jedes endlichen vemtLnftigen Wesens aber ein Gesetz der 
Pflicht, der moralischen Nötigung und der Bestimmung der 
Handlungen desselben durch Achtung für dies Gesetz und aus 
Ehrfurcht für seine Pflicht. Ein anderes subjektives Prinzip mofs 
zur Triebfeder nicht angenonmien werden; denn sonst kann zwar 
die Handlung, wie das Gesetz sie vorschreibt, ausfallen, aber, da 
sie zwar pflichtmäfsig ist, aber nicht aus Pflicht geschieht, so ist 
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die Gesinnung dazu nicht moralisch, auf die es doch in dieser 
Gesetzgebung eigentlich ankömmt. 

Es ist sehr schön, aus Liebe zu Menschen und teilnehmendem 
Wohlwollen ihnen Gutes zu thun oder aus Liebe zur Ordnung 
gerecht zu sein, aber das ist noch nicht die echte moralische 
Maxime unseres Verhaltens, die unserm Standpunkte unter ver- 
nünftigen Wesen, als Menschen, angemessen ist, wenn wir uns 
anmafsen, gleichsam als Volontäre, uns mit stolzer Einbildung 
über den Gedanken von Pflicht wegzusetzen und, als vom Gebote 
unabhängig, blofs aus eigener Lust das thun zu wollen, wozu für 
uns kein Gebot nötig wäre. Wir stehen unter einer Disziplin 
der Vernunft und müssen in allen unseren Maximen der Unter- 
würfigkeit unter derselben nicht vergessen, ihr nichts zu entziehen 
oder dem Ansehen des Gesetzes (ob es gleich unsere eigene Ver- 
nunft giebt) durch eigenliebigen Wahn dadurch etwas abzukürzen, 
dafs wir den Bestimmungsgrund unseres Willens, wenngleich dem 
Gesetze gemäfs, doch worin anders als im Gesetze selbst und in 
der Achtung für dieses Gesetz setzten. Pflicht und Schuldigkeit 
sind die Benennungen, die wir allein unserem Verhältnisse zum 
moralischen Gesetze geben müssen. Wir sind zwar gesetzgebende 
Glieder eines durch Freiheit möglichen, durch praktische Vernunft 
uns zur Achtung vorgestellten Reichs der Sitten, aber doch zugleich 
Unterthanen, nicht das Oberhaupt desselben, und die Verkennung 
unserer niederen Stufe, als Geschöpfe, und Weigerung des Eigen- 
dünkels gegen das Ansehen des heiligen Gesetzes ist schon eine 
Abtrünnigkeit von demselben, dem Geiste nach, wenngleich der 
Buchstabe desselben erfüllt würde. — 

Pflicht! du erhabener, grofser Name, der du nichts Be- 
liebtes, was Einschmeichelung bei sich führt, in dir fassest, sondern 
Unterwerfung verlangst, doch auch nichts drohest, was natürliche 
Abneigung im Gemüte erregte und schreckte, um den Willen zu 
bewegen, sondern blofs ein Gesetz aufstellst, welches von selbst 
im Gemüte Eingang findet und doch sich selbst wider Willen 
Verehrung (wenngleich nicht immer Befolgung) erwirbt, vor dem 
alle Neigungen verstummen, wenn sie gleich ingeheim ihm ent- 
gegenwirken, welches ist der deiner würdige Ursprung, und wo 
findet man die Wurzel deiner edlen Abkunft, welche alle Verwandt- 
schaft mit Neigungen stolz ausschlägt, und von welcher Wurzel 
abzustammen die unnachlafsliche Bedingung desjenigen Werts ist, 
den sich Menschen allein selbst geben können? — 

Die Ehrwürdigkeit der Pflicht hat nichts mit Lebensgenufs 
zu schaffen; sie hat ihr eigentümliches Gesetz, auch ihr eigen- 
tümliches Gericht, und wenn man auch beide noch so sehr zu- 
sammenschütteln wollte, um sie vermischt, gleichsam als Arzenei- 

Schenk, Belehrungen. , 21 
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mittel, der kranken Seele zuzureichen, so scheiden sie sich doch 
alsbald von selbst, und thun sie es nicht, so wirkt das erste gar 
nicht; wenn aber auch das physische Leben hierbei einige Kraft 
gewönne, so würde doch das moralische ohne Bettung dahin- 
schwinden. 



IV. Priedricli Wilhelm IH. Ms 1816. 

Das furchtbare Unglück, das 1806 über Preufsen herein- 
gebrochen war, erheischte, wenn anders der Staat sich aufraffen 
und die alte Stellung wiedergewinnen, ja, wenn er überhaupt die 
Existenz behaupten wollte, eine vollstfindige Umgestaltung des 
ganzen Staatswesens an Haupt und Gliedern. 

Dafs die Monarchie, welche nach Friedrichs d. Gr. Tod in arge 
MifsstSnde geraten war, heilsamer Änderungen bedurfte, hatte der 
junge König längst bemerkt. Seine einfache, sparsame Hofhaltung, 
sein musterhaftes, echt deutsches Familienleben, seine Äufserungen 
über das Heerwesen und die Kabinettsordre vom 25. Juli 1798, 
worin er die Aufhebung der Leibeigenschaft aiich auf den Bitter- 
gutem für notwendig erachtete, waren Zeugnis hierfür. Zu einer 
umfassenden Neuordnung konnte er sich aber erst 1807 entschliefsen. 

Die Überfülle von Ausbeutung^) und Schmach, die 1806—1808 
alle Klassen der Bevölkerung des niedergeworfenen Staates erdulden 
mufsten, liefs klar erkennen, dafs der einzelne um so gesicherter 
und geachteter sei, je stärker und angesehener der Staatsverband 
ist, dem er angehört, dafs also dessen Schwäche seinen Buin herbei- 
führe, dafs zur Wiedererhebung jenes jedermann Opfer bringen müsse. 

Die unglückliche LsLge des Landes rechtfertigte, ja, erzwang nun 
schnelle Durchführung des Beform werks. Hierzu bestanden die 
Immediatkommission für die bürgerlichen Angelegenheiten (Schön, 
Stägemann, Niebuhr, Klewitz^ Altenstein) und die Militär-Beorganisa- 
tions-Kommission(Scharn hörst, Gneisenau,Gro]mann). DasHaupt- 
verdienst gebührt vor allem Stein, dann, nach dessen Ächtung 
durch Napoleon, Hardenberg, für das Kriegswesen Scharnhorst. 

„Als die Grundlage seines Strebens bezeichnet Stein selber 
den Gedanken, einen sittlichen, religiösen, vaterländischen Geist in 
der Nation zu heben, ihr wieder Mut, Selbstvertrauen, Bereitwillig- 
keit zu jedem Opfer für die Unabhängigkeit und für die National- 
ehre einzuflöfsen und die erste günstige Gelegenheit zu ergreifen, 
den blutigen, wagnisvollen Kampf für beides zu beginnen. Dafs 
mit der alten Einrichtung des Staates solch ein Ziel nicht mehr 
zu erreichen sei, hatten die letzten Ereignisse auf erschütternde 

1) S. S. 176 dieses Baches. 
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Weise dargethan, und doch hing von der Erreichung dieses Zieles 
die geschichtliche Existenz Preufsens ab. Die Alternative war, ob 
Preufsen oder ob die alten Formen fortbestehen sollten.^) Die 
Wahl konnte da nicht zweifelhaft sein. — Nicht einen Soldaten- 
oder Beamtenstaat, nicht die bonapartisierende Büreaukratie oder 
das cäsarische Schattenspiel mit erlogenen Formen demokratischer 
Repräsentation galt es hier aufzurichten^ sondern ein wahrhaft 
deutsches Staatswesen, gegründet auf ein freies Bürgertum, gestützt 
und getragen durch die Selbstregierung der Gemeinden und Pro- 
vinzen, vergeistigt durch die echte Freiheit auf den Fundamenten 
des Gesetzes,"^) „Hat eine Nation,"^) sagte Stein in einer Auf- 
zeichnung aus jenen Tagen, „sich über den Zustand der Sinnlich- 
keit erhoben, hat sie sich eine bedeutende Masse von Kenntnissen 
erworben, geniefst sie einen mäfsigen Grad von Denkfreiheit, so 
richtet sich ihre Aufmerksamkeit auf ihre eigenen National- und 
Eommunalangelegenheiten. Bäumt man ihr nun eine Teilnahme 
daran ein, so zeigen sich die wohlthätigsten Äufserungen der 
Vaterlandsliebe und des Gemeingeistes; verweigert man ihr alles 
Mitwirken, so entsteht Mifsmut und Unwille, der entweder auf 
mannigfaltige schädliche Art ausbricht oder durch gewaltsame, 
den Geist lähmende Mafsregeln unterdrückt werden mufs. Die 
arbeitenden und die mittleren Stände der bürgerlichen Gesellschaft 
werden alsdann verunedelt, indem ihre Thätigkeit ausschliefsend 
auf Erwerb und Genufs geleitet wird, die oberen Stände sinken 
in der öffentlichen Achtung durch Genufsliebe und Müfsiggang 
oder wirken nachteilig durch wilden, unverständigen Tadel der 
Begierung. Die spekulativen Wissenschaften erhalten einen usur- 
pierten Wert, das Gemeinnützige wird vernachlässigt, und das 
Sonderbare, Unverständliche zieht die Aufmerksamkeit des mensch- 
lichen Geistes an sich, der sich dann einem müTsigen Hinbrüten 
überläfst, statt zu einem kräftigen Handeln zu schreiten.^' 

Demgemäfs richtete sich das Augenmerk der mit der Neu- 
ordnung betrauten Männer besonders auf: 

1. Herstellung einer möglichst kraftvollen, einheitlichen ober- 
sten Leitung, 

2. Selbstverwaltung in Gemeinde, Kreis und Provinz, 

3. Befreiung des Bauern- und Bürgerstandes, Gleichstellung 
der Stände, 

4. Entfesselung des wirtschaftlichen Unternehmungsgeistes, 

5. Erneuerung des Heerwesens, 



1} L. H ausser, Deutsche Geschichte vom Tode Friedrichs d. Gr. bis 
zur GrändaDg des deutsehen Bandes. 2. Aufl., III., S. 126, 2) S. 128 
und 3) S. 127. 

21* 
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6. Förderung der Wissenschaft und der Volksbildung. 
Femer hatte Stein geplant als Schlnfsstein des Ganzen 

7. eine Volksvertretung, hervorgegangen aus den besitzenden 
und gebildeten Klassen. 

Letztere wurde erst nach den Stürmen des Jahres 1848 ein- 
gerichtet. 

(Da Stein zu früh vom Amte zurücktreten mufste, Harden- 
berg aber in manchem anderer Meinung war, und viele Gegen- 
gewichte Hindernis bereiteten, ist die Durchführung der Reformen 
nicht einheitlich und nicht ausreichend vorgenommen worden.) 



Übersicht der Reformen von 1807—1815. 

1. Die obersten Behörden. 

a. Der Staatskanzler (Premierminister). Dieser hat die 
Oberaufsicht und Kontrolle über alle Zweige der Verwaltung, 
kann von jeder Behörde Rechenschaft fordern, ihre Ver- 
fügungen aufheben oder im Auftrage des Königs durch 
eigene Verfügungen ersetzen. 

b. Fünf Fachministerien für den Gesamtstaat: Der Minister 
des Innern, der Finanzen, des Auswärtigen, des Krieges und 
der Justiz. 

c. Der Staatsrat, eine beratende Behörde, nach Bedarf be- 
rufen. 

Der König hat zu persönlicher Unterstützung in seiner 
Nähe das Kabinett, das in Hof-, Civil- und Militärkabinett 
zerfällt. 

Der Staat zerföllt in Provinzen (Oberpräsidenten), diese 
in Regierungsbezirke (Präsidenten), diese in Kreise (Land- 
räte). Verwaltung und Rechtspflege werden völlig getrennt, 
die Oberlandsgerichte (in Berlin das Kammergericht) die 
obersten Gerichtshöfe. 

2. Schaffung des freien Bauernstandes. „Edikt, den er- 
leichterten Besitz und den freien Gebrauch des Grundeigentums 
betreffend," vom 9. Oktober 1807, Kabinettsordre vom 1. Juni 
und 28. Juli 1808, 14. September 1811. 

Von Martini 1810 an ist jede Art von Leibeigenschaft, 
Erb- und Gutsunterthänigkeit aufgehoben. Der Bauer erhielt 
sein Leihgut als Eigentum mit freiem Verfügungsrecht. Die 
Loslassungsgelder, das Zwangsrecht zum Gesindedienst, das 
Schutzgeld, das Recht, die volljährigen Bauern zur Annahme 
dienstpflichtiger Stellen zu nötigen, sind aufgehoben. Der Bauer 
kann sich verheiraten und Gewerbe treiben, er darf in den 
Bürgerstand treteo. 
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Um die Grundherrn nicht zu schädigen, wurde der Wert 
des Gutes und der jährlichen Frondienste abgeschätzt. Der 
Staat zahlte jenen das Kapital ffir das Gut, der Bauer an den 
Staat jährlich die Zinsen desselben und ferner eine Summe zur 
Amortisation, bis er das Gut schuldenfrei hatte. Ebenso wurden 
unter Vermittlung des Staates und der sog. Landeskreditkassen 
die Fronen abgelöst Die Domänenbauem in Ost- und West- 
preuTsen erhalten ihre Grundstücke als volles, unumschränktes 
Eigentum. 

Durch die Gesindeordnung wird das Verhältnis zwischen 
Herrn und Knechten als freier Dienstvertrag gekennzeichnet. 

Jeder Preufse ist zum eigentümlichen und Pfandbesitz 
unbeweglicher Grundstücke aller Art berechtigt.. Der Bürger 
also kann bäuerliche und adlige Grundstücke erwerben. Der 
Edelmann ist ohne jeden Nachteil seines Standes befugt, bürger- 
liche (Jewerbe zu treiben. — 

Die Ordnung der Landgemeinden, die Aufhebung der 
Patrimonialgerichtsbarkeit und der gutsherrlichen Polizei wurden 
erst unter Friedrich Wilhelm IV vorgenommen. 
3. „Die Städteordnung" vom 19. November 1808 (weiter- 
geführt im Jahre 1853 durch die für die östlichen Provinzen 
gegebene Städteordnung). 

Durch dieselbe erhält „die Bürgerschaft eine thätige Ein- 
wirkung auf die Verwaltung des Gemeinwesens**, damit „durch 
diese Teilnahme" Gemeinsinn erregt und erhalten werde. Die 
Oberaufsicht übt der Staat (durch den Minister des Innern und 
den Oberpräsidenten) aus. 

Der Unterschied zwischen unmittelbaren und mittelbaren 
Städten fällt weg. Sämtliche der Städteordnung zuwiderlaufende 
bisherige Rechte und Befugnisse der Grundherrn Städten gegen- 
über werden beseitigt. Die Städte zerfallen nach der Zahl der 
Bewohnerschaft in grofse, mittlere und kleine. 

Es giebt nur noch ein Bürgerrecht, das jeder erlangen 
kann, der sich in der Stadt niedergelassen hat, unbescholten 
ist, keine öffentliche Armen anterstützung empfangen hat und 
preufsischer Staatsbürger ist. Die Bürger sind verpflichtet, die 
städtischen Lasten verhältnismäfsig zu tragen, städtische Ehren- 
ämter zu übernehmen. Alle persönlichen Befreiungen hören 
auf. Durch die stimmberechtigten Bürger werden, je nach der 
Gröfse der Städte mehr oder weniger, als Vertreter der Bürger- 
schaft gewählt 
(a.) die Stadtverordneten. Ohne Vollmacht oder Instruktion, 

ohne über ihre Beschlüsse Rechenschaft schuldig zu sein, 

setzen sie, nachdem sie einen Vorsteher gewählt, den Stadt- 
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hanshaltsplaii sowie die Gemeindelasten fest und kontrollieren 
die gesamte Stadtverwaltung. Namens der Stadtgemeinde 
wählen die Stadtverordneten, deren Amt ein unbesoldetes 
Ehrenamt ist; 

(b.) den Magistrat; dieser zerfällt in die Stadträte (Schöffen, 
Batsherm) und den Bürgermeister. Jene bedürfen der 
Bestätigung seitens der Frovinzialbehörde ; ist die Bürger- 
meisterstelle zu besetzen, so präsentiert die Stadtverordneten- 
versammlung dem Könige drei Männer, von denen er einen 
ernennt. Einige Stadträte empfangen Gehalt, nämlich 
diejenigen, welche (als Stadtbaurat, Polizeiratsherr, jetzt 
auch Stadtschulrat) ihre ganze Zeit dem Amte widmen 
müssen. Der Magistrat führt die Beschlüsse der Stadt- 
verordneten aus und ist die oberste Verwaltungsbehörde. 
Er bereitet die Vorlagen, welche jenen gemacht werden 
sollen, vor und wählt die unteren Stadtbeamten. Die 
wichtigsten Zweige der Verwaltung, Kirchen-, Schul-, 
Armenwesen, Bausachen, Löschwesen, werden durch Depu- 
tationen und Kommissionen besorgt, die aus einigen (oder 
einem) Magistratsmitgliede und einer gröfseren Anzahl von 
Stadtverordneten und Bürgern zusammengesetzt sind. Die 
Amtszeit der Magistratsmitglieder ist 12 Jahre, nach deren 
Verlauf sie aber wieder wählbar sind. 
An der Spitze des Magistrats steht 

(c.) der Bürgermeister, welcher die Stadt nach aufsen 
vertritt. 

4. Aufhebung des Zunftzwanges und aller Steuerbefreiungen. 
Dadurch und durch die „Mobilisierung^^ des Grundeigentums 
wird eine Steigerung der wirtschaftlichen Thätigkeit verursacht. 
Erstere erfolgte durch das Gesetz über die polizeilichen Ver- 
hältnisse der Gewerbe (7. September 1811), welches Gewerbe- 
freiheit brachte, wonach jeder, der einen Gewerbeschein ge- 
löst hatte, mit Gesellen und Lehrlingen das betr. Gewerbe 
treiben durfte. Die Zünfte konnten auf Befehl der Behörde 
oder durch Mehrheitsbeschlufs der Genossen aufgelöst werden. 

5. Militärreform. Nach Bestrafung der schlimmsten Fälle von 
Pflichtvergessenheit, die während des Krieges vorgekommen waren, 
wird das Heerwesen im Geiste der Zeit erneuert. ScharnhorstS| 
Gneisenaus, Grolmanns und Boyens Wirken. 

a. Entfernung alter und invalider Elemente, 

b. Zulassung der Bürgerlichen zu den Offizierstellen , ^) 



1) unter dem Gr. Kurfürsten und Friedrich I bestand die Hälfte 
der Offiziere aas Bürgerlichen. 
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c. Aufhebung der Werbungen im Ausland, folglich 

d. Rekrutierung nur im eigenen Lande, und zwar auf Grund 
der allgemeinen Wehrpflicht, 

e. Milderung der Kriegsartikel, bessere Behandlung der Mann- 
schaften, Wecken des Ehrgefühls der Soldaten, 

f. bessere Bewaffnung, Kleidung, Vereinfachung des Gepäck- 
wesens, 

g. Neueinteilung in Linie, Reserve, Landwehr. 

Nun stellt die Armee in Kriegszeiten das „Volk in Waffen" dar. 

Wie in den Zeiten der Blüte Roms stellt die Hauptmasse 
des Heeres der freie Bauernstand. Nicht mehr Herkunft, sondern 
persönliche Tüchtigkeit, Bildung und Tapferkeit vor dem Feinde 
beföhigen zum Offizierstand. 
6. Gründung der Berliner Universität. (Fichtes Reden an die 
deutsche Nation.) 

Eine so weitgehende Reform, „eine Revolution in gutem 
Sinn, gerade hinführend zu dem grofsen Zweck der Ver- 
edelung der Menschheit, durch Weisheit der Regierung und nicht 
durch gewaltsamen Antrieb von innen und aufsen", von den 
Räten der Krone, umringt von 157 000 Feinden, die noch im 
Lande lagen, bedrängt von unersättlichen, immer höher gesteigerten 
Kontributionsansprüchen eines übermächtigen, übermütigen, Ver- 
tragsbrüchigen Feindes, gegen den scharfen Widerspruch der bis 
dahin bevorrechteten Stände ins Werk gesetzt, konnte bei der 
Aufregung und Denunziationswut der Anhänger der alten Ordnung 
nur einem angestammten Königtum gelingen, und zwar 
auch nur dadurch, dafs in seltenem Mafse umsichtige, willens- 
starke, unermüdliche patriotische Männer die oberste Leitung inne 
hatten, und die Hand des Schicksals so bitterschwer auf dem 
ganzen Volke lastete. 

Während es galt, alles daran zu setzen, um die Nation mora- 
lisch zu kräftigen und zum Widerstand stark zu machen, damit 
sie ihre Existenz behaupten, ihre Ehre und Selbständigkeit wieder- 
erkämpfen könne, rieten Männer in hervorragenden Stellungen, 
Zastrow, Kalckreuth, der ehemalige Minister Vofs, dem Könige zu 
unbedingtester Unterwerfung unter Napoleons Willen und zur 
Verhinderung der Steinschen Reformen, die ihrem Stande und dem 
Staate den Ruin brächten. Auf das mafsloseste tobten die Pri- 
vilegierten, durch deren Schuld doch wesentlich Preulsen so 
schrecklich zusammengebrochen war, wider Stein, den sie beim 
Könige als „Jakobiner^' zu verdächtigen suchten. Und während 
V. d. Marwitz die Leibeigenschaft „als eine von Gott eingeführte 
Ordnung'^ hinstellte und mit seinen Anhängern das „gegenseitige 
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Behagen der Berechtigten wie der Verpflichteten^' ^) pries, zwang 
auf dem Gute desselben sein Bruder mitten in der entsetzlichen 
Not des Jahres 1807 die Bauern, die mit der Feldaibeit be- 
schäftigt waren, sofort die „Tanzfuhre*' zu stellen und die Gäste 
des Barons vierspännig nach Hause zu fahren.^) 

Schiller: „Nichtswürdig ist die Nation, die nicht ihr Alles 
freudig setzt an ihre Ehre/' 

Luther: „Wenn Gott einem Volk hat wollen helfen, hat er's 
nicht mit Büchern gethan; sondern nicht anders, denn dafs er 
einen Mann oder zwei hat aufgeworfen, die regierten besser als 
alle Schriften und Gesetze." 

Muhammed: „Ein Volk, das selbstsüchtig und feig wird, giebt 
Gott unter die Hand seiner Feinde." 

Die Erinnerung an die Schmach und Erniedrigung, die man 
seit 1806 ertragen mufste und zum grofsen Teil selbst verschuldet 
hatte, die beispiellose Aussaugung des ganzen Volkes durch Napoleons 
Intendanten und Truppen und die Kraft und Energie, welche das 
Werk der Wiedergeburt Preufsens über die ganze Bevölkerung aus- 
gegossen, bewirkten die Wiedererhebung und Vergröfserung des 
Staates. (1813—1815.) 

Statt der polnischen Landstriche östlich von der Prosna 
empfing Preufsen (eine für seine Opfer viel zu geringfügige) Ent- 
schädigung auf deutschem Boden. Damit erhielt es die zu 
seinem Fortbestehen unumgänglich notwendigsten Macht- 
mittel. Der Weiterausbau der Staatsverfassung im Sinne Steins, 
Hardenbergs und Humboldts unterblieb jedoch, ebenso die Eini- 
gung Deutschlands. Während die aus mehr als 100 verschiedenen 
Territorien zusammengesetzte Monarchie zu einem Ganzen zu- 
sammenwuchs und sich langsam wieder zu einigem Wohlstand 
emporarbeitete, wurden die Steinschen Reformideen auf wirtschaft- 
lichem Gebiete wieder aufgenommen. 



Steins Ansichten über Selbstverwaltung.^) 
In die aus besoldeten Beamten bestehenden Landeskollegia 
drängt sich leicht und gewöhnlich ein Mietlingsgeist ein, ein Leben 

1) So nennt sie Hardenberg in seiner Denkschrift vom 12. Sept. 
1807 mit vollstem Recht. 2) Varnhagen von Ense, Denkwürdigkeiten 
des eigenen Lebens, I, 468. 3) Aus Steins Denkschrift „Über die 

zweckmäfsige Bildung der obersten und der Provinzial-, Finanz- und 
Polizeibehörden in der preufsischen Monarchie". 1807. Siehe bei 
E. Meier, Die Reform der Verwaltungsorganisation unter Stein und 
Hardenberg, S. 140 E, im Auszug bei Schilling S. 342 f. 
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in Formen und Dienstnachweisen, eine Unkunde des Bezirks, den 
man verwaltet, eine Gleichgiltigkeit, oft eine lächerliche Abneigung 
gegen denselben, eine Furcht vor Veränderungen und Neuerungen, 
die die Arbeit vermehren, womit die besseren Mitglieder überladen 
sind, und der die geringhaltigeren sich entziehen. — 

Ist der Eigentümer von aller Teilnahme an der Provinzial- 
ver waltung ausgeschlossen, so bleibt das Band, das ihn an sein 
Vaterland bindet, unbenutzt; die Kenntnisse, welche ihm seine 
Verhältnisse zu seinen Gütern und Mitbürgern verschaffen, un- 
fruchtbar; seine Wünsche um Verbesserungen, die er einsieht, um 
Abstellung von Mifsbräuchen, die ihn drücken, verhallen oder 
werden unterdrückt; und seine Mufse und Kräfte, die er dem 
Staate unter gewissen Bedingungen gern widmen würde, werden 
auf Genüsse aller Art verwandt oder in Müfsiggang aufgerieben. 

Es ist wirklich ungereimt zu sehen, dafs der Besitzer eines 
Grundeigentums oder anderen Eigentums von mehreren Tonnen 
Goldes eines Einflusses auf die Angelegenheiten seiner Provinz 
beraubt ist, die ein fremder, des Landes unkundiger, durch nichts 
mit ihm in Verbindung stehender Beamter ohnbenutzt besitzt. — 
Man tötet also, indem man den Eigentümer von aller Teilnahme 
an der Verwaltung entfernt, den Gemeingeist und den Geist der 
Monarchie, man nährt den Unwillen gegen die Regierung, man 
vervielfältigt die Beamtenstellen und verteuert die Kosten der 
Verwaltung, weil man nun die Gehälter den Bedürfnissen und 
dem Stand der Beamten, die allein von der Besoldung leben wollen, 
angemessen bestimmen mufs. — 

Auch meine Diensterfahrung überzeugt mich innig und leb- 
haft von der Vortrefflichkeit zweckmäfsig gebildeter Stände, und 
ich sehe sie als ein kräftiges Mittel an, die Regierung durch die 
Kenntnisse und das Ansehen aller gebildeten Klassen zu verstärken, 
sie alle durch Überzeugung, Teilnahme und Mitwirkung bei den 
Nationalangelegenheiten an den Staat zu knüpfen, den Kräften der 
Nation eine freie Thätigkeit und eine Richtung auf das Gemein- 
nützige zu geben, sie vom müfsigen, sinnlichen Genufs oder von 
leeren Hirngespinsten der Metaphysik oder von Verfolgung blofs 
eigennütziger Zwecke abzulenken und ein gut gebildetes Organ 
der öffentlichen Meinung zu erhalten, die man jetzt aus Äufse- 
rungen einzelner Männer oder einzelner Gesellschaften vergeblich 
zu erraten bemüht ist. — 

Ersparung an Verwaltungskosten ist aber der weniger be- 
deutende Gewinn, der erhalten wird durch die vorgeschlagene 
Teilnahme der Eigentümer an der Provinzialver waltung, sondern 
weit wichtiger ist die Belebung des Gemeingeistes und Bürger- 
sinns, die Benutzung der schlafenden oder falsch geleiteten Kräfte 
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and der zerstreut liegenden Kenntnisse, der Einklang zwischen 
dem Geist der Nation, ihren Absichten nnd Bedürfnissen und 
denen der Staatsbehörden, die Wiederbelebung der Gefühle für 
Vaterland, Selbständigkeit und Nationalehre. 

Der Formenkram und Dienstmechanismus in den Kollegien wird 
durch Aufnahme von Menschen aus dem Gewirr des praktischen 
Lebens zertrümmert, und an seine Stelle tritt ein lebendiger, fest 
strebender, schaffender Geist und ein aus der Fülle der Natur 
gewonnener Reichtum von Ansichten und Gefühlen. Es wird aber 
so wenig an einer hinlänglichen Zahl geschäftsfähiger Männer in 
der Klasse der Eigentümer fehlen, als dafs die Begierung Ursache 
hat, durch ihre Zuziehung für die Erhaltung der innem Buhe be- 
sorgt zu sein. Die Anzahl der gebildeten und verständigen 
Männer ist in allen Klassen der Einwohner in den alten Provinzen 
des preufsischen Staates so grofs, dafs es an geschäftsfähigen, 
mit praktischen Kenntnissen ausgerüsteten Männern, die mit Erfolg 
dem ihnen angewiesenen Geschäftskreise vorstehen werden, nicht 
fehlen kann. 

Einige Abschnitte aus der Denkschrift Hardenbergs 
über die Neuordnung des preufsischen Staates.^) (1807.) 

I. Allgemeine Gesichtspunkte. 

Die Begebenheiten, welche seit mehreren Jahren unser Staunen 
erregen und unserm kurzsichtigen Auge als fürchterliche Übel 
erscheinen, hängen mit dem grofsen Weltplan einer weisen Vor- 
sehung zusammen. Nur darin können wir Beruhigung finden. 
Wenngleich unserm Blicke nicht vergönnt ist, tief in diesen Plan 
einzudringen, so läfst sich doch der Zweck dabei vermuten: das 
Schwache, kraftlose Veraltete überall zu zerstören und nach dem 
Gange, den die Natur auch im Physischen nimmt, neue Kräfte zu 
weitem Fortschritten zur Vervollkommenheit zu beleben. 

Die französische Bevolution, wovon die gegenwärtigen Kriege 
die Fortsetzung sind, gab den Franzosen unter Blutvergiefsen und 
Stürmen einen ganz neuen Schwung. Alle schlafenden Kräfte 
wurden geweckt, das Elende und Schwache, veraltete Vorurteile 
und Gebrechen wurden — freilich zugleich mit manchem Guten — 
zerstört. Die Benachbarten und Überwundenen wurden mit dem 
Strome fortgerissen. 

Der Wahn, dafs man der Bevolution am sichersten durch 
Festhalten am Alten und durch strenge Verfolgung der durch 

1) Denkwürdigkeiten des Staatskanzlers Fürsten von Hardenberg. 
IV. Herausgegeben von L. v. Ranke, 1877, bei Schilling S. 344 ff. 
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solche geltend geniachten Grundsätze entgegenstreben könne, hat 
besonders dazu beigetragen, die Revolution zu befördern und 
derselben eine stets wachsende Ausdehnung zu geben. Die G-ewalt 
dieser Grundsätze ist so grofs, sie sind so allgemein anerkannt 
und verbreitet, dafs der Staat, der sie nicht annimmt, entweder 
seinem Untergange oder der erzwungenen Annahme derselben ent- 
gegensehen mufs. Ja, selbst die Baub- und Ehr- und Herrschsucht 
Napoleons und seiner begünstigten Gehtilfen ist dieser Gewalt 
untergeordnet und wird es gegen ihren Willen bleiben. Es läfst 
sich auch nicht leugnen, dafs ohnerachtet des eisernen Despotis- 
mus, womit er regiert, er dennoch in vielen wesentlichen Dingen 
jene Grundsätze befolgt, wenigstens ihnen dem Schein nach zu 
huldigen genötigt ist. 

Also eine Eevolution in gutem Sinne, geradehin führend zu 
dem grofsen Zweck der Veredelung der Menschheit, durch Weisheit 
der Regierung und nicht durch gewaltsame Impulsion von innen 
oder aufsen — das ist unser Ziel, unser leitendes Prinzip. Demo- 
kratische Grundsätze in einer monarchischen Regierung: 
dieses scheint mir die angemessene Form für den gegenwärtigen 
Zeitgeist. — 

n. Auswärtige Verhältnisse. 

Selbständigkeit und Independenz sind jetzt (für Preufsen) 
leere Namen. 

Wie gelangen wir wieder dahin? 
Wie vermeiden wir gänzliche Abhängigkeit? 
Dieses sind die Fragen, auf die es ankommt, und deren Be- 
antwortung nicht leicht ist. Ohne Macht ist keine Selbständigkeit 
und Independenz, also mufs Preufsen streben, diese wieder zu er- 
langen. Still stehen kann es jetzt weniger als je. 

Soviel ich einsehe, sollte Preufeen folgende Grundsätze be- 
folgen: 

1. Vor allen Dingen mufs es Kraft sammeln, das Innere in allen 
Zweigen wohl ordnen und planmäfsig in Übereinstimmung 
bringen, auch sich ohne Zeitverlust wieder zum Kampf rüsten, 
soweit es die Mittel gestatten, besonders zu dem der Ver- 
teidigung. — 
3. Überhaupt zeige man Charakter. Dieser mufs dem Staat wieder 
aufhelfen, so wie der Mangel daran ihn gestürzt hat. Wesent- 
liche Schritte daau sind geschehen. Preufsen hat durch sein 
Betragen im Umglück und durch treue Beharrlichkeit einen 
grofsen Teil der verlorenen Achtung wieder erworben und sieh 
rein gewaschen von den alten politischen Sünden. Man übe 
eine ehrliche, gerade, treue Politik, ohne List und Trug, die 
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entgegengesetzte Napoleons, aber mit grofser Eonsequenz. Nur 
dieses kann Vertrauen geben, und nur erst auf Vertrauen in 
Becbtlicbkeit und Konsequenz kann Achtung gegründet werden, 
statt deren der Übermächtige Furcht gebietet. Nur Achtung 
kann dem Staat Ansehen und Sicherheit verschaffen, der durch 
Furcht nicht imponieren kann. Auch im Unglück kann man 
Würde behaupten und einen edlen, festen Ton beibehalten. 

4. Alle Verwickelungen vermeide man aufs allersorgfältigste und 
gebe keinen Anstofs zum Streit, damit man Zeit gewinne, sich 
zu verstärken. 

5. Insonderheit ist hierin mit Napoleon die gröfste Vorsicht nötig, 
da noch so viele Gegenstände mit ihm auszugleichen sind, und 
er das Messer noch über uns zuckt. — Aber um alles in der 
Welt schmeichle man Napoleon nicht kriechend wie ehemals. 
Damit würde man gewifs den Zweck verfehlen, wie wir ihn 
verfehlt haben. Napoleon weifs recht wohl, was er von solchen 
Zuvorkommenheiten und Schmeicheleien zu halten hat, und nur 
seine Achtung kann frommen. Man hüte sich, mit ihm zu 
streiten, solange es irgend möglich ist; man beleidige ihn nicht, 
aber auch gegen ihn benehme man sich mit Würde und Festig- 
keit imd Konsequenz. Von sehr guter Hand ist mir versichert 
worden, dafs man in Paris die Briefe des Königs an Napoleon 
„les El6gies de Fr6d6ric Guillaume" nannte. 

6. Preufsen mufs sich jetzt Frankreich nicht nähern und sich ja 
nicht um die Allianz Napoleons bewerben, gegen die er sogar 
Abneigung geäufsert hat. Es mufs sich von ihm suchen lassen 
und nur dahin trachten, zu verhüten, dafs er es nicht zwinge, 
unter seinen Fahnen zu fechten. — 

7. Dem Rheinbünde mufs Preufsen ja nicht beitreten, weil es 
dadurch der Abhängigkeit das Signal aufdrücken und sich zum 
Vasallen Napoleons stempeln würde. Es bewahre wenigstens 
den Schein der Independenz, bis es die Wirklichkeit wieder 
an die Stelle setzen kann! Selbst angebotene Vorteile dürfen 
Preufsen nicht hiezu bewegen. 

8. Rufsland hat Preufsen schändlich verlassen. Um aber den 
Charakter der russischen Treulosigkeit, das künftige Benehmen 
gegen diese Macht und den Grad des Vertrauens richtig zu 
bestimmen, das man auf sie setzen kann, ist es durchaus nötig, 
auf die Umstände Rücksicht zu nehmen und auf die Personen, 
welche dabei gewirkt haben. 

Preufsen mufs Rufslands Nachbarschaft und Macht immer 
scheuen und schonen. Jetzt mufs es solches so fest als mög- 
lich an der Allianz und den durch die Bartensteiner Konvention 
eingegangenen Verbindlichkeiten, an den mündlich und schrifb- 
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lieh so oft und so heilig wiederholten Versicherungen des 
Kaisers halten, sich desselben als Stütze gegen Frankreich, als 
Vermittler streitiger Punkte bedienen und von seiner Freund- 
schaft den möglichen Ersatz des erlittenen Verlustes und Er- 
füllung der übernommenen Verbindlichkeiten fortgesetzt be- 
gehren. — 
10. Österreich hat gesäumt uns zu retten. Wir dürfen ihm darüber 
keine Vorwürfe machen, weil wir leider 1805 ebenso und viel 
ärger handelten, die Erfüllung übernommener Verbindlichkeiten 
absichtlich verzögerten und dadurch ein Mifstrauen veranlafsten, 
welches offenbar dazu beigetragen hat, Österreich zurückzuhalten. 
Aber es wäre auch unpolitisch, deshalb Mifsvergnügen oder 
Mifstrauen zu zeigen. Preufsens angelegentliche Sorge mufs 
sein, sich unvermerkt immer mehr an Österreich anzuschliefsen 
und die Freundschaft und das Zutrauen dieses Staates zu ge- 
winnen. Eine Vereinigung mit Österreich, England und den 
anderen, minderen Mächten kann noch einmal Europa von der 
Sklaverei retten. — 

III. Grund-Verfassung des Inneren. 

Auf einer recht zweckmäfsigen Einrichtung der Grund- Ver- 
fassung des Innern beruht jetzt die Hoffnung und die künftige 
Existenz des preufsischen Staates. Hier gilt es vor allem, harmonisch 
mit dem Zeitgeist und dem Weltplan der Vorsehung zu verfahren; 
und wenn es auch sonst Bedenklichkeiten haben könnte, die Ver- 
fassung zu ändern, so verschwinden sie in der gegenwärtigen Lage 
des Staates. — Will man den Staat retten, ihn wieder aufblühen 
sehen, so säume man nicht, die einzigen Mittel dazu zu ergreifen. 
Ein Phönix erstehe aus der Asche. 

Der Herr Geheime Finanz-Rat von Altenstein hat diesen 
wichtigen Gegenstand vorzüglich schön abgehandelt; ich pflichte 
ihm aus voller Überzeugung bei und kann mich also desto kürzer 
fassen. 

Man schrecke ja nicht zurück vor dem, was er als Haupt- 
grundsatz fordert: möglichste Freiheit und Gleichheit. 

1. Der Adel. 

Was der Herr Verfasser in Absicht auf den Adel sagt, hat 
meine vollkommenste Zustimmung. XJnsre Meinung erhält vielleicht 
dadurch einiges Gewicht mehr, dafs wir beide zu dem ältesten 
Adel gehören. Möge sie beherzigt werden und Eingang finden! — 
a. Jede Stelle im Staat ohne Ausnahme sei nicht dieser oder 
jener Kaste, sondern dem Verdienst und der Geschicklichkeit 
und Fähigkeit aus allen Ständen offen. Jede sei der Gegen- 
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stand allgemeiner Ämulalion und bei keinem, er sei noch so 
klein, noch so geringe, töte der Gedanke das Bestreben: Dahin 
kannst du bei dem regsten Eifer, bei der gröfsten Thätigkeit, 
dich fähig dazu zu machen, doch nie gelangen. Keine Kraft 
werde im Emporsteigen zum Guten gehemmt! — 

b. Das alleinige Vorrecht des Adels zu dem Besitz der sogenannten 
Rittergüter ist, wie der Herr von Altenstein richtig ausgeführt 
hat, so schädlich und so wenig mehr für unsere Zeiten und 
Verfassungen passend, dafs die Aufhebung desselben durchaus 
notwendig ist, sowie die aller übrigen Vorzüge, welche die 
Gesetze bisher blofs dem Edelmann als Gutsbesitzer beilegten. 

d. In Absicht auf die Freiheit von Abgaben treten verschiedene 
wichtige Betrachtungen ein. Eine völlige Gleichheit sollte aus 
vielen Gründen auch hiebei stattfinden. Der Adel leistet die 
Dienste nicht mehr unentgeltlich und mit beträchtlichem Kosten- 
aufwande, weshalb er befreit blieb. Gerechtigkeit fordert seine 
Beiziehung zu den Staatslasten und ihre gleichheitliche Ver- 
teilung. 

2. Der Bürgerstand. 

Dadurch, dafs einem jeden der Zugang zu allen Stellen, Ge- 
werben und Beschäftigungen eröffiiet wird, gewinnt der Bürger- 
stand und mufs dagegen auch seinerseits auf alles Verzicht leisten, 
was andere Stände bisher ausschlofs. 

3. Der Bauernstand. 

Der zahlreichste und wichtigste, bisher allerdings am mehrsten 
vernachlässigte und gedrückte Stand im Staate, der Bauernstand^ 
mufs notwendig ein vorzüglicher Gegenstand seiner Sorgfalt werden. 

Die Aufhebung der Erbunterthänigkeit müfste durch 
ein Gesetz kurz und gut und sogleich verfügt werden. Ebenso 
wären die Gesetze zu widerrufen, wodurch der Bauer verhindert 
wird, aus dem bäuerlichen Stande herauszutreten. Die Militär- 
verfassung wird, wenn bei derselben richtige Bestimmungen an- 
genommen werden, hierunter nicht leiden. Man erleichtere ferner 
den Bauern die Erlangung des Eigentums, es sei in Rück- 
sicht auf neue Erwerbungen oder auf die Abkaufung der guts- 
herrlichen Rechte. Die Fronverfassung aufzuheben, ist nicht not- 
wendig. Oft ist sie nicht nur nicht lästig, sondern sogar dem 
Dienstpflichtigen vorteilhafter als eine Geldabgabe, nachdem die 
Lokalumstände sind. Veränderungen hierin überlasse man der 
fceiwilligen Übereinkunft und begünstige sie nur durch die Gesetze, 
indem man die Grundsätze bestimmt, nach denen die Naturaldienst- 
leistung abgekauft werden kann. Der Willkür und dem Drückenden 
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setze man Schranken durch feste Bestimmungen. Den gröfsten 
und schädlichsten Druck verursachen aber die Kriegs- und Dienst- 
fuhren oder der sogenannte Vorspann, weil er den Bauer nötigt, 
aufs ungewisse mehr Zugvieh zu halten, als er bedarf; weil er 
dadurch oft auf mehrere Tage in seinen Arbeiten gestört und von 
seinem Hofe entfernt wird; weil endlich diese Last zu ungleich 
auf das Land verteilt ist. — 

5. Herstellung des möglichst freien Gebrauches der Kräfte 
der Unterthanen aller Klassen. 

Aus dem Hauptgrundsatze, dafs die natürliche Freiheit nicht 
weiter beschränkt werden müsse, als es die Notwendigkeit erfordert, 
folgt schon die möglichste Herstellung des freien Gebrauchs der 
Kräfte der Staatsbürger aller Klassen. Über den zu erleichternden 
Besitz der Grundstücke ist schon oben das Nötige gesagt; auch 
ihre Benutzung mufs frei sein, und die Hindemisse, welche man 
ihr so häufig in den Weg gelegt hat, im Wahn, das Wohl des 
Staates zu befordern, müssen weggeschafft werden, sei es durch 
Aufhebung übel gewählter Polizeigesetze oder schädlicher Ver- 
mischungen der Eigentumsrechte. 

Die Ausübung persönlicher Kräfte zu jedem Gewerbe oder 
Handwerke werde frei, und die Abgabe darauf gleich in den 
Städten und auf dem Lande.. Die Abschaffung der Zünfte und 
der Taxen, wo nicht auf einmal, doch nach und nach, so wie der 
Herr von Altenstein es angiebt, würde festzusetzen sein, sowie 
die möglichste Beseitigung aller altern Monopole. Neue würden 
nicht erteilt. Vorzüglich aber ist es nötig, sich auch mit der 
Abschaffung der Zwangsrechte, als des Mühlen-, Brauzwanges u. s. w. 
zu beschäftigen. Die Lästigkeit und der Druck derselben sind 
anerkannt, und es kommt nur darauf ^, eine Entschädigung dafür 
anszumitteln, deren Ausfindung wohl nicht fehlen kann. 



Von der neuen Heeresorganisation. 

Über die allgemeine Wehrpflicht.*) 

1. Der Zweck der Konskription kann nur sein, jeden Unterthan 
zu der Überzeugung zu bringen, dafs, wenn das Vaterland in Ge- 
fahr ist, jeder zu dessen Verteidigung verpflichtet sei. Denn wenn 



1) S. den Immediatbericbt der nach der Schlacht von Aspem ein- 
gesetzten Eonskriptions-Eommission (1809). Veröffentlicht von M. Leh- 
mann im 61. Bande der v. Sybelschen Historischen Zeitschrift, S. 97 ff., 
bei Schilling S. 360 ff. Die allgemeine Wehrpflicht wurde erst 1814 
eingeführt. 
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diese Überzeugung bei jedem ünterthan lebendig ist, wird es 
keines Zwanges zum Militärdienst weiter bedürfen. Das erste 
französische Eonskriptionsgesetz fängt daher mit folgenden Be- 
stimmungen an: „Tout Fran9ais est Soldat et se doit k la defense 
de la patrie. Lorsque la patrie est d6clar6 en danger, tous las 
Eran9ais sont appel^s 4 sa defense. Hors le cas du danger de la 
patrie, Tarm^e se forme par enrölement volontaire et par la voie 
de la conscription militaire/' Dafs diese Grundgesetze jedem Staate 
durchaus wesentlich sind, folgt schon daraus, dafs der Kaiser 
Napoleon, sobald er mit seinen Truppen einen feindlichen Staat 
berührt, das Gegenteil aufstellt und fortwährend dem Volke em- 
pfiehlt. Der Geist unserer Gesetze ist jedem Feinde hierin günstig; 
denn wenngleich unseres Wissens kein geschriebenes Gesetz existiert, 
welches den Feind des Vaterlandes nur für den Feind des Militärs 
des Vaterlandes erklärt, so hat doch die Erfahrung gezeigt, dafs 
diese Meinung vorherrscht, und dafs verhältnismäfsig nur sehr 
wenige sich zur Verteidigung des Vaterlandes freiwillig versammelt 
haben. In dem neuen Konskriptionsgesetz wird es möglich sein, 
ohne dafs dadurch ein grofses Aufsehen erregt werden sollte, der 
Nation den richtigen Gesichtspunkt in dieser Hinsicht zu stellen. 

4. Im allgemeinen scheinen uns E. K. M. ünterthanen zu 
Einführung eines allgemeinen Heerbannes jetzt vollkommen vorbe- 
reitet zu sein. Es ist schon vor einem Jahre dem Volke öffentlich an- 
gekündigt worden, dafs diese Einrichtung eintreten werde. Die auf 
den Grund der neuen Kriegsartikel im Militär gemachte Erfahrung hat 
die Nation überzeugt, dafs durch eine ehrenvolle Behandlung des ge- 
meinen Soldaten von Seiten seiner Offiziere die Ordnung nicht leide, im 
Gegenteil ein dem Militär angemessener Geist erzeugt werde. Die 
Nation erwartet in ihren Einrichtungen ein Fortschreiten und mufs 
den Monarchen segnen, de:r ihr mehr Gleichmäfsigkeit in den 
ersten, heiligsten Pflichten gegen die höchste Gewalt giebt. 

Wir sind hiemach des unmafsgeblichen Dafürhaltens, dafs 
der jetzige Zeitpunkt gerade der angemessenste zur Einführung 
eines allgemeinen Heerbannes ist. Wir können unvorgreiflich 
nicht dazu raten, vorher noch mehrere vorbereitende Mafsregeln 
zu nehmen und der Sache selbst Anstand zu geben. Denn erstens 
scheint uns jetzt kein Zeitpunkt zu sein, in dem man auf den 
Erfolg von Operationen, welcher sich erst nach Jahren zeigen 
könnte, warten kann. Zweitens hindert unsere jetzige Kon- 
skriptionsart, dafs E. K. M. ünterthanen zur klaren, lebendigen 
Einsicht ihrer Pflicht in Beziehung auf Vaterlandsverteidigung 
gelangen können. Wenn der Bauer und der arme Bürger sieht, 
dafs er zu den Waffen gezwungen wird, währenddem alle, die 
nicht zu seiner Klasse gehören, von dieser Pflicht entbunden werden, 
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dann kann er den Kampf fUr König nnd Vaterland nicht für 
etwas so Heiliges und ünerMsliches halten, dafs alles andere ihm 
nachstehe. Drittens wird der allgemeine Heerbann das wirk- 
samste Mittel sein, die Nation zu der vollen Überzeugnng zu 
bringen, dafs es die Pflicht jedes ünterthanen ohne Ausnahme 
sei, sein Leben für seinen König und sein Vaterland einzusetzen. 
Je mehr und je schneller diese Überzeugung bei dem Volke 
lebendig wird, um so mehr und um so eher wird der Zwang 
durch freiwillige Feststellung entbehrlich werden. Viertens die- 
jenigen, welche jetzt von dem Militärdienst eximiert sind, scheinen 
uns hier keine Bücksicht zu verdienen, und in Bücksicht dieser 
könnten doch nur allein noch vorbereitende Mafsregeln getroffen 
werden, die alle andern gewinnen. Die Eximierten sind in Be- 
ziehung auf Landesverteidigung jetzt als nicht existierend zu be- 
trachten; ihre diesfäUigen Wünsche haben daher keinen Wert, 
und jede andere Bücksicht scheint uns weichen zu müssen, sobald 
von der Vaterlandsverteidigung die Bede ist. 

V. Schamhorst. Schön. Gr. v. Lottum. v. Boguslawski. 
V. Massenbach. Bibbentrop. v. Boyen. 



Edikt, den erleichterten Besitz und den freien Gebrauch 
des Grundeigentums, sowie die persönlichen Verhalt- 
nisse der Landbewohner betreffend.^) 1807. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preufsen u. s. w. u. s. w. 

thun kund und fügen hiermit zu wissen: Nach eingetretenem 
Frieden hat Uns die Vorsorge für den gesunkenen Wohlstand 
Unserer getreuen Ünterthanen, dessen baldigste Wiederherstellung 
und möglichste Erhöhung vor allem beschäftigt. Wir haben hierbei 
erwogen, dafs es bei der allgemeinen Not die uns zu Gebote 
stehenden Mittel übersteige, jedem einzelnen Hilfe zu verschaffen, 
ohne den Zweck erfüllen zu können, und dafs es ebensowohl den 
unerläfslichen Forderungen der Gerechtigkeit, als den Grundsätzen 
einer wohlgeordneten Staatswirtschaft gemäfs sei, alles zu ent- 
fernen, was den einzelnen bisher hinderte, den Wohlstand zu er- 
langen, den er nach dem Mafs seiner Kräfte zu erreichen fähig war. 
Wir haben ferner erwogen, dafs die vorhandenen Beschränkangen 
teils in Besitz und Genufs des Grundeigentums, teils in den per- 



1) Pertz, Das Leben des Miniaters Freiherm vom Stein, II, 28. Bei 
Zurbonsen, Quellenbuch zur brandenburgisch -prenfsischen Geschichte, 
S. 274 ff. 

Schenk, Belehrungen. 22 
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sönlichen Verhältnissen des Landarbeiters Unserer wohlwollenden 
Absicht vorzüglich entgegen wirken und der Wiederherstellung 
der Ealtur eine grofse Kraft seiner Thätigkeit entziehen, jene, 
indem sie auf den Wert des Grandeigentums und den Kredit des 
Grundbesitzers einen höchst schädlichen Einflufs haben; diese, 
indem sie den Wert der Arbeit verringern. Wir wollen daher 
beides auf diejenigen Schranken zurückführen, welche das gemein- 
same Wohl nötig macht, und verordnen daher folgendes: 

§ 1. Freiheit des Güterverkehrs. 

Jeder Einwohner Unserer Staaten ist ohne alle Einschränkung 
in Beziehung auf den Staat zum eigentümlichen und Pfandbesitz 
unbeweglicher Grundstücke aller Art berechtigt; der Edelmann 
also zum Besitz nicht blofs adeliger, sondern auch nnadeliger, 
bürgerlicher und bäuerlicher Güter aller Art, und der Btlrger und 
Bauer zum Besitz nicht blofs bürgerlicher, bäuerlicher und anderer 
unadeliger, sondern auch adeliger Grundstücke, ohne dafs der eine 
oder der andere zu irgend einem Gütererwerb einer besonderen 
Erlaubnis bedarf, wenngleich nach wie vor jede Besitzveränderung 
den Behörden angezeigt werden mufs. Alle Vorzüge, welche bei 
Gütererbschaften der adelige vor dem bürgerlichen Erben hatte, 
und die bisher durch den persönlichen Stand des Besitzers be- 
gründete Einschränkung und Suspension gewisser gutsherrlichen 
Bechte fallen gänzlich weg. 

§ 2. Freie Wahl des Gewerbes. 

Jeder Edelmann ist ohne jeden Nachteil seines Standes befugt, 
bürgerliche Gewerbe zu treiben; und jeder Bürger oder Bauer ist 
berechtigt, aus dem Bauer- in den Bürger- und aus dem Bürger- 
in den Bauerstand zu treten. 

§ 4. Teilung der Grundstücke. 

Die Besitzer an sich veräufserlicher städtischer und ländlicher 
Grundstücke und Güter aller Art sind nach erfolgter Anzeige bei 
der Landes-Polizei-Behörde unter Vorbehalt der Eechte der Real- 
Gläubiger und der Vorkaufsberechtigten zur Trennung der Radi- 
kalien und Pertinenzien, sowie überhaupt zur teilweisen Veräufse- 
rung, also auch die Mit-Eigentümer zur Teilung derselben unter 
sich, berechtigt. 

§ 10. Aufhebung der Gutsunterthänigkeit. 

Nach dem Datum dieser Verordnung entsteht fernerhin kein ünter- 
thänigkeits- Verhältnis, weder durch Geburt, noch durch Heirat, noch 
durch Übemehmung einer unterthänigen Stelle, noch durch Vertrag. 
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§11. 

Mit der Publikation der gegenwärtigen Verordnung hört das 
bisherige ünterthÄnigkeits- Verhältnis derjenigen Unterthanen und 
ihrer Weiber und Kinder, welche ihre Bauer- Güter erblich oder 
eigentümlich oder erbzinsweise oder erbpächtlich besitzen, wechsel- 
seitig gänzlich auf. 

§ 12. 

Mit dem Martinitage ein tausend acht hundert und zehn hört 
alle Gutsunterthänigkeit in ünsem sämtlichen Staaten auf. Nach 
dem Martinitage 1810 giebt es nur freie Leute, so wie solches 
auf den Domänen in allen Unsem Provinzen schon der Fall ist, 
bei denen aber, wie sich von selbst versteht, alle Verbindlichkeiten, 
die ihnen als freien Leuten vermöge des Besitzes eines Grundstückes 
oder vermöge eines besonderen Vertrages obliegen, in Kraft bleiben. 

Nach dieser Unserer Allerhöchsten Willensmeinung hat sich 
ein jeder, den es angeht, insonderheit aber Unsere LandeskoUegia 
und übrigen Behörden genau und pflichtmäfsig zu achten, und soll 
die gegenwärtige Verordnung allgemein bekannt gemacht werden. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift. 

So geschehen Memel, den 9. Oktober 1807. 

Friedrich Wilhelm. 
Schrötter. Stein. Schrötter IL 



Steins „politisches Testament".^) 1808. 

Umstände, deren Darstellung es nicht bedarf, forderten meinen 
Austritt aus dem Dienste des Staates, für den ich lebe, und für 
den ich leben werde. 

In den äufseren Verhältnissen herrscht die Notwendigkeit so 
stark und mächtig, dafs die Stimme eines Individuums darin wenig 
vermag. In der Verwaltung des Innern setzte ich mein Ziel. Es 
kam darauf an, die Disharmonie, die im Volk stattfindet, aufzu- 
heben, den Kampf der Stände unter sich, der uns unglücklich 
machte, zu vernichten, gesetzlich die Möglichkeit aufzustellen, dafs 
jeder im Volke seine Kräfte frei in moralischer Richtung ent- 
wickeln könne, und auf solche Weise das Volk zu nötigen, König 



1) In diesem von seinem politischen Freunde Geheimrat v. Schön 
verfafsten, mit Dohna und Nicolovius beratenen und abgeänderten, im 
Augenblick der Abreise unterzeichneten Schriftstück fafste Stein alle 
Gedanken zusammen^ die als Folgerangen der begonnenen Reform an- 
zusehen waren und in einer besseren Zeit auszuführen seien. Es war 
für seine Mitarbeiter bestimmt. — Es ist zu finden in Pertz' Leben 
Steins, II, 309 ff., etwas gekürzt bei Zurbonsen S. 280 ff. 

22* 
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und Vaterland dergestalt zu lieben, dafs es Gut und Leben ihnen 
gern zum Opfer bringe. 

Mit Ihrem Beistande, meine Herren, ist vieles bereits ge- 
schehen. Der letzte Best der Sklaverei, die Erbunterthänigkeit, 
ist vernichtet, und der unerschütterliche Pfeiler jedes Thrones, der 
Wille freier Menschen, ist gegründet. Das unbeschränkte Becht 
zum Erwerb des Grundeigentums ist proklamiert. Dem Volke 
ist die Befugnis, seine ersten Lebensbedürfnisse sich selbst zu be- 
reiten, wiedergegeben. Die Städte sind mündig erklärt, uad 
andere, minder wichtige Bande, die nur einzelnen nützen und dadurch 
die Vaterlandsliebe lähmten, sind gelösei Wird das, was bis 
jetzt geschah mit Festigkeit aufrecht erhalten, so sind nur wenige 
Hauptschritte noch übrig. Ich nehme mir die Freiheit, sie Ihnen 
einzeln aufzuzählen, nicht um Ihre Handlungen dadurch zu leiten, 
denn Ihre Einsicht und Patriotismus bedürfen keiner Leitung, 
sondern um Ihnen zur Beurteilung meiner Handlungen und Ab- 
sichten einen Mafsstab zu geben. 

1. Regierung kann nur von der obersten Gewalt ausgehen. 

Sobald das Recht, die Handlungen eines Mitunterthans za 
bestimmen und zu leiten, mit einem Grundstücke ererbt oder 
erkauft werden kann, verliert die höchste Gewalt ihre Würde, 
und im gekränkten Unterthan wird die Anhänglichkeit an den 
Staat geschwächt. Nur der König sei Herr, insofern diese 
Benennung die Polizeigewalt bezeichnet, und sein Recht übe 
nur der aus, dem er es jedesmal überträgt. Es sind schon 
Vorschläge zur Ausführung dieses Prinzips von selten des 
General-Departements gemacht. 

2. Derjenige, der Recht sprechen soll, hänge nur von 
der höchsten Gewalt ab. 

Wenn diese einen ünterthanen nötigt, da Recht zu suchen, wo 
der Richter vom Gegner abhängt, dann schwächt sie selbst den 
Glauben an ein unerschütterliches Recht, zerstört die Meinung von 
ihrer hohen Würde und den Sinn für ihre unverletzbare Heiligkeit. 
Die Aufhebung der Patrimonial- Jurisdiktion ist bereits eingeleitet. 

3. Die Erbunterthänigkeit ist vernichtet. 

Es bestehen aber noch in einigen Gegenden Gesinde- 
ordnungen, welche die Freiheit des Volkes lähmen. Auch hat 
man Versuche gemacht, wie der letzte Bericht der Civil- 
kommissäre der Provinz Schlesien zeigt, durch neue Gesinde- 
ordnungen die Erbunterthänigkeit in einigen Punkten wieder- 
herzustellen. — Es bedarf meiner Einsicht nach keiner neuen 
Gesindeordnungen, sondern nur der Aufhebung der vorhandenen. 
Das, was das allgemeine Landrecht über das Gesindewesen 
festsetzt, scheint mir durchaus zureichend. 
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In diesen drei Sätzen ist die Freiheit der Unterthanen, 
ihr Recht und ihre Treue gegen den König gegründet. Alle 
Bestimmungen, die hiervon ausgehen, können nur Gutes wirken. — 

4. Eine allgemeine Nationalrepräsentation. 

Heilig war mir und bleibe uns das Recht und die Gewalt 
nnsers Königs. Aber damit dieses Recht und diese unum- 
schränkte Gewalt das Gute wirken kann, was in ihr liegt, 
schien es mir notwendig, der höchsten Gewalt ein Mittel zu 
geben, wodurch sie die Wünsche des Volks kennen lernen und 
ihren Bestimmungen Leben geben kann. Wenn dem Volke 
alle Teilnahme an den Operationen des Staates entzogen wird, 
wenn man ihm sogar die Verwaltung seiner Kommunal- 
angelegenheiten entzieht, kommt es bald dahin, die Regierung 
teils gleichgiltig, teils in einzelnen Fällen in Opposition mit 
sich zu betrachten. Daher ist der Widerstreit oder wenigstens 
Mangel an gutem Willen bei Aufopferung für die Existenz des 
Staats. Wo Repräsentation des Volks unter uns bisher statt- 
fand, war sie höchst unvollkommen eingerichtet. Mein Plan 
war daher, jeder aktive Staatsbürger, er besitze 100 Hufen 
oder eine, er treibe Landwirtschaft oder Fabrikation oder 
Handel, er habe ein bürgerliches Gewerbe oder sei durch 
geistige Bande an den Staat geknüpft, habe ein Recht zur 
Repräsentation. Mehrere mir eingereichte Plane sind von mir 
vorgelegt. Von der Ausführung oder Beseitigung eines Planes 
hängt Wohl und Wehe unsers Staats ab; denn auf diesem 
Wege allein kann der Nationalgeist positiv erweckt und be- 
lebt werden. 

5. Zwischen unsem beiden Hauptständen, dem Adel und dem 
Bürgerstande, herrscht durchaus keine Verbindung. Wer aus 
dem einen in den andern übergeht, entsagt seinem vorigen 
Stande ganz. Dieses hat notwendig die Spannung, die statt- 
findet, erzeugen müssen. Der Adel ist, um den Wert, den 
man ihm beilegen kann, zu behaupten, zu zahlreich und wird 
immer zahlreicher. Bei dem Gewerbe, das er bisher allein 
trieb, und dem Staatsdienste, den er bisher ausschliefslich be- 
kleidete, hat zur Erhaltung des Ganzen Konkurrenz gestattet 
werden müssen. Der Adel wird daher zu Geschäften und Ge- 
werben schreiten müssen, die mit der Auszeichnung, auf die 
er wegen seiner Geburt Ansprüche macht, im Widerspruche 
stehen. Er wird dadurch ein Gegenstand des Spottes und ver* 
liert, was bald daraus folgt, die Achtung, die ihm schon als 
Staatsbürger gebührt. Jeder Stand fordert jetzt abgesondert 
den Beistand der höchsten Gewalt, und jedes Gute, jedes Recht, 
das dem einen widerfährt, betrachtet der andere als eine 
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Zurücksetzung. So leidet der Gemeingeist und das Vertrauen 
zur Regierung. Diese Ansicht hat mir die Meinung von der 
Notwendigkeit der Reformation des Adels veranlafst. Die Ver- 
handlungen darüber liegen Ihnen vor. Durch eine Verbindung 
des Adels mit den andern Ständen wird die Nation zu einem 
Ganzen verkettet, und dabei kann das Andenken an edle Hand- 
lungen, welche der Ewigkeit wert sind, in einem höheren 
Grade erhalten werden. Diese Verbindung wird zugleich 

6. die allgemeine Pflicht zur Verteidigung des Vater- 
landes lebhaft begründen, und auch diese Allgemeinheit rnnfs 
notwendig gleichen Eifer ftlr die Regierung in jedem Stande 
erzengen. Nur der Bauernstand wird deshalb, weil er durch 
Erbunterthänigkeit so lange zurückgehalten wurde ^ einiger 
positiven Unterstützung zur Erhöhung seines persönlichen 
Wertes noch bedürfen. Hierzu zahle ich 

7. die Aufstellung gesetzlicher Mittel zur Vernichtung der Fronen. 

8. Damit aber alle diese Einrichtungen ihren Zweck, die innere 
Entwicklung des Volkes, vollständig erreichen und Treue und 
Glauben, Liebe zum Könige und Vaterlande in der That ge- 
deihen, so mufs der religiöse Sinn des Volkes neu belebt 
werden. Vorschriften und Anordnungen allein können dieses 
nicht bewirken. Doch liegt es der Regierung ob, mit Ernst 
diese wichtige Angelegenheit zu beherzigen, durch Entfernung 
unwürdiger Geistlichen, Abwehrung leichtsinniger oder un- 
wissender Kandidaten und Verbesserung der theologischen Vor- 
bereitungsanstalten die Würde des geistlichen Standes wieder- 
herzustellen, auch durch eine angemessene Einrichtung der 
Pfarrabgaben und durch Vorsorge für anständige Feierlichkeit 
des äufsern Gottesdienstes die Anhänglichkeit an die kirch- 
lichen Anstalten zu befördern. 

9. Am meisten aber hierbei wie im ganzen ist von der 
Erziehung und dem Unterrichte der Jugend zu er- 
warten. 

Wird durch eine auf die innere Natur des Menschen ge- 
gründete Methode jede Geisteskraft von innen heraus entwickelt, 
und jedes edle Lebensprinzip angereizt und genährt, alle ein- 
seitige Bildung vermieden, und werden die bisher oft mit seichter 
Gleichgiltigkeit vernachlässigten Triebe, auf denen die Kraft 
und Würde des Menschen beruht, 

Liebe zu Gott, König und Vaterland, 
sorgföltig gepflegt, so können wir hoffen, ein physisch und 
moralisch kräftiges Geschlecht aufwachsen und eine bessere 
Zukunft sich eröffnen zu sehen! — 

Königsberg, den 24. November 1808. Stein. 
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V. Die Zeit nach 1815. 

Die Zeit, in welcher man filr das Weltbürgertum schwärmte 
und sich mit Vorliebe oder Ausschliefslichkeit mit Philosophie und 
Litteratur beschäftigte, war im Hinschwinden begriffen. Die 
Nation begann sich wieder mehr den Dingen der greifbaren 
Wirklichkeit zuzuwenden, sie nahm regeren Anteil am öffentlichen 
Leben und drängte nach Verwirklichung ihrer Wünsche und" Hoff- 
nungen. Dies geschah auf folgenden Tier Gebieten: 

1. Wirtschaftspolitik. 

2. Verfassungsfrage. 

3. Nationale Einigung der deutschen Stämme. 

4. Soziale Frage. 

Das Hauptergebnis der Thätigkeit Preufsens auf wirtschaft- 
lichem Gebiete war die Gründung des Zollvereins (Motz, 
Maafsen, Eichhorn, Ludwig Kühne), der die materielle Einigung 
der deutschen Staaten unter preufsischer Führung als Vorläuferin 
der politischen zum Ergebnis hatte und das deutsche Volk auf 
die letztere vorbereitete. 

Eine neue Zollpolitik war für Preufsen notwendig, weil 
nach Aufhebung der napoleonischen Kontinentalsperre englische 
Fabrikwaren das Land überschwemmten und die einheimischen 
Gewerbe zu erdrücken drohten, diese also geschützt werden mufsten, 
weil an Stelle der wirtschaftlichen Zerrissenheit und unerträglichen 
Mannigfaltigkeit das „Interesse der Gemeinschaft'^ und Verein- 
fachung treten sollten, und die finanzielle Bedrängnis zur Er- 
sparnis unschwer zu vermeidender Ausgaben und zur Erschliefsung 
neuer Einnahmequellen zwang. 

Also: Schutz der nationalen Arbeit (mäfsige Schutzzölle), 
Aufhebung aller Binnenzölle, Handelsfreiheit im Lande selbst, 
Auslandszölle auf Kolonialwaren und inländische Konsumzölle 
(Finanzzölle). 

1815 bestanden allein in den alten Provinzen 67 verschiedene 
Tarife, in Posen und Pommern waren 48, links der Elbe 71 ver- 
schiedene Geldsorten im Verkehr, ein mafsloser Schmuggel schädigte 
Fiskus und Moral. Die Zollgrenze betrug 1073 Meilen. 

1816 werden alle Wasser-, Binnen- und Provinzialzölle ab- 
geschafft, nachdem bereits das Verbot der Geldausfuhr aufgehoben 
war. „Verboten war die Einfuhr von Salz und Spielkarten, Roh- 
stoffe blieben frei oder gering belastet, Manufakturwaren waren 
mit einem Schutzzoll von 10 Prozent, der üblichen Schmuggel- 
prämie, Kolonialwaren mit Finanzzoll bis zu 20 Prozent belegt, 
da diese überwiegend von der leichter zu bewachenden Seeseite 
eingeführt wurden. Am 1. Januar trat das Gesetz in Kraft, und 
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eine Verfügung vom 8. Febmar besteuerte von inländischen Ver- 
brauchsartikeln nur Wein, Bier, Branntwein und Tabak. Die 
finanzielle Not fährte zu einem harten Durchgangszoll, der aber 
eine günstige Pression auf den AnschluXs der Kleinstaaten ausübte.^^^) 

Es gereicht den damaligen preuTsischen Finanzpolitikem zum 
gröfsten Buhme, dafs sie sich nicht einseitig einem bestimmten 
volkswiiischaftlicheu System (Merkantilismus, Physiokraten, Smith- 
schem Industriesystem oder dem Prinzip der allgemeinen Handels- 
freiheit) gefangen gaben, sondern in weiser Berücksichtigung der 
ihatsächlichen Verhältnisse und unter Einhaltung des Grundsatzes, 
dafs der ganze Staat ein einheitliches Wirtschaftsgebiet sei, und 
das Interesse der Gesamtheit dem des einzelnen und der einzelnen 
Stände und Berufsarten vorgehe, ein gemäfsigtes nationales Schutz- 
zollsystem aufstellten. Da man (Eichhorn) die Unmöglichkeit 
einsah, einer Zoll Vereinigung für den ganzen deutschen Band 
(durch den Bundesrat) herzustellen, suchte sich PreuTsen durch 
Sonderverträge mit den einzelnen Bundesstaaten diesem Ziele zu 
nähern. Als Prinzip wurde festgehalten, die gemeinsamen Zoll- 
einnahmen nach der Volkszahl unter die Zollvereinsstaaten zu ver- 
teilen. Zuerst wurde (1819) Schwarzburg-Sondershausen gewonnen. 
Trotz der geheimen Bänke des Wiener Kabinetts und der Gegen- 
bestrebungen vieler um ihre politische Selbständigkeit besorgten 
Mittel- und Kleinstaaten wuchs der Zollbund nach und nach, da 
die Not zum Anschluls zwang, und die äufserst geschickten 
preufsischen Unterhändler es wohl verstanden, geduldig den ge- 
eigneten Augenblick abzuwarten und erfolgreich auszunützen. 

1822 traten Schwarzburg-Budolstadt, Weimar mit einigen 
Enklaven und Anhalt-Bernburg bei, 1828 Hessen-Darmstadt, Anhalt- 
Dessau und Anhalt -Köthen. Dem entgegen hatte sich (18. Jan. 
1828) der Zollverein der süddeutschen Königreiche gebildet, und 
in gleicher Gesinnung gründen in demselben Jahre Sachsen, Eur- 
hessen, fast ganz Thüringen, Hannover, Bremen, Frankfurt und 
andere den mitteldeutschen Handelsverein. Trotz des Gegenwirkens 
ebendieser Vereinigung, Österreichs und einiger nichtdeutschen 
Staaten gelang es Motz (1829) (einstweilen auf Zeit) mit jenem, 
also Bayern und Württemberg, abzuschliefsen. Der mitteldeutsche 
ZoUbund zerfällt; Kurhessen, Sachsen, Thüringen sehen sich durch 
ihre finanzielle Lage gezwungen, jenen Königreichen zu folgen. 
1834 umfafste der „Deutsche Zollverein", wie er nun hiefs, bereits 
7719 DM. mit 23 Mill. Einwohnern. 

Nun begannen Handel und Gewerbe sich rascher zu heben, 
zumal, als man endlich gröfsere Eisenbahnstrecken erbaute. [Die 



1) Br. Gebhardt, Handbuch der deutschen Geschichte, 11, S. 519. 
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erste deutsche Eisenbahn erö&ete Nürnbergs Bürgerschaft 1835: 
Nürnberg-Fürth; 1839 folgte Dresden-Leipzig.] Die Ein- und Aus- 
fuhr des Zollvereins betrug 1834 24972 Millionen, 1844 385 Mill. 
Thaler, die Zolleinnahmen stiegen bis 1842 von 12 auf 21 Mill. 
Thaler. Mit Süddeutschland, dessen Gewerbe bald in Blüte 
kamen, wurde 1838 ein Münzvertrag abgeschlossen, der das Ver- 
hältnis von Thaler zu Gulden regelte. Die Mehrzahl der dem 
Zollverein fem gebliebenen Bundesstaaten stiftete den Steuer- 
verein, der erst 1854 mit dem von Preufsen gestifteten zusammen- 
schmolz. Der Zollverein, der mehrere gefährliche Krisen zu über- 
stehen hatte, schlofs mit vielen Auslandsstaaten Handelsverträge 
ab. 1866 nahm er beide Mecklenburg und Schleswig -Holstein 
auf. 1867 wurden die Verträge umgeändert; Unter Preufsens 
Präsidium übten danach ein Bundesrat und das Zollparlament 
(Reichstag des norddeutschen Bandes und süddeutsche Abgeordnete) 
die wirtschaftliche Gesetzgebung aus. Dreimal trat das letztere 
zusammen, dann kam das Jahr 1870, welches die Aufrichtung des 
deutschen Eeiches brachte, das nun, seitdem 1888 auch Hamburg 
und Bremen bis auf die in ihren Häfen freigelassenen zollfreien 
Gebiete, wo die aus dem Ausland kommenden und wieder ins 
Ausland gehenden Waren Unterkunft finden, ihren handelspolitischen 
Beitritt vollzogen haben, für alle Zeiten zugleich ein einheitliches 
Handels- und Zollgebiet darstellt. Die Gesetzgebung über die 
Zölle wird wie die der übrigen Beichssteuern vom Beiche ausgeübt. 

Nach der Reichsverfassung werden die Zollerträgnisse und 
ein grofser Teil der Verbrauchssteuern (z. B. von Bier, Tabak, 
Zucker, Salz, Branntwein), also indirekte Steuern, für die Aus- 
gaben des Reiches verwandt, während den Einzelstaaten die 
direkten Steuern zur Deckung ihrer Ausgaben überlassen sind. 
Nur Bayern, Württemberg und Baden führen infolge ihres Reservat- 
rechtes die Steuern auf Bier und Branntwein ihren Landeskassen 
zu. Übersteigen die Reichsausgaben die Einnahmen, so müssen 
die Bundesstaaten nach der Höhe ihrer Bevölkerung Zuschüsse zur 
Tilgung des Fehlbetrages, die sog. Matrikularbeiträge, aufbringen, 
oder man mufs neue Steuern einführen oder auch die alten er- 
höhen. Zuweilen deckt das Reich einmalige Ausgaben dadurch, dafs 
es Anleihen aufnimmt. Dieselben werden gewöhnlich amortisiert, 
d. h. ein bestimmter Teil derselben wird jährlich zurückgezahlt. 

Auch die Städte (z. B. die Preufsens) erheben neben den direkten 
Steuern (Grundsteuer, Gebäudesteuer, Gewerbesteuer, Zuschläge zu 
der Staatseinkommensteuer, die nach Prozenten derselben berechnet 
werden,) indirekte Steuern, z. B. Bier-, Weinsteuer, Mietsteuer, 
Hundesteuer. 

Übrigens ist das Grofsherzogtum Luxemburg trotz seiner 
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politischen Znrdckhaltung als altes Mitglied des Zollvereins wirt- 
schaftlich mit ihm verhunden gehliehen. Eine Zeit lang wandte 
man sich dem Freihandel zu, kehrte aher za einer gemäfsigten 
Schutzzollpolitik zurück. Von den vom Beiche abgeschlossenen 
jüngsten Handelsverträgen sind die wichtigsten die mit Österreich^ 
Italien, der Schweiz, Bumänien und Bufsland. Durch dieselben 
sind, da der erste und der letzte der genannten Staaten vor 
allem Gewicht auf erleichterte Eomausfuhr legen, seitens des 
Beiches gewisse Vorteile ftlr die einheimische Industrie erworben. 
AuTserdem ist es ein nicht zu unterschätzender Gewinn, dafs die 
politisch verbündeten Dreibundmächte auch auf wirtschaftlichem 
Gebiete in Freundschaft vereinigt sind. 

Unendlich viel ist seit dem Kriege auf dem Gebiete von 
Handel und Wandel gethan und versucht worden. 

In den Jahren 1871 — 73 erhielt das Beich gemeinsames 
Mafs-, Gewichts- und Münzsystem (Goldwährung 1873), das auf 
dem Dezimalsystem beruht. 

Bankwesen und Papiergeld sind geordnet, Bestimmungen über 
Markenschutz und Patentwesen, über Niederlassung, Freizügigkeit 
erlassen, gleiches Wechsel-, Handels- und Strafrecht gegeben worden, 
eine einheitliche Prozefsordnung wurde eingeführt, Einrichtungen 
zum Schutze der aufserhalb der Beichsgrenzen befindlichen Deutschen 
getroffen, Eisenbahnen wurden Staatseigentum, Kolonien erworben, 
Helgoland eingetauscht, (Vorteil für den Seehandel in Kriegszeiten) 
staatlich unterstützte Dampferlinien geschaffen. Dazu kominen 
internationale Einrichtungen, z. B. der Weltpostverein. 

Der Nationalwohlstand in seiner Gesamtheit nahm trotz 
mancher Krise erheblich zu. Thatsache jedoch ist, dafs viele Er- 
werbszweige mit ihren Erträgnissen unzufrieden, der kleinere 
Kaufmanns- und der Bauernstand in Bedrängnis sind, und der 
Handwerkerstand durch die fast unbeschränkte Gewerbefreiheit 
— wonach jeder jedes Gewerbe treiben darf aufser denen, die im 
Interesse des Gemeinwohles der Aufsicht von selten des Staates 
und der Befähigung des Ausübenden bedürfen (Apotheker, Ärzte), 
und berechtigt ist, Lehrlinge zu halten^), selbst wenn er den 
Betrieb nicht erlernt hat — durch die billigere Massenerzeugung der 
meisten seiner Artikel in den Fabriken und die Magazine und 
Bazare sogar in die gröfste Gefahr der Vernichtung geraten ist. 
Die Gesetzgebung versucht soeben Beistand zu leisten. 

Nach der Berufszählung von 1882 leben 19 225 000 Menschen 
(Arbeiter und Familie) von Land-, Forstwirtschaft, Viehzucht 

1) bis 1884, von da ab zu letzterem nur noch die InnungsmeiBter. 
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und Gärtnerei, 16 058 000 von der Industrie, von Handel und 
Verkehr 4 531000, von wechselnder Lohnarbeit 938 000, von 
Staats-, Gemeinde-, Eirchendienst und in sog. freien Berufsarten 
2 223 000; ohne Beruf waren oder es gaben keinen an 2 246 000. 
Von denen, welche in der Industrie, in Handel und Verkehr 
thätig sind, entfallen 
431 707 auf Bergbau, Hütten- und Salinenwesen, 

9 750 „ die Torfgewinnung, 
331 569 „ „ Industrie der Steine und Erden, 

71490 „ „ Metallindustrie (ohne Eisen), 
457 224 „ ), Eisenverarbeitung, 

285192 „ „ Herstellung von Maschinen, Werkzeuge, 
Apparaten, 
57 530 „ „ chemische Industrie, 
30 867 „ „ Bereitung der Leuchtstoffe, Fette, Harze, 
850 859 „ „ Textilindustrie, 
220039 „ „ Papier- und Lederindustrie, 
521 660 „ „ der Holz- und Schnitzstoffe , 
663 226 „ „ Nahrungs- und Genufsmittel , 
1 334 007 „ Bekleidung und Reinigung, 
946 583 „ das Baugewerbe, 
69 643 „ polygraphische Gewerbe, 

23 893 „ künstlerische Gewerbe ohne Musik und Theater u. s. w., 
91 226 „ Fabrikanten ohne spezifische Angabe, 
842 269 „ den Handel, 

11558 „ das Versicherungswesen, 
352 739 „ den Land-, 

84 301 „ „ Wasserverkehr, 
279 451 „ Beherbergung und Erquickung. 

Über deutsche Aus- und Einfuhr siehe IX. Kapitel, S. 185. 
Der Gesamtreichtum des deutschen Volkes wird auf 
130000 Millionen Mark geschätzt, wovon 52 500 auf Grund und 
Boden, Gebäude, Vieh und Geräte kommen, das Jahresgesamtein- 
kommen auf 22 200 Millionen. An geprägtem Metall ist für 3670 
Mill. Mark vorhanden. 

Eine gehörige Ausnutzung der Kolonien in Afrika und 
Australien wird dereinst dem Mutterlande unermefsliche Reich- 
tümer und Tausenden lohnende Beschäftigung bringen. 

Dafs die allgemeine Lebensführung bedeutend besser ge- 
worden ist, zeigt ein Vergleich mit dem Leben, das unsere Grofs- 
eltern führten. Die Ansprüche an Wohnung, Kleidung, Nahrung 
und Genufsmittel sind gestiegen und werden meist befriedigt, für 
letztere (Bier, Tabak u. s. w.) wird jährlich eine gewaltige Summe 
verbraucht. 



348 VierzehnteB Kapitel. 

Der Fleischkonsum beträgt für jeden Kopf in kg j&hrlich: 

In Berlin 77, Breslau 43, Köln 62, Leipzig 64, Dresden 86, 
München 87, Stuttgart 68, durchschnittlich 29, Paris 79, Lyon 77, 
Wien 68, London 78. 

Der Bierkonsum in Litern: 

In Preufsen 71, Bayern 227, Württemberg 159, Baden 93, 
Elsafs-Lothringen 56, München 426, durchschnittlich 108. 

Der Alkoholkonsum durchschnittlich in Litern: 472, ^^ 
meisten von den Hauptstaaten der Kultur weit 

Denn Frankreich zeigt die Zahl 4,2, England 2,4, Italien 0,8, 
Österreich-Ungarn 4,2, Rufsland 3, Union 2,4. 

An Steuern und Zoll bringt die deutsche Beichsbevölkerung 
für Wein, Alkohol und Bier jährlich 236 Mill. Mark auf. Dagegen 
ist in Frankreich und in der Union der Alkohol mehr als doppelt, 
in England über das Vierfache so hoch als im Reiche besteuert. 
Tabak, Bier und Alkohol bringen in der Union 660 Mill. Mark 
Finanzertrag ein. 

Grofser Bier-, Alkohol- und Tabakyerbrauch sind aber, weil 
durchaus unnötig, ein Zeichen von nationaler Wohlhabenheit 
oder — Verschwendung, hoher Alkoholkonsmn bevölkert überdies 
die Irrenhäuser und verdirbt die künftigen Generationen. 

Was die Erwerbfähigkeit der deutschen Bevölkerung anbe- 
triflFt, so ist darauf hinzuweisen, dafs von 100 Einwohnern 
13,4 % im Alter von — 5 Jahren, 
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ttber 60 Jahre alt sind. 



Von gröfster Bedeutung für rechte volkswirtschaftliche Er- 
kenntnis und Handelspolitik war Friedrich Lists 1841 veröffent- 
lichtes Buch: Das nationale System der politischen Ökonomie. 

2. Die Verfassungsfrage. 

Da derselben in Preufsen nach der Verordnung über die Land- 
stände (1815) nicht in der von der überwiegenden Mehrzahl der 
Bewohner gewünschten Art entsprochen wurde, kam es 1848 zu 
bewaffnetem Aufstand in Berlin und vielfachen Unruhen im Lande. 
Dies führt zur Berufung einer „konstituierenden Nationalversamm- 
lung" in Berlin, die am 27. Nov. nach Brandenburg verlegt wird. 
Am 5. Dez. wird sie, weil die anwesenden Mitglieder derselben 
nicht die beschlufsfähige Zahl darstellen, aufgelöst, und eine Ver- 
fassung mit zwei Kammern „octroyiert". Dieselbe wird dann einer 
Revision unterzogen. Am 6. Febr. 1850 wird die abgeänderte 
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Yerfassimg von dem Könige und den Kammern feierlich beschworen. 
— Die andern deutschen Bundesstaaten sind anfser Mecklenburg 
sämtlich in Besitz einer modernen Verfassung. 

3. Die nationale Frage. 

Infolge des Druckes und der Mifsachtung, die die Völker 
durch Napoleon erfuhren, verstärkte sich bei den meisten euro- 
päischen Nationen das Nationalgefühl. Endlich erwachte es auch 
in Deutschland. ^) Die Burschenschafter, vielei Universitätsprofessoren 
und andere Gelehrte, sowie die Eomantiker fachten es an. Man 
wollte die Einheit des deutscheu Volkes wiederherstellen. Mächtig 
loderte 1848 die Flamme nationaler Begeisterung empor, aber „die 
Eaben flogen noch immer um den Berg^S Die Herstellung der 
Einheit war, da im neunzehnten Jahrhundert nur noch grofse, starke, 
geeinte Völker ihr Dasein und ihre Unabhängigkeit zu behaupten 
vermögen, eine unabweisbare politische Notwendigkeit. Andernfalls 
hatte man das Schicksal Polens zu erwarten: Schon 1829 hatten 
sich Nikolai I von Eufsland, des preufsischen Königs Schwieger- 
sohn, und Karl X von Frankreich verabredet, einstweilen die 
Länder östlich von der Weichsel und westlich vom Ehein zu er- 
obern. Die polnische Eevolution und der Juliaufstand zu Paris 
hinderten die Verbündeten, ihre Absichten auszuführen. 

Endlich erlangten die noch übrigen Stämme des deutschen 
Volkes durch Bismarcks geniale Politik 1871 die Eeichseinheit 
unter Preufsens Führung. 

Umringt von mächtigen Militärstaaten, fortwährend bedroht 
von der unruhigen, teilweise chauvinistischen, durch falsche ge- 
schichtliche Belehrung irrigen Forderungen und Hoffnungen zu- 
gethanen französischen Nation, sowie von dem eroberungslustigen 
Panslavismus, kann sich das deutsche Volk, dessen Grenzen fast 
sämtlich offen sind, niemals völlig ruhigem Genufs und friedlicher 
Arbeit hingeben, vielmehr mufs es, so lange die Völker noch zum 
Schwerte greifen, durch angestrengteste Thätigkeit seine sittlichen, 
geistigen und materiellen Kräfte mehren und stählen, sich damit 
seine Stellung stets von neuem verdienen und jederzeit imstande 
und gewillt sein, seine Existenz mit gewa&eter Hand zu sichern. 

Seine Friedfertigkeit hat es bewiesen, niemals hat es seit 
seiner neuen Einigung Krieg begonnen. 



1) Vgl. E. M. Arndt: „Als Österreich und Preafsen nach vergeb- 
lichen Kämpfen gefallen waren, da erst fing mein Herz an, sie und 
Deutschland mit rechter Liebe zu lieben und die Welschen mit rechtem 
treuem Zorn zu hassen. Als Deutschland durch seine Zwietracht Nichts 
mehr war, umfafste mein Herz seine Einheit und Einigkeit.*^ 
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Auf das deutsche Volk unserer Tage kann man die Charakte- 
ristik anwenden, welche ehedem Tacitus von den germanischen 
Chauken gab (Germania c. 35): 

Chauci, populus nobilissimus , quique magnitudinem Buam 
malint iustitia tueri. sine cupiditate, sine impotentia, quieti 
secretique nulla provocant bella, nullis raptibus aut latrociniis 
populantur. id praecipuum virtutis ac virium argumentum est, 
quod, ut superiores agant, non per iniurias adsequunturj prompta 
tarnen omnibus arma ac, si res poscat, exercitus, plurimum virorum 
equorumque; et quiescentibus eadem fama. 

Die Vorteile des einzelnen ßeichsangehörigen von dem endlich 
erfolgten Zusammenschlufs der einzelnen Stämme zu einem Ge- 
samtstaat voll Macht und Ansehen sind aufserordentlich grofs. 
Eine lange Friedensdauer, wie sie Europa so lang hintereinander 
selten genossen hat, gewährte volle Hingabe an die VTerke des 
Friedens, die starke Waflfenrtistung, wenn auch kostspielig, sicherte 
die Grenzen der westlichen und südlichen Gaue gegen jeden 
räuberischen Einbruch, gegen jede schnöde Vergewaltigung deutscher 
Städte und Dörfer. Die Zeiten, in denen man Strafsburg weg- 
nahm, die Pfalz ausbrannte und ausplünderte, in denen Tausende 
von Millionen an Kontributionen bonapartischen Intendanten und 
Offizieren bezahlt werden mufsten, und deutsches Blut in Strömen 
um fremder Herrschsucht willen in Spanien, Italien und Eufsland 
vergossen ward, sind auf immer dahin. Statt ein Gegenstand des 
Spottes oder der Geringschätzung, ist der Deutsche hn Ausland 
geachtet und wertgeschätzt, gegen Räuberei und Ausbeutung 
schützt ihn das Reich, wo es nur irgend möglich ist. Das Gefühl 
des Kleinmuts und der Mangel an Wagemut sind im Schwinden 
begriffen, an Stelle einseitiger Buchgelehrsamkeit tritt Interesse 
für sämtliche Seiten nationaler Thätigkeit. Die Kolonien bieten 
ein weites Feld für erfolgreiches Wirken, für Gewinnung von Be- 
schäftigung und Besitztümern, grofse Unternehmungen, z. B. der 
neu vollendete Kaiser Wilhelmskanal und die Eisenbahnverstaat- 
lichungen, unzählige Einrichtungen für Handel und Wandel und 
solche zu Gunsten der wirtschaftlich Schwachen fördern oder 
schützen den einzelnen in der Behauptung seines Daseins. Nicht 
minder wird die Herstellung eines gemeinsamen Rechtsbuches 
für das ganze Reich Segen bringen. Der seit Verwirklichung des 
Traumes von Barbarossas Wiederkunft und seit der Erhebung, 
welche vor 25 Jahren unserm Volke zu Teil wurde, auch über 
den Unterrichtsbetrieb wehende frischere, fröhlichere Hauch kommt 
auch dem kleinsten der Schüler zu gute. 

Mit dem Steigen und Fallen der Macht und des Ansehens 
des Reiches steigt und sinkt Sicherheit und Ansehen des einzelnen 
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Deutschen. Des Beiches Wohlfahrt aber ist auf die Einheit ge- 
gründet. Somit beruht eines jeden Wohl und Wehe auf der Ein- 
heit und Einigkeit des Gesamtorganismus. 

Jedem Deutschen sind im besonderen folgende Rechte 
verbürgt: 

1. Gleichheit vor dem Gesetz. 

2. Schutz des Lebens und der Gesundheit. 

(Sicherheits-, Gesundheitspolizei, Verfolgung der Nahrungs- 
mittelverfälschung, Baupolizei, Krankenhäuser, Siechenhäuser 
u. s. w.) 

3. Schutz der persönlichen Freiheit. 

(Nur bei handhafter That und auf Grund eines richter- 
lichen Befehls kann jemand verhaftet werden. Im ersteren 
Falle ist der Verhaftete binnen 24 Stunden dem Richter vor- 
zuführen oder freizulassen.) 

4. Schutz der Ehre und des guten Namens. 

5. ünverletzlichkeit des Eigentums. 

(Jedoch dürfen, wenn es das Allgemeinwohl verlangt, 
Besitztümer auch gegen den Willen des Eigentümers demselben 
entzogen werden, z. B. Grundstücke bei dem Bau von Kanälen 
und Eisenbahnen, Getreide zur Zeit einer Hungersnot, Pferde 
bei Mobilmachungen: Enteignung im Zwangsweg, Expropriation.) 

6. Unverletzlichkeit der Wohnung. 

(Beamte dürfen bei Nacht gar nicht, bei Tage nur auf 
Grund eines amtlichen Befehls in eine Wohnung eindringen. 
— Hausfriedensbruch.) 

7. Unverletzlichkeit des Briefgeheimnisses. 

8. Freiheit und Schutz des religiösen Bekenntnisses. 

9. Petitions- und Beschwerderecht. 

10. Freiheit der Meinungsäufserung und der Presse (jedoch 
ohne Verletzung der Strafgesetze). 

Unbeschränkte Lehrfreiheit der Universitäten und Freiheit 
der Forschung. 

11. Versammlungs- und Vereinsrecht. 

(Versammlungen, in denen öffentliche Angelegenheiten 
besprochen werden sollen, bedürfen einer polizeilichen An- 
meldung, die mindestens 24 Stunden vor ihrer Eröffnung ein- 
geholt sein mufs. Sie werden meistens von Polizeibeamten 
überwacht. Die Gesetzgebung kann politische Vereine Be- 
schränkungen unterwerfen oder vorübergehend verbieten.) 

12. Recht der Freizügigkeit und Ansässigmachung inner- 
halb des Reiches. 

(Pafspflicht, Anzugsgeld sind gefallen, nur Landstreichern 
und Personen, die unter Polizeiaufsicht stehen, kann der Auf- 
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enthalt in einem anderen Bundesstaat yorenthalten werden. 
Die Gemeinden dürfen Neuanziehende nur dann beim Anzog 
zurückweisen, wenn dieselben nachweislich nicht imstande sind, 
sich und ihre Familie auch nur notdürftig zu erhalten. Be- 
darf jemand nach dem Anzug langer Unterstützung, ehe er 
zwei Jahre ununterbrochen am Orte seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt gehabt hat, so kann er zum Abzug gezwungen werden, 
sobald anderweitig Fürsorge für ihn getroffen ist — seitens 
der dazu verpflichteten Gemeinde oder in gewissen Fällen des 
Staats — . (Überall kann man Grundbesitz, auch Bittergüter 
erwerben.) 

13. Eecht des „Unterstützungswohnsitzes". 

(Man mufs hierzu — nach erreichtem 24. Lebensjahre — 
zwei Jahre ununterbrochen seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
innerhalb einer Gemeinde gehabt haben, ohne dafs in dieser 
Zeit Unterstützung aus öffentlichen Mitteln gewährt worden ist. 
Wer zwei Jahre ununterbrochen abwesend ist, verliert den 
Unterstützungswohnsitz in dem betreffenden Ortsverband.) 

14. Freiheit der Auswanderung. 

(Ausgeschlossen sind Wehrpflichtige zwischen dem 17. nnd 
25. Jahre, Personen des Militärstandes; Reservisten, Ersatz- 
reservisten und Landwehrleute 1. Aufgeb. bedürfen der Erlaubnis.) 

15. Freiheit der Berufswahl und im Gewerbebetrieb. 

(Aufser in gewissen Fällen, wo es die Bücksicht auf das 
öffentliche Wohl verbietet: Apotheker-, Ärztewesen u. s. w.) 

16. Aktives und passives Wahlrecht zum Eeichstage. 

Ersteres, wenn man das 25. Lebensjahr erreicht bat, 
nicht unter Vormundschaft steht, sich nicht im Xonkurs be- 
findet, weder zur Zeit der Wahl, noch in dem diesem voran- 
gegangenen Jahre Armenunterstützung empfing und im Besitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte ist, letzteres, wenn man mindestens 
ein Jahr hindurch einem Bundesstaat angehört hat. Bei 
Militärpersonen ruht das Becht. 



Möge es erlaubt sein, den Schlufs von Friedrichs des Grofsen 
Testament, der sich auf Preufsen bezog, auf das Beich anzuwenden. 

„Ich empfehle allen (Deutschen) in guter Eintracht zu 
leben und zu wissen, wenn es not thut, ihre persönlichen 
Interessen dem Wohle des Vaterlandes und den Vorteilen des 
Staates zu opfern. 

Meine letzten Wünsche in dem Augenblicke, wenn ich 
ausatmen werde, werden für das Glück dieses Beiches sein. 
Möge es allzeit mit Gerechtigkeit, Weisheit und Kraft regiert 
werden, möge es durch die Milde der Gesetze der glücklichste, 
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durch den Stand der Finanzen der am billigsten yerwaltete, 
durch ein Heer, das nur nach Ehre strebt und edlem Euhme, 
der am tapfersten verteidigte Staat sein, und möge es dauern 
und blühen bis zum Ende der Zeiten!'^ 



Fünfzehntes Kapitel. 
Die neuere soziale Gesetzgebung im deutschen Reiche. 

Es ist ganz und gar unmöglich, dafs kirchliche, Gemeinde-, 
privatgenossenschaftliche Thätigkeit und die einzelner, wenn auch 
noch so reicher und hochherziger Männer^) die soziale Frage 
allein zu lösen vermöchten. Darum ist es Pflicht des Staates, 
der als eine sittliche Anstalt den Beruf hat, allen Kräften der 
Nation zu gesunder Entwicklung zu yerhelfen, das wirtschaftliche 
Leben desselben als ein einheitliches aufzufassen und demgemäfs 
zu beeinflussen und, der Überlieferung der Hohenzollem gemäfs, 
den wirtschaftlich Schwachen positiv zu helfen, einzugreifen und 
die Lösung derselben herbeizuführen oder wenigstens mit Daran- 
setzung aller Kräfte zu versuchen. Diese kann aber nur dann 
gelingen, wenn jeder an seiner Stelle mitwirkt, wenn die vom 
Schicksal Bevorzugten zur rechten Zeit die notwendigen Opfer 
bringen, wenn wahre, auf geschichtlicher Grundlage beruhende 
Kenntnis vom Wesen und Entwicklungsgang der Menschheit All- 
gemeingut wird, so dafs man aufhört, utopischen Phantasmen 
nachzujagen, an Stelle des unvernünftigen Klassen- und Kasten- 
geistes, der Geldgier und Genufssucht, vernünftige, echte Humanität, 
Einfachheit und Mäfsigkeit tritt, und wenn ganz vor allem ein 
grofser, breiter, im ganzen zufriedener Bürger- und Bauernstand, 
durch Stützen und Vermehren der vorhandenen Mittelstände, auf 
die Dauer gesichert wird. Unerläfslich ist endlich energische 
Aufrechterhaltung des Landfriedens und volle Herrschaft der Gesetze. 
1. Bereits zur Zeit des Norddeutschen Bundes und in den 

ersten Jahren des Eeiches geschah folgendes.*) 
29. Mai 1868: Aufhebung der Schuldhaft. 
1. November 1868: Gesetz über die Freizügigkeit. 

Ohne jede Beschränkung darf ein jeder innerhalb des Nord- 

1) Durch Volksküchen, Kinderheilst'ätten an der See, Kinderschutz- 
vereine, Ferienkolonien, Rekonvaleszentenhäuser, gewerblichen und Fort- 
bildungsunterricht, Sparkassen, 6e werk-, Vorschufävereinef Unterstützungs- 
und Krankenkassen, Prämiierung fleifsiger und treuer Arbeiter. 2) K. Görres, 
Handbuch der gesamten Arbeitergesetzgebung des deutschen Reiches, 
Freiburg i. B., bei Herder. 

Schenk, Belehrungen. 23 
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deutschen Bundes (jetzt Reiches) seinen Wohnort nehmen und 
ändern. 

6. Juni 1870: Gesetz über d. Unterstützungswohnsitz. 
Wer durch Gebrechlichkeit, Krankheit oder Unfall in so hilf- 
lose Lage gerät, dafs er ohne Obdach, Nahrung und Kleidung 
ist, wird von der Gemeinde, in der er nach vollendetem 
24. Lebensjahre zwei Jahre lang, ohne in dieser Zeit aus 
öffentlichen Mitteln unterstützt worden zu sein, ununterbrochen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat, unterstützt. 

7. Juni 1871: Reichs-Haftpflichtgesetz. Für die beim 
Betriebe der Eisenbahnen, Bergwerke, Steinbrüche, Fabriken 
herbeigeführten Körperverletzungen und Tötungen ist Schaden- 
ersatz zu leisten, bei den ersten, sofern der Betriebsuntemehmer 
nicht beweist, dafs der Unfall durch höhere Gewalt oder durch 
eigenes Verschulden des Getöteten oder Verletzten verursacht ist, 
bei den übrigen, wenn durch ein Verschulden seitens der Leitung 
oder ihrer Organe der Tod oder die Körperverletzung eines Menschen 
bei Ausführung der Dienstverrichtungen herbeigeführt wurde. 

7. April 1876: Gesetz über die eingeschriebenen 
Hilfskassen. 

1878: Abänderung der Gewerbeordnung, Bestim- 
mungen enthaltend über Anstellung von Fabrikinspektoren, 
Führung von Arbeitsbüchern, Beschäftigung der Frauen und 
Kinder zur Nachtzeit. 
2. Seit 1880 begann sich die Reichsregierung der sozialen Frage 
besonders thatkräftig zuzuwenden. Es erfolgten die Kaiser- 
lichen Botschaften an den Reichstag vom 17. November 1881, 
vom 11. April 1883 und vom 12. März 1884, sowie die Rede 
des Fürsten Bismarck vom 9. Januar 1882. In hochherziger, 
staatskluger Weise folgte somit Kaiser Wilhelm I den Tradi- 
tionen seines Hauses. Zu derselben Sozialpolitik bekannte sich 
Kaiser Friedrich (Erlafs an den Reichskanzler vom 12. März 1888). 
Nicht minder Kaiser Wilhelm 11, welcher in der Thronrede 
vom 25. Juni 1888 seine volle Zustimmung zur Botschaft vom 
17. November 1881 zu erkennen gab, in der vom 22. No- 
vember 1889 den Gesetzentwurf über Alters- und Invaliditäts- 
versicherung ankündigte und durch die Erlasse vom 4. Februar 1890 
die Vorbereitung einer internationalen Arbeiterkonferenz und 
neuer sozialpolitischer Gesetze anordnete. 

Bisherige Ergebnisse. 

1. 16. Juni 1883: Arbeiter-Krankenversicherungsgesetz. 
Krankenversicherungspflichtig sind alle Personen, welche gegen 
Gebalt oder Lohn in Bergwerken, Salinen, Fabriken, Hütten- 
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werken, auf Werften oder bei Bauten, im Handwerk, in Be- 
trieben, welche durch Dampf- oder elementare Kraft bewegt 
werden, im Baggerei-, Fuhrwerks-, Schiffahrts-, Speditions-, 
Speicher- oder Kellereibetriebe, im Betriebe der Güterlader und 
Gtlterpacker, in Post-, Telegraphen- und Eisenbahnverwaltung, 
in der Marine- und Heeresverwaltung beschäftigt sind. Durch 
Landesgesetz oder Statut kann die Versicherung auch auf land- 
und forstwirtschaftliche Arbeiter ausgedehnt werden. Als Bei- 
träge sind in die Kassen in der Regel 27q des Tagelohnes zu 
zahlen, nämlich Yg vom Arbeiter, Yj vom Arbeitgeber. 

Ein von der Generalversammlung gewählter Vorstand leitet 
die Geschäfte; in ihm haben die Arbeitgeber Vg der Stimmen. 
Die Kassen gewähren freie ärztliche Behandlung und freie 
Medizin, dazu vom 3. Tage nach dem Tage der Erkrankung 
die Hälfte des durchschnittlichen Tagelohnes als Krankengeld. 
Die Krankenunterstützung mufs mindestens, falls es nötig ist, 
13 Wochen lang erfolgen; diese Frist kann durch Statut ver- 
längert werden. Das Sterbegeld, das beim Todesfall eines Mit- 
glieds gezahlt wird, beträgt mindestens die 20 fache Höhe des 
Tagelohnes. Wöchnerinnen wird auf die Dauer von 3 Wochen 
die Hälfte des Tagelohnes als Mindest-Ünterstützung gewährt. 
Im Jahre 189^ waren nahe 22000 Kassen gegründet, 
welche 7 Millionen Mitglieder zählten. Es traten gegen 272 
Million Erkrankungsfälle ein, die Zahl der Krankentage betrug 
43 Millionen. Die Kosten beliefen sich auf mehr als 94 Millionen 
Mark, wovon 35 Millionen auf Arzt und Apotheke, 44 Millionen 
auf Krankengelder, über 16 Millionen auf Anstaltsverpflegung 
und Sterbegeld kamen. 
2. 6. Juli 1884. Arbeiter-Ünfallversicherungsgesetz. Dem 
Versicherungszwang sind unterworfen die Bergleute, die Fabrik- 
arbeiter, dann die Arbeiter auf Werften, Bauhöfen, in Hütten- 
werken, die Schornsteinfeger, Maui-er, Zimmerleute, Dachdecker, 
Steinbauer und Brunnenarbeiter, sowie diejenigen Betriebs- 
beamten, deren Gehalt nicht mehr als 2000 Mark beträgt. 
Hierzu kam besonders noch der Betrieb der Post, Telegraphen-, 
Eisenbahn-, Marine-, Heeresverwaltung, der Baggerei, Fuhrwerke, 
Schiffahrt, ferner die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter, 
1887 die Seeleute. Entschädigung tritt ein bei den im Be- 
triebe sich ereignenden UnföUen, aufser wenn sie von dem 
Verletzten vorsätzlich herbeigeführt worden sind. Im Falle der 
Körperverletzung werden von Beginn der 14. Woche ab die 
Kosten des Heilverfahrens und eine Rente für die Dauer der 
Erwerbsunfilhigkeit gewährt. Die Kosten des Heilverfahrens 
für die jenem Zeitpunkt vorausgehenden 1 3 Wochen übernehmen 

23* 
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Krankenkassen oder, falls der Verletzte nicht zur Krankenkasse 
verpflichtet war, der Betriebsnntemehmer. Ist die Erwerbs- 
un^Lhigkeit eine vollständige, so beläuft sich die Eente auf 73 
des Arbeitsverdienstes des letzten Jahres, ist sie eine teilweise, 
so wird si^ nach dem Mafse der noch verbliebenen Arbeits- 
fähigkeit berechnet. Im Falle der Tötung erhalten die Hinter- 
bliebenen die Beerdigungskosten im zwanzigfachen Betrage des 
Arbeitslohnes, mindestens jedoch 30 Mark, aufserdem eine Bente, 
und zwar die Witwe V5 , jedes vaterlose Kind bis zum 1 6. Lebens- 
jahr y^Q, jedes mutterlose Kind Yg, die Verwandten in auf- 
steigender Linie, wenn der Verstorbene ihr einziger Ernährer 
war, Vö ^es Arbeitsverdienstes. 

Die Beiträge zahlen die zu Berufsgenossenschaften ver- 
einigten Unternehmer, desgleichen die Verwaltungskosten. Jeder 
Unfall ist der Ortspolizeibehörde anzuzeigen, worauf der Vor- 
stand der Genossenschaft die Versicherung festsetzt. Erscheint 
letztere dem Geschädigten (oder dessen Hinterbliebenen) unzu- 
treffend, so findet Berufung auf schiedsgerichtliche Entschei- 
dung statt, gegen welche wiederum Bekurs an das Reichsver- 
sicherungsamt freisteht. Die Auszahlung der Entschädigungen 
geschieht durch die Post.^) — 

1892 wurde bei 55 551 Unfällen Entschädigung geleistet, 
die dafür gezahlten Summen betrugen zusammen 32 560000 
Mark. — 

Eine Reihe von Verbesserungen des Unfallversicherungs- 
gesetzes zu Gunsten der Verletzten oder deren Hinterbliebenen, 
zu denen man auch Enkel und Geschwister des Getöteten 
rechnen will, wenn dieser für ihren Unterhalt wesentlich bei- 
getragen hat, ist im Reichsamt des Innern bereits ausgearbeitet. 
3. 22. Juni 1889. Invaliditäts- und Altersversicherungs- 
gesetz. Versicherungspflichtig sind Arbeiter, Gesellen, Lehr- 
linge, Dienstboten, See- und Flufsschiffer, Betriebsbeamte, 
Handlungsgehilfen und -Lehrlinge, deren Lohn oder Gehalt jähr- 
lich nicht 2000 Mark übersteigt. Durch Bundesratsbeschlufs 
kann die Versicherung auch auf Betriebsunternehmer, welche nur 
einen Lohnarbeiter und nur unregelmäfsig beschäftigen, ebenso 
auf Hausgewerbetreibende ausgedehnt werden. Altersrente 
empfängt jeder Versicherte, der das 70. Lebensjahr erreicht 
hat, Invalidenrente der, welcher dauernd erwerbsunfähig 



1) Im Handel 8 gewerbe kann ein Anspruch auf Entschädigang nur 
dann geltend gemacht werden, wenn den Arbeitgeber ein haftpflichtiges 
Verschulden trifft. Zur Unfallversicherung gehören aber die etwa znm 
Geschäft gehörigen Fuhrleute. 
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ist, d. h. der, welcher nicht mehr imstande ist, durch Lohnarbeit 
ein Sechstel seines bisherigen Durchschnittslohnes und ein 
Sechstel des ortsüblichen Tagelohnes zu erwerben. Die Yer- 
sicherungspflicht beginnt nach erreichtem 16. Lebensjahr. Be- 
rechtigt zum Empfang der Invalidenrente wird man durch 
5jährige, der Altersrente durch 30jährige Beitragsleistung, 
wobei 47 Wochen alB ein Beitragsjahr gelten, und die Zeit 
bescheinigter Krankheit und des Kriegsdienstes mitgerechnet 
wird. Für die Übergangszeit wird den Versicherten, welche in 
den ersten 5 Jahren seit dem Likrafttreten des Gesetzes er- 
werbsunföhig werden, aber mindestens ein Jahr lang Beiträge 
gezahlt haben, die Zeit, welche sie in den letzten 5 Jahren vor 
Geltung des Gesetzes in versicherungspflichtigen Betrieben ge- 
arbeitet haben, auf die Wartezeit angerechnet; desgleichen 
werden für die Altersrente denen, welche nach Geltung des 
Gesetzes älter als 40 Jahre und in den drei voraufgegangenen 
Jahren wenigstens drei Beitragsjahre in Betrieben obengenannter 
Art beschäftigt gewesen sind, ihre über 40 hinausgehenden 
Lebensjahre zur Wartezeit geschlagen. Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer zahlen je die Hälfte der Versicherungsbeiträge (von 
denen die Verwaltungskosten, die Einzahlungen in den Eeserve- 
fonds und Rentenanteile gedeckt werden). Zu jeder Eente zahlt 
das Reich einen Zuschufs von 50 Mark. Die Versicherungs- 
anstalten sind provinziell oder landschaftlich gegliedert: Branden- 
burg, Thtlringen, Mecklenburg bilden ein jedes eine Einheit. — 
Weibliche Versicherte, welche, wenn sie 5 Beitragsjahre (jede 
zu 47 Wochen) Beiträge gezahlt haben, aber noch nicht zum 
Empfang der Rente berechtigt sind, in die Ehe treten, haben 
Anspruch auf Rückerstattung sämtlicher von ihnen selbst ge- 
zahlten Beiträge, also auf die Hälfte der auf ihren Karten ver- 
merkten Gesamtbeiträge. Wiederauszahlung der Hälfte der Bei- 
träge, falls mindestens für 5 Beitragsjahre eingezahlt ist, haben 
auch die Witwe und die ehelichen Kinder eines Versicherten 
oder die vaterlosen noch nicht 15 Jahre alten Kinder einer 
versicherten weiblichen Person, wenn diese Versicherungsnehmer 
vor Eintritt in den Rentengenufs gestorben sind, zu beanspruchen. 
— Versuche, durch Privatabkommen zum Schaden der Ver- 
sicherten das Gesetz zu umgehen, sind strafbar, ebenso un- 
richtiges Verwenden der vorgeschriebenen Marken und Ein- 
tragungen oder Vermerke in die Quittungskarten. Die Arbeitgeber 
sind verpflichtet, dieselben in Ordnung zu halten, besonders bei 
der Lohnzahhmg die betr. Anzahl Marken einzuklebön. 

Wie die Höhe der Löhne, die in 4 Lohnklassen abgestuft 
sind, so ist auch die der Renten verschieden. Die 
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1. Klasse umfafst die Löhne bis zu 350 M., 

2. „ „ „ „ nm 600 „ , 
3- n w n » ji • 2^ »» > 

Der Beitrag zur Versicherung beläuft sich (die ersten 10 Jahre) 
für den 

Arbeitgeber auf 10 (1. KL), 17 (2. Kl.), 25 (3. Kl.), 33 Pfg. (4. Kl.), 
Arbeitnehmer auf 10 „ ,17 „ ,24 „ , 32 „ „ 
Die Invalidenrente beträgt 

in der 1. 2. 3. 4. Klasse: 

nach 5 Jahren: 114,70 M., 124,10 M., 131,15 M., 140,25 M.; 
„ 15 „ 124,10 „ , 152,30 „ , 173,45 „ , 201,65 „ ; 
„ 25 „ 133,50 „ , 180,50 „ , 215,75 „ , 262,75 „ ; 
„ 35 „ 142,90 „ , 208,07 „ , 258,05 „ , 323,85 „ 5 
„ 45 „ 152,30 „ , 236,90 „ , 300,35 „ , 384,95 „ ; 
die Altersrente: 

106,40 „ , 134,60 „ , 162,80 „ , 191,00 „ . 
Wer bereits eine ünfallrente bezieht, erhält nur soviel 
Invalidenrente, dafs beide zusammen 415 M. nicht übersteigen. 
Das Gesetz trat am 1. Januar 1891 in Kraft. 

Im Jahre 1893 bezogen gegen 239 000 Personen Renten 
im Betrage von 27%q Millionen Mark. Davon entfielen 22yjQ 
auf die Alters-, 5V5 auf die Invalidenrenten. Die Aus- 
zahlungen der Beuten erfolgen durch die Postanstalten. 
4. 1. Juni 1891. Arbeiterschutzgesetz. („Gesetz, betreflfend 
Abänderung der Gewerbeordnung.") Nachdem im März 1890 
auf Einladung Kaiser Wilhelms II. eine internationale Arbeiter- 
schutz-Konferenz, an der sich das Reich und 12 Staaten (nicht 
Rufsland und die Türkei) beteiligten, über Regelung der Arbeit 
in Bergwerken, der Kinder-, Ünerwachsenen- und Frauenarbeit 
in Fabriken und der Sonutagsarbeit beraten hatte, erfolgt für das 
Reich die Ordnung solcher sozialpolitischer Fragen durch das 
sog. Arbeiterschutzgesetz, das der Hauptsache nach am 1. April 
1892 in Kraft tritt. 

Dieses verbietet Beschäftigung der Arbeiterinnen in 
Fabriken zwischen 87^ Uhr abends und 572 Uhr morgens; auch 
wenn die Arbeiterin das 16. Lebensjahr zurückgelegt hat, soll 
ihre Arbeitszeit die Dauer von 11 Stunden täglich, an den 
Vorabenden der Fest- und Sonntage von 10 Standen nicht 
überschreiten. Wöchnerinnen dürfen erst nach Verlauf von 
vier Wochen nach ihrer Niederkunft wieder zur Arbeit gehen, 
und zwar auch nur dann, wenn dies ein Zeugnis eines appro- 
bierten Arztes gestattet; sonst erst nach 6 Wochen. Kinder 
unter 12 Jahren dürfen in den Fabriken überhaupt nicht be- 
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schöffcigt werden, die im Alter von 12 — 14 Jahren, hei denen 
aher der Schulunterricht nicht zu kürzen ist, bis zu 6, die 
von 14 — 16 bis zu 10 Stunden täglich (zwischen 5% morgens 
und 8^2 abends). -Die Sonntagsarbeit wird beschränkt; in 
Fabriken wird sie nur in dem Fall geduldet, dafs es der Be- 
trieb unbedingt erfordert (z. B. in Mühlen). 

Zur Förderung oder Anbahnung gedeihlicher Verhältnisse 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern wurden durch Gesetz 
vom 20. Juli 1890 Gewerbegerichte eingeführt. Sie können 
zur Entscheidung von gewerblichen Streitigkeiten zwischen 
Arbeitern einerseits und ihren Arbeitgebern andrerseits, sowie 
auch zwischen Arbeitern desselben Arbeitgebers errichtet werden. 
Die Errichtung erfolgt durch Ortsstatnt, in der Eegel für den 
Bezirk einer Gemeinde^ kann aber auch für diejenigen eines 
weiteren Kommunalverbandes geschehen. Die Beisitzer müssen 
zur Hälfte aus den Arbeitgebern, zur Hälfte aus den Arbeitern 
entnonmien werden. 

So ist es das junge deutsche Reich, das zuerst in um- 
fassender Weise die soziale Frage praktisch zu lösen begonnen 
hat, den alten Eulturstaaten ein leuchtendes Vorbild. 

Hinzu kommt in Preufsen: 

5. 26. März 1883. Die kleinen Einkommen unter 900 M. werden 
von der Staatssteuer (also von den beiden untersten Stufen der 
Klassenstener) befreit. 

6. 31. März 1889. Das Schulgeld wird an den (einfachen) Ele- 
mentarschulen aufgehoben. 

Gefördert wird auch der Mittelstand. 
Vorläufige Beispiele: Das Wuchergesetz zur Bestrafung des 
Wuchers bei Ausbeutung der Notlage, Besteuerung der Wander- 
lager, Beginn des Aufbaues des Innungswesens in geeigneten 
Formen, Ermäfsigung der Gerichtskosten, Befähigungsnachweis 
für gewisse Gewerbe, Bewilligung von 100 Millionen Mark zur 
Ansiedlung deutscher Bauern und Arbeiter in Westpreufsen uud 
Posen, Ordnung des Fortbildungsschulwesens, Errichtang von 
Rentengütern, Vermehrung der Realschulen, die neueste 
Steuerreform. 



Die kaiserliche Botschaft vom 17. November 1881. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preufsen u. s. w. u. s. w., thun kund und fügen hiermit zu wissen; 

.... Schon im Februar dieses Jahres haben Wir Unsere 
Überzeugung aussprechen lassen, dafs die Heilung der sozialen 
Schäden nicht ausschliefslich im Wege der Repression sozialdemo- 
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kratischer Ausschreitnngen, sondern gleichmäfsig auf dem der 
positiven Förderung des Wohles der Arbeiter zu suchen sein 
werde. Wir halten es für Unsere Kaiserliche Pflicht, dem Eeichs- 
tage diese Aufgabe von neuem ans Herz zu legen, und würden Wir 
mit um 80 gröfserer Befriedigung auf alle Erfolge, mit denen Gott 
Unsere Regierung sichtlich gesegnet hat, zuräckblicken, wenn es 
Uns gelänge, dereinst das Bewufstsein mitzunehmen, dem Vater- 
lande neue und dauernde Bürgschaften seines innern 
Friedens und den Hilfsbedürftigen gröfsere Sicherheit 
und Ergiebigkeit des Beistandes, auf den sie Anspruch 
haben, zu hinterlassen. In Unseren darauf gerichteten Be- 
strebungen sind Wir der Zustimmung aller verbündeten Regie- 
rungen gewifs und vertrauen auf die Unterstützung des Reichs- 
tags ohne Unterschied der Farteistellungen. 

In diesem Sinne wird zunächst der Von den verbündeten Regie- 
rungen in der vorigen Session vorgelegte Entwurf eines Gesetzes über 
die Versicherung der Arbeiter gegen Betriebsunfälle mit Rücksicht 
auf die im Reichstage stattgehabten Verhandlungen über denselben 
einer Umarbeitung unterzogen, um die erneute Beratung desselben 
vorzubereiten. Ergänzend wird ihm eine Vorlage zur Seite treten, 
welche sich eine gleichmäfsige Organisation des gewerblichen 
Krankenkassen Wesens zur Aufgabe stellt. Aber auch diejenigen, 
welche durch Alter oder Invalidität erwerbsunföhig werden, haben 
der Gesamtheit gegenüber einen begründeten Anspruch auf ein 
höheres Mafs staatlicher Fürsorge, als ihnen bisher hat zu teil 
werden können. 

Für diese Fürsorge die rechten Mittel und Wege zu 
finden, ist eine schwierige, aber auch eine der höchsten 
Aufgaben eines jeden Gemeinwesens, welches auf den sitt- 
lichen Fundamenten des christlichen Volkslebens steht. 
Der engere Anschlufs an die realen Kräfte dieses Volkslebens und 
das Zusammenfassen der letzteren in der Form korporativer Genossen- 
schaften unter staatlichem Schutz und staatlicher Förderung werden, 
wie Wir hoffen, die Lösung auch von Aufgaben möglich machen, 
denen die Staatsgewalt allein in gleichem Umfange nicht gewachsen 
sein würde. Immerhin aber wird auch auf diesem Wege das Ziel 
nicht ohne die Aufwendung erheblicher Mittel zu erreichen sein.... 



Aus der Thronrede vom 14. November 1882 bei Eröffnung 
des preufsischen Landtages. 

. . . Die Entlastung der ärmeren Klassen der Bevölkerung 
von dem Drucke der Klassensteuer mufs nach Meiner Überzeugung 
ohne Verzug herbeigeführt werden. Es ist Mein Wunsch, die mit 
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der Erhebung dieser Steuer verbundenen, harten und die Not 
steigernden Exekutionen bald beseitigt zu wissen. Es wird Ihnen 
ein Gesetzentwurf wegen sofortiger vollständiger Aufhebung der 
vier untersten Stufen der Klassensteuer vorgelegt werden, welcher 
daher auch die einstweilige Deckung für den Ausfall vorzusehen hat . . . 

Erlafs Sr. Majestät des Kaisers und Königs an den Reichs- 
kanzler und Präsidenten des Staats-Ministerinms 
Fürsten Bismarck. 

Mein lieber Fürst! 

Bei dem Antritt Meiner Regierung ist es Mir ein Bedtirfiais, 
Mich an Sie, den langjährigen vielbewährten ersten Diener Meines 
in Gott ruhenden Herrn Vaters zu wenden. Sie sind der treue 
und mutvolle Ratgeber gewesen, der den Zielen Seiner Politik die 
Form gegeben und deren erfolgreiche Durchführung gesichert hat. 

Ihnen bin Ich und bleibt Mein Haus zu warmem Dank verpflichtet. 

Sie haben daher ein Recht, vor allem zu wissen, 
welches die Gesichtspunkte sind, die für die Haltung 
Meiner Regierung mafsgebend sein sollen. 

Die Verfassungs- und Rechts-Ordnungen des Reiches 
und Preufsens müssen vor allem in der Ehrfurcht' und in den 
Sitten der Nation sich befestigen. Es sind daher die Er- 
schütterungen möglichst zu vermeiden, welche häufiger 
Wechsel der Staatseinrichtungen und Gesetze veranlafst. 

Die Förderung der Aufgaben der Reichsregierung mufs die 
festen Grundlagen unberührt lassen, auf denen bisher der 
preufsische Staat sicher geruht hat. 

Im Reiche sind die verfassungsmäfsigen Rechte aller 
verbündeten Regierungen ebenso gewissenhaft zu achten wie 
die des Reichstags; aber von beiden ist eine gleiche 
Achtung der Rechte des Kaisers zu erheischen. Dabei ist 
im Auge zu behalten, dafs diese gegenseitigen Rechte nur zur 
Hebung der öffentlichen Wohlfahrt dienen sollen, welche das oberste 
Gesetz bleibt, und dafs neu hervortretenden, unzweifelhaften 
nationalen Bedürfnissen stets in vollem Mafse Genüge geleistet 
werden mufs. 

Die notwendige und sicherste Bürgschaft für ungestörte 
Förderung dieser Aufgaben sehe Ich in der ungeschwächten 
Erhaltung der Wehrkraft des Landes, Meines erprobten 
Heeres und der aufblühenden Marine, der durch Gewinnung über- 
seeischer Besitzungen ernste Pflichten erwachsen sind. Beide 
müssen jederzeit auf der Höhe der Ausbildung und der Vollendung 
der Organisation erhalten werden, welche deren Ruhm begründet 
hat, und welche deren fernere Leistungsfähigkeit sichert. 
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Ich bin entschlossen, im Reiche und in Freufsen die Begierung 
in gewissenhafter Beobachtnng der Bestimmungen von 
Reichs- und Landes-Verfassung zu führen. Dieselben sind 
von Meinen Vorfahren auf dem Throne in weiser Erkenntnis der 
unabweisbaren Bedtirfiiisse und zu lösenden schwierigen Aufgaben 
des gesellschaftlichen und staatlichen Lebens begründet worden 
und müssen allseitig geachtet werden, um ihre Kraft und 
segensreiche Wirksamkeit bethätigen zu können. 

Ich will, dafs der seit Jahrhunderten in Meinem Hause heilig 
gehaltene Grundsatz religiöser Duldung auch ferner alle 
Meine Unterthanen, welcher Religionsgemeinschaft und 
welchem Bekenntnisse sie auch angehören, zum Schutze 
gereiche. Ein jeglicher unter ihnen steht Meinem Herzen 
gleich nahe — haben doch alle gleichmäfsig in den 
Tagen der Gefahr ihre volle Hingebung bewährt. 

Einig mit den Anschauungen Meines Kaiserlichen Herrn 
Vaters, werde Ich warm alle Bestrebungen unterstützen, welche 
geeignet sind, das wirtschaftliche Gedeihen der verschiedenen 
Gesellschaftsklassen zu heben, widerstreitende Interessen derselben 
zu versöhnen und unvermeidliche Mifsstände nach Kräften zu 
mildern, ohne doch die Erwartung hervorzurufen, als ob 
es möglich sei, durch Eingreifen des Staates allen Übeln 
der Gesellschaft ein Ende zu machen. 

Mit den sozialen Fragen enge verbunden erachte Ich die 
der Erziehung der heranwachsenden Jugend zugewandte 
Pflege. Mufs einerseits eine höhere Bildung immer weiteren 
Kreisen zugänglich gemacht werden, so ist doch zu vermeiden, 
dafs durch HalbbilduDg ernste Gefahren geschaffen, dafs Lebens- 
ansprüche geweckt werden, denen die wirtschaftlichen Kräfte der 
Nation nicht genügen können, oder dafs durch einseitige Erstrebung 
vermehrten Wissens die erziehliche Aufgabe unberücksichtigt bleibe. 

Nur ein auf der gesunden Grundlage von Gottesfurcht in 
einfacher Sitte aufwachsendes Geschlecht wird hinreichend Wider- 
standskraft besitzen, die Gefahren zu überwinden, welche in einer 
Zeit rascher wirtschaftlicher Bewegung durch die Beispiele hoch- 
gesteigerter Lebensführung einzelner für die Gesamtheit erwachsen. 
Es ist Mein Wille, dafs keine Gelegenheit versäumt werde, in dem 
öflPentlichen Dienste dahin einzuwirken, dafs der Versuchung zu 
unverhältnismäfsigem Aufwände entgegengetreten werde. 

Jedem Vorschlage finanzieller Reformen ist Meine vor- 
urteilsfreie Erwägung im voraus gesichert, wenn nicht die in 
Preufsen alt bewährte Sparsamkeit die Auflegung neuer 
Lasten umgehen und eine Erleichterung bisheriger Anforderungen 
herbeiführen läfst. 
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Die gröfseren und kleineren Verbänden im Staate yerliehene 
Selbstverwaltung halte Ich für erspriefslich. Dagegen stelle 
Ich es zur Prüfung, ob nicht das diesen Verbänden gewährte 
Recht der Steuer-Auflagen, welches von ihnen ohne hin- 
reichende Rücksicht auf die gleichzeitig von Reich und Staat aus- 
gehende Belastung geübt wird, den einzelnen unverhältnismäfsig 
beschweren kann. 

In gleicher Weise wird zu erwägen sein, ob nicht in der 
Gliederung der Behörden eine vereinfachende Änderung 
zulässig erscheint, in welcher die Verminderung der Zahl der 
Angestellten eine Erhöhung ihrer Bezüge ermöglichen würde. 

Gelingt es, die Grundlagen des staatlichen und gesellschaft- 
lichen Lebens kräftig zu erhalten, so wird es Mir zu besonderer 
Genugfhuung gereichen, die Blüte, welche deutsche Kunst 
und Wissenschaft in so reichem Mafse zeigt, zu voller Ent- 
faltung zu bringen. 

Zur Verwirklichung dieser Meiner Absichten rechne Igh auf 
Ihre so oft bewiesene Hingebung und auf die Unterstützung Ihrer 
bewährten Erfahrung. 

Möge es Mir beschieden sein, dergestalt unter einmütigem 
Zusammenwirken der Reichsorgane, der hingebenden 
Thätigkeit der Volksvertretung wie aller Behörden und 
durch vertrauensvolle Mitarbeit sämtlicher Klassen der Bevölkerung 
Deutschland und Preufsen zu neuen Ehren in friedlicher Ent- 
wickelung zu führen. 

Unbekümmert um den Glanz ruhmbringender Grofs- 
thaten, werde Ich zufrieden sein, wenn dereinst von Meiner 
Regierung gesagt werden kann, sie sei Meinem Volke wp^hl- 
thätig, Meinem Lande nützlich und dem Reiche ein Segen 
gewesen! 

Berlin, den 12. März 1888. 

Ihr wohlgeneigter 

Friedrich. 

Thronrede Kaiser Wilhelms 11.^) bei Eröffnung des 
preufsischen Landtags am 25. Juni 1888. 

Erlauchte, edle und geehrte Herren 
von beiden Häusern des Landtags! 
In trüber Zeit heifse Ich Sie zum ersten Male von dieser 
Stelle aus willkommen. Nur wenige Monate hat das Szepter in 



1) Alle Proklamationen, Erlasse, Reden Kaiser Wilhelms II. findet 
man zusammengestellt in den Heften, die Max Schildberger in Berlin 
unter dem Titel „Gedenkbuch Kaiser Wilhelms IL" herausgiebt. 
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Meines dahingeschiedenen Vaters Hand geruht, aber lange genug, 
um zu erkennen, welchen Herrscher das Vaterland in Ihm ver- 
loren hat. Die Hoheit Seiner Erscheinung, der Adel Seiner Ge- 
sinnung, Sein ruhmvoller Anteil an den grofsen Geschicken des 
Vaterlandes und der Heldenmut christlicher Ergebung, mit dem 
Er gegen die Todeskrankheit kämpfte, haben Ihm im Herzen 
Seines Volkes ein unvergängliches Denkmal gesetzt. Für die un- 
gezählten Beweise treuen Gedenkens und liebevoller Teilnahme, 
welche Mir in diesen für Mich so schweren Tagen zugegangen 
sind, sage Ich allen, die Mir mit ihrem Tröste genaht sind, 
Meinen Königlichen Dank. 

Nachdem durch Meines Herrn Vaters Heimgang die Krone 
Meiner Vorfahren auf Mich übergegangen ist, war es Mir ein Be- 
dürfnis, bei dem Beginne Meiner Regierung Sie um Mich zu ver- 
sammeln und unverweilt vor Ihnen das eidliche Gelöbnis 
abzulegen, welches die Verfassung vorschreibt. 

Ich gelobe, dafs Ich die Verfassung des König- 
reichs fest und unverbrüchlich halten und in der 
Übereinstimmung mit derselben und den Gesetzen 
regieren will, so wahr mir Gott helfel 

Geehrte Herren! Kaiser Wilhelm hat in Seiner ruhmreichen, 
von grofsen Thaten in Krieg und Frieden erfüllten Regierung das 
heutige Preufsen geschaffen und das Streben unseres Volkes 
nach nationaler Einheit verwirklicht. Mein in Gott ruhender 
Vater hat mit derselben Pietät, welche Mich Ihm gegenüber be- 
seelt, nach Seiner Thronbesteigung Sich in den öffentlichen Ur- 
kunden, welche Sein politisches Vermächtnis darstellen, die Politik 
und die Werke Meines verewigten Grofsvaters angeeignet, und 
Ich bin entschlossen. Ihm auf diesem Wege zu folgen, auf 
dem Gebiete der Regierung Preufsens wie auf dem der 
Reichspolitik. Wie König Wilhelm I. werde Ich, Meinem Ge- 
löbnis entsprechend, treu und gewissenhaft die Gesetze nnd 
die Rechte der Volksvertretung achten und schützen und 
mit gleicher Gewissenhaftigkeit die verfassungsmäfs igen Rechte 
der Krone wahren und ausüben, um sie dereinst Meinem 
Nachfolger auf dem Throne unverkümmert zu überliefern. Es 
liegt Mir fem, das Vertrauen des Volkes auf die Stetigkeit unserer 
gesetzlichen Zustände durch Bestrebungen nach Erweiterung der 
Kronrechte zu beunruhigen. Der gesetzliche Bestand Meiner 
Rechte, so lange er nicht in Frage gestellt wird, genügt, um dem 
Staatsleben das Mafs monarchischer Einwirkung zu sichern, dessen 
Preufsen nach seiner geschichtlichen Entwicklung, nach seiner 
heutigen Zusammensetzung, nach seiner Stellung im Reich und 
nach den Gefühlen und Gewohnheiten des eigenen Volkes bedarf. 
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Ich bin der Meinung, dafs unsere Verfassung eine gerechte 
und nützliche Verteilung der Mitwirkung der verschiedenen 
Gewalten im Staatsleben enthält, und werde sie auch deshalb, 
und nicht nur Meines Gelöbnisses wegen, halten und schützen. 

Dem Vorbilde Meiner erhabenen Ahnherren folgend, werde 
Ich es jederzeit als eine Pflicht erachten, allen religiösen 
Bekenntnissen in meinem Lande bei der freien Aus- 
übung ihres Glaubens Meinen Königlichen Schutz ange- 
deihen zu lassen. 

Mit besonderer Befriedigung habe Ich es empfunden, dafs die 
neuere kirchenpolitische Gesetzgebung dazu geführt hat, die Be- 
ziehungen des Staates zu der katholischen Kirche und deren geist- 
lichem Oberhaupte in einer für beide Teile annehmbaren Weise 
zu gestalten; Ich werde bemüht sein, den kirchlichen 
Frieden im Lande zu erhalten. 

Die Reform der inneren Verwaltung ist in der letzten 
Session des Landtages in der Hauptsache zum Abschlufs ge- 
bracht worden. Die Durchführung der neuen Gesetzgebung hat 
den Beweis dafür geliefert, dafs der Gedanke der ehrenamtlichen 
Selbstverwaltung in das lebendige Bewufstsein der Bevölkerung 
übergegangen ist, und dafs sich die geeigneten Kräfte bereitwillig 
in den Dienst des öffentlichen Wohles gestellt haben. Es ist 
Mein Wille, an dieser wertvollen Errungenschaft festzu- 
halten und durch Ausgestaltung und Festigung der neuen 
Institutionen dazu beizutragen, dafs dieselben in ihrer erfolgreichen 
Wirksamkeit dauernd erhalten bleiben. 

Ich halte in dem Finanzwesen an den altpreufsischen 
Überlieferungen fest, welche den Wohlstand des Landes be- 
gründet und den Staat auch in schweren Zeiten zur Erfüllung 
seiner Aufgaben befähigt haben. Mit Befriedigung darf Ich 
auf die Finanzlage des Staates blicken, wie Ich dieselbe, dank 
der Fürsorge Meiner Vorfahren an der Krone, bei Meinem 
Regierungsantritte vorfinde. Diese günstige Lage des Staatshaus- 
halts hat gestattet, mit der Erleichterung der Steuern der 
Gemeinden und der minder begüterten Volksklassen einen 
erfolgreichen Anfang zu machen: es ist Mein Wille, dafs dieses 
Ziel weiter verfolgt werde, und dafs in gleicher Weise dring- 
liche Bedürfnisse, welche bisher wegen der Unzulänglichkeit 
der vorhandenen Mittel haben zurückgestellt werden müssen, dem- 
nächst ihre Befriedigung finden. 

Die verheerenden Überschwemmungen, von welchen in diesem 
Frühjahre weite und fruchtbare Teile des Landes heimgesucht 
worden sind, beanspruchen Meine volle Teilnahme. Durch die 
Bereitwilligkeit, mit welcher Sie reiche Mittel bewilligt haben, 



366 Fünfzehntes Kapitel 

ist Meine Regierung in den Stand gesetzt worden, viele der ge- 
schlagenen Wunden zu heilen und neue Vorkehrungen zur Ab- 
wehr ähnlicher Katastrophen zu treffen. Wenn den hartgeprüften 
Bewohnern der betroffenen Gegenden ein Trost in ihrem Unglück 
gewährt werden konnte, so ist derselbe in dem edlen Wetteifer 
mit der staatlichen Fürsorge zu finden, welcher von allen Ständen 
und allen Klassen der Bevölkerung und den Deutschen auch im 
fernen Auslande bethätigt worden ist. Es drängt Mich, allen, die 
zur Linderung der Not beigesteuert haben, von dieser Stelle aus 
Meinen Dank auszusprechen. 

Geehrte Herren I Sie können am Schlüsse einer Legislatur- 
periode mit Befriedigung auf die wichtigen Ergebnisse zurück- 
blicken, welche dank Ihrem einträchtigen Zusammenwirken mit 
der Regierung erzielt worden sind. Ln Rückblick hierauf ver- 
traue Ich, dafs es uns auch in Zukunft gelingen werde, in 
gemeinschaftlicher, von gegenseitigem Vertrauen ge- 
tragener und durch die Verschiedenheit prinzipieller Grundan- 
schauungen nicht gestörter Arbeit die Wohlfahrt des Landes 
zu fördern. 

Geehrte Herren! In bewegter Zeit habe Ich die Pflichten 
Meines königlichen Amtes übernommen, aber Ich trete an die 
Mir nach Gottes Fügung gestellte Aufgabe mit der Zuversicht 
des Pflichtgefühls heran und halte Mir dabei das Wort des 
grofsen Friedrich gegenwärtig, dafs in Preufsen „der König des 
Staates erster Diener ist*^ 



Die Arbeiterschutz-Erlasse Kaiser Wilhelms IL 

Kabinettsordres. 

I. 

Ich bin entschlossen, zur Verbesserung der Lage der deutschen 
Arbeiter die Hand zu bieten, so weit die Grenzen es gestatten, 
welche Meiner Fürsorge durch die Notwendigkeit gezogen werden, 
die deutsche Industrie auf dem Weltmarkte konkurrenzfähig zu 
erhalten und dadurch ihre und der Arbeiter Existenz zu sichern. 
Der Rückgang der heimischen Betriebe durch Verlust ihres Ab- 
satzes im Auslande würde nicht nur die Unternehmer, sondern 
auch ihre Arbeiter brotlos machen. Die in der internationalen 
Konkurrenz begründeten. Schwierigkeiten der Verbesserung der 
Lage unserer Arbeiter lassen sich nur durch internationale Ver- 
ständigung der an der Beherrschung des Weltmarktes beteiligten 
Länder, wenn nicht überwinden, doch abschwächen. In der Über- 
zeugung, dafs auch andere Regierungen von dem Wunsche beseelt 
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sind, die Bestrebungen einer gemeinsamen Prüfung zu unterziehen, 
über welche die Arbeiter dieser LSnder unter sich schon inter- 
nationale Verhandlungen führen, will Ich, dafs zunächst in Frank- 
reich, England, Belgien und der Schweiz durch Meine dortigen 
Vertreter amtlich angefragt werde, ob die Regierungen geneigt 
sind, mit uns in Unterhandlung zu treten behufs einer internatio- 
nalen Verständigung über die Möglichkeit, denjenigen Bedürfnissen 
und Wünschen der Arbeiter entgegenzukommen, welche in den 
Ausständen der letzten Jahre und anderweit zu Tage getreten 
sind. Sobald die Zustimmung zu Meiner Anregung im Prinzip 
gewonnen sein wird, beauftrage ich Sie, die Kabinette aller der 
Regierungen, welche an der Arbeiterfrage den gleichen Anteil 
nehmen, zu einer Konferenz behufs Beratung über die einschlägigen 
Fragen einzuladen. 

Berlin, den 4. Februar 1890. Wilhelm I. R. 

An den Reichskanzler. 

n. 

Bei Meinem Regierungsantritt habe Ich Meinen Entschlufs 
kundgegeben, die fernere Entwicklung unserer Gesetzgebung in der 
gleichen Richtung zu fördern, in welcher Mein in Gott ruhender 
Grofsvater Sich der Fürsorge für den wirtschaftlich schwächeren 
Teil des Volkes im Geiste christlicher Sittenlehre angenommen hat. 

So wertvoll und erfolgreich die durch die Gesetzgebung und 
Verwaltung zur Verbesserung der Lage des Arbeiterstandes bisher 
getroffenen Mafsnahmen sind, so erfüllen dieselben doch nicht die 
ganze Mir gestellte Aufgabe. 

Neben dem weiteren Ausbau der Arbeiter -Versicherungs- 
gesetzgebung sind die bestehenden Vorschriften der Gewerbeord- 
nung über die Verhältnisse der Fabrikarbeiter einer Prüfung zu 
unterziehen, um den auf diesem Gebiete laut gewordenen Klagen 
und Wünschen, soweit sie begründet sind, gerecht zu werden. 

Diese Prüfung hat davon auszugehen, dafs es eine der Auf- 
gaben der Staatsgewalt ist, die Zeit, die Dauer und die Art der 
Arbeit so zu regeln, dafs die Erhaltung der Gesundheit, die Ge- 
bote der Sittlichkeit, die wirtschaftlichen Bedürfnisse der Arbeiter 
und ihr Anspruch auf gesetzliche Gleichberechtigung gewahrt bleiben. 

Für die Pflege des Friedens zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern sind gesetzliche Bestimmungen über die Formen in 
Aussicht zu nehmen, in denen die Arbeiter durch Vertreter, welche 
ihr Vertrauen besitzen, an der Regelung gemeinsamer Angelegen- 
heiten beteiligt und zur Wahrnehmung ihrer Interessen bei Ver- 
handlung mit den Arbeitgebern und mit den Organen Meiner 
Regierung befähigt werden. Durch eine solche Einrichtung ist den 
Arbeitern der freie und friedliche Ausdruck ihrer Wünsche und 
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Beschwerden zu ermöglichen und den Staatsbehörden Gelegenheit 
zu geben, sich über die Verhältnisse der Arbeiter fortlaufend zu 
unterrichten und mit den letzteren Fühlung zu behalten. 

Die staatlichen Bergwerke wünsche Ich bezüglich der Fürsorge 
für die Arbeiter zu Musteranstalten entwickelt zu haben, und für 
den Privatbergbau erstrebe Ich die Hei*stellung eines organischen 
Verhältnisses Meiner Bergbeamten zu den Betrieben behufs einer 
der Stellung der Fabrikinspektionen entsprechenden Aufsicht, wie sie 
bis zum Jahre 1865 bestanden hat. 

Zur Vorberatunfe dieser Fragen will ich, dafs der Staatsrat 
unter Meinem Vorsitze und unter Zuziehung derjenigen sach- 
kundigen Personen zusammentrete, welche Ich dazu berufen werde. 
Die Auswahl der letzteren behalte Ich meiner Bestimmung vor. 

Unter den Schwierigkeiten, welche der Ordnung der Arbeiter- 
verhältnisse in dem von mir beabsichtigten Sinne entgegenstehen, 
nehmen diejenigen, welche aus der Notwendigkeit der Schonung 
der heimischen Industrie in ihrem Wettbewerb mit dem Auslande 
sich ergeben, eine hervorragende Stelle ein. Ich habe daher den 
Reichskanzler angewiesen, bei den Regierungen der Staaten, deren 
Industrie mit der unsrigen den Weltmarkt beherrscht, den Zu- 
sammentritt einer Konferenz anzuregen, um die Herbeiführung 
gleichmäfsiger internationaler B^gelungen der Grenzen für die An- 
forderungen anzustreben, welche an die Thätigkeit der Arbeiter 
gestellt werden dürfen. Der Eeichskanzler wird Ihnen Abschrift 
Meines an ihn gerichteten Erlasses mitteilen. 

Berlin, den 4. Februar 1890. Wilhelm I. R. 

An den Minister der öffentlichen Arbeiten 
und fär Handel und Gewerbe. 



Sechzehntes Kapitel. 

Einiges aas der prenfsischen nnd der dentsehen 
Yerfassnngsnrknnde. 

I. 

Aus der „Verfassungsurkunde för den prenfsischen Staat'' 

vom 31. Januar 1850. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden^) König von 
Preufsen^) u. s. w. u. s. w., thun kund und fügen zu wissen, dafs 

1) Von Gottes Gnaden, dei gratia, bedeutet, dafs die königliche 
Macht selbständig und ursprünglich ist und nicht auf Übertragung 
seitens des Volkes beruht. Dagegen sagt der 25. Artikel der belgischen 
Verfassung: „Tous les pouvoirs ^manent de la nation". 2) Bis 1772 
lautete der Titel: König in Preufsen. 



Einiges a. d. prenfs. n. d. deutsch. Verfassangsurkunde. 369 

Wir, nachdem die von Uns unterm 5. Dezember 1848 vorbehalt- 
lich der Revision im ordentlichen Wege der Gesetzgebung ver- 
kündigte und von beiden Kammern unseres Königreiches aner- 
kannte Verfassung des Preufsischen Staats der darin angeordneten 
Revision unterworfen ist, die Verfassung in Übereinstimmung mit 
beiden Kammern endgültig festgestellt haben. 

Wir verkünden demnach dieselbe als Staatsgrundgesetz, 
wie folgt: 

Titel L Vom Staatsgebiete. 

Art. 1. Alle Landesteile der Monarchie in ihrem gegenwärtigen 
Umfange bilden das preufsische Staatsgebiet. 

Art. 2. Die Grenzen dieses Staatsgebiets können nur durch 
ein Gesetz verändert werden.^) 

Titel n. Von den Rechten der Preufsen. 

Art. 3. Die Verfassung und das Gesetz bestimmen, unter 
welchen Bedingungen die Eigenschaft eines Preufsen und die 
staatsbürgerlichen Rechte erworben, ausgeübt und verloren werden. 

Art. 4. Alle Preufsen sind vor dem Gesetze gleich. Standes- 
vorrechte 'finden nicht statt. ^) Die öffentlichen Ämter sind, unter 
Einhaltung der von den Gesetzen festgestellten Bedingungen, für 
alle dazu Befähigten gleich zugänglich. 

Art. 5. Die persönliche Freiheit ist gewährleistet. Die Be- 
dingungen und Formen, unter welchen eine Beschränkung der- 
selben, insbesondere eine Verhaftung zulässig ist, werden durch 
das Gesetz bestimmt. 

Art. 6. Die Wohnung ist unverletzlich. Das Eindringen in 
dieselbe und Haussuchungen, sowie die Beschlagnahme von Briefen 
und Papieren sind nur in den gesetzlich bestimmten Fällen und 
Formen gestattet. 

Art. 7. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen 
werden. Ausnahmegerichte und aufserordentliche Kommissionen 
sind unstatthaft.^) 

Art. 8. Strafen können nur in Gemäfsheit des Gesetzes an- 
gedroht oder verhängt werden. 



1) So kamen hinzu durch Gesetz die Fürstentümer Hohenzollern 
1850, das Jadegebiet 1854, die Errungenschaften des Krieges 1866, 
Laaenburg 1876. 2) Eine Ausnahme bilden die im Artikel 53 aufrecht 
erhaltenen Hohenzollern sehen Hausgesetze. 3) Art. 7 ist ersetzt durch 
A. 16 des Gerichtsverfassungsgesetzes: Ausnahmegerichte sind 
unstatthaft. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
Die gesetzlichen Bestimmungen über Kriegsgerichte und Standrechte 
werden hiervon nicht berührt. 

Schenk, Belehrungen. -24 
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Art. 9. Das Eigentum ist imyerletzlich. Es kann nur aus 
Gründen des öffentlichen Wohles gegen yorgängige in dringenden 
Fällen wenigstens vorläufig festzustellende Entschädigung nach 
Mafsgahe des Gesetzes entzogen oder heschränkt werden. 

Art. 11. Die Freiheit der Auswanderung kann von Staats- 
wegen nur in Bezug. auf die Wehrpflicht heschränkt werden. Ab- 
zugsgelder dürfen nicht erhohen werden. 

Art. 12. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Ver- 
einigung der Beligionsgesellschaften (Art. 30 und 31) und der 
gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Beligionsübung wird ge- 
währleistet. Der Genufs der bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechte ist unabhän^g von dem religiösen Bekenntnisse, den bürger- 
lichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung 
der Beligionsfreiheit kein Abbruch geschehen. 

Art. 13. Die Beligionsgesellschaften, so wie die geistlichen 
Gesellschaften, welche keine Korporationsrechte haben, können diese 
Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen. 

Art. 14. Die christliche Religion wird bei denjenigen Ein- 
richtungen des Staats, welche mit der Religionsübung im Zu- 
sammenhange stehen, unbeschadet der in Art. 12 gewährleisteten 
Religionsfreiheit, zum Grunde gelegt. 

Art. 19. Die Einführung der Civilehe erfolgt nach Mafsgahe 
eines besonderen Gesetzes, was auch die Führung der Civilstands- 
register regelt.^) 

Art. 20. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 

Art. 21. Für die Bildung der Jugend soll durch öfi'entliche 
Schulen genügend gesorgt werden. Eltern und deren Stellvertreter 
dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unter- 
richt lassen, welcher fftr die öffentlichen Volksschulen vorge- 
schrieben ist. 

Art. 22. Unterricht zu erteilen und Unterrichtsanstalten zu 
gründen und zu leiten, steht jedem frei, wenn er seine sittliche, 
wissenschaftliche und technische Befähigung den betreffenden 
Staatsbehörden nachgewiesen hat. 

Art. 23. Alle öffentlichen und Privat -Unterrichts- und Er- 
ziehungsanstalten stehen unter der Aufsicht vom Staate ernannter 
Behörden. — Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte und Pflichten 
der Staatsdiener. (S. Art. 112.) 

Art. 27. Jeder Preufse hat das Recht, durch Wort, 
Schrift, Druck und bildliche Darstellung seine Meinung frei zu 
äufsem. 



1) Geschah durch Gesetz 1874. Dies ist ersetzt durch das Reichs- 
gesetz vom 6. Februar 1875. 
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Die Censur darf nicht eingeführt werden, jede andere Be- 
schränkung der Prefsfreiheit nur im Weg der Gesetzgebung. 

Art. 28. Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder 
bildliche Darstellung begangen werden, sind nach den allgemeinen 
Strafgesetzen zu bestrafen. 

Art. 29. Alle Preufsen sind berechtigt, sich ohne yorgängige 
obrigkeitliche Erlaubnis friedlich und ohne Waffen in geschlossenen 
Bäumen zu versammeln. 

Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf Versammlungen 
unter freiem Himmel, welche auch in Bezug auf yorgängige 
obrigkeitliche Erlaubnis der Verfügung des Gesetzes unter- 
worfen sind. 

Art. 30. Alle Preufsen haben das Becht, sich zu solchen 
Zwecken, welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesell- 
schaften zu vereinigen. . . . Politische Vereine können Beschrän- 
kungen und vorübergehenden Verboten im Wege der Gesetzgebung 
unterworfen werden. 

Art. 32. Das Petitionsrecht steht allen Preufsen zu. Peti- 
tionen unter einem Gesamtnamen sind nur Behörden und Kor- 
porationen gestattet. 

Art. 33. Das Briefgeheimnis ist unverletzlich. Die bei straf- 
gerichtlichen Untersuchungen und in Kriegsfällen notwendigen 
Beschränkungen sind durch die Gesetzgebung festzustellen. 

Art. 34. Alle Preufsen sind wehrpflichtig. Den Umfang und 
die Art dieser Pflicht bestimmt das Gesetz. 

Art. 36. Die bewaflEnete Macht kann zur Unterdrückung 
innerer Unruhen und zur Ausführung der Gesetze nur in den vom 
Gesetze bestimmten Fällen und Formen und auf Bequisition der 
Civil-Behörde verwendet werden. In letzterer Beziehung hat das 
Gesetz die Ausnahmen zu bestimmen. 

Titel III. Vom Könige. 

Art. 43. Die Person des Königs ist unverletzlich. 

Art. 44. Die Minister des Königs sind verantwortlich. Alle 
Eegierungsakte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegen- 
zeichnung eines Ministers,^) welcher dadurch die Verantwortung 
übernimmt. 

Art. 45. Dem Könige allein steht die vollziehende Gewalt 
zu. Er ernennt und entläfst die Minister. Er befiehlt die Ver- 
kündigung der Gesetze und erläfst die zu deren Ausführung nötigen 
Verordnungen. 



1) Aufser bei Armeebefehlen oder in Ordres in Militärdienstsachen 
oder Personalangelegenheiten. 

24* 
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Art. 46. Der König führt den Oberbefehl über das Heer. 

Art. 47. Der König besetzt alle Stellen im Heere, sowie in 
den übrigen Zweigen des Staatsdienstes, sofern nicht das Gesetz 
ein anderes verordnet. 

Art. 48. Der König hat das Becht Krieg zu erklären nnd 
Frieden zu schliefsen,^) auch andere Verträge mit fremden Begie- 
rangen zu errichten. Letztere bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Zustimmung der Kanmiem, sofern es Handelsverträge^ sind, oder 
wenn dadurch dem Staate Lasten oder einzelnen Staatsbürgern 
Verpflichtungen auferlegt werden. 

Art. 49. Der König hat das Becht der Begnadigung und 
Strafmilderung 

Art. 50. Dem Könige steht die Verleihung von Orden und 
anderen mit Vorrechten nicht verbundenen Auszeichnungen zu. — 
Er übt das Münzrecht nach Mafsgabe des Gesetzes. ^) 

Art. 51. Der König beruft die Kammern und schliefst ihre 
Sitzungen. Er kann sie entweder beide zugleich oder auch nur 
eine auflösen. Es müssen aber in einem solchen Falle innerhalb 
eines Zeitraums von sechzig Tagen nach der Auflösung die Wähler 
und innerhalb eines Zeitraums von neunzig Tagen nach der Auf- 
lösung die Kammern versammelt werden. 

Art. 52. Der König kann die Kammern vertagen. Ohne 
deren Zustimmung darf diese Vertagung die Frist von 30 Tagen 
nicht überschreiten und während derselben Session nicht wieder- 
holt werden. 

Art. 53. Die Krone ist, den Königlichen Hausgesetzen gemäfs, 
erblich in dem Mannsstamme des Königlichen Hauses nach dem 
Bechte der Erstgeburt und der agnatischen Linealfolge. 

Art. 54. Der König wird mit Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres volljährig. 

Er leistet in Gegenwart der vereinigten Kammern das eid- 
liche Gelöbnis, die Verfassung des Königreichs fest und unver- 
brüchlich zu halten und in Übereinstimmung mit derselben imd 
den Gesetzen zu regieren. 

Art. 56. Wenn der König minderjährig oder sonst dauernd 
verhindert ist, selbst zu regieren, so übernimmt derjenige voll- 
jährige Agnat (Art. 53), welcher der Krone am nächsten steht, die 
Eegentschaft. Er hat sofort die Kammern zu berufen, die in ver- 
einigter Sitzung über die Notwendigkeit der Begentschaft beschliefsen. 

Art. 58. Der Begent übt die dem Könige zustehende Gewalt 
in dessen Namen aus. 



1) Diese Eechte sind auf das Beich übergegangen. 2) Jetzt 

Eeichsangelegenheit. 
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Titel IV. Von den Ministern. 

Art. 60. Die Minister, sowie die zu ihrer Vertretung ab- 
geordneten Staatsbeamten haben Zutritt zu jeder Kammer und 
müssen auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. 

Jede Kammer kann die Gegenwart der Minister verlangen. 
Die Minister haben in einer oder der anderen Kammer nur Stimm- 
recht, wenn sie Mitglieder derselben sind. 

Titel V. Von den Kammern. 

Art. 62. Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich 
durch den König und durch zwei Kammern ausgeübt. 

Die Übereinstimmung des Königs und beider Kammern ist 
zu jedem Gesetze erforderlich. 

Finanzgesetz-Entwürfe und Staatshaushalts-Etats werden zuerst 
der Zweiten Kammer vorgelegt; letztere werden von der Ersten 
Kammer im ganzen angenommen oder abgelehnt. 

Art. 64, Dem Könige, sowie jeder Kammer, steht das Eecht 
zu, Gesetze vorzuschlagen . . . 

Art. 65—68 aufgehoben 1853. An ihre Stelle tritt folgende 
Fassung: 

Die erste Kammer wird durch Königliche Anordnung gebildet, 
welche nur durch ein mit Zustimmung der Kammern zu erlassendes 
Gesetz abgeändert werden kann. Die Erste Kammer wird zu- 
sammengesetzt aus Mitgliedern, welche der König mit erblicher 
Berechtigung oder auf Lebenszeit beruft . . . 

Art. 70. Jeder PreuTse, welcher das fünfundzwanzigste ^) 
Lebensjahr vollendet hat und in der Gemeinde, in welcher er 
seinen Wohnsitz hat, die Befähigung zu den Gemeindewahlen be- 
sitzt, ist stimmberechtigter Urwähler. Wer in mehreren Gemeinden 
an den Gemeindewahlen teilzunehmen berechtigt ist, darf das 
Eecht als Urwähler nur in einer Gemeinde ausüben. 

Art. 71. Auf jede Vollzahl von zweihundert und fünfzig 
Seelen der Bevölkerung ist ein Wahlmann zu wählen. Die Ur- 
wähler werden nach Mafsgabe der von ihnen zu entrichtenden 
direkten Staatssteuem in drei Abteilungen geteilt und zwar in 
der Art, dafs auf jede Abteilung ein Drittel der Gesamtsumme 
der Steuerbeträge aller Urwähler fällt . . . 

Jede Abteilung wählt besonders und zwar ein Drittel der zu 
wählenden Wahlmänner . . . 

Art. 72. Die Abgeordneten werden durch die Wahlmänner 
gewählt . . . 

1) Einstweilen noch das 24. Jahr. Ausgenommen sind die zum stehen- 
den Heere gehörigen Militärpersonen^ jedoch nicht die Militär be am ten. 
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Art. 73. Die Legislaturperiode der zweiten Kammer wird 
auf drei^) Jahre festgesetzt. 

Art. 74. Zum Abgeordneten der zweiten Kammer ist jeder 
Preufse wählbar, der das dreifsigste Lebensjahr vollendet, den 
Vollbesitz der bürgerlichen Rechte infolge rechtskräftigen richter- 
lichen Erkenntnisses nicht verloren und bereits drei') Jahre dem 
preufsischen Staatsverbande angehört hat . . . 

Art. 75. Die Kammern werden nach Ablauf ihrer Legis- 
laturperiode neugewählt. Ein Gleiches geschieht im Falle der 
Auflösung. In beiden Fällen sind die bisherigen Mitglieder wieder 
wählbar. 

Art. 77. Die Eröffnung und die Schliefsung der Kammern 
geschieht durch den König in Person oder durch einen dazu 
von ihm beauftragten Minister in einer Sitzung der vereinigten 
Kammern . . . 

Art. 78. Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mit- 
glieder und entscheidet darüber. Sie regelt ihren Geschäftsgang 
und ihre Disziplin durch eine Geschäftsordnung und erwählt ihren 
Präsidenten, ihre Vizepräsidenten und SchriftÄhrer. 

Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in die Kammer. 

Wenn ein Kammermitglied ein besoldetes Staatsamt annimmt 
oder im Staatsdienste in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer 
Rang*) oder ein höheres Gehalt*) verbunden ist, so verliert er Sitz 
und Stimme in der Kammer und kann seine Stelle in derselben 
nur durch eine neue Wahl wieder erlangen. 

Niemand kann Mitglied beider Kammern sein. 

Art. 79. Die Sitzungen beider Kammern sind öffentlich. 
Jede Kammer tritt auf Antrag ihres Präsidenten oder von zehn 
Mitgliedern zu einer geheimen Sitzung zusammen, in welcher dann 
zunächst über diesen Antrag zu beschliefsen ist. 

Art. 80. Keine der beiden Kammern kann einen Beschlufs 
fassen^), wenn nicht die Mehrheit der gesetzlichen Anzahl ihrer 
Mitglieder anwesend ist. Jede Kammer fafst ihre Beschlüsse nach 
absoluter Stimmenmehrheit*), vorbehaltlich der durch die Geschäfts- 
ordnung für Wahlen etwa zu bestimmenden Ausnahmen. 

Das Herrenhaus kann keinen Beschlufs fassen, wenn nicht 
mindestens 60 der zu Sitz und Stimme berufenen Mitglieder an- 
wesend sind. 

Art. 81. Jede Kammer hat für sich das Recht, Adressen an 
den König zu richten. 

1) Jetzt auf fünf. 2) Ein Jahr. 3) Nicht blofse Titelverleihung. 

4) Nicht gemeint ist das Aufrücken in eine höhere Gehaltsklasse. 

5) Jedoch beraten. 6) Demnach ist bei Stimmengleichheit ein An- 
trag abgelehnt. 
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Niemand darf den Eammem oder einer derselben in Person 
eine Bittschrift oder Adresse überreichen. Jede Eammer kann 
die an sie gerichteten Schriften an die Minister überweisen und 
von denselben Auskunft über eingehende Beschwerden verlangen.^) 

Art. 82. Eine jede Eammer hat die Befugnis, behufs ihrer 
Information Eommissionen zur Untersuchung von Thatsachen zu 
ernennen, 

Art. 83. Die Mitglieder beider Eammem sind Vertreter des 
ganzen Volkes. Sie stinmien nach ihrer freien Überzeugung und 
sind an Aufträge und Instruktionen nicht gebunden. 

Art. 84. Sie können für ihre Abstimmungen in der Eammer 
niemals, für ihre darin ausgesprochenen Meinungen nur innerhalb 
der Eammer auf den Grund der Geschäftsordnung (Art. 78) zur 
Bechenschaft gezogen werden. 

Eein Mitglied einer Eammer kann ohne deren Genehmigung 
während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten 
Handlxmg zur Untersuchung gezogen oder verhaftet werden, aufser 
wenn es bei Ausübung der That oder im Laufe des nächstfolgenden 
Tages nach derselben ergriffen wird • . . 

Jedes Strafverfahren*) gegen ein Mitglied der Eammer und 
eine jede Untersuchungs- oder Civilhaft wird für die Dauer der 
Sitzungsperiode aufgehoben, wenn die betreffende Eammer es 
verlangt. 

Art. 85. Die Mitglieder der zweiten Eammer erhalten aus 
der Staatskasse Reisekosten und Diäten^) nach Mafsgabe des Ge- 
setzes. Ein Verzicht hierauf ist unstatthaft. 

Titel VI. Von der richterlichen Gewalt. 

Art. 86. Die richterliche Gewalt wird im Namen des Eönigs 
durch unabhängige, keiner anderen Autorität als der des Gesetzes 
unterworfene Gerichte ausgeübt. 

Die Urteile werden im Namen des Eönigs ausgefertigt und 
vollstreckt. 

Art. 87. Die Richter werden vom Eönige oder in dessen 
Namen auf ihre Lebenszeit ernannt.*) Sie können nur durch 
Richterspruch aus Gründen, welche die Gesetze vorgesehen haben, 
ihres Amtes entsetzt oder zeitweise enthoben werden. Die vor- 
läufige Amtssuspension, welche nicht kraft des Gesetzes eintritt, 
und die unfreiwillige Versetzung an eine andere Stelle oder in 
den Ruhestand können nur aus den Ursachen und unter den 



1) Die Kammern dürfen nur mit den Ministem, nicht aber mit den 
diesen unterstellten Behörden verhandeln. 2) Nicht aber Straf vol 1- 
8 treckung 8 verfahren. 3) Nämlich 15 Mk. täglich. 4) Jetzt nicht 
mehr in dessen Namen, sondern von ihm selbst. 
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Formen, welche im Gesetze angegeben sind, und nur auf Grand 
eines richterlichen Beschlusses erfolgen. 

Auf die Versetzungen, welche durch Veränderungen in der 
Organisation der Gerichte oder ihrer Bezirke nötig werden, finden 
diese Bestimmungen keine Anwendung. 

Art. 92. Es soll in Preufsen nur ein oberster Gerichtshof sein. *) 

Art. 94. Bei Verbrechen erfolgt die Entscheidung über die 
Schuld des Angeklagten durch Geschworene, insoweit ein mit vor- 
heriger Zustimmung der Kammern erlassenes Gesetz nicht Aus- 
nahmen bestimmt. Die Bildung des Geschworenengerichtes regelt 
das Gesetz. 

Titel Vni. Von den Finanzen. 

Art. 99. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates müssen für 
jedes Jahr im voraus veranschlagt und auf den Staatshaushalts-Etat 
gebracht werden. Letzterer wird jährlich durch ein Gesetz festgestellt. 

Art. 100. Steuern und Abgaben für die Staatskasse dürfen 
nur, soweit sie in den Staatshaushalts-Etat aufgenommen oder 
durch besondere Gesetze angeordnet sind, erhoben werden. 

Art. 101. In betreff der Steuern können Bevorzugungen nicht 
eingeführt werden . . . 

Art. 102; Gebühren können Staats- und Kommunalbeamte 
nur auf Grund des Gesetzes erheben. 

Art. 103. Die Aufnahme von Anleihen für die Staatskasse 
findet nur auf Grund eines Gesetzes statt. Dasselbe gilt von der 
Übernahme von Garantien zu Lasten des Staates.^) 

Art. 104. Zu Etats-Überschreitungen ist die nachträgliche 
Genehmigung der Kammern erforderlich. 

Die Bechnungen über den Staatshaushalts-Etat werden von 
der Ober -Rechnungskammer geprüft und festgestellt. Die all- 
gemeine Bechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres, ein- 
schliefslich einer Übersicht der Staatsschulden, wird mit den 
Bemerkungen der Ober-Bechnungskammer zur Entlastung der 
Staatsregierung den Kammern vorgelegt. 

Ein besonderes Gesetz wird die Einrichtung und die Befug- 
nisse der Ober-Bechnungskammer bestimmen. 

Titel IX. Von den Gemeinden, Kreis-, Bezirks- und 
Provinzial-Verbänden. 
Art. 105. Die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden, 
Kreise und Provinzen des Preufsischen Staates wird durch be- 
sondere Gesetze näher bestimmt. 

1) Jetzt das Reichsgericht 2) Auch von der Ausgabe von Papier- 
geld; jetzt kann aber nur durch ein Reichsgesetz die Ausgabe von Papier- 
geld erfolgen. 



Einiges a. d. preufs. u. d. deutsch. Yerfassuiigsnrkande. 377 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 106. Gesetze und Verordnungen sind verbindlich, wenn 
sie in der vom Gesetze vorgeschriebenen Form bekannt gemacht 
worden sind. 

Die Prüfung der Rechtsgtiltigkeit gehörig verkündeter König- 
licher Verordnungen^) steht nicht den Behörden, sondern nur den 
Kammern zu. 

Art. 107. Die Verfassung kann auf dem ordentlichen Wege 
der Gesetzgebung abgeändert werden, wobei in jeder Kammer die 
gewöhnliche absolute Stimmenmehrheit bei zwei Abstimmungen 
zwischen welchen ein Zeitraum von wenigstens einundzwanzig Tagen 
liegen mufs, genügt. 

Art. 108. Die Mitglieder der beiden Kammern^) und alle 
Staatsbeamten^ leisten dem Könige den Eid der Treue und des 
Gehorsams und beschwören die gewissenhafte Beobachtung der 
Verfassung. 

Eine Vereidigung des Heeres auf die Verfassung findet 
nicht statt. 

Art. 111. Für den Fall eines Krieges oder Aufruhrs können 
bei dringender Gefahr für die öjffentliche Sicherheit die Artikel 6. 
6. 7. 27. 28. 29. 30. und 36. der Verfassungs-Urkunde zeit- und 
distrikts weise aufser Kraft gesetzt werden. Das Nähere bestimmt 
das Gesetz.*) 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 31. Januar 1850. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 

Graf V. Brandenburg, v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
V. d, Heydt. v. Rabe. Simons, v. Schleinitz. 



II 
Aus der Verfassungsurkunde des Deutschen Reiches. 

(Veröffentlicht am 16. April 1871.) 

Seine Majestät der König von Preufsen im Namen des Nord- 
deutschen Bundes, Seine Majestät der König von Bayern, Seine 
Majestät der König von Württemberg, Seine Königliche Hoheit 



1) Jedoch solcher Verordnungen, welche von Ministem, Polizeibe- 
hörden u. 8. w. erlassen sind. 2) Nichtleistung des Eides schliefst das 
betr. Mitglied von den Verhandlungen aus. 3) Sowohl die unmittel- 
baren wie auch die mittelbaren, nicht jedoch die Geistlichen. 4) Das 
Gesetz über den Belagerungszustand vom 4. Juni 1861. 
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der Grofsherzog von Baden und Seine Königliche Hoheit der Grofs- 
herzog von Hessen und bei Khein für die südlich vom Main be- 
legenen Teile des Grofsherzogtums Hessen schliefsen einen ewigen 
Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb desselben 
gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutschen 
Volkes. Dieser Bund wird den Namen Deutsches Beich führen 
und wird nachstehende 

Verfassung 
haben. 

I. Bundesgebiet. 

Art. 1. Das Bundesgebiet besteht aus den Staaten Preufsen 
mit Lauenburg ^), Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Hessen, 
Mecklenburg-Schwerin, Sachsen- Weimar, Mecklenburg-Strelitz, Olden- 
burg, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg, Sachsen- 
Koburg- Gotha, Anhalt, Schwarzburg -Rudolstadt, Schwarzburg - 
Sondershausen, Waldeck, Reufs ältere Linie, Reuss jüngere Linie, 
Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen und Hamburg, Elsafs- 
Lothringen.*) 

IL Reichsgesetzgebung. 

Ajii. 2. Innerhalb dieses Bundesgebietes übt das Beich das 
Recht der Gesetzgebung nach Mafsgabe des Inhalts dieser Ver- 
fassung und mit der Wirkung aus, dafs die Reichsgesetze den 
Landesgesetzen vorgehen. Die Reichsgesetze erhalten ihre ver- 
bindliche Kraft durch ihre Verkündigung von Reichswegen, welche 
vermittelst eines Reichsgesetzblattes geschieht. Sofern nicht in 
dem publizierten Gesetze ein anderer Anfangstermin seiner ver- 
bindlichen Kraft bestimmt ist, beginnt die letztere mit dem vier- 
zehnten Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem das 
betreffende Stück des Reichsgesetzblattes in Berlin ausgegeben 
worden ist. 

Art. 3. Für ganz Deutschland besteht ein gemeinsames In- 
digenat mit der Wirkung, dafs der Angehörige (Unterthan, Staats- 
bürger) eines jeden Bundesstaates in jedem anderen Bimdesstaate 
als Inländer zu behandeln imd demgemfifs zum festen Wohnsitz, 
zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen Ämtern, zur Erwerbung von 
Grundstücken, zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes und zum 
Genüsse aller sonstigen bürgerlichen Rechte unter denselben Vor- 
aussetzungen wie der Einheimische zuzulassen, auch in betreff der 



1) Das Herzogtum Lauenburg, seit 1866 in Personal-Union mit 
Preufsen vereinigt, wurde erst 1876 mit der preuiaiBchen Monarchie 
verbunden. 2) Seit 9. Juni 1871. Die [Regierungsgewalt in ElsaTs- 
Lothringen übt der Kaiser aus. 
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Becbtsverfolgnng und des Bechtsschntzes demselben gleich zu be- 
handeln ist. 

Kein Deutscher darf in der Ausübung dieser Befugnis durch 
die Obrigkeit seiner Heimat oder durch die Obrigkeit eines anderen 
Bundesstaates beschränkt werden . . . 

Dem Auslande gegenüber haben alle Deutschen gleichmäTsig 
Ansprach auf den Schutz des Beiches. 

Art. 4. Der Beaufsichtigung seitens des Beichs und der Ge- 
setzgebung desselben unterliegen die nachstehenden Angelegenheiten: 

1. Die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimats- und Nieder- 
lassungsverhältnisse, Staatsbürgerrecht, Pafswesen und Fremden- 
polizei und über den Gewerbebetrieb, einschliefslich des Ver- 
sicherungswesens, soweit diese Gegenstände nicht schon durch 
den Art. 3 dieser Verfassung erledigt sind, in Bayern jedoch 
mit Ausschlufs der Heimats- und Niederlassungsverhältnisse, 
desgleichen über die Kolonisation und die Auswanderung nach 
aufserdeutschen Ländern; 

2. die Zoll- und Handelsgesetzgebung und die für die Zwecke des 
Beichs zu verwendenden Steuern; 

3. die Ordnung des Mafs-, Münz- und Gewichtssystems, nebst 
Feststellung der Grundsätze über die Emission von fundiertem 
und unfundiertem Papiergelde; 

4. die allgemeinen Bestimmungen über das Bankwesen; 

5. die Erfindungspatente; 

6. der Schutz des geistigen Eigentums; 

7. Organisation eines gemeinsamen Schutzes des deutschen Handels 
im Auslande, der deutschen Schiffahrt und ihrer Flagge zur 
See und Anordnung gemeinsamer konsularischer Vertretung, 
welche vom Beiche ausgestattet wird; 

8. das Eisenbahnwesen, in Bayern vorbehaltlich der Bestimmung 
im Art. 46, und die Herstellung von Land- und Wasserstrafsen 
im Interesse der Landes verteidi gung und des allgemeinen Verkehrs ; 

9. der Flöfserei- und Schiffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten 
gemeinsamen Wasserstrafsen und der Zustand der letzteren, 
sowie die Flufs- und sonstigen Wasserzölle; 

10. das Post- und Telegraphenwesen, jedoch in Bayern und Württem- 
berg nur nach Mafsgabe der Bestimmung im Art. 52; 

11. Bestimmung über die wechselseitige Vollstreckung von Er- 
kenntnissen in Civilsachen und Erledigung von Bequisitionen 
überhaupt, 

12. sowie über Beglaubigung von öffentlichen Urkunden; 

13. die gemeinsame Gesetzgebung über das Obligationenrecht, 
Strafrecht, Handels- und Wechselrecht und das gerichtliche 
Verfahren; 
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14. das Milit&rwesen des Reichs und die Kriegsmarine; 

15. Mafsregeln der Medizinal- und Yeterinärpolizei; 

16. die Bestimmungen über die Presse und das Yereinswesen. 
Art. 5. Die Beichsgesetzgebung wird ausgeübt durch den 

Bundesrat und den Reichstag. Die Übereinstinmiung der Mehr- 
heitsbeschlüsse beider Yersanunlungen ist zu einem Reichsgesetze 
erforderlich und ausreichend. 

Bei Gesetzesvorschlägen über das Militärwesen, die Kriegs- 
marine und die im Art. 35 bezeichneten Abgaben giebt, wenn im 
Bundesrate eine Meinungsverschiedenheit stattfindet, die Stimme 
des Präsidiums den Ausschlag ^ wenn sie sich für die Aufrecht- 
haltung der bestehenden Einrichtungen ausspricht. 



m. Bundesrat. 

Art. 6. Der Bundesrat besteht aus den Vertretern der Mitglieder 
des Bundes, unter welchen die Stimmführung sich in der Weise ver- 
teilt, dafs Preufsen mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kur- 
hessen, Holstein, Nassau und Frankfurt . 17 Stimmen führt, 

Bayern 6 „ 

Sachsen 4 „ 

Württemberg 4 „ 



Baden . 

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin . . 
Sachsen -Weimar . . . . 
Mecklenburg-Strelitz . . . 

Oldenburg 

Braanschweig 

Sachsen-Meiningen. . . . 
Sachsen -Altenburg . . . 
Sachsen-Koburg-Gotha . . 

Anhalt 

Schwarzburg-Rudolstadt . . 
Schwarzburg-Sondershausen . 

Waldeck 

Reufs ältere Linie . . . 
Reufs jüngere Linie . . . 
Schaumburg-Lippe. . . . 

Lippe 

.Lübeck 

Bremen 

Hamburg 



zusammen 58 Stimmen. 



L 
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Jedes Mitglied des Bandes kann so viel Bevollmächtigte zum 
Bundesrate ernennen, wie es Stimmen hat, doch kann die Gesamt- 
heit der zuständigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. 

Art. 7. Der Bundesrat beschliefst: 

1) über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen und die 
von demselben gefafsten Beschlüsse; 

2) über die zur Ausführung der Reichsgesetze erforderlichen 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften und • Einrichtungen , sofern 
nicht durch Reichsgesetz, etwas anderes bestimmt ist; 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichsgesetze 
oder der . vorstehend erwähnten Vorschriften oder Einrichtungen 
hervortreten. 

Jedes Bundesglied ist befugt, Vorschläge zu machen und in 
Vortrag zu bringen, und das Präsidium ist verpflichtet, dieselben 
der Beratung zu tibergeben. 

Die Beschlufsfassung erfolgt, vorbehaltlich der Bestimmungen 
in den Art. 5, 37 und 78, mit einfacher Mehrheit. Nicht ver- 
tretene oder nicht instruierte Stimmen werden nicht gezählt. Bei 
Stimmengleichheit giebt die Präsidialstimme den Ausschlag. 

Bei der Beschlufsfassung über eine Angelegenheit, welche 
nach den Bestimmungen dieser Verfassung nicht dem ganzen Reiche 
gemeinschaftlich ist, werden die Stimmen nur derjenigen Bundes- 
staaten gezählt, welchen die Angelegenheit gemeinschaftlich ist. 

Art. 8. Der Bundesrat bildet aus seiner Mitte dauernde 
Ausschüsse 

1) für das Landheer und die Festungen; 

2) für das Seewesen; 

3^ für Zoll- und Steuerwesen; 

4) für Handel und Verkehr; 

5^ für Eisenbahnen, Post und Telegraphen; 

6) für Justizwesen; 

7) für Rechnungswesen. 

In jedem dieser Ausschüsse werden aufser dem Präsidium 
mindestens vier Bundesstaaten vertreten sein, und führt innerhalb 
derselben jeder Staat nur eine Stimme. In dem Ausschufs für 
das Landheer und die Festungen hat Bayern einen ständigen Sitz, 
die übrigen Mitglieder desselben, sowie die Mitglieder des Aus- 
schusses für das Seewesen werden vom Kaiser ernannt; die Mit- 
glieder der anderen Ausschüsse werden von dem Bundesrate ge- 
wählt. Die Zusammensetzung dieser Ausschüsse ist für jede Session 
des Bundesrates, resp. mit jedem Jahre zu erneuem, wobei die 
ausscheidenden Mitglieder wieder wählbar sind. 

Aufserdem wird im Bundesrate aus den Bevollmächtigten der 
Königreiche Bayern, Sachsen und Württemberg und zwei, vom 
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Bundesrate alljährlich zu wählenden Bevollmächtigten anderer 
Bundesstaaten ein Ausschufs für die auswärtigen Angelegenheiten 
gebildet, in welchem Bayern den Vorsitz führt. 

Den Ausschüssen werden die zu ihren Arbeiten nötigen Be- 
amten zur Yerftigung gestellt. 

Art. 9. Jedes Mitglied des Bundesrates hat das Recht, im 
Reichstage zu erscheinen und mufs daselbst auf Verlangen jeder- 
zeit gehört werden, um die Ansichten seiner Regierung zu ver- 
treten, auch dann, wenn dieselben von der Majorität des Bundes- 
rates nicht adoptiert worden sind. Niemand kann gleichzeitig Mit- 
glied des Bundesrates und des Reichstages sein. 

Art. 10. Dem Kaiser liegt es ob, den Mitgliedern des Bundes- 
rates den üblichen diplomatischen Schutz zu gewähren. 

IV. Präsidium. 

Art. 11. Das Präsidium des Bundes steht dem Könige von 
Preufsen zu, welcher den Namen Deutscher Kaiser führt. Der 
Kaiser hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des 
Reichs Krieg- zu erklären und Frieden zu schliefsen, Bündnisse 
und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gesandte 
zu beglaubigen und zu empfangen. 

Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs ist die 
Zustimmung des Bundesrates erforderlich, es sei denn, dafs ein 
Angriff auf das Bundesgebiet oder dessen Küsten erfolgt. 

Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche 
Gegenstände beziehen, welche nach Art. 4 in den Bereich der 
Reichsgesetzgebung gehören, ist zu ihrem Abschlufs die Zustimmung 
des Bundesrates und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des 
Reichstages erforderlich. 

Art. 12. Dem Kaiser steht es zu, den Bundesrat und den 
Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu schliefsen. 

Art. 13. Die Berufung des Bundesrates und des* Reichs- 
tages findet alljährlich statt, und kann der Bundesrat zur Vor- 
bereitung der Arbeiten ohne den Reichstag, letzterer aber nicht 
ohne den Bundesrat berufen werden. 

Art. 14. Die Berufung des Bundesrates mufs erfolgen, sobald 
sie von einem Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 

Art. 15. Der Vorsitz im Bundesrate und die Leitung der Geschäfte 
steht dem Reichskanzler zu, welcher vom Kaiser zu ernennen ist. 

Der Reichskanzler kann sich durch jedes andere Mitglied des 
Bundesrates vermöge schriftlicher Substitution vertreten lassen. 

Art. 16. Die erforderlichen Vorlagen werden nach Mafsgabe 
der Beschlüsse des Bundesrates im Namen des E[aisers an den 
Reichstag gebracht, wo sie durch Mitglieder des Bundesrates oder 
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durch besondere Ton letzterem zu eraennende Eommissarien ver- 
treten werden. 

Art. 17. Dem Kaiser steht die Ausfertigung und Verkündigung 
der Eeichsgesetze und die Überwachung der Ausführung derselben 
zu. Die Anordnungen und Vei-fttgungen des Kaisers werden im 
Namen des Eeichs erlassen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Gegenzeichnung des Eeichskanzlers, welcher dadurch die Verant- 
wortlichkeit übernimmt. 

Art 18. Der Kaiser ernennt die Beiehsbeamten, läTst dieselben 
für das Reich vereidigen und verfügt erforderlichen Falles deren 
Entlassung. 

Den zu einem Beichsamte berufenen Beamten eines Bundes- 
staates stehen, sofern nicht vor ihrem Eintritt in den Beichsdienst 
im Wege der BeichsgesetzgebuDg etwas anderes bestimmt ist, dem 
Beiche gegenüber diejenigen Bechte zu, welche ihnen in ihrem 
Heimatslande aus ihrer dienstlichen Stellung zugestanden hatten. 

Art. 19. Wenn Bundesglieder ihre yerfassungsm&fsigen Bundes- 
pflichten nicht erfüllen, können sie dazu im Wege der Exekution 
angehalten werden. Diese Exekution ist vom Bundesrate zu be- 
schliefsen und vom Kaiser zu vollstrecken. 

V. Beiehstag. 

Art. 20. Der Beiehstag geht aus allgemeinen und direkten 
Wahlen mit geheimer Abstimmung hervor. 

Bis zu der gesetzlichen Begelung, welche im § 5 des Wahl- 
gesetzes V. 31. Mai 1869 vorbehalten ist, werden in Bayern 48, 
in Württemberg 17, in Baden 14, in Hessen südlich des Main 
6 Abgeordnete gewählt, und beträgt demnach die Gesamtzahl der 
Abgeordneten 382.*) 

( a) Bis zu der im Art. 20 der Beichsverfassung vorbehaltenen 
gesetzlichen Begelung werden in Elsafs-Lothringen 15 Abgeordnete 
zum Deutschen Reichstage gewählt. 

Die Gesamtzahl der Abgeordneten beträgt demnach jetzt 397. 

b) Das Wahlgesetz für den Beiehstag des Nordd. Bundes vom 
31. Mai 1869 ist somit Beichsgesetz geworden. Es lautet: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preufsen u. s. w. 
verordnen im Namen des Nordd. Bundes, nach erfolgter Zustimmung 
des Bundesrates und des Beichstages, was folgt: 

§ 1. Wähler für den Beiehstag des Nordd. Bundes ist jeder 
Norddeutsche^), welcher das fünfundzwanzigste Lebensjahr zurück- 
gelegt hat, in dem Bundesstaate, wo er seinen Wohnsitz hat. 

1) Danach kommt zur Zeit in Norddeutschland durchschnittlich auf 
128 000 Einwohner je ein Beichstagsmitglied, in Süddeutschland (und 
Elsafs-Lothringen) auf je 115 000. 2) Nun „Deutsche", 
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§ 2. Für Personen des Soldatenstandes, des Heeres und der 
Marine ruht die Berechtigung zum Wählen so lange, als dieselben 
sich bei der Fahne befinden. 

§ 3. Von der Berechtigung zum Wählen sind ausgeschlossen: 

1) Personen, welche unter Vormundschaft oder Kuratel 
stehen; 

2) Personen, über deren Vermögen Konkurs- oder Fallit- 
zustand gerichtlich eröffnet worden ist und zwar während 
der Dauer dieses Konkurs- oder Fallit- Verfahrens; 

3) Personen, welche eine Armenunterstützung aus öffent- 
lichen oder Gemeinde-Mitteln beziehen, oder im letzten, 
der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen haben; 

4) Personen, denen infolge rechtskräftigen Erkenntnisses 
der VoUgenufs der staatsbürgerlichen Rechte entzogen 
ist, für die Zeit der Entziehung, sofern sie nicht in 
diese Rechte wieder eingesetzt sind . . . 

§ 4. Wählbar zum Abgeordneten ist im ganzen Bundesgebiete 
jeder Norddeutsche, welcher das fünfundzwanzigste Lebensjahr zu- 
rückgelegt und einem zum Bunde gehörigen Staate seit mindestens 
einem Jahre angehört hat, sofern er nicht durch die Bestimmungen 
in dem § 3 von der Berechtigung zum Wählen ausgeschlossen ist. 

§ 5. In jedem Bundesstaate wird auf durchschnittlich 
100000 Seelen derjenigen Bevölkerungszahl, welche den Wahlen 
zum verfassunggebenden Reichstage zu Grunde gelegen hat, ein 
Abgeordneter gewählt. Ein Überschufs von mindestens 50000 Seelen 
der Gesamtbevölkerung eines Bundesstaates wird vollen 100000 
Seelen gleich gerechnet. In einem Bundesstaate, dessen Bevölke- 
rung 100 000 Seelen nicht erreicht, wird ein Abgeordneter gewählt. 

Demnach beträgt die Zahl der Abgeordneten 297 und kommen 
auf Preufsen 235, Sachsen 23, Hessen 3, Mecklenburg-Schwerin 6, 
Sachsen -Weimar 3, Mecklenburg-Strelitz 1. Oldenburg 3, Braun- 
schweig 3, Sachsen -Meiningen 2, Sachsen- Altenburg 1, Sachsen- 
Koburg-Gotha 2, Anhalt 2, Schwarzburg-Rudolstadt 1, Schwarz- 
burg-Sondershausen 1, Waldeck 1, Reufs ältere Linie 1, Reufs 
jüngere Linie 1, Schaumburg -Lippe 1, Lippe 1, Lauenburg 1, 
Lübeck 1, Bremen 1, Hamburg 3. 

Eine Vermehrung der Zahl der Abgeordneten infolge der 
steigenden Bevölkerung wird durch das Gesetz bestimmt. 

§ 6. Jeder Abgeordnete wird in einem besonderen Wahl- 
kreise gewählt. 

Jeder Wahlkreis wird zum Zwecke der Stimmabgabe in kleinere 
Bezirke geteilt, welche möglichst mit den Ortsgemeinden zusammen- 
fallen sollen, sofern nicht bei volkreichen Ortsgemeinden eine Unter- 
abteilung erforderlich wird. 
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Mit Ausschlufs der Exklaven müBsen die Wahlkreise, sowie 
die Wahlbezirke räumlich abgegrenzt und thunlichst abgerundet sein. 

Ein Bundesgesetz wird die Abgrenzung der Wahlkreise be> 
stimmen. Bis dahin sind die gegenwärtigen Wahlkreise beizube- 
halten, mit Ausnahme derjenigen, welche zur Zeit nicht örtlich 
abgegrenzt und zu einem räumlich zusammenhängenden Bezirke 
abgerundet sind. Diese müssen zum Zwecke der nächsten all- 
gemeinen Wahlen gemäfs der Vorschrift des dritten Absatzes ge- 
bildet werden. 

§ 7. Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben will, 
mufs in demselben, oder, im Falle eine Gemeinde in mehrere Wahl- 
bezirke geteilt ist, in einem derselben zur Zeit der Wahl seinen 
Wohnsitz haben. 

Jeder darf nur an einem Orte wählen. 

§ 8. In jedem Bezirke sind zum Zwecke der Wahlen Listen 
anzulegen, in welche die zum Wählen Berechtigten nach Zu- und 
Vornamen, Alter, Gewerbe und Wohnort eingetragen werden. 

Diese Listen sind spätestens vier Wochen vor dem zur Wahl 
bestimmten Tage zu jedermanns Einsicht auszulegen, und ist dies 
zuvor unter Hinweisung auf die Einsprachefrist öffentlich bekannt 
zu machen. Einsprachen gegen die Listen sind binnen acht Tagen 
nach Beginn der Auslegung bei der Behörde, welche die Bekannt- 
machung erlassen hat, anzubringen und innerhalb der nächsten 
vierzehn Tage zu erledigen, worauf die Listen geschlossen werden. 
Nur diejenigen sind zur Teilnahme an der Wahl berechtigt, welche 
in die Listen aufgenommen sind. 

Bei einzelnen Neuwahlen, welche innerhalb eines Jahres nach 
der letzten allgemeinen Wahl stattfinden, bedarf es einer neuen 
Aufstellung und Auslegung der Wahlliste nicht 

§ 9. Die Wahlhandlung, sowie die Ermittelung des Wahl- 
ergebnisses sind öffentlich. 

Die Funktionen der Vorsteher, Beisitzer und Protokollführer 
bei der Wahlhandlung in den Wahlbezirken und der Beisitzer bei 
der Ermittelung des Wahlergebnisses in den Wahlkreisen ist ein 
unentgeltliches Ehrenamt und kann nur von Personen ausgeübt 
werden, welche kein unmittelbares Staatsamt bekleiden. 

§ 10. Das Wahlrecht wird in Person durch verdeckte, in eine 
Wahlurne niederzulegende Stimmzettel ohne Unterschrift ausgeübt. 

Die Stimmzettel müssen von weifsem Papier und dürfen mit 
keinem äufseren Kennzeichen versehen sein. 

§ 11. Die Stimmzettel sind aufserhalb des Wahllokals mit dem 
Namen des Kandidaten, welchem der Wähler seine Stimme geben 
will, handschriftlich oder im Wege der Vervielfältigung zu versehen. 

§ 12. Die Wahl ist direkt. Sie erfolgt durch absolute 

Schenk, Belehraugen. 25 
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Stimmenmehrheit aller in einem Wahlkreise abgegebenen Stimmen. 
Stellt bei einer Wahl eine absolute Stimmenmehrheit sich nicht 
heraus, so ist nur unter den zwei Kandidaten zu wählen, welche 
die meisten Stimmen erhalten haben. ^) 

Bei Stimmengleichheit entscheidet das Loos. 

§ 13. Über die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahlzettel 
entscheidet mit Vorbehalt der Prüfang des Beichstages allein der 
Vorstand des Wahlbezirkes nach Stimmenmehrheit seiner Mitglieder. 

Die nngültigen Stimmzettel sind zum Zwecke der Prüfang 
durch den Reichstag dem Wahlprotokoll beizufügen. Die gültig 
befundenen bewahrt der Vorsteher der Wahlhandlung in dem 
Wahlbezirke so lange versiegelt, bis der Reichstag die Wahl 
definitiv gültig erklärt hat. 

§ 14. Die allgemeinen Wahlen sind im ganzen Bundesgebiete 
an dem von dem Bundespräsidium bestimmten Tage yorzunehmen. 

§ 15. Der Bundesrat ordnet das Wahlverfahren, soweit das- 
selbe nicht durch das gegenwärtige Gesetz festgestellt worden ist, 
durch ein einheitliches, für das ganze Bundesgebiet gültiges Wahl- 
reglement.*) 

Dasselbe kann nur unter Zustimmung des Beichstages ab- 
geändert werden. 

§ 16. Die Kosten für die Druckformulare zu den Wahl- 
protokollen und für die Ermittelung des Wahlergebnisses in den 
Wahlkreisen werden von den Bundesstaaten, alle übrigen Kosten 
des Wahlverfahrens werden von den Gemeinden getragen. 

§ 17. Die Wahlberechtigten haben das Becht, zum Botrieb der 
den Reichstag betreffenden Wahlangelegenheiten Vereine zu bilden 
und in geschlossenen Räumen unbewafihet öffentliche Versamm- 
lungen zu veranstalten. 

Die Bestimmungen der Landesgesetze über die Anzeige der 
Versammlungen und Vereine, sowie über die Überwachung der- 
selben bleiben unberührt. 

§ 18. Das gegenwärtige Gesetz tritt bei der ersten nach 
dessen Verkündigung stattfindenden Neuwahl des Reichstages in 
Kraft. Von dem nämlichen Zeitpunkte an verlieren alle bisherigen 
Wahlgesetze für den Reichstag nebst den dazu erlassenen Aus- 
führungsgesetzen, Verordnungen und Reglements ihre Gültigkeit 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Bundes-Insiegel. 

Gegeben Schlofs Babelsberg, den 31. Mai 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. V. Bismarck-Schönhausen.) 

1) „Stichwahl". 2) Dieses Wahlreglement ist unterm 28. Mai 

1870 veröfientiicht. 
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Art. 21. Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in 
den Eeichstag. 

Wenn ein Mitglied des Reichstages ein besoldetes Beichsamt 
oder in einem Bundesstaate ein besoldetes Staatsamt annimmt oder 
im Reichs- oder Staatsdienste in ein Amt eintritt, mit welchem 
ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden ist, so ver- 
liert es Sitz und Stimme in dem Reichstag und kann seine Stelle 
in demselben nur durch neue Wahl wieder erlangen. 

Art. 22. Die Verhandlungen des Reichstages sind öffentlich. 

Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öffent- 
lichen Sitzungen des Reichstages bleiben von jeder Verantwort- 
lichkeit frei. 

Art. 23. Der Reichstag hat das Recht, innerhalb der Kom- 
petenz des Reichs Gesetze vorzuschlagen und an ihn gerichtete 
Petitionen dem Bundesrate resp. Reichskanzler zu überweisen. 

Art. 24. Die Legislaturperiode des Reichstages dauert drei^) 
Jahre. Zur Auflösung des Reichstages während derselben ist ein 
BeschluTs des Bundesrates unter Zustimmung des Kaisers er- 
forderlich. 

Art. 25. Im Falle der Auflösung des Reichstages müssen 
innerhalb eines Zeitraumes von 60 Tagen nach derselben die 
Wählfer und innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tagen nach der 
Auflösung der Reichstag versammelt werden. 

Art. 26. Ohne Zustimmung des Reichstages darf die Ver- 
tagung desselben die Frist von 30 Tagen nicht übersteigen und 
während derselben Session nicht wiederholt werden. 

Art. 27. Der Reichstag prüft die Legitimation seiner Mit- 
glieder und entscheidet darüber. * Er regelt seinen Geschäftsgang 
und seine Disziplin durch eine Geschäfts-Ordnung und erwählt 
seinen Präsidenten, seine Vizepräsidenten und Schriftführer. 

Art. 28. Der Reichstag beschliefst nach absoluter Stimmen- 
mehrheit. Zur Gültigkeit der Beschlufsfassung ist die Anwesen- 
heit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder er- 
forderlich. 

Art. 29. Die Mitglieder des Reichstages sind Vertreter des 
gesamten Volkes und an Aufträge und Instruktionen nicht ge- 
bunden. 

Art. 30. Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer 
Zeit wegen seiner Abstimmung oder wegen der in Ausübung seines 
Berufes gethanen Äufserungen gerichtlich oder disziplinarisch ver- 
folgt oder sonst aufserhalb der Versammlung zur Verantwortung 
gezogen werden. 



1) Seit 1888 fünf. 
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Art. 31. Ohne Genehmignng des Reichstages kann kein Mit- 
glied desselben während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe 
bedrohten Handlung zur Untersuchung gezogen oder verhaftet 
werden, aufser wenn es bei Ausübung der That oder im Laufe 
des nächstfolgenden Tages ergriffen wird. . . . 

Auf Verlangen des Reichstages wird jedes Strafverfahren 
gegen ein Mitglied desselben und jede Untersuchungs- oder Civil- 
haft für die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben. 

Art. 32. Die Mitglieder des Reichstages dürfen als solche 
keine Besoldung oder Entschädigung beziehen. 

VI. Zoll- und Handelswesen. 

Art. 33. Deutschland büdet ein Zoll- und Handelsgebiet, um- 
geben von gemeinschaftlicher Zollgrenze. Ausgeschlossen bleiben 
die wegen ihrer Lage zur Einschliefsung in die Zollgrenze nicht 
geeigneten einzelnen Gebietsteile. 

Alle Gegenstände, welche im freien Verkehr eines Bundes- 
staates befindlich sind, können in jeden anderen Bundesstaat ein- 
geführt und dürfen in letzterem einer Abgabe nur insoweit unter- 
worfen werden, als daselbst gleichartige inländische Erzeugnisse 
einer inneren Steuer unterliegen. 

Art. 34. Die Hansestädte Bremen und Hamburg mit einem 
dem Zweck entsprechenden Bezirke ihres oder des umb'egenden 
Gebietes bleiben als Freihäfen aufserhalb der gemeinschaftlichen 
Zollgrenze, bis sie ihren Einschlufs in dieselbe beantragen.^) 

Art. 35. Das Reich ausschliefslich hat die Gesetzgebung über 
das gesamte Zollwesen, über die Besteuerung des im Bundesgebiete 
gewonnenen Salzes und Tabaks, bereiteten Branntweins und Bieres 
und aus Rüben oder anderen inländischen Erzeugnissen dargestellten 
Zuckers und Sirups 

In Bayern, Württemberg und Baden bleibt die Besteuerung 
des inländischen Branntweins und Bieres der Landesgesetzgebung 
vorbehalten. Die Bundesstaaten werden jedoch ihr Bestreben 
darauf richten, eine Übereinstimmung der Gesetzgebung über die 
Besteuerung auch dieser Gegenstände herbeizuführen. 

Art. 36. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Ver- 
brauchssteuern (Art. 35) bleibt jedem Bundesstaate, soweit der- 
selbe sie bisher ausgeübt hat, innerhalb seines Gebietes über- 
lassen. 

Der Kaiser überwacht die Einhaltung des gesetzlichen Ver- 
fahrens durch Reichsbeamte 

Art. 38. Der Ertrag der Zölle und der anderen in Art. 35 



1) Dieselben sind bis auf einen Teil des Hafengebiets aufgenommen. 
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bezeichneten Abgaben, letzterer, soweit sie der Beichsgesetzgebung 
unterliegen, fliefst in die Beichskasse. . . . 

Bayern, Württemberg und Baden haben an dem in die Beichs- 
kasse fliefsenden Ertrage der Steuern von Branntwein und Bier . . . 
keinen Teil.^) 

Vn. Eisenbahnwesen. 

Art. 41. Eisenbahnen, welche im Interesse der Verteidigung 
Deutschlands oder im Interesse des gemeinsamen Verkehrs für 
notwendig erachtet werden, können kraft eines Beichsgesetzes auch 
gegen den Widerspruch der Bundesglieder, deren Gebiet die Eisen- 
bahnen durchschneiden, unbeschadet der Landeshoheitsrechte, für 
Bechnung des Beiches angelegt oder an Privatunternehmer zur 
Ausführung konzessioniert und mit dem Expropriationsrechte aus- 
gestattet werden 

Art. 42. Die Bundesregierungen verpflichten sich, die deut- 
schen Eisenbahnen im Interesse des allgemeinen Verkehrs wie ein 
einheitliches Netz verwalten und zu diesem Behuf auch die neu 
herzustellenden Bahnen nach einheitlichen Normen anlegen und 
ausrüsten zu lassen. 

Art. 43. ... Das Beich hat dafür Sorge zu tragen, dafs die 
Eisenbahnverwaltungen die Bahnen jederzeit in einem die nötige 
Sicherheit gewährenden baulichen Zustande erhalten und dieselben 
mit Betriebsmaterial so ausrüsten, wie das Verkehrsbedürfnis es 
erheischt. 

Art. 45. Dem Beiche steht die Eontrolle über das Tarifwesen 
zu. Dasselbe wird namentlich dahin wirken, 

1. dafs baldigst auf allen deutschen Eisenbahnen übereinstimmende 
Betriebsreglements eingeführt werden, 

2. dafs die möglichste Gleichmäfsigkeit und Herabsetzung der 
Tarife erzielt, insbesondere, dafs bei gröfseren Entfernungen fttr 
den Transport von Kohlen, Koaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, 
Boheisen, Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenständen ein 
dem Bedürfnis der Landwirtschaft und Industrie entsprechender 
ermäfsigter Tarif . . . eingeführt werde. 

Art. 46. Bei eintretenden Notständen, insbesondere bei un- 
gewöhnlicher Teuerung der Lebensmittel, sind die Eisenbahnver- 
waltungen verpflichtet, für den Transport, namentlich von Getreide, 
Mehl, Hülsenfrüchten und Kartoffeln, zeitweise einen dem Bedürfnis 
entsprechenden, von dem Kaiser auf Vorschlag des betreffenden 
Bundesrats-Ausschusses festzustellenden, niedrigen Spezialtarif ein- 
zuführen, welcher jedoch nicht unter den niedrigsten auf der be- 
treffenden Bahn ftir Bohprodukte geltenden Satz herabgehen darf. 

1) Elsafs-Lothringen nicht an dem Ertrage der betr. Biersteuer. 



390 Sechzehntes Kapitel. 

Die Torstehend, sowie die in den Art. 42 bis 45 getroffenen 
Bestimmungen sind auf Bayern nicht anwendbar. 

Dem Reiche steht jedoch auch Bayern gegenüber das Hecht 
zu, im Wege der Gesetzgebung einheitliche Normen fttr die Kon- 
struktion und Ausrüstung der für die Landesverteidigung wichtigen 
Eisenbahnen aufzustellen. 

Art. 47. Den Anforderungen der Behörden des Beichs in 
betreff der Benutzung der Eisenbahnen zum Zweck der Verteidi- 
gung Deutschlands haben sämtliche Eisenbahnverwaltungen un- 
weigerlich Folge zu leisten. ... 

VIII. Post- und Telegraphenwesen. 

Art. 48. Das Postwesen und das Telegraphenwesen werden 
für das gesamte Gebiet des Deutschen Reiches als einheitliche 
Staatsverkehrs- Anstalten eingerichtet und verwaltet 

Art. 49. Die Einnahmen des Post- und Telegraphenwesens 
sind für das ganze Reich gemeinschaftlich. Die Ausgaben werden 
aus den gemeinschaftlichen Einnahmen bestritten. Die Überschüsse 
fliefsen in die Reichskasse. 

Art.. 50. Dem Kaiser gehört die obere Leitung der Post- 
und Telegrapbenverwaltung an. Die vOn ihm bestellten Behörden 
haben die Pflicht und das Recht dafür zu sorgen, dafs Einheit in 
der Organisation der Verwaltung und im Betriebe des Dienstes, 
sowie in der Qualifikation der Beamten hergestellt und er- 
halten wird. 

Dem Kaiser steht der Erlafs der reglementarischen Fest- 
setzungen und allgemeinen administrativen Anordnungen, sowie die 
ausschliefsliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen Post- 
und Telegraphenverwaltungen zu. 

Sämtliche Beamte der Post- und Telegraphenverwaltung sind 
verpflichtet, den Kaiserlichen Anordnungen Folge zu leisten. Diese 
Verpflichtung ist in den Diensteid aufzunehmen. 

Die Anstellung der bei den Verwaltungsbehörden der Post 
und Telegraphie in den verschiedenen Bezirken erforderlichen 
oberen Beamten (z. B. der Direktoren, Räte, Ober -Inspektoren), 
femer die Anstellung der zur Wahrnehmung des Aufsichts- u. s. w. 
Dienstes in den einzelnen Bezirken als Organe der erwähnten Be- 
hörden fungierenden Post- und Telegraphenbeamten fz. B. Inspek- 
toren, Kontrolleure) geht für das ganze Gebiet des Deutschen 
Reichs vom Kaiser aus, welchem diese Beamten den Diensteid 
leisten. Den einzelnen Landesregierungen wird von den in Rede 
stehenden Ernennungen, soweit dieselben ihre Gebiete betreffen, 
behufs der landesherrlichen Bestätigung und Publikation rechtzeitig 
Mitteilung gemacht werden. 
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Die anderen bei den Verwaltungsbehörden der Post und 
Telegraphie erforderlichen Beamten, sowie alle fcLr den lokalen 
und technischen Betrieb bestimmten, mithin bei den eigentlichen 
Betriebsstellen fungierenden Beamten u. s. w. werden von den be- 
treffenden Landesregierungen angestellt. 

Wo eine selbständige Landespost- resp. Telegraphenverwal- 
tung nicht besteht, entscheiden die Bestinunangen der besonderen 
Verträge. 

Ari 52. Die Bestinmiungen in den vorstehenden Art. 48 bis 
51 finden auf Bayern und Württemberg keine Anwendung. . . . 

An den zur Beichskasse fliefsenden Einnahmen des Post- und 
Telegraphenwesens haben Bayern und Württemberg keinen Teil. 

IX. Marine und Schiffahrt. 

Art. 53. Die Kriegsmarine des Reichs ist eine einheitliche 
unter dem Oberbefehl des Kaisers« Die Organisation und Zu- 
sammensetzung derselben liegt dem Kaiser ob, welcher die Offiziere 
und Beamten der Marine ernennt, und für welchen dieselben nebst 
den Mannschaften eidlich in Pflicht zu nehmen sind. 

Der Kieler Hafen und der Jadehafen sind Beichskriegshäfen. 

Der zur Gründung und Erhaltung der Kriegsflotte und der 
damit zusammenhängenden Anstalten erforderliche Aufwand wird 
aus der Beichskasse bestritten. 

Die gesamte seemännische Bevölkerung des Reichs, einschlief s- 
lich des Maschinenpersonals und der Schiffshandwerker, ist vom 
Dienste im Landheere befreit, dagegen zum Dienste in der Kaiser- 
lichen Marine verpflichtet.^) 

Art. 54. Die Kauffahrteischiffe aller Bundesstaaten bilden eine 
einheitliche Handelsmarine. 

Das Reich hat das Verfahren zur Ermittelung der Ladungs- 
fähigkeit der Seeschiffe zu bestimmen, die Ausstellung der Mefs- 
briefe, sowie die Schiffscertiflkate zu regeln und die Bedingungen 
festzustellen, von welchen die Erlaubnis zur Führung eines See- 
schiffes abhängig ist. 

In den Seehäfen und auf allen natürlichen und künstlichen 
Wasserstrafsen der einzelnen Bundesstaaten werden die Kauffahrtei- 
schiffe sämtlicher Bundesstaaten gleichmäfsig zugelassen und be- 
handelt. Die Abgaben, welche in den Seehäfen von den Seeschiffen 
oder deren Ladungen für die Benutzung der Schiffahrtsanstalten 
erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen 



1) Die Verteilung des Ersatzbedarfs für die Marine ist durch das 
Beichsgesetz vom 26. Mai 189d (Artikel II, d. Absatz) von neuem ge- 
regelt. 
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Herstellnng dieser Anstalten erforderlichen Kosten nicht über- 
steigen. 

Auf allen natürlichen Wasserstrafsen dürfen Abgaben nur für 
die Benutzung besonderer Anstalten, die zur Erleichterung des 
Verkehrs bestimmt sind, erhoben werden. Diese Abgaben, sowie 
die Abgaben für die Befahrong solcher künstlichen WasserstraTsen, 
welche Staatseigentum sind, düifen die zur Unterhaltung und ge- 
wöhnlichen Herstellung der Anstalten und Anlagen erforderlichen 
Kosten nicht übersteigen. Auf die Flöfserei finden diese Bestim- 
mungen insoweit Anwendung, als dieselbe auf schiffbaren Wasser- 
strafsen betrieben wird. 

Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere 
Abgaben zu legen, als von den Schiffen der Bundesstaaten oder 
deren Ladungen zu entrichten sind, steht keinem Einzelstaate, 
sondern nur dem Reiche zu. 

Art. 55. Die Flagge der Kriegs- und Handelsmarine ist 
schwarz-weifs-rot. 

X. Konsulatwesen. 

Art. 56. Das gesamte Konsulatwesen des Deutschen Beichs 
steht unter der Aufsicht des Kaisers, welcher die Konsuln, nach 
Vernehmung des Ausschusses des Bundesrates für Handel und 
Verkehr, anstellt 

XL Beichskriegswesen. 

Art 57. Jeder Deutsche ist wehrpflichtig und kann sich in 
Ausübung dieser Pflicht nicht vertreten lassen. 

Art. 58. Die Kosten und Lasten des gesamten Kriegswesens 
des Reichs sind von allen Bundesstaaten und ihren Angehörigen 
gleichmäfsig zu tragen, so dafs weder Bevorzugungen, noch Prä- 
gravationen einzelner Staaten oder Klassen grundsätzlich zulässig 
sind. Wo die gleiche Verteilung der Lasten sich in natura nicht 
herstellen läfst, ohne die öffentliche Wohlfahrt zu schädigen, ist 
die Ausgleichung nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit im Wege 
der Gesetzgebung festzustellen. 

Art. 59. (Ist umgeändert.)^) 



1) Die Wehrpflicht beginnt jetzt mit dem vollendeten 17. Lebens- 
jahre und dauert bis zum vollendeten 45. Jahre. Sie wird abgeleistet 
mit 1) einer in der Regel vom 20. Jahre an anfangenden dreijährigen, bei 
den Fufstruppen zweijährigen Dienstzeit im stehenden Heere, 2) einem 
vierjährigen Dienste in der Reserve, 3) einem fünfjährigen Dienste in 
der Landwehr I. Aufgebotes, 4) durch den Dienst in der Land- 
wehr II. Aufgebotes, der bis zum 31. März des 39. Lebensjahres 
dauert (wer schon vor dem 20. Jahre in das stehende Heer getreten, 
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Art. 60. Die Friedenspräsenzstärke des deatscben Heeres 
wird bis zum 31. Dez. 1871 auf ein Prozent der Bevölkerung von 
1867 normiert, und wird pro rata derselben von den einzelnen 
Bundesstaaten gestellt. Für die spätere Zeit wird die Friedens- 
Präsenzstärke des Heeres im Wege der Reicbsgesetzgebung fest- 
gestellt. ^) 

Art. 61. Nach Publikation dieser Verfassung ist in dem 
ganzen Reiche die gesamte PreuTsische Militärgesetzgebung un- 
gesäumt einzufahren, sowohl die Gesetze selbst, als die zu ihrer 
AusfUhrung, Erläuteimng oder Ergänzung erlassenen Reglements, 
Instruktionen und Reskripte, namentlich also das Militär- Straf- 
gesetzbuch V. 3. April 1845, die Militär- Strafgerichtsordnung vom 
3. April 1845, die Verordnung über die Ehrengerichte v. 20. Juli 
1843, die Bestimmung über Aushebung, Dienstzeit, Servis- und 
Verpflegungswesen, Einquartierung, Ersatz von Flurbeschädigungen, 
Mobilmachung u. s. w. für Krieg und Frieden. Die Militärkirchen- 
ordnung ist jedoch ausgeschlossen. ... ' 



dient höchstens 6 Jahre im II. Angebote). 5) Diejenigen Lebensjahre 
zwischen dem 17. und 45. Jahre, welche nicht einer der vier genannten 
Dienstarten gewidmet sind, gehören dem Landstürme an, und zwar a) bis 
zum 31. März des 39. Lebensjahres (also sowohl während der Zeit vor 
dem Eintritte ins stehende Heer, als auch nach der Entlassung aus der 
Landwehr) dem I. Aufgebote des Landsturmes^ b) für den Best 
vom 39. bis 46. Jahre dem Landstürme II. Aufgebotes. Diejenigen 
militärtauglichen jungen Leute, welche zum Dienste im stehenden Heere 
nicht brauchbar oder überzählig sind, dienen 12 Jahre in der Ersatz- 
reserve, und zwar entweder a) in der übnngspflichtigen (diese 
werden nach beendigter Dienstzeit zur II. Landwehr gerechnet) oder 
b) ungeübt (diese gehören nach ihrer 12jährigen Dienstzeit zum 
I. Landsturme, vom 39. Jahre ab zum II. Landsturme). Der Reservist 
ist zur Meldung beim Bezirksfeldwebel, zu jährlich zwei Kontrollen und 
zu zwei Übungen von zusammen höchstens 8 Wochen verpflichtet; zur 
Auswanderung bedarf er der Erlaubnis. Die Landwehr I. Aufgebotes 
ist zur Meldung, zu jährlich einer Eontrolle imd zu zwei Übungen von 
8 — 14 Tagen verpflichtet; auch sie bedarf zur Auswanderung der Er- 
laubnis. Die Landwehr IL Aufgebotes ist auch zur Meldung ver- 
pflichtet, braucht diese aber nicht persönlich zu bewirken, sondern kann 
&ie durch ein Familienglied besorgen lassen. Diese Landwehrmänner gehen 
weder zur Kontrolle, noch zur Übung, und wenn sie auswandern wollen, 
melden sie sich einfach ab. Die Ersatzreservisten müssen sich melden, 
jedes Frühjahr zur Kontrolle kommen und, wenn sie noch nicht 32 Jahre 
alt sind, dreimal (10, 6 und 4 Wochen lang) üben; auswandern dürfen 
sie nur mit Erlaubnis. Der Landsturm hat im Frieden überhaupt 
keine Melde-, Kontroll- oder Übungspflicht; er wird nur bei Kriegsgefahr 
einberufen. 1) Zur Zeit auf 557 000 Mann. 



\ 
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Art. 62. Zar Bestreitung des Aufwandes für das gesamte 
deutsche Heer und die zu demselben gehörigen Einrichtungen sind 
bis zum 31. Dez. 1871 dem Kaiser jährlich sovielmal 225 Thaler, 
in Worten zweihundert fünf und zwanzig Thaler, als die Kopfzahl 
der Friedensstärke des Heeres nach Art. 60 beträgt, zur Ver- 
fügung zu stellen. ... 

Die Verausgabung dieser Summe fär das gesamte Beichsheer 
und dessen Einrichtungen wird durch das Etatsgesetz festgestellt. 

Bei der Feststellung des Militär-Ausgabe-Etats wird die auf 
Grundlage dieser Verfassung gesetzlich feststehende Organisation 
des Beichsheeres zu Grunde gelegt. 

Art. 63. Die gesamte Landmacht des Beichs wird ein ein- 
heitliches Heer bilden, welches in Krieg und Frieden unter dem 
Befehle des Kaisers steht. 

Die Begimenter n. s. w. fahren fortlaufende Nummern durch das 
ganze deutsche Heer. Für die Bekleidung sind die Grundfarben 
und der Schnitt der Königlich Preufsischen Armee mafsgebend. 
Dem betreffenden Kontingentsherrn bleibt es überlassen, die 
äufseren Abzeichen (Kokarden etc.) zu bestinmien. 

Der Kaiser hat die Pflicht und das Becht, dafür Sorge zu 
tragen, dafs innerhalb des deutschen Heeres alle Truppenteile 
vollzählig und kriegstüchtig vorhanden sind, und dafs Einheit in 
der Organisation und Formation, in Bewaffnung und Kommando, 
in der Ausbildung der Mannschaften, sowie in der Qualifikation 
der Offiziere hergestellt und erhalten wird. Zu diesem Behufe ist 
der Kaiser berechtigt, sich jederzeit durch Inspektionen von der 
Verfassung der einzelnen Kontingente zu überzeugen und die Ab- 
stellung der dabei vorgefundenen Mängel anzuordnen. 

Der Kaiser bestimmt den Präsenzstand, die Gliederung und 
Einteilung der Kontingente des Beichsheeres, sowie die Organisa- 
tion der Landwehr und hat des Becht, innerhalb des Bundes- 
gebietes die Garnisonen zu bestimmen, sowie die kriegsbereite 
Aufstellung eines jeden Teils des Beichsheeres anzuordnen. 

Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der Admini- 
stration, Verpflegung, Bewaffnung und Ausrüstung aller Truppen- 
teile des deutschen Heeres sind die bezüglichen künftig ergehenden 
Anordnungen für die preufsische Armee den Kommandenren der 
übrigen Kontingente, durch den Art. 8 Nr. 1 bezeichneten Aus- 
schufs für das Landheer und die Festungen zur Nachachtung in 
geeigneter Weise mitzuteilen. 

Art. 64. Alle deutsche Truppen sind verpflichtet, den Be- 
fehlen des Kaisers unbedingte Folge zu leisten. Diese Verpflich- 
tung ist in den Fahneneid aufzunehmen. 

Der Höchstkommandierende eines Kontingents, sowie alle 
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Offiziere, welche Trappen mehr als eines Kontingents befehligen, 
und alle Festungskommandanten werden von dem Kaiser ernannt. 
Die von Demselben ernannten Offiziere leisten Ihm den Fahneneid. 
Bei Generalen und den Generalstellungen versehenden Offizieren 
innerhalb des Kontingents ist die Ernennung von der jedesmaligen 
Zustimmung des Kaisers abhängig zu machen. 

Der Kaiser ist berechtigt, behufs Versetzung mit oder ohne 
Beförderung ftlr die von Ihm im Reichsdienste, sei es im preufsi- 
schen Heere, oder in anderen Kontingenten zu besetzenden Stellen 
aus den Offizieren aller Kontingente des Beichsheeres zu wählen. 

Art. 65. Das Recht, Festungen innerhalb des Bundesgebietes 
anzulegen, steht dem Kaiser zu, welcher die Bewilligung der dazu 
erforderlichen Mittel, soweit das Ordinarium sie nicht gewährt, 
nach Abschnitt XII beantragt. 

Art. 66. Wo nicht besondere Konventionen ein anderes be- 
stimmen, ernennen die Bundesfürsten, beziehentlich die Senate die 
Offiziere ihrer Kontingente, mit der Einschränkung des Art. 64. 
Sie sind Chefs aller ihren Gebieten angehörenden Truppenteile und 
geniefsen die damit verbundenen Ehren. Sie haben namentlich 
das Recht der Inspizierung zu jeder Zeit und erhalten aufser den 
regelmäfsigen Rapporten und Meldungen über vorkommende Ver- 
änderungen behufs der nötigen landesherrlichen Publikation recht- 
zeitige Mitteilung von den die betreffenden Truppenteile berühren- 
den Avancements und Ernennungen. 

Auch steht ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht 
blofs ihre eigenen Truppen zu verwenden, sondern auch alle 
anderen Truppenteile des Reichsheeres, welche in ihren Länder- 
gebieten dislociert sind, zu requirieren. 

Art. 67. Ersparnisse an dem Militär-Etat fallen unter keinen 
umständen einer einzelnen Regierung, sondern jederzeit der Reichs- 
kasse zu. 

Art. 68. Der Kaiser kann, wenn die öffentliche Sicherheit in 
dem Bundesgebiete bedroht ist, einen jeden Teil desselben in 
Kriegszustand erklären. Bis zum Erlafs eines die Voraussetzungen, 
die Form der Verkündigung und die Wirkungen einer solchen 
Erklärung regelnden Reichsgesetzes gelten dafür die Vorschriften 
des Preufs. Gesetzes v. 4. Juni 1851. 

Schlufsbestimmung zum XI. Abschnitt. 

Die in diesem Abschnitt enthaltenen Vorschriften kommen in 
Bayern nach näherer Bestimmung des Bündnisvertrages v. 23. Nov. 
1870 (BGB. 1871, S. 9) unter IH. § 1 in Württemberg nach 
näherer Bestimmung der Militärkonvention v. 21./2Ö. Nov. 1870 
(BGB. 1870, S. 658) zur Anwendung. 
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Xn. Beichsfinanzen. 

Art. 69. Alle Einnahmen und Aasgaben des Reichs müssen 
flir jedes Jahr veranschlagt und auf den Eeichshaushalts-Etat ge- 
bracht werden. Letzterer wird vor Beginn des Etatsjahres nach 
folgenden Grundsätzen durch ein Gesetz festgestellt. 

Art. 70. Zur Bestreitung aller gemeinschaftlichen Ausgaben 
dienen zunächst die etwaigen Überschüsse der Vorjahre, sowie die 
aus den Zöllen, den gemeinschaftlichen Verbrauchssteuern und aus 
dem Post- und Telegraphenwesen fliefsenden gemeinschaftlichen 
Einnahmen. Insoweit dieselben durch diese Einnahmen nicht ge- 
deckt werden, sind sie, so lange Beichssteuem nicht eingeführt 
sind, durch Beiträge der einzelnen Bundesstaaten nach Mafsgabe 
ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche bis zur Höhe des budget- 
mäfsigen Betrages durch den Reichskanzler ausgeschrieben werden. 

Art. 71. Die gemeinschaftlichen Ausgaben werden in der 
Begel ftlr ein Jahr bewilligt, können jedoch in besonderen Fällen 
auch für eine längere Dauer bewilligt werden. 

Während der im Art. 60 normierten Übergangszeit ist der 
nach Titeln geordnete Etat über die Ausgaben für das Heer dem 
Bundesrate und dem Reichstage nur zur Kenntnisnahme und zur 
Erinnerung vorzulegen. 

Art. 72. Über die Verwendung aller Einnahmen des Beichs 
ist durch den Beichskanzler-dem Bundesrate und dem Beichstage 
zur Entlastung jährlich Bechnung zu legen. 

Art. 73. In Fällen eines aufserordentlichen Bedürfnisses kann 
im Wege der Reichsge^etzgebung die Aufnahme einer Anleihe, so- 
wie die Übernahme einer Garantie zu Lasten des* Beichs erfolgen. 

Schlufsbestimmung zum XU. Abschnitt. 

Auf die Ausgaben für das Bayerische Heer finden die Art. 
69 und 71 nur nach Mafsgabe der in der Schlufsbestimmung zum 
XL Abschnitt erwähnten Bestimmungen des Vertr. v. 23. Nov. 1870 
und der Art. 72 nur insoweit Anwendung, als dem Bundesrate und 
dem Beichstage die Überweisung der für das Bayerische Heer er- 
forderlichen Summe an Bayern nachzuweisen ist. 

Xin. Schlichtung von Streitigkeiten und Straf- 
bestimmungen. 

Art. 74. Jedes Unternehmen gegen die Existenz, die Integrität, 
die Sicherheit oder die Verfassung des Deutschen Beichs, endlich 
die Beleidigung des Bundesrates, des Beichstages, eines Mitgliedes 
des Bundesrates oder des Beichstages, einer Behörde oder eines 
öffentlichen Beamten des Beichs, während dieselben in der Aus- 
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Übung ihres Berufes begriffen sind oder in Beziehung auf ihren 
Beruf, durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere 
Darstellung, werden in den einzelnen Bundesstaaten beurteilt und 
bestraft nach Mafsgabe der in den letzteren bestehenden oder 
künftig in Wirksamkeit tretenden Gesetze, nach welchen eine 
gleiche, gegen den einzelnen Bundesstaat, seine Verfassung, seine 
Kammern oder Stande, seine Kammer- oder Ständemitglieder, seine 
Behörden und Beamten begangene Handlung zu richten wäre. 

Art. 75. Für diejenigen im Art. 74 bezeiclmeten Unter- 
nehmungen gegen das Deutsche Beich, welche, wenn gegen einen 
der einzelnen Bundesstaaten gerichtet, als Hochverrat oder Landes- 
verrat zu qualifizieren wären, ist das gemeinschaftliche Ober- 
Appellationsgericht der drei freien und Hansestädte in Lübeck die 
zuständige Spruchbehörde in erster und letzter Instanz.^) 

Die näheren Bestimmungen über die Zuständigkeit und das 
Verfahren des Ober-Appellationsgerichts erfolgen im Wege der Reichs- 
gesetzgebung. Bis zum Erlasse eines Beichsgesetzes bewendet es 
bei der seitherigen Zuständigkeit * der Gerichte in den einzelnen 
Bundesstaaten und den auf das Verfahren dieser Gerichte sich 
beziehenden Bestimmungen. 

Art. 76. Streitigkeiten zwischen verschiedenen Bundesstaaten, 
sofern dieselben nicht privatrechtlicher Natur und daher von den 
kompetenten Gerichtsbehörden zu entscheiden sind, werden auf 
Anrufen des einen Teils von dem Bundesrate erledigt. 

Verfassungsstreitigkeiten in solchen Bundesstaaten, in deren 
Verfassung nicht eine Behörde zur Entscheidung solcher Streitig- 
keiten bestimmt ist, hat auf Anrufen einfs Teiles der Bundesrat 
gütlich auszugleichen oder, wenn das nicht gelingt, im Wege der 
Eeichsgesetzgebung zur Erledigung zu bringen. 

Art. 77. Wenn in einem Bundesstaate der Fall einer Justiz- 
venmgerung eintritt, und auf gesetzlichen Wegen ausreichende 
Hülfe nicht erlangt werden kann, so liegt dem Bundesrate ob, er- 
wiesene, nach der Verfassung und den bestehenden Gesetzen des 
betreffenden Bundesstaates zu beurteilende Beschwerden über ver- 
weigerte oder gehemmte Rechtspflege anzunehmen und darauf die 
gerichtliche Hülfe bei der Bundesregierung, die zu der Beschwerde 
Anlafs gegeben hat, zu bewirken. 

XIV. Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 78. Veränderungen der Verfassung erfolgen im Wege der 
Gesetzgebung. Sie gelten als abgelehnt, wenn sie im* Bundesrate 
14 Stimmen gegen sich haben. 

1) Jetzt das Reichsgericht in Leipzig. 
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Diejenigen Vorschriften der Reichs Verfassung, durch welche 
bestimmte Rechte einzelner Bundesstaaten in deren Verhältnis zur 
Gesamtheit festgestellt sind, können nnr mit Zustimmung des be- 
rechtigten Bundesstaates abgeändert werden. 
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Die Betrachtungen, die wir zusammen angestellt haben, 
führten zur Erkenntnis vielfacher politischer, ständischer und 
wirtschaftlicher Verhältnisse; Sparta und Athen, Rom und Karthago, 
Mittelalter und Neue Zeit waren Gegenstand unserer Erörterungen. 
Wir haben gefunden ^ dafs die Begriffe vom Staat und die Ein- 
richtungen der Staaten oft verschiedenartig, oft wieder einander sehr 
ähnlich waren, dafs ferner wie in der Natur so im Völker-, im 
Staatsleben gewisse Gesetze obwalten, die mit der Kraft der Not- 
wendigkeit herrschen und denen, die sie ergründen und sich nach 
ihnen richten, Nutzen bringen, jene aber, die sie nicht zu erkennen 
vermögen oder die ihre Lehren nicht verstehen oder verstehen 
wollen, schädigen oder gar zermalmen. Unter gleichen Bedingungen 
entstehen immer und überall relativ gleiche Verhältnisse. Fast 
niemals waren alle Klassen einer Nation, eines Reiches mit 
ihren Lebensbedingungen zufrieden, fast zu jeder Zeit strebten die 
oberen nach gröfserer Macht, gröfserem Reichtum, üppigerem 
Lebensgenufs, die unteren Stände aber empor. Natur und Ge- 
schichte beweisen, dafs es nicht wahr ist, dafs alle Menschen 
einander gleich seien, dafs es irrig ist und gefährlich, auf einem 
solchen falschen Axiom eine neue Gesellschaftsordnung aufrichten 
zu wollen, sie zeigen, dafs die Menschheit sich ebensowenig wie 
die Erdrinde durch Katastrophen, durch plötzliche gewaltsame 
Stöfse weiter entwickelt, sondern dafs sie wie jeder Organismus 
langsam an Kraft und Aussehen zunimmt, nur schrittweise zu 
besseren Verhältnissen in Staat und Stand und Volkswirtschaft 
gelangen kann. Wie das Strohdach vor Feuer, mufs sie sich 
hüten vor den falschen Propheten, welche versprechen, in kürzester 
Frist ein irdisches Paradies herbeizuführen. 

Wie die Welt nun einmal eingerichtet, wie nun die Mensch- 
heit gerade beschaffen ist, ein Paradies auf Erden ist nimmermehr 
möglich. Weder kann jetzt noch jemals der Planet, auf dem wir 
wandeln, die zu jenem glückseligen Zustand notwendige Fülle von 
Gütern gewähren, noch entspricht ihm die Eigenart der Menschen- 

1) An die Oberprimaner gerichtet gedacht. 
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natnr. Wohl aber ist eine stufenweise Verbesserung der Zustände 
denkbar und erreichbar, aber auch nur dann, wenn ihr eine Ver- 
edlung der Völker vorausgeht. Gerade der Mann, den seine 
Jünger den Gleichheitsapostel nennen, J. J. Eousseau, der weist 
darauf hin, dafs der Musterstaat nur bei gröfstem Patriotismus, 
bei Fernbleiben von jeglichem Luxus und jeglicher üppigen Lebens- 
weise lebensföhig sei. Auch ihm sind die höchsten Güter des 
Menschengeschlechtes ideelle. 

Limitten einer sturmbewegten Zeit stehen wir^ ein noch be- 
wegteres, stürmischeres Zeitalter erwartet Sie. An Ihnen liegt es 
dann mit, wie es Ihnen ergehen, ja, wie das Staatsganze aassehen 
wird, wenn sich die Wasser geebnet haben. Ob die Sonne schaut über 
ein Trümmerfeld, ob die Sonne leuchtet über friedliche, gedeihende, 
vorwärts strebende Menschen. Es ist denkender Männer unwürdig, 
mit fatalistischem Gleichmut alles über sich ergehen za lassen, 
für patriotische Männer ein Schimpf, auch nur die kleinste Unter- 
lassungssünde dem Ganzen gegenüber zu begehen. Kopf und 
Hände haben wir erhalten, jene zum Denken, diese zum Zufassen. 
Ora et labora, lautete der Spruch der Wohlthäter halb Europas. 
Was ist das, das Ganze? Der Staat, die Nation, die allgemeine 
Wohlfahrt. Setzen Sie dereinst Ihre ganze Kraft ein, durch Ihr 
eigenes Nachdenken das mit zu ergiünden, was dem Ganzen 
frommt; die Gesetze der menschlichen Entwicklung haben Sie ja 
verstehen gelernt. Im Besitz der Kenntnis des Einmaleins und 
der nötigen Formeln werden Sie nun mit- und nachrechnen können. 
Haben Sie ja doch die Formeln selbst entwickeln helfen! Was 
Ihnen dann förderlich und notwendig erscheint, das suchen Sie 
mit durchzuführen, nicht interesselos, gelangweilt, halb aus Zwang, 
wie die meisten Menschen Steuern zahlen, sondern mit ganzer 
Seele und mit heiligem Eifer. So weit es Ihre Zeit, ihre Kraft 
gestatten wird, stellen Sie sich in den Dienst des Ganzen! So 
hoch gehen die Wogen, so stark ist Brandung und Sturzsee, dafs 
alle, die es können, Hand anlegen müssen. Am Steuer steht ein 
edles, wackeres Geschlecht: Das Deutschland die politische Einheit 
gegeben hat, wird auch die soziale Einigung und Befriedigung, 
wird auch die innere Eintracht herstellen. In altgermanischer 
Treue stehen Sie zu ihm und helfen ihm, unserem Volke bessere 
Wege zu bereiten. Es gilt die schrittweise Besserung der Ver- 
hältnisse der meisten Klassen. Dazu sind, wie Sie gesehen haben, 
Beformen nötig. Denken Sie an die Haltung der Edelleute in der 
Nacht vom 3. zum 4. August 1789! So grofse Opfer sind 
schwerlich notwendig, wie sie ein verlorener Krieg erheischt, oder 
die napoleonische Zwingherrschaft und deren Abschüttlung mit 
sich brachten. Nicht im entferntesten so grofse, wie sie eine nach 
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geschichtlichem Gesetz sonst eintretende „Explosion der Ealtar- 
weit" erforderte. ^Ans Vaterland^ ans teure, schliefs' dich an, 
das halte fest mit deinem ganzen Herzen!" Ihm zn Liebe ver- 
mag man schon manches zu tragen, manches aufzugeben. Schätzen 
Sie die materiellen Güter des Lebens als etwas Zufälliges, Acci- 
dentielles, der wahre Weise erhebt sich über den Hang zum 
Luxus und zum Genufs. Welch edle Einfachheit zeigen und 
lehren die grofsen Heldengestalten unseres Volkes, Kaiser Wilhelm I., 
Bismarck, Moltke, Friedrich d. Gr. und Luther! Die sittlichen 
Güter, die geistige Kultur, sie sind das Bückgrat der Völker. Zu 
hohe materielle Kultur ist weit eher der Anfang vom Ende. 
Ahmen Sie jenen nach und schauen Sie getrost in die Zukunft! 
Sie brauchen nicht, wie unhistorische Leute thun oder solche, 
welche ihre Zeit nicht kennen, die alte Zeit zu preisen; nein, e£r 
ist „die Welt" nicht rückwärts, sondern, wenn auch mit Umwegen, 
vorwärts gegangen. Und zwar in allem. Wohl ist ein Kampf 
gegen Sitte und Gesetz, gegen Religion und geistiges Wesen ent- 
brannt wie nie zuvor, aber der niemals versiegende Brunnen der 
Nächstenliebe und die gesteigerte Kenntnis der Staatswissenschaft 
haben zasammen mit der äufseren Entwicklung uns in den letzten 
hundeii; Jahren bedeutend gefördert. Den Gefahren der Zeit ist 
zu begegnen. Die Fundamente des Staates sind zu befestigen. Sie 
thun dies an Ihrem Teile, indem Sie sich willig und ehrlich dem 
Gesetz unterordnen, mit ganzer Kraft und Hingebung Ihre Pflichten, 
angenehme wie unangenehme, erfüllen, selbst die kleinste für wert- 
voll halten, indem Sie sich bestreben, an sich selbst Einfachheit 
in allen Dingen, Mafshalten und Selbstbeherrschung zu üben, indem 
Sie nicht, stolz auf Ihre Bildung, Stellung und etwa auch auf 
Ihren Besitz, hoffärtig auf die Minderbeglückten hinabsehen, sondern, 
dessen eingedenk, dafs der einzelne weit mehr, als er meint, von 
den Leistungen der Gesamtheit getragen wird, und Sie vieles nur 
einem glücklichen Ungefähr verdanken, ein Mitarbeiter im Dienste 
der Menschheit, ein Bruder im Sinne Christi, ein Mitbürger im 
Sinne des Staates sein wollen. ^,Edel sei der Mensch, hilfreich 
und gut!" Tragen Sie darum bei, Not zu lindem und zu be- 
seitigen, Thränen zu trocknen, Wunden zu heilen, auch solche, 
die durch eigenes Verschulden entstanden sind. Thut jeder seine 
Pflicht, so wird uns, so hoffe ich, die Krisis erspart bleiben, und 
dereinst die Zeit wiederkommen, wo unsere gesamte Nation 
einträchtigen Sinnes die Worte des Dichters spricht: 

„Wir wollen sein ein einig Volk von Brüdern, 

In keiner Not uns trennen und Gefahr." 
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